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Vorrede, 

Unsere Litteratnr ist reich aii Werken über Gas und Gas- 
beleuchtung. Abar die meisten in deutscher und englischer Sprache 
sind technische Abhandlungen und viele davon sind veraltet. Von 
französischen gibt es zwei Arten, erstens rein technische, zweitens 
Monographieen , die sich nur mit einem Streitpunkte zwischen der 
Gasgesellschftft und der Stadt beschäftigen. Zwei wertf<dle ICono- 
graphieen Ober diese Angelegenheit sind in Amerika osdileDeni die 
erste Ton Fi^. E. J. James: «The Belation of the modern ICimi- 
cipality to Üie Gas Suppl/** [Veröffentlicliangen der Amerikamscben 
ökonomischen Gesellschaft. Bd. I (1886)] irt rein theoretischer Natur; 
die zweite von Prof. Bemis „Municipal ownership of Gas in the United 
States" (in derselben Sammlung Bd. VI 1891) beschäftigt sich mit 
einer Reihe von so völlig neuen Thateachen, dafs sie kaum die von 
dem Verfasser gezogenen optimistischen Schlüsse rechtfertigen. Wenn 
wir aufser der Neuheit der Versuche im städtischen Selbstbetrieb in 
den Vereinigten Staaten noch die unendliche Mannigfaltigkeit und die 
meistens chaotischen Verhältnisse der städtischen Rechnungsführung 
betrachten, scheint die Grundlage des Werkes von Prof. Bemis 
schirarlioh genügend fUr seine Sddllsse. 

Es scheint mir daher, dafs als Bt^gliiznng dieser swei wertvollen 
M onognqphieen noch eine Schrift über diesen GkgoDstaod am Platse 
isty die TOD einem anderen Qesichtsponl^ ans ver&fst ist Idi beab- 
sichtige also vom politisch-administratiyen Standpunkt aus ebe kri- 
tische Geschichte der Gasfrage in zwei typischen Hauptstädten Europas 
sn sehreiben. Ich hoffe ans diesen beiden typischen FiÜlen nicht nur 
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zvL beweiseu, dals die durt befolgte Politik sich als uugeeiguet für 
die Bedürfnisse des Landes erwiesen habe, sondern auch, dals der 
Mifoerfolg nioht eine Folge von SrÜiolien oder leiiliclMii ünaehoi ist, 
tondem Tidmdir toh ümoheiii die flbendl bestehe&t vo modenie 
poHtischei ökonoDuaehe, geseUschaftlicbe und gewerbUdbe Yerlifilbiiae 
hemcheo. D. h. von emem Yemiche, etwas als eine Sache priTateo 
BiteieeMe zn betrachten und es folglich alleiu unter das private Recht 
zn bringen, was vonviegend ein Glegenstand des öffentlichen Interesses 
isty und deshalb vor allem und haapts&chlich den öffentlichen Be« 
hörden unterstehen sollte. 

Indem ich dann die Schlüsse, zu denen ich aus dem Studium 
dieser typischen Falle gelangt, als richtig annehme, gedenke ich kurz 
die Entstellung und die Wirksamkeit der (Tiiakonuiiission Yon Ma^ssa- 
chusetts zu betrachten. Denn diese Kommission, die sicherlich eine 
der eigenartigsten (und, wie UAi glaube aussichtsreichsten) Einrifih- 
tnngen der Bcgierangsmaschine ist, die je in Amerika getroffim wnide, 
soll grade diigenigen Obelstände Tenneiden, die, wie ich gefunden 
habe, die Wiener und Pariaer Gkwpolitik unbefriedigend gemacht 
haben. 

Es ist mir unmöglich allen denen namentlich zu danken, die 
mich freundlich bei der Abfassung dieser Schrift durch Anregungen 
oder durch (rewährung von Material unterstützt haben. Ich glaube 
aber, ich darf, ohne andere zu beleidigen, unter Namennennung 
Herrn Stadtrat Dr. Grültl aus Wien, M. Falcon, Secrt'taire Particulier 
du S6cr6taire General de la Pröfecture de la Seine, und Mr. Waltor 
S. Allen, Secretar>' of the Massachusetts Gas Commission dankeu. 

J. H. G. 
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Die Gbasfrage in Wien. 



1. Kapitel. 

Die Zeit der Versuclie 1829— 184i. 

üm die nettere Entwickeliiiig der Gkufrage in Wien za Tersteiian, 
mtBsen wir einigerm&lsen auf den ürtpnmg der dortigen Gasfenov- 

gQDg eiogeben und audi einen Blick werfen auf die politischen und 
jmigtiaobeD Verhältnisse, nnter denen das Qas ursprünglich eingeführt 
wurde, und unter denen die gegenwärtige Gesellschaft festen Fufis 
fafste. Zunächst kam Leuchtgas in Wien in Gebrauch während der 
absoluten Regierung Metternichs, zu einer Zeit, bevor Wien eine 
geschriebene Verfassung oder eine Selbstverwaltung') hatte. 

Die Ausdehnung der durch ihre erste Verfassung (1830), der 
Stadt verliehenen Rechte in Bezug auf die Koucessionen, die vorher 
Yon dem Kaiser, als absolutem Herrscher, den Gasgesellschaften erteilt 
worden, ist wStond der gamen folgenden Periode Gegenstand Ton 
Yerbandlnngen, jnriBtiBohen Kontrorenen nnd ProzesBen gewesen.*) 

') Natürlich halte di«* Stadt Wien, wie alle anderen deutschen Städte ihre 
Bechte, welche sie eines nach dem anderen von dem Staatsoberhaupte erworben 
hatte. Aber von lUS bis 1848 worden dieselben immer mehr von dem Monarchen 
aaU Fft&en getreten und gerietet — Erst nmch der Weltrevolation and dem 
Falle Metternichs erhielt die Stadt oder der Staat eine kodifizierte Verfassung 
und etwas Ähnliches wie eine Selbstverwaltung. Die erste Stadt- Akte datiert 
vom Jahre 1860, aber erst 1861 hörte sie auf, vom dem Willen des jungen Kaisers 
aUdbiCig sn lein. 

of. Administrationsbericht vom SO. Febrw 1861. pp. 1—8. 

") Es ist ein meriiwfirdiger Komineiitar sn der Läuigkeitf mit der man in 

VIll. 4. ^„ 1 
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Dieses Monstnun yod alten FrivilegieD ist, wie wir später sehen 
werden, der Hemmachiih gewesen, welcher die Stadt t«rhmdert hat, 
eine wiffasme KbotroHe Uber die Gaskompaiiie annattben, oder mit 
ihr SU befriedigenden Bedingungen für das primte oder öffeaÜidhe 
Betouditnngsweacp za gdaagen. 

Wenn wir den abaolntai Obaiakter dar Bagiening betrachten 
nnd die zurückgebliebenen nationalökonomischen und wissenschaft- 
Uohan Zustände von Osterreich im Anfang dieses Jahrhunderts, kann 
ea uns nicht überraschen, dafs Leuchtgas in Wien viel später ein- 
geführt wurde, als in Paris oder London. Die Öllampe herrschte 
unumschränkt in Wien bis 1829.') Die ersten Versuche, Gas für 
Beleuchtungszwecke zu benutzen, von denen wir etwas wissen, wurden 
in Wien von einem Chemiker, namens Pfendler') in seinem Privat- 
laboratorium gemacht. Der nächste Schritt waren Experimente über 
private Beleuchtung von Seiten desselben Mannes mittels transpor- 
tablen Gases, das er in aeinem t^t^KiMMn Labomtonuin fiibtisiarla. 
Der Erfolg dieaer SiperiiiMDte war darartif , dafr er sor Bildung einer 
QaageaeUachaft fUirta» welche Tom Staate am 14. Ifai 1889^ dia 



"Wim n Werke geht, dafi in allen Debatten und Yerhandlangen nicht ein Be- 
weis zu finden ist, dsJ'B irgend ein Mitglied der Stadtverwaltung, welche den 
Kampf fährte — einen Kampf, denen Erfolg aohliefslioh die Ausdehnung jener 
froheren Privilegien ergab — bii zom Jahre 1886, wo der Qemeinderat einen 
Alidmdi nUtr aaf die Quingt bMttgliolien DokunMule in dm Arohifen aaord^ 
nete, jemala die Dokumente gesehen hatte, auf welchen diSM GersdhfMoiiB be- 
rahten. Keina davon war bis dahin gedruckt worden. 

') Der geeetxliohe Standpunkt der Oaigesellachaft bexüglich dieaer früheren 
g e— i a e ri optn wurde endlioli featgeatallt dvroh «ine EntMihndung de« obenlMi 
Oericbtahofes. 29. Mai 18801, Urteil des k. k. obersten Gerichtshofes 
im PräjudiziaUProzesie der Gemeinde Wien gegen die Imperial* 
Kontinental-Oas- Association. 

Dte «to GaageMlbohall büdato rieh in Pkiis im Jabre 1814 vor dem 
Bnde dar H^^aoMishen Kiiage and in London 1810, oliglaiflii en* am 1. Jan. 
188B die ersten Strafsengaalaternen in Paris zu sehen waren. 

*) Zwei gute DarsteUungen dar frühesten Geaohiohte de« Gases in Wien 
finden sich in 

L YerwaltoBiibarialil der Stadt Wien 1887—18001 ]». 884 «. £ 

8. Oemeinderatsreferat von NikolaL 81. Sept 1869. p. 3 u. ff. 

*) Allerhöchste Entschlieraung vom 14. Mai 1832. Ea dauerte vom 
14. Mai bis zum 24. JuU bis diese Billigung des Kaisera an die Gesellschaft 
gelangte. — Man bekommt einfn Begriff Ton der LaagiamlBrit, mit dar die 
Kegierung arbeitete, wenn man erfahrt, dafs es beinahe z^rei Jahre dauerte, bi« 
diese Gesellschaft den Platz für ihre Leitungen erhielt, nachdem sie ihre XLon- 
lamion erhalten hatte. Hofdekret 11. :Nov. 1880. of. liioolai p. 8. 
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^bdanbnii erliidty Toa ihrem Labomtorimn nadi der uuieicn Stedl^ 
dnroii die Sientliolien Stisben Leituigeii sn l^gen, um FiifafleiiteB 
Qas in Uefem. 

Aber bevor irgend welche Lnfenogen gelegt wurden, wurde von 

Seiten der Stadtverwaltung dem neuen IJnternelimen Schwierigkeiten 
und Hindernisse in den Weg gelegt, wie sie jeden anderen, als eineo 
auisergewÖhnlichen Geist, würden entmutigt haben, selbst bei einem 
aussichtsvolleren Ilnternehmeü, als dieses damals zu sein schien. Eine 
kurze Schilderung dieser Komplikationen dürfte für ein richtige Ver- 
Bt&ndnis der Frage nötig sein. 

Schon am 29. November 1829 befahl der Magistrat,*) die kleine 
Gasanstalt zu schliefaen, aus dem Grunde, weil sie ohne Erlaubnis 
des Magistrats errichtet und gefiihrlich sei. Die Gesellschaft appdr 
Horte nn die Staatsregiemngf nnd lange UntersuchnDgeii folgten. 

Der Staat widerrief") den Befehl des Magistrates, weil die An- 
stalt zwar ohne ESrlanbnis der Bagmang, aber doch in dem guten 
Glauben errichtet worden aei, daSa eine solche nicht erforderUdi w&ro, 
und sie in keiner Weise eine Gefahr fUr die Öffentlichkeit dantsOteu 
Die Fortdauer der Anstalt wurde aber abhängig gemacht von der 
Erfüllung einer Anzahl sehr harter Polizeivorschriften. Unter den 
wichtigsten derselben waren die, dafs keine Vergröfserung der Anstalt*) 
ohne Zustimmung der Behörden stattfinden sollte, dafs die Gasometer 
rings ummauert sein müfsten, da In der Direktor der Anstalt nicht 
gewechselt werden durfte ohne Zustimmung des polytechnischen In- 

AH« mvf die Gsafrage besSgliohea Konsewranen, Eatidieidiiiig«!! ete. von 

Affffnig an bis zam Abschlufs dw «nten Kontrakte« für die öflfentliche Beleucb- 
tung (6. Mai 1845) wurden zusammen gedruckt auf tiefehl de« Gemeinderate« 
■m 7. Aug. 1886 unter dem Titel: Beilage XIX cum (j^emeinderatapro- 
tokolle Tom J»hre 1886. 

*) Dia «Jniieve Stadt» natfalbto sUm Gebiet innerhalb der letiten Stadt- 
meoerD, welche im Zuge der jetzigen Ringstrafse standen. Diejenigen politiBohen 
und in ihrer Verwaltung zur Stadt gehörigen Teile, welche zwischen den Mauern 
und den Oktroüiuieu lagen, biefaen „Vorstädte", während die der Stadt be- 
neehberten GeUettteOe, weldie in kommenidler, indaatridler oder soeieier 
Beeiehung einen Teil derselben bildeten, ela »V^ororte'* beie i eluiet wurden. 

85 Vororte gehörten 1890 zu Wien. 

*) Die Stadtverwaltung jener Zeit bestand aus der ,»Mag istrat" genannten 
KfirpenelMift. Diese Hlnner waren naoh ihren gaoien Denken nnd Wirken 
Aaigeatellte der Krone und besonders seit dem Weebael in der Stadtorgaaiiatio« 

von Jahre 1782 waren sie sehr servil. — 
*) fiegiemngsdekrete vom 15. Juli 1880. 

*) Der Ranminhalt der Qasometer war damals nur WO JELabikfiiÜk 
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ttifeateSi dais keiii Licht, nicht einmal eine Sicherheitdampe, in den 
Baun gehnusht werden dürfte, wo die Qaeometer standen, und Tcr- 
Bchiedeoe andere, ähnliche Beeehr&nkoDgen. 

Gegen diese Entscheidung der Staatsregiening appellierten heide 
Parteisn an das kaiserliche HofiostO (Hofkandei). Darauf folgte 
eine andere sogenannte sachverständige Untersuchung, deren Resultat 
war, dafs die Hofkanalei die Bedingung aufhole welche den Betrieb 
der Anstalt verbot, wenn sie nicht ummauert war, und auch diejenige, 
welche den Gebrauch der Sicherheitslampen verbot. Aufrecht erhalten 
wurde aher die Rediiif^img, dafs der Direktor immer von dem poly- 
technischen Institute hestütigt werden mufste, und dafs keine Ver- 
gröfserung stattfinden dürfte, nicht nur ohne Zustimmung der Kcgie- 
rung,-) sondeni dafs auch diese Zustimmung keinesfalls gegeben 
werden würde, aufser nach einer speziellen sachverständigen Unter- 
ludrang. Damslhe Dekret ordnete auch an, daih eine TJntersudiuug 
erfolge, auf die Petition der Gaskompagnie um Erkuhnis nur Aus- 
dehnung der Anstalt durch den Bau eines GkMometers von 6000 his 
6000 EuhikfhIiB Rauminhalt. Die nachgesuchte Erkuhnis wurde nach 
▼ier Monaten") erteflt, aher neue Bedingungen wurden der Gesellsdiaft 
auferlegt. Zum Beispiel sollte keine Gasanstalt nach der Fertig- 
stellung in Betrieb ge>r t/t werden, ohne Bestätigung sowohl durch 
das Polytechnikum als die Polizei, und minutiöse Bestimmungen wur- 
den hinzugefügt, um eine Verpestung der Luft oder des Wassers in 
der Nachbarschaft zu vermeiden. 

Wir wollen nun zurückkehren zu der Erlaubnis, die ersten Lei- 
tungen zu legen. Wie bereits erwähnt, wurde dieselbe durch Kaiser- 
liches Dekret erteilt, aber abhängig gemacht von der Bestätigung des 
Magistrats, der Bauinspektionsabteilnug der Provinz Niedor- 
Osterreich und des militärischen Küniia.iudeurs der Abteilung. Die- 
selben Behörden mufsten ihre Zustimnmng geben zu irgend welchen 

*) Hofdekret ▼om IL Novembw 1880. 

') StHatsregierung. Dies zeigt erstens, für wie wichtig die Regierung 
diese Sache hielt, und /wciteiis, wie wenig in jener Zeit die eogenannte SUdt- 
regieniDg an Autoritiit geuufa. 

*) Begierongsdekrei vom t4. Hin 1881. Der Magistrat, welcher m 
•olehen FSUen den einzigen Verbindungaweg zwischen der Gesellsohaft und der 

Ref.i<Tuug darstellte, benachrichtigte die Geeellschaft von dieser Entscheidung 
der ii -gierung erst nach vollen vier Wochen, noch daza in einer Jahreszeit, wo 
Bauteil hätten begonnen werden müssen. 
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Reparatureu uuil Verlieöseniiigen. Suweit ich ermitteln kann, kam 
weder (lanials, noch jemals später, irgend jemand auf die Idee, die 
Gesellschalt für dii' Benutzung der Stralsen bezahlen /.u lassen ') — 
eine Politik, die in Frankreich vom ersten AufaDg der Gasbeleuch- 
tong befolgt wurde. Die Gesellschaft war aber verpflichtet, nachdem 
flie die Straften zur Leitangslegung aufgerisseo hatte, dieselbeii wieder 
in Stand zu setzen.*) Die Behörden waren zugleich Torncihtig genug, 
die Gtoeellschaft allein ▼erantworiUch zu machen f&r alle Verletzungen 
Ton Privateigentumsrechten') durch das liegen der Leitungen. Es 
verdient bemerkt zu werdw, dafs von Anfan^^r an die Behfirdoi nidit 
nur Spezialpläne verlangten für die Lage der Leitungen, sondern auch 
verlangten, dafs Kopien der Pläne von allen wirklich gelegten Lei- 
tungen bei jeder Rehiirde geführt werden sollten, deren Zustiniinung 
zur Röhrenlegung notwendig war. Im Jahre 1835 erteilte ein anderes 
Dekret*} die Erlaubnis, einen neuen. 2000 Kubikfufs fasstnuhn Gaso- 
meter zu errichten unter den früheren Betlingungen und mit der 
weiteren Verpflichtung, die Gaskomjiagnie sollte fortan ihre Ver- 
bindungen mit der Kanalisation aufgeben und alle Abfalle der An- 



*) Di« yerw.-Ber. der 8t«dt Wien 1874—1879 p. 880 besagen bei Erwihnung 
der Bedingnogen, welohe die damalig« Regierung für die Leitang«l«giiiig itilltet 

„Die Entrichtunf? eines Platzzinses an die Gemeinde Tür die Benutzung der 
Strafsen und eine Beschränkung der Zeitdauer der letzteren war in dieaen Be- 
dingungen nicht vorgesehen. " — Das ist um so merkwürdiger, wenn wir uns 
eriamav, dafii denali keiB ttedaake war, die BtniliMiileitiiiigen fftr Slbatliahe 
Beleuchtung zu benutzen. Siehe p. 8. 

•) Die Thfttsache, dafs, obgleich die Köhrenlegung für mehrere Meilen Strafse 
gestattet war, die von der (jresellscbaft geforderte Kaution für die Instand- 
•etning der en^Mrimmn StrafiMn nur 800 Gulden betrug, zeigt, wie wenig 
man vom Gtt wubte und in welch «chleohtem Zustand die Straben gew eaa n 
aein müssen. 

') In der Erlaubnis, die Köhren /.u legen, ist ausdrücklieb erklärt, dafs alle 
ans dieser Erlaubmi noh ergebenden AniprudM fai Bezug auf Eigentumsreohte 
ab ginalioh sivOreehtliehar Art betraohtet werden mfiOiten, und dordi Über- 
einkunft oder vor den gewöhnlichen Gerichten geordnet werden M^ten, „weil 
politiBcherseitshieraufdurchau» kein Eiriflufsgenommenwerden 
kann". Das Dekret vom Ö. April 1843 bat dieselbe Bedingung und den Zusatz, 
dab im Fdla tob Diffarenien mit EigantSmern die Arbeit bia sur Erledigung 
daa fÜlai ausgesetzt werden müfaten. 

Dies zpiprt. wie weit man damals entfernt davon war, das Qr&B als ein üffent- 
licbtt Bedürfnis zu erkennen, für welches das Kecbt der Expropriierung geltend 
gamaohi wardao komiCab waloham kein privater Antpnieh antgegentratan komitau 
Begierungsdekrat vom ISu Min 1888 und Magiatratadakrai 
vom 98« Novanber 1888. 
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■lalt auf eigene Kbeteii ans der Stadt hmauaeliaffn kmeii. Daa> 
■dbeDdoetOlMoäcIiiuhtigto die OeaeDeehaft» dab die Regie- 
mag nodi nieht sohlüsrig gmadit habe über ihm m niii 

Jahren eingereichte Petition wegen Verlegung einiger ihrer BIArai 
und beachied sie, dafs „daher dieselbe die hohe Erledigung 
abzuwarten habe". Ungefähr zwei Jahre darauf erhielt die Ghe- 
Bellschuft die Erlaubnis, noch einen weiteren Gasometer zu bauen von 
7600 Kubikfufs Kauminhalt unter der Bedingung, dafs alle früheren 
nnd aulserdem die folgenden Beschränkungen innegehalten würden. 
Die Anstalt sollte nicht nur nach der Fertigstellung von dem poly- 
technischen Institut abgenommen werden, sondern auch die Baupläne 
sollten Torher von demselben Institut beglaubigt werden. Die Ab- 
fiillstoffe der Amtalt maftten in geschlossenen Wagen transportiert 
werden und zwar naoh einem Ton den Behörden bezeichneten Ort 
unter Znstimmiuig der Gemeinde, in welcher der Plati gelegen war. 
Keine brennbaren Stoflb duften in denuelben Baume lagern, iro die 
Gasometer standen. Für die Innehaltang dieser letzten Bedingong 
aoHten die höheren Polizeikräfte und der Magistrat yerantwortlidi 
sein und zugleich wurde ihnen aufgetragen, durch ihre Beamtenmid 
besonders durch die Feuerwehr die Anstalt und die Lagerräume der 
Gesellschaft häufig zu revidieren und dem Magistrat über deren Zu- 
stand Bericht zu erstatten. Der Gesellschaft wurde ferner befohlen, 
die Fufsböden und Höfe ihrer Anstalt zu reparieren und frisch zu 
zementieren. 

Ist es nicht befremdend, dafs bei dem Wachstum der GkMgeedl* 
Schaft und in anbetracht ihres energischen und fortschreitenden Cha- 
ieaeters, eine kaiserliche Regierung, seUwt eine ao abaolttte, wie die 
OeteixeiGhiBclie, ihre Zeit zu sehr in Anapmch genommen fimd, um 
•ich direkt mit solchen lokalen und ao unwichtigen I'ragen zu b efae een, 
und durch die ümstSnde gezwungen war, in aokhen Sachen den ünter- 
beamten Vollmacht zu erteilen. In einem besonderen Dekret*) macbi» 



*) B«gierang»dderet Tom 8. Nor. 108T oad MsgiitntMUkret vom Iii Kor. 18Mr. 
*) Allerhöcb ste Entschliersung; voin 8. Jnsi M88 «nd Laadet» 

r6gi e rungsdokrctvom 8. Juni 1838. 

Jedoch dürfea wir nach dieaem aaadrfloklichea Bescheide nicht fibemadit 
•ein, in jener Zeit, wo der Xonsreh et ebeiiMmemg für nngeielriidi bisit, nseb 
seiBen WOlen eia« g«ealiriebene Verfanang zu widerrvlinit wie eins ni g^Ma« 

wenn wir finden , dftfs durch Allerhöchste Entschliertung vom 80. Sept. 1848, 
Allerhöchatea Kabinettsschreiben vom nämlichen Tage der Monarch Flätze für 
eine lange Serie von Gasleitungen anwies. Die Veranlaasang war, wie ich glaabSf 
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die kaiserliche Regierung darauf aufmerksam, dafs eine Petition der 
Gasgesellschaft, die bereits vor Tier Jahren eingereicht worden war, 
noch nicht erledigt war, und erklärte die Landesr^erung von Nieder^ 
Sfltendeh ftr kompetent» dieie und aiUe IcHnftigeD Fragen der Oi»> 
rOfaranlegung endgültig za OBAsciliaideD. Daiwiflihk ordnete die Be» 
giening eine gründüclie üntennehmig aller eoditierenden LeitnngeBi 
aowxe der in der Petition erwUmten an. Hierbei find nnn, dn& die 
existierenden Leitungen nidit an den gestatteten Stellen lagen, da 
aber keinerlei Eünwand dagegen erhoben werden konnte, wurde der Öe- 
sellscliaft ausdrücklich Indemnität in diesem Punkte gewährt Dem 
Magistrat wurde durch dieses Dekret aufgegeben, bei allen Röbren- 
legungen an. Ort und Stelle vertreten zu sein, und er wurde ausdrücklich 
Terantwortlich gemacht für die Erfüllung der bestehenden Vorschriften 
ftirNeulegungen, sowie für etwaige Reparaturen an den alten Ijeitungen.^) 
Dieses Dekret zeugt auch von der Absicht, eine strengere polizeiliche 
Kontrolle der Gesellschaft auszuüben im Interesse der Ruhe und des 
Redens in den öfifentlichen Stralsen. Zum Beispiel ist die GeeeU- 
sebaft nicht nor verpflichtet, Toilier die Bilanhnis^ einsuholen, Lei* 
tongen wbl legen oder sn TerlSogem, sondeni anch veiplliehtet, jede»- 
mal den Beginn der Arbeiten ansueigen«^ Die fiegiemng feriaqgt 
anoh, dab die Arbeit in den frohen Morgenstonden oder bei Nacht 
aiisgeführt werden, soweit es möglich ist» und macht es bei Oewilt- 
mng des Piaties zur Bediogong, dals, wenn das öffentliche Interesse 
es verlangt, wegen Wasserleitungen, Kanalisationsanlagen etc., die 
Gesellschaft die Leitung verlegt ohne irgend welchen Anspruch auf 
Tgn^hfHigiing. jEJfgt im Jahre 1843/) also neun Jahre, nachdem 

■dab ein IUI nüUiriMhtii Fumdagnmdet, «ortber er die Jturiidiktion hatte, 
fftenchntten werden muIMs; abir dis Aawtirang wir nidht mf dIeMB afWI- 
fieohen Platz beschränkt. 

*) gUnd ea bleibt derselbe (d. h. der Kagistrat) der Hegierang 
■nm to mehr dafür ▼•raniworilioh, aU der Magistrat die Kittel 
in Händen bat, diese Arbeiten, wenn sie die Geeellsohaft niokt 
-gehörig bewirken lassen sollte, auf der leistarsB JLoitea her- 
:iteUen zu lassen." 

■) Se iit se bemerkeii. In dieaem Dekret die Begiemng. «rlhrsnd aie den 
'.Magiatrat Ittr die BrfBllang des OeeetMS verantwortUoh maebt, aieb adbit 
das Beeilt vorbehält, Legung oder Verlegung von Leitongen zu gestatten. 

■) Das nächste Dekret vom 30. Mai 1848 verlangte, daCs diese Anzeige drei 
•Tmgb vorher erfolge. 

«) Das Dekret vom 8a Mai 184S fügt weitere Voralebiimabregetai Unao, 
isfc an« OaaMtangen in der Nähe anderer Leitagm in den Stnban von «Isrir 
anmiten eiaanMB Leitung nmgobea sein müsaen. 
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die LeguDg der Leitungen in den öffentlichen Strafsen begonnen hatte, 
finden wir die erste Erwähnung von Privathäuseni in den auf den 
Fall bezüglichen Dokumenton, Da entdecken wir gewisse Bedin-. 
gungen, wie solche, dals die Hausleitungen niemals mit Holz in Be- 
rtthning kommeii aoUeo, und in jedem Falle überirdisch in eine zweite 
Leitung eingeachloBBeD seiii mttBsen.^) 

Wir finden kdnen HinweiB duan^ dafs vor dem Jalure 1839 *) 
entweder die GeBeUsehaft BeKiet oder amtliche Kreise den Gedankea 
hatten Gas für die öffentliche Beleachtong za henutien. Aber von 
da an begann die Gesellschaft Vorschläge zu machen und Petitionen 
emzureichen, um die Erlaubnis Versuche über öffentliche Beleaditang 
anzustellen. Obgleich der Beweis dafür nicht klar ist, ist es wahr- 
scheinlich, dafs die unmittelbare Veranlassung zu dieser Bewegung 
das Gesuch einer neuen Gesellschaft um Erlaubnis, in Wien zu 
arbeiten, war. Da aber bis dahin die Versuche in der Privatbe- 
leuchtung so sehr glücklicher gewesen waren, wurde die Erlaubnis 
erteilt, zwei Kandelaber auf einem der öffentlichen Plätze aufzustellen. 
Dieser Anfang war gewiüis nicht geeignet, irgend welchen grofsen 
Ghmben oder Enthnriaamni auf Setten der Behörden ftr die neue 
Belenchtnngsmethode damithiin. 

Biese Vemidie tdieinen tod Anfrog an erfolgreich gewesen sa 



Daft Vorschriften in dieser Saohe idflht firSlier erlassen worden, erscheint 
in «nbetiBoht der SorgrCiitt» die waam mat ChMometer und StrsTsenleitangen ▼el^ 

wendete, sehr auffallend. Ich habe aber keine Erklärong für die ThatsAohe 
finden können und keinen Anhalt daför, dab in Wirkliohkeit eine Ao&ioht in 
dieaer Beziehung aUttfand. 

*) Nioolei p. 4 sohrint ohne KenntniB der ThatiMiheii geeelirieben m haben» 
wenn er die Petitionen für die Röbrenlegung mit deigenigen verwechaelt, um 
das Recht, Versuche über öffentliche Beleuchtung anzustellen, wobei er sagl, die 
QeseUscbaft petitionierte um daa Recht, Leitungen auf 10 Jahre zu legen, 1837. 
Dat R5hrei4flgsn worde immer olme ZeKgrense gestattet Bslier die juriatisohea 
KompUkatioBeni 

•) Die einheimiacbe Gesellacbafl hiefs „die österreichische Beleuch- 
tuDgagesellschaft. Die neue Oeaellachaft war eine engliache mit den Namen: 
uDie Imperial-Continental^Qaa-Asaociation". DiMer Geaellaohaft 
worde dnnli Begiernngadekret voas S9. Joni 1889 gestattet, sioli in dar 
Vorstadt Wieden niadeniilaMen. Sie erhielt femer das Recht, Leitungen so 
legen durch das Dekret vom 26. April 1848. Durch dieses Dekret wurde sie 
gezwungen, ihre Leitungen tiefer ala die bereits gelegten der österreichischen 
QeaeBsdiaft so legen, nnd 1000 Qolden Kaution ra hinterkgeo, dab sie das 
Qeaets befolgeii werde. Ihr Gebiet wurde wieder dnvoh Dakrai vom IB. Sapt 184S 
awfedehnt 
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sein, und von nun an bis 1843 wurde die Zahl der öft'entlichen Ver- 
suchslampen bestiindig vermehrt. Durch diesen Erfolg ermutigt, fühlte 
sich die Gesellschaft im .Jahre 1843 berechtigt, zuerst einen zehn- 
jährigen (später auf 5 Jahre reduzierten) Vertrag für die Beleuchtung 
der Stnnen dnieh Gas la vorkngen. Es ist katm m besweifälii, 
dafa die Stadt anf diesen Yertrag wfiide eingegangen sein, wenn sich 
nicht inzwischen die englische Gesellschaft in Wieden^) etabliert hätte. 
Die Stadt hoffte ans der Konkorrenz dieser beiden Gesellschaften 
bessere Bedinguogen za erlangen, als die österreichische Gesellschaft 
damals anbot. Die Wirkung dieser Versuche und Vorschläge auf die 
amtlichen Kreise zeigt sich in dem Dekret von 1848 *) worin der 
englischen Gesellschaft die Ijegung von Leitungen gestattet wurde. 
Hier haben w^ir die erste Andeutung eines anderen, als des polizeilichen 
Interesses auf Seiten der Kegieruug in der ganzen Gasbeleuchtoogs- 
ft&ge. Diese Oftenbaning liegt in den folgenden Worten: 

„übrigens liegt es im eigenen Interesse der er- 
wähnten Gesellschaft, den Lokalbehörden und Ge- 
meinden neue Bedingungen und Preise bekannt zu geben, 
unter welchen sie die Besorgung der Beleuchtung mit 
Gas SU flbernehmen geneigt wäre, indem es im allge» 
meinen höchst wünschenswert erscheint, eine bessere 
Beleuchtung der Stadt und Vorstadt in Wirksamkeit 
zu setzen, weswegen der Magistrat Wien und die be- 
treffenden Gemeinden aufgefordert werden, die zu er- 
wartenden Anträge in billige Berücksichtigung ZU 
nehmen und die abzuschliefsenden Ubereinkünfte nach 
dem eingeräumten Wirkungskreise entweder selbst 
zu genehmigen, oder der hierortigeu Bestätigung gut- 
ächtlich zu unterziehen.'' 



') Dunab eine der Yontitäte, heute ein Teil von Wien. 

*) Noch weitere Dekrete, nämlich 18. Okt. 1848 and 10. Jan. 1844 gtbtn 

der englischen Gesellschaft fernere Rechte, Leitungen zu lej^^en und einen neoen 
Gasometer auf dem noch von ihrer Anstalt inne gehabten Grund und Boden zu 
bauen. Der einzig neue Zug, abgesehen von der Kaution von 1000 guldung für 
Befolgung dee Geeetaw» worden eingeAhrt efaiiga ttfliierliohe patriarohaiiaeh- 
polizeiliche Bestimmangeo, wie über die Art der Steine, des Holzes, der Ziegeln, 
des Cementes, und der Arbeiter, die von der Gesellschaft für ihre neuen Ge- 
bäude zu benutzen waren. Diese neueren Konzessionen gaben der engliaohen 
Oatallmhaft, nit der wir tob um an werdaa alMn an. than Itaben, A n ataHan 
■af jeder Saite der Stadt, eina Thatnaha, die walunehtfntieh ifgand waleha Kon» 
faumnivanoolia veriunderteii. 
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"Welches auch die Hoffnungen des Magistrates in Bezug auf die 
Konkurrenz gewesen sein mögen, war es das Natürlichste Ton dor 
Welt, dafs im Jahre 1843 die englische Gesellschaft die österreiehitoiw 
Tendilaiig. Es konnte kein Tei||^€Mlk sein iwiaehan den indnitiullMi 
und kommeriMllen Kenntoissen» dem Unternehninngigeist nnd dar 
KapitaUaaft der beiden Nationen, wobei die englische QeseOedhaft von 
.«mer engUeoben Diraktton in London geleitet wnide mit einem Ver- 
treter in Wien, dem eine erfolgreiche Erfahmog in der Qasbeleuchtong 
Englands fast eine Generation hindurch rar Seite stand, während die 
österreiclusche sich auf ein gänzlich neues Unternehmen einliefs, in 
welchem sie sich auf keine Erfahrung stützen konnte. Die nationalen 
Eifersüchteleien und der Mangel an Verbindung zwischen den beiden 
Nationen waren derart, dal's. obgleich diese unpraktischen Wiener 
Chemiker wissenschaftlich *) vielleicht ebenso oder mclir vom Gas ver- 
standen, als die Engländer, sie doch jegliche Kenntnisse in praktischer 
Gasbeleuchtung entbehrten. 

Der englischen Gesellschaft wnide non das ganze Feld überlassen, 
nnd wogen der Ausdehnung ihrer bereits errichteten Anstalten und 
bereits gelegten Leistungen konnte sie sich als im Beeiste emes tiit»- 
•eUen Monopols des Gaswesens in Wien betrachteo, wdohes sie^ obgleidi 
es durah keine gesetsliehen Bestimmungen garantiert war, yentanden 
bat zu behalten gegen die gröfste und einstimmigste Bewegung, die 
Wien während dieser ganzen Zeit gesehen hat, aufser, natürlich, der 
Aufregung eines wirklichen Krieges oder einer Revolution. Die Ver> 
suche sowohl in der öffentlichen ") sowie der privaten Beleuchtung be- 
xechtigten von Jahr zu Jahr zu gröIsereQ HofiEaungeu. Ferner stieg 



») Reg.-Dekr. vom 6. April und 16. Nov. of. V.-B. 1874-76, p. 693. 

*) Die Deutschen lieben ea »ngeBichts aolober Thataachen alle wissenichafU 
Hohen fintdeokniigeii Ar «idi in Anapmoh n nehmen. Z. B. ngte der ver» 
fltorbene Kronprinz von Österreich : „dafa leUMi die Qaabelenohtang der Strafaenf 
4ieie grofie rmwälzung im städtiacben Leben, vnn dem Mähren Zimmer in Wien 
•nigedaobt und erat dann in England dorcbgefübrt worden aei". Denkschrift 
cum 8. Dezember 1888, p. 101^ — Zwar enoheint den pieisten von ans «ine 
•oldhe Angnbo niehi nnr den voUwiditigen Beweiien, imdern nndi dw 
.Thataachen widersprechend, .jedoch ist mit Fürsten nioht in streiten. — Ich aah 
^einen genau ebensolchen Ansprach erhoben von einer deutschen Zeitung in 
.Bang Auf den elektriachen Telegraphen in einem Artikel som 100. Geburtstage 

^ NOcolni p. 4 sagt bei Bsqpieofaeng derMiUien, sie werden tjmi% altfe- 
meinem Beifall anfg eaommen**. Bateet eto. Iber die Oeiftige^ 91. Net; 
1868. 
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um diese Zeit, ganz unabhängig davon, der Preis des Petroleuma. 
Die öffentliche Meinung — und gerade jetzt begann die öffentliche 
Meinung sich in Österreich zuerst fühlbar zu machen — war durchaus 
zu Gunsten der öffentlichen Beleuclitung. Die Gesellschaft verfolgte 
ihre Ansprüche auf einen Kontrakt bezüghch derselben. Jedoch nach 
gehörigen UntegfMihiiimigm von aeitao der Stadt yerwarf ^) der Ma- 
gistm die VoisohUige der Geaellchaft definitiT. Der Grund war 
dn&cb, dafs der Preis ihnen m hoeih encbien. So weit ieh es er- 
odien kann, drehten sich die Yerhandhuigen g&iudich um die Fkeis- 
frnge, und man hXtte die G^eeUschaft so Tiel Beohte, als ihr beliebte, 
beanspruchen lassen in Bezug auf Pläne etc. bei Ablauf des Kon- 
traktes, sowie fttr private Beleuchtung während der Dauer des Kon- 
tnktee, die Preise so hoch zu machen, wie sie konnte. Man nmfs sich 
immer erinnern, dafs alle Verhandlungen nur die öffentliche Be- 
leuchtung betrafen, und dafs noch ganz kürzlich, im Jahre 1870, die 
Gesellschaft erklärte, dafs sie nicht einen Augenblick sich zu binden 
oder Rechte der Stadt anzuerkennen vermöge, sie in irgend virelcher 
Art und Weise zu binden oder bei der Lieferung von Gas an 
Private zu kontrollieren. 

Aber der Magisliai Terwaif moht die Offiarte der Ctosellsefaaft in 
der Absicht, das Gas als fieleudutongsmittel Ar die fiffentlichsn 
fltnisen an£nigeben. Man wandte sidi sofort an die (absolute) Staat»- 
f^gierung um die VoUrnaeht, eigene GasweAe an erriditen. Oflbnbar 
war dwnals kern Gedanke daran, mit der GasgeseUsehaft in der Privat- 
bsleuchtung zu konkurrieren. *) Diese Grenehmigung wurde erteilt» *) 
aber mit der Erlaubnis wurde der Stadt zugleich empfohlen, bevor 
sie von dem neu erteilten Becht Gebrauch machte, weitere Yerhand- 
hmgen mit der Gesellchaft zu versuchen. Die Gesellschaft hatte ihre 
Anlagen bereits errichtet, hatte bereits Meilen von Leitungen in den 

') Kagistratabeschlufs vom 8. August 184d. 

^ Bei BMpreeliang der VeriMBdlnngeii vm IMO fligt die emtlielM ZeÜBng 

des Kaiserreichs nach der Erklärung, dafs die Qesellichaft eine £nnäfaigaiig des 
Preises für Oas zu öffentlichen Zwecken anbot, hinzu: „dagegen sträubte sie sich 
hwtnitcVig gegen eine Preistarifregulierong in Bezog auf den fLonram der Pri- 
wIlB eto.«* 

'^ner Zeitnng, S4. Juni 1874, siebe ebenfalls Hikoisi, p. 10. 

•) Wien hat wirklich niemals von der Konkurrenz zweier verschiedener 
OMgesellschaften zu leiden gehabt, wie die meisten Städte, und hat sich immer 
.vtm dem Oedanken einer solohen Konkorreiu femgehaltMi, aafser ab der ktatea 
'Wele gagea die engiwohe Oetellicheft. 

0 B^giemogedelaret vem 0. Jeni 1841 
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Strafsen liep^en, sie hatt« bis dahin niemals, auch bis heute nicht, 
daran gedacht sich irgend einer wirksamen Konkurrenz zu unter- 
werfen. Ihre Direktoren hatten zu oft die verderbliehe Wirkung der 
Konkurrenz in jeder Stadt der Welt gesellen, in der sie versucht 
worden war. Sie waren zu klug, um die Stadt ihre eigene Gasanstalt 
bauen zu lassen. AuTserdem war die finanzielle Lage der Stadt, bei 
dem schreienden Bedürfnis einer nenen Kanalisation, neuen Pflasters 
nnd Tor aJIem der Donaoreguliemng derartig, dafs sie nidit sehr 
eifiig war, die finansdelle Last der Errichtong einer Gasanstalt auf 
sich EU nehmen, wenn eine Gesellschaft dazu Tcrmocht werden konnte, 
die Stadt Ton dieser Aufgabe zu befreien. Es war nicht eine Frage, 
die Ton selten der Stadt durch eine theoretische Betrachtung über 
die richtigen Funktionen einer Stadtverwaltung zu entscheiden war, 
sondern lediglich eine Frage der praktischen Mrifrlichkeit. eine genügende 
Ausgabe für ein allgemein anerkanntes fJedürfnis zu machen. Ange- 
sichts dieser Thatsaclien und Verhältnisse machte die Gesellschaft 
solche weitere Konzessionen, dals die Stadt bewogen wurde, den ersten 
Kontrakt für die öffentliche Beleuchtung auf eine Dauer von zehn 
Jahren Tom 10. Mai 1845 ') abzuschliefsen. Dieser Kontrakt war 
sor für die innere Stadt Die Vorstädte sollten noch weit« mit der 
Bnnkelheit kämpfen, welche den Schrecken und die Gewalt jener 
furchtbaren Berolution erhöhen seilte, die so nahe bevorstand. Wie 
bereits gesagt war bei Abeohluls dieses Eontraktes alle Er&hnmg» 
alle Kacht, alles Kapital auf der einen Seite» alles Bedürfnis auf der 
anderen. Man mufs hierbei hinzufügen, dab selbst dieser englischeo. 
Gesellschaft die Zukunft der Gasbeleuchtung unter den neuen anf 
dem Kontinent sicli bietenden Yerhältnissen etwas problematisch war. 
Die Gesellschaft hatte es ferner mit einer ernannten Stadtverwaltung *) 
zu thun, einer Verwaltung, deren einzige Qualifikation darin bestand, 
dafs sie der absoluten Macht, welclie sie ernannte, unterwürhg war. 
Die absolute Macht, damals iluem Kuiu zusteuernd, und erschüttert 



*) Nikolai sagt p. 6, wir winea absolut nichts über deu Verlauf der Ver- 
bandlnngea «i diesem KontmiEt Uad dsa ist non sonderbar, wenn wir den 
Ghankter der damaligen Begiervag kemen. 

Siehe anoh Wiener Zeitung, 24. Juni 1874. 

•) Die ganze Frage des Verhältnisaes der Stadtverwaltung vor 1848 zur 
Staatsr^erung ist sehr im Dunkeln und noch gänzlich ungelöst. £s ist nioht 
dmnal bekannt, ob ihre Mitglieder nominell «rwikli wmdsn, oder direkt enisiuil^ 
dieier Punkt irt absr für unieren Zweek unweeentKoh. Sie waren alMagigs 
Werksenge der OeDtnlregiemag. 
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durch die zerstörenden Schläge der Revolution, fühlte, dafis es noch 
viele wichtigere Funktionen des Staates gab, als selbst die kaiserlidi- 
königliche Haupt- und Residenzstadt mit einer gateo, hilligwi, öffent- 
lichen und privaten Beleuchtung zu versehen. 

Wir haben jet/ unseren Überblick über die erste Periode der 
Gasfrs^e in Wien beendet, eine Periode, in welcher die Behörden ab- 
solut kein anderes Interesse anerkannten, keine Rechte, keine Pflichten 
in der Gasbeleuchtung, als nie durch ihre Polizeimacht, im engeren 
Sinne des Wortes, über alle Menschen und Dinge aiiB&liten. Das 
euudge Interesse hatten sie bewiesen in YoraGhtnnalsregehi gogsn 
Explosion und Vemnieinigniig von Luft und Wasser. D.h. bis dahin 
hatte man niehtdaian gedacht, die Gasgeoellschalt in kontrollieren bei 
ihrem Abschlnia oder der ErftUhing von Eontrakten Aber Gasliefening 
an Private auf der Grundlage, dafs Gas ein notwendiges Bedttifiois 
der modernen Kultur war und vielmehr unter das private Recht ge- 
bracht werden sollte. Mit anderen Worten, dafs es den Staat als 
ganzes vielmehr als irgend einen Privatmann angeht, dafs jeder Privat- 
mann ein billiges, sicheres, bequemes, reinhches und leistungsfähiges 
Beltnichtungamittel habe für seine Wohnung und seine Geschäfts- 
räume. 



2. Kapitel. 

Der Kontrakt von 1845. 

Keinen Augenblick die aufsergewohnlichen Nachteile, unter denen 
Wien damals wissenschaftlich, politisch, administratiT und finanziell 
XU Isiden hatte, aniser Acht lassend, wollen wir jetst an die spezielle 
Betrachtang der Bedingungen dieses erster Kontraktes'^) der Stadt 
mit der Ga^gesellschaft gehen. Zunädist ist au bemerken, dalii das 
private Beleachtangswesen nicht zum Gegenstand der Verhandlung 
odef Kontrolle gemacht,*) sondern nur sehr unwesentlich berührt 
wurde, und zwar im Interesse der Sffentliehen und nicht der pri- 
vaten Beleuchtung. 



>) Dieser Fachtkontnkt eic, »omim dis bsidm spitorsn, wurde 18K nun 

ttStenmal von der Stadt gedruckt. 
Verlag des MagiatrateB. 
■) Bi«he JkomBrk. 8 p, 11, snsh Anm. 1 p. 18. 
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Die Erwähnung geschieht in folgenden Worten. 

§ 16: n^^i" ^Asheleuchtungsgesellschaft wird es zwar freigesteUtj^ 
▼on Hauptleitungsröhren an Private Gas abzugeben, jedoch darf hier- 
durch nicht die geringste Störung in der öffentlichen Strafsenbe- 
leuchtung eintreten. Sollte ein solcher Fall wider Vermuten eintreten, 
80 verföllt die Gaabeleuchtungsgesellschaft nicht nur in die im nach- 
folgenden § 17 festgesezte Strafe, sondern es steht dem Magistrate 
anch frei, die Abgabe des Gaslichtes au Private von dem gemein- 
tehftfiliüheii LeituDgarohre imolange m. taaiptnMBma, Ins molit die 
fdle Bcrahlgang enieh sein wird, dab die QffBotlidie Beleaditoiig 
duch die Frivatabteihiiig mdht mehr geadnrftoht od« gefUirdek 
iverde.<* 

Also wurde es jedem Billiger überlaaaen, mit der GMgMeUadiaft 
aidi um die Preise') herumzustrtiten, die sie yerlangte, und was 
noch von gröfserer Bedeutung war, er war keiner Hilfe oder 
Unterstützung durch die Stadt sicher, um die Gesellschaft an die 
Preise zu binden, die sie ihm zu machen beliebte. Das wäre schlimm 
genug gewesen, und würde die Ausdehnung der Gasbenutzung zum 
Schaden der sozialen und ökonomischen Entwickelung der Stadt 
aufgehalten haben, wenn die Gesellschaft eine einheimische gewesen 
wäre, mit dem gewöhnlichen Mals von Patriotismus. Aber diese 
TJbel wurden noch verstärkt dadurch, d&is die Gesellschaft eine 
ausländische war und nur ein Interesse hatte, n&mlieh die Ersielung 
hoher Dividenden*). 

In Beeng anf die SSientliohe Beleuchtung hat die Stadt, wie 
wir sehen werden, in keiner Weise als ein öffentliches oder halböfiant- 
liches Institut anerkannt, welches T<m der ÖffentUcfakeit Privile- 
gien erhalten, und gewisse Verpflichtungen gegen die Öffentlichkeit 
hatte. Die Thatsache, daCs die Gesellschaft ausgedehnten und in 
gewissem Sinne ausschliefslicheu Gebrauch der Strafsen hatte, — ein 
Privilegium, welches nicht jedem Mitglied der Gemeinde eingeräumt 
wird, und nicht eingeräumt werden kann, — scheint in keiner Weise 
bei den Verhandlungen berührt worden zu sein, sonst hätte sie in 



*) Welche Versuche auch die Stadtverwaltung gemacht haben mag, die 
IntimnB der PrivstkonraaMBteii in den Kontrakt m bringen, da dieaelbea 
aüfiduigen waren, interessierte sie aich nicht weiter dafür; und folglich ist es 
unmöglich, irgend welche glaubwürdige Angaben darüber zu ^n**^, weldlA 
Preise tbatsäohlich von einzelnen bezahlt wurden. Siehe p. 30. 

") Siehe Bnter Berieht der Gaskompanie, p. SS, aooh MagiitantaNferat, 
Okiober 188B» p. 9, und Baftnt dor OmkonniMMm Okt. 1866^ p. 6 «. IL 
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dem Kontrakt EntUmiug gefundeo. Die Stadt schlofs einftoh eiiiMi 
Yflctng (im engsten juristischen Sinne des Wortes) über so Tnlff 
Flammen, wie sie einen Vertrag würde abgeschlossen haben über so 
▼iele Pflastersteine, ohne mehr Recht auf Kontrolle oder Aufsicht zu 
beanspruchen über den lieferanten der einen, wie über den der anderen, 
und thatsächlich ohne im vorliegenden Fall dieselben Malsregeln zu 
treffen, um sich zu versichern, dafs sie erhielt, was sie gekauft hatte. 
Die Gesellschaft verpflichtete sich, so viele Strafsenlaternen vor 1846 
XU liefern, als die Stadt verlangte, und sie mit Gas zu speisen fiir so 
und so jährlich. Die Preise wurden berechnet auf der Bans vdo 
80 Er. K. M. >) per 100 Eiilnk Fnb, aber die Stefoenlatenmi aoUteo 
ohne Messer eein. Die OeeeDschaft mnbte die Laternen Uefem und 
im Stande halten und für das Anzfiaden derselben auf eigene Kosten 
sorgen. Durch den § 96 (weldier seitdem so fiel Staub an^ 
wirbelt hat) verpflichtet sich die Stadt, nach Ablauf des Vertiagea 
auf Grund der Taxierung von Sachverstindigcn alle Haosleitnngen, 
Seite nstrafsenleitungen, Gaseinrichtungen, Laternen etc. von der 
G^ellschafk zu kaufen, aber merkwürdigerweise geschieht keine Er- 
wähnung der Anstalt d. h. der Fabriken und Leitungen der Ge- 
sellschaft, und ferner verpflichtete sich die Gesellschaft nicht zu 
verkaufen, was die Stadt sich zu kaufen verpflichtete. D. h. es blieb 
der Gesellschaft freigestellt, ob sie Laternen, Seitenleitungeu etc. ver- 
kaufen wollte oder nicht. Die Bedingungen über die Reinheit, Be» 
sohaffiBnheit eto. des Gases standen weit sorOok hinter denen, die 
selbst damals in anderen Stüdten*) bestand, soriel ich davon mab, 
I 4. Bedingung: ,yJede Gasflamme mnb mit 6 Kubikfhis Gas- 
konsum pro Stande, und swar mit dem reinsten Gate er- 
leuchtet werden." Die Art und Weise der Bestimmung, waa 
i^mit dem reinsten Gase^ bedeutete, war, wie wir später sehen wei^ 
den, nicht geeignet, um jemals der Gesellschaft etwa Schwierig- 
keiten zu bereiten, welches auch die Leuchtkraft oder Beschaffenheit 

*) 80 Kr. KomrenikmamfiBM lind gleidi 46 Kr. nadi dem gsgenwIrCigeB 

Kanwerte in Österreich. 

■) Während ich dies schreibe, liegt der Kontrakt von Karlsrahe aal dem- 
mUmd Jahre, wie dieser, vor mir. Derselbe aorgt niohi nur für eine wiiaeni- 
sAifBMie Bertinunaog der qaalitii und quntttit «nd hmuMonh dm be- 
■alstSB GsMi, Mmdm ia aUea ■adOTu KmseWiiiitSB ein Jlnsler, and würde 
einer Stadt rar Ehre gereichen, wenn er abgeachlowen worden wäre anter dem 
YorUchritt, der seitdem im Beleacbtungswesen gemacht worden ist. Durch den- 
Mlbea wird die GaaliefiBnuig an Prirate obligatorisch gemacht, and ein Kazimsl* 
pvsb wird ff srt g issl B t ttr Gss sowie fBr Osnaasisr. 
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des gelieferten Gases sein iiiorhte. In der That lieferten sie solches 
Gas wie ihnen gefiel, und fast eine Generation hindurch gab es kein 
Mittel dagegen, und zwar bis der 3. Kontrakt mit ihnen 1875 unter- 
zeichnet war. Hätten die Mitglieder der Stadtverwaltung eine Ahnung 
davon gehabt, was wissensdiafUich über das Leuchtgas in England, 
Fraokieicb, den VeranigteD Stuten und in ihren deutschen Nadibai^ 
Staaten ^) gdeistet worden war, dann würden sie sicberlich anf mehr 
gesetBlioh bindender Yeipffiohtang bestanden habeui als dem folgen- 
den § 15: Als Maiitttab znr Benrteilnng eines guten und entsprecthen- 
den QaslichteB wird festgesetzt} dab an der Gasflamme bei den Au»- 
strömungspunkten der Brenner nur ein sehr kleiner Raum sichtbar 
sei, dafs die Flamme kein gefärbtes, sondern blofs ein rein weifsee 
liicht besitze, und dafs an derselben weder zuviele Spitzen noch 
ein heftiges Flimmern sichtbar werde, und dafs das Gas weder 
einen unangenehmen Geruch noch einen sichtbaren Rauch verbreite 
etc."*). Die Stadt behielt sich das Recht vor, die Quantität und 
Intensität des Gases durch Mefsapparate etc. zu prüfen. Man findet 
kerne Andeutung, dafs die Stadt jemals von diesem reservierten 
Becht Gebrauch gemadit hat. Es bedarf wohl keines Kommentars, 
da& die anderen des AbschnitteB für alle praktischen Zwecke 
ebensogot ans dem Kontrakt hätten können fortgelassen weiden. 
Und zwar ungeachtet dessen, dab im § 20 bestimmt wurde, dab 
die Gesellschaft in einigen stBdtischen Gebäuden Brenner aufsteUen 
•dlte, die nach dem Gasmesser 5 Kubikfufs stündlich verbrauch- 
ten, als Yergleichsobjekte fiir die von den Strafsenlatemen (an denen 
keine Gasmesser angebracht waren) verbrauchten Mengen. 

Es war noch eine andere Bestimmung, welche, wie sich später 
herausstellte, so unbestimmt gefalst war, dals nicht nur jede Möglich- 
keit fehlte für ein wirksames Verfahren, zu erkeunen, ob die Gesell- 
schaft gewisse bestimmte Teile des Vertra^^es erfüllte, sondern, was 
noch viel nachteiliger war, die Gesellschalt mich im stände war, alle 
Kosten und Methoden der Fabrikation des Gascä geheim zu halten. 



*) Siehe Anmerk. 2 p. 16. 

^ ProbafUnne. IM« QwmSkAttk hatte «oldie FMbeflnram in ilirai 

eigenen Räumen, aber weder während dieses Kontraktes, noch während de« 
folgenden verlanc^te die Stadt thalBächlicb, dafs dieselben irgendwo anders auf- 
gestellt würden als in den üebäaden der (^eseiUcbait, d. h. dieser Paragraph 
bli«b 3b«r 86 Jfthr« Ung toter Bmhitab«. E« wnrd« «In« JB««ti]iiiBODg getrofBBQ 
IHr die Wahl von Sdiiediriohteni, um Streitigk«it«B fib«r di««« Frob«fl«iBiiiea 
SU «atscheideo. 
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Dieser lelcto ÜBlstaiid hal logar bis nun heutigen Tage die Stadt 
dann Terlimdert» selbet an die Gufalnikatioa hemiBiitreteD, oder 
andere Personen zn Teranlaaaen, ernstliche nnd annehmbare Offerten 
einzureichen, wenn ein neuer Qaerertrag m Tergeben var. loh ?er> 
iraiee auf §§ 19, 22 und 23. 

§ 19 sollte der Stadt das Recht geben, zu jeder Zeit durch 
ihre yertreter die Grasanstalt zu besichtigen, und sich zu über» 
leugen, mit welchen Methoden und was für Resultaten die Gesell- 
schaft Gas fabrizierte imd vertrieb. Die Gesellschaft hat bis heute 
und unter allen Kontrakten diesem Paragraphen eine Auslej^ung ge- 
eben, die ihn absolut Ijedeutungslos machte. ') Der Passus lautet fol- 

gendermafsen : nimmt die Gasassociation keinen Anstand, 

den Betrieb der Gaserzeugung in ihrem Gasetablissement durch Ab- 
geordnete dee Hagistratee beeichtigen nnd untersuchen su lassen, 
diesen dieetwa nötigen Aufklärungen sn geben und aUfiUlige Ifiingel 
SU beseitigen, und ebenso dem Unterkammeiamte den Druck des Gkues, 
so oft es gewfinscht wird, bekannt zu geben, mit weldiem in den 
einsehien Gasometern gearbeitet wird." 

Die anderen zwei Paragraphen, welche keinen Sinn haben ohne 
nachdrückliche Auslulining des obigen, sind diejenigen, welche die 
Bedingungen Torschreiben, unter welchen die Gesellschaft Tor Ab- 
lauf des Kontraktes neue Fabrikationsmethoden, neue Beleuchtungs- 
methoden einzuführen oder den Gaspieis luTabsetzen mufs. Paragraph 
2U bestimmt, dal's, wenn eine passendere Beleuchtungsmetliode gefun- 
den wird, die Gesel'scliaft dieselbe einführen oder den Kontrakt auf- 
geben muls. Paragraph 23 besliiuiut. dala, falls der Preis der zur 
Gaserzeugung geeigneten Kohle um so und 80 viel sinken 
loUte, dann der von der Stadt zn bezahlende Gaspreis um einen 
▼ereinbarten Betrag ermiKsigt weiden sollte. Aber weder wihrend 
dieses Eontraktes, noch w&hrend der zwei neueren hat die Stadt jo- 
mals er&hren können, was für Kohle die Gesellschaft thatsSohlioh 
benutzt, wieviel sie daflir bezahlt, wieviel Gas sie erzeugt, wieviel 
Kohle sie verbraucht, mit wieviel Kapital die Gesellschaft arbeitet, 
wieviel Dividende sie bezahlt.*) Es ist klar, dafo dann die Stadt, 

') Siehe Seite 57 und Aiimerkangen. 

^ £a ist eine merkwürdige Thatsache, dafi eine öeterreiohiaobe Gewlbolwfi, 
die in Ostarreioh Qew«rbe treibt, Beriehte einreiolini iniili^ und dab ein« sog- 
Ikdi« OaseUeehaft, die in England Gewerbe treibt, Berichte rinaoreiehen hat, 
dsTs aber eine englische (feaellsohaft, die ausschliefslich in fremden Ländern 
Gewerbe treibt, in keinem Lande Berichte einreicht, d. h. es erstattet keine 

▼in. 4. « 
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dit sie selbst keine Gasfabrikantin ist, nicht weife, welche Kohle zur 
Gaspr Zeugung geeignet ist, und keine thatsächlicbe Grund- 
lage hat für die Anwendung dieses beweglichen Tarifs, die auf dem 
Papier so schön aussieht. Die übrigen Bestimmungen des Kontraktes 
über die Hohe der von der Gesellschaft für Innehaltung des Vertrages 
zu erlegenden Ejtutionssunime, die Konventionalstrafen, die Zeit 
te AuiBdeni und AvilSgiÄiflnt der Strafteditemeo liiid ftr 
mme Zwecke oliM Bedefttmig. 

Bis dahin kun, laviel ksh weifo, imler dNeem Eonlnkt koa 
IUI jemals vor die Gerichte; die QeseUMthaft durfte ihre eigeoe^ 
eigentttnliohe Deatnng jedem Satie unterlegen. Kein Mensch sonst 
▼erstand etwas von Gasbeb nrhtung, und das Gas war so viel besser, 
all das alte System, dafs da» Volk, welches damals mehr nach politi- 
sohem Licht, als nach Gaslicht strebte, und die amtlichen Kreise, die 
mehr an ihre Verteidigung als an bürgerliche Verwaltung dachten, den 
Dingen froien Tjauf liefsen, bis die Weltrevolution der konstitutionellen 
Regierung in (Österreich den Weg ebnete, Wien seine besondere ge- 
schriebene autonome Verfassung gab, und zugleich eine Gesetz- 
losigkeit und Unordnung in seinen Strafseu hervorbrachte, welche 
ein besseres Beleaehtangssystem der Straften absolut erforderlich 
machte. Es ist heutigeii T^igee unmöglich, zu sagen, was FdvaHeate 
imter diesem Kontrakte besahlteo. Dieser ümstand galt nicht als 
eine Sacbe des öffantUohen Interesses od«r der öffeatUchen Kontrolle. In 
damaliger Zeit sdhiieben die Zeitungen nicht flher scdche Angelegen* 
heiten. Mir ist kein Beweis dafür erreichbar, dafs die Gesell- 
schaft verschiedenen Leuten die gleichen Preise machte oder die> 
selben Tarife von einem Jahr zum andern beibehielt. In einer sehr 
unglaubwürdigen, unwissenschaftlichen, 1875 anonym veröffentlichten 
Broschüre finde ich die Angabe, dafs Privatleute unter diesem Kon- 
trakt einen Gulden K. M. (= 10,50 fl. 0. W. per 1000} pro 100 
Kubikfuls, das ist 1.05 Ö. W. ])e/a]ilten. 

Wenn wir nun, um zu rekapitulieren, fragen, was die Wiener 
Büi^er, und was die Stadt Wien bei dem Abschlufs dieses Kon- 
traktes gewann, erwidern wir, dafs die Lage der Bürger dnreh den 
Kontrakt nicht berührt wurde, und dafo es der Stadt nicht gelang, 
die schöne Gelegenheit zu benutzen, emige greifbare Vorteile für die 

flolchen, die uftseren gegenwärtigen Zwecken irgendwie dienen könnten, weil sie 
in sehr vielen Städten des Kontinmits arbeitet, «ad der in Bttglsiid entottet» 
Beoheniehtfteberi«}ht den gamen QeMhillri>etri«b lo omiaht, dab niemand 
Migen kann, was davon auf die efauehrao Stidte entfiUtt. 
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Bürger yo& dar OiweHnclmft za ToriaDgen. Ohne Zweifel Utte die 
fiftadt em beeseree Blfontlidiee BelenditiuigBBystem erlangt ab sie 
▼orfaer hatte. Dieses System bestand ans so nelen Oaslatemen, als 
der Slidt zu Yerlaogen beliebte zu einem bestimmt Tereinbartak 
Preise pro Lampe und Jahr, woAr jede Lampe eine bestimmte An- 
zahl von Stunden jährlich breantti und, wie man annahm, (aber nicht 
wufBte) eine bestimmte Menge gnten Gases stündlich ferbrauchen 
soUte. ') 

Ob dieser Preis angemessen war oder nicht, wissen wir nicht, 
wissen aber. daTa die Stadt sicli nicht die Möglichkeit reservierte, 
jemals zu erfahren, ob 4er Preis angemessen war oder nicht, und dafo 
die Stadt sich also durch diese Nachlässigkeit der nötigen Erfahrung 
beraubt hat für erfolgreiche Verhandlungen über die Beleuchtung 
nach Abbuii dieses kmzen Kontraktes; dab die Stadt für das, irtt 
sie erhielt einer frsinden Gesellschaft*) erlaubte, festen Fnlii in ihr 
an fiuBen dvioh AufMellnng ihrer Laternen n. s. w., was sehr leidit 
'bei irgend welchen Verhandlmigen nachteilig sein konnte in Anbe- 
tracht der Rechte und der Stellnng der GesellBchaft tot Absehhife 
des Kontraktes. 



8. Kapitel. 

Der zweite Kontrakt von 1852—1875. 

Berof man aber Zeit hatte diesen Kontrakt zu prüfen, näherte sich 
Wien einer Katastrophe, welche nicht nur eine Revision priTaten Yer- 
trägen nötig machte, sondern eine Neubegründung des ganzen politischen 
Systems, auf dem die Gesellschaftsordnung beruhte. Es ist nicht zu ver- 
wundem, dafs während der nächsten sieben Jahre, d. h. bis der 
zweite Kontrakt mit der Gasgesellschaft vorlajLi, das Material für das Stu- 
dium d»r (laslrage in Wien höchst dürftig ist. Obgleich die Revolution 
von 184ö gewifs eine Weltrevolution war, ist doch Wien ihr Zentrum 
gewesen, denn die Revolution wai* gerichtet gegen ein System, das in 
Wien seinen Mittelpunkt hatte und dessen hanpts&chlicher Geist die 
ganze evropäische Welt beherrscht hatte. 

') Siehe Anhang Aber die Zshl der wirkUoh sn vereehiedeneii Zeiten be- 

nuixten Lampen. 

*) Siehe Anmerkuog S Seite 14. 
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. Bt. g^rt nicht hierher eioe GkscUcfate der Beffolvtioii tob 
.1948 >) sa aphieihen«. Es genüge, dafs die kaieerliehe Fftmilie fUeheii 
vikd heinahe ein Jahr too Wien fern hldhen mafttey dab der Kniaer 

abzudanken gezwungen und der Kriegsroioister im KaiBerschlofs 
bttchatftblich in Stücke geschnitten wurde, dafs Metternich, der wfthrend 
einer Generation nicht nur ( »sterreich. sondern ganz Europa regiert 
hatte, auf immer aus Her Stadt gejagt wurde, dafs Wien im Okt. 1848 
erst nacli einem Bombardement, das es fast vernichtet«,^) genommen 
wurde, und deshalb bis zum September 1853 unt^r der strengsten 
Militiirherrsc'haft stand. Fügen wir hinzu, dafs das ganze Land be- 
ständig in einem Zustand war, der hart an den Krieg grenzte, bis zu 
den Kriegen von 1869 und 1866 und selbst bis zu der Vereinbarung 
mit Ungarn im Jahn» 1867,*) und wir beginnen an Teratehen, wie 
wenig man in Wien an eme friedliche ESntwickefaug der LokalTei^ 
waltong nnd Indnatrie denken konnte. Die nationale Yedbaanng 
aowie eine lokale für Wien wurden gleich nach der Bevolution ge- 
währt, aber beide wurden nadi dem Willen des Kaisers stupendiert^ 
Obgleich die Stadtakte verlangte, dals ein Drittel des Gemeinde- 
rates alljährlich durch Wahl erneuert werden soUtOi verbot der Kaiaer 
alle Wahlen nach der ersten bis 1861, und ernannte direkt gesgm 
die Stadtacte Mitglieder für solche Vakanzen, die er nicht vorzog, 
unbesetzt zu lassen. Dies drückte natürb'ch die Stadtverwaltung genau 
zu dem lu-rab. was sie vor der llcvolution gewesen war. nämlich zu 
einer untergeordneten, abhängigen und inferioren Abteilung der Zen- 
tralregierung.*) Zu diesen politischeu Niederlagen kommen noch 
einige der schrecklichsten natttrliehen Schläge, die selbst das arme 
Wien je gesehen hat, wie der Austritt der Donan 1849 nnd 1860,*) 
die ihr^bare G«ifael Cholera, die im Jahre 181K)*) Aber die Stadt 

*) Die bMte Dantollung der eigeDtfimUeheii Wirkoogen der Bevolation auf 
Wien flodet sich meine» Wweiu in der GeMfaiehto der Stadt Wien II. 687—868. 
0. Weifi. 

') Während des Bombardements hatte mau Cielegeoheit, dip alte Bclcuch- 
tuugsmethode zu venucheu, da der Gasometer in die Luft gesprengt wurde. 
Denkaehrift sam 9. Dei. 1888. Heramg^gfebea nm Oemeiiident. p. 9. 

«) Denkschrift etc. p. 18, 20 u. 31. 

Uber die höchst*' Äbhänjripkeit der Stadtverwaltung von der Regierung 
vor 1848 cf. Glossy in der Denkscbritt zum 2. Dez. 1888, p. 412, 418, 481, 484, 
487, 440. 448. B« heilM, nur der Herr «Vre geweeheeli u. i. w. 

') Als von Bedeutung für die späteren Verhandlungen sei bemerkt, dafs 
seit 1850 t]\v (/holcra viermal, nämlich 1854. 55. 56 und 1873 Wien heimgesucht 
hat, u id zweimal ist die Stadt fnrobtbar überschwemmt worden, nämlich 1868 
und ItiJl. Denktchria et<x (Qlofay) p. 488—494. 
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Bereinbrach. Es ist charakteristiaohr dftfo während dieser ganzen fast 
ein Jahrzelint dauernden Periode von allen erteilten Geschäftskon- 
Eeasiouen — 4270 im ganzen — niclit eine einzige bedeutend genug 
war, um irgend welchen EiDflul's auf deu uatiooaleQ Handel und die 
Industrie auszuüben.') 

Doch inmitten all dieser Schmerzen und Leiden der Gegenwart 
und all dieser Ungewifsheit der Zukunft wurde es absolut notwendig, 
lange Tor Ablauf des EontrakteB Arn zu emeaeni. Die Klagen sonobl 
tbor den Breb und die Bedienung wnidm fibenll, wo Gas eingef&hit 
war, laut und nnanfhöriich, aber die Lage der Vorstfidte mit ihrer 
Abbingigkeit Tom Petroleum za JBjriegspretsen nnd inmitten der Ge- 
ihhren des Anfrnhres nachts auf den Stralsen, war das entscheideDde 
Moment. Der Frieden konnte in den Vorstädten nur erhalten werden 
mit m^ir locht auf den Strafsen, und wir haben vielleicht keinen 
zweiten ebenso guten ßeleg, als diesen, für die Rolle, die ein leistungs* 
fähiges Beleuchtungssystem in den sozialen, politisclion und polizei- 
lichen ^) Interessen moderner Zivilisation spielt. — Es ist ferner klar, 
dafs die Stadt jetzt hilfloser war, als bei Abschluls tles ersten Kon- 
traktes. Aufserdeni hatte die Erfalirnng der letzten \ner Jahre, als 
Revolution, Krieg, Bombardement und Militardespotie eine derartige 
Wirkung auf die Gesellschaft ausgeübt, dafs sie nicht gesonnen war, 
sich auf weitere Kontrakte eumdaasen, die noch grölsere und länger 
dauernde Kapitalanlagen eifbrdertenf wenn nicht die Aussicht auf ent- 
spredieDden Gewinn sie lllr das aufseigewöhnliche Bisico entschldigte. 

Als direkte Antwort also auf die &8t rerolutionSren Forderungen 
der Vorstädte, nnd mehr als polizeüiche, wie ökonomische Mafsregel, 
mufste die sich yerteidigende Stadtverwaltung einen neuen Kontrakt 
mit der Gas-Kompanie im Jahre 1862 abschliefsen. Dieser Kontrakt 
sollte sowohl die Vorstädte als die innere Stadt umfassen. Von dem 
Verlauf der Verhandlungen,') auf denen der Vertrag beruhte, wissen 
wir weiter nichts, als dafs eine nominelle Untersuchung stattfand. 

*) Glowy. Denksohrift eto. p. 484. 

•) Siehe p. 60. 

*) Eine vereinigte Kommission der Magistrats-Bauabteilung und der Keoh- 
nnngaabteilang fuhrt« die Verhandlungen des Vertrages, welcher thateSchlioh 
.BOflfc anderen geeetilichen Behörden nir Begnteehtong vorgelegt werden rnnbte. 
Ich sage noch anderen, denn in Wien mufs jedes Mitglied des Magistrate ein 
gesetzliches Examen abgelegt haben, dasselbe, das die Richter ablepfen. 

liikolai p. 6 sagt, wir wissen nichts über den Verlauf dieser Verhandlungen, 
äwdl aieifcwttrdigerweiie hei dennalbeB gHffttenttils aar mladUoh ▼«•hudelt 
werde"« 
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Diese sowie alles andere war damals gehpim, nicht öffentlich, und 
alle Einzelheiten wurden der Presse vorenthalten. Daa aber wissen 
wir nach dem, was bereits über die iwlitische und ökonomische Jj^ge 
gesagt worden ist, dafs, wenn die Stadt verlangte, die Gesellschaffc 
sollte die Vorstädte erleuchten, die Stadt verhältnismäfsig hilflos war 
und sich dem Ton der OonnUnehnft gestellten Bedingungen nntot werfen 
nslirte. Wenden wir nna m dieeen neuen Eontrekt Tom 9. I^br. M% 
welcher den alten ganz aufhob. Der erste anffiüknde Punkt ist, dab 
d«r Kontrakt fttr eine viel ]8ngere Zeit, als der frühen, nSndidi » 
Jalire und 9 Monate güt Der n&ohBte Punkt ist, dafe daa ganaa 
Geibiet von Wien, Vorsti&dte eowie innere Stadt eingeschlossen ist. 
Wenn wir diesen Vertrag genauer untersuchen, finden wir, dafs die 
Ton der Gesellschaft gemachten Zugeständnisse mehr scheinbar sind als 
wirklich, und entweder so unbestimmt gefafst sind, dafs sie als Waffen 
gegen die Gesellschaft vollkommen unnütz sind, oder von derartifrom Cha- 
rakter, dafs sie keine wirkliche Bedeutung besitzen, selbst wenn sie 
zu voller Ausführung gelangen. Wenigstens, wo man sie für wirklich 
wünschenwerte Verwaltungsbestimmungen halten könnte, reichen sie 
in ihrer Totalität nicht hin, eine wirksame Kontrolle zu ergeben. 

Unter den letajgenannten Bedingungen sind diejenigen, weleke 
veriangen, dafe die Latemenanzfinder dn deutlichea AbieidiBn tragen, 
dab die Geaellschaft immer eine gewisM Anzahl Beserreanstlndcr 
bereit haUa, dafs de eine liste ihrer Angestellten UsUnre, dab sie 
eine bestimmte Fonn dee Signales für das Anzünden der LatarM 
feetsezte a. s. w. Einer der charakteristischsten Paragraphen dieses 
Kontraktea — ein Paragraph, welcher sehr weise für unvorhergesehene 
Ereignisse Sorge trägt — für den aber nicht ein zu hoher Preis hätte 
bezahlt werden sollen, ist derjenige, welcher die Bedingung 
enthält, dafs im Falle einer Überschwemmung oder einer 
dunklen Christnacht die Gesellschaft ohne besondere Vergütung 
die gewöhnlich um ilitternacht ausgelöschten T.aternen bis zum 
Tagesanbruch brennen lassen mufste. Der Paragraph, in welchem allein 

') „Du aui der unklaren Fuaung des Vertrages vom Jahre 18öä nur solche 
I nts f p r stsMoiwtt tbmleHm rind, wslehe dar Btsdk Wi«D m Nsobftaile gtrainfcsa 
kfimmi, wlÜkrend jene Bestimmungen, welche die Rechte der Kommane wahnn 
■ollen , eben durch ihre Unklarheit illusorisch werden , so erscheint es kaum 
glaublich, dafs sich Oemeindevertreter fanden, welche einen so betohaffenea Var* 
trag entwwfiM und der Kommune aar Annahme empfehlen konnton." Bariolit 
OMT von n. oaiwffaioiminisn uewerDevtceia auc mt Jrrenng oer wiMMr wse^ 
vertrsgt*Entwfirib betnmtan Eonuniidon. 1871 8. S» 
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die private') Beleuchtung gelegentlich erwähnt wird, ist eine wört- 
liche Wiederholung des entsprechenden Paragraphen in dem Kontrakt 
Ton 1846. Das beifst. trotzdem alle anderen Hauptstädte, von denen 
* wir etwas wissen, iu gewissem Grade die polizeiliche, santitäre und 
ökonomische Bedeutung des Gases, als eines allgemeinen Be- 
leuchtungsmittel ; erkannt , und die Preise sowohl , als die 
Art und Weise der Privatbeleuchtung vorgeschrieben hatten, sehen 
wir, dafs Wien iu der letzten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
einen auf lange Zeit bindenden Kontrakt abschliefst, der seiner Natur 
naflh der Oeacllchaft ein pottÜTes Monopol gibt, jedoch den der 
ftnien ttbrigen zmlinfirten Weh ofSenkimdigen ümituid abeolnt 
«üaer Acht l&fet, daft das Gas für die Privatbeleaohtaiig toü keiiier 
feriogeren Bedeatong ist» ab für die öfEmtUche. Dann ist wcU die 
Frage angelnracht, ob wir erwarten konnten, dafs die Stadt einen ihre 
eigenen Interessen wahrenden Vertrag für die ötTentliche Beleuchtung ab- 
Bchliefsen würde, wenn sie Zustände duldete, die es Privatleuten ab- 
solut unmöglich machen mufsten, annehmbare Bedingungen fiir ihre 
Beleuchtung zu erlangen. Mit dem Vorsprung, den die Gesellschaft 
bekam, wenn sie unter diesem Kontrakt ihre Hauptröhren über das 
-ganze Gebiet der Stadt ausdehnt und auf lange Zeit hinaus der 
öffentlichen Beleuchtung sicher war, mulate jeder wirksame Kon- 
kurrenzTersuch verhindert werdeu, d. h. durch diesen Vertrag machte 
die Stadt ihre Bürger fom Petrdeam als BeleoohtmigsBiittel abhfiogig 
eine Methode, die absolut onfereinbar war mit den indnstrielleii, 
kaufiniiiuiischen und socialen Yerhältiiisseo, die Österreich, wie man 
damals wohl erkannte, entweder einf&hren mufste, oder den Aiupnush 
anf einen Plate unter den grofsen I3ationen aufgeben — oder flber- 
liefs sie ohne Hilfe und gegen alle Ohaooeo dem Kam])fe mit diesem 

fremden Monopol.*) Die Beschreibung, was ittr licht geliefert werdea 

f » 

') Die Gemeindeverwaltung der Haupt- und Residenzstadt Wien 1867 bia 
1S7D, p. 864. 

„D. r Vertrag (1852) bciiekt nob auf die offenilioh« StniaenbeleMfatii^ 

TOD Wien " Ih p. 385. 

,Die (iasabgabe an Private ist ohne Störang der öffentlichan Stiafsenbe- 
lenditaDg gestattet*' 

Wir finden nirgends eine Andentong in dieaem Bericht, dab die Stadt gegen 
diesen besonderen Paukt don Rontraktes irgend welohe Einwendungen gemacht hat, 
obgleich man den Eontrakt im allgemeinen in den schärfsten Ausdrücken verurteilt. 

*) Die Wiener Zeitung vom 84. Juni 1874 sagt iu Bezug auf die Verhaud- 
hngu n dieaem Kontrakt, daCs die Stadt alle möglidien Anatrangangan maobt«^ 
um eine Regelung der Prdie ffir Frivatgea «nd beiaere BedingBegen IBr die 
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sollte, war "Wort für Wort die gleiche, wie im vorigen Vertrag, aber 
ein Satz wurde hinzugefügt des Inhalts, dafa die Stadt sich das Recht 
Torbehielt, durch Mefsapparate und andere geeignete Instrumente 
sowohl die Quantität als die Leuchtkraft des gelieferten Gases zu 
prüfen. 

Ein Zusatzparagraph (§ 21) gibt genauere Bestimmmungen für 
solche Prüfungen. Die entpreohendai Bestimmungen des früheren 
Eontraktes, daüi die GeoallBchaft auf eigene Kosten in einigen 
stidtiechen Gebunden je einen 8tra(iMnfarenner anfetdlen sollte, der die 
ordnnngsnüUsigen 6 Kubikinfo Gas lant Gasmesser verbranchte, worden 
in toto wiederiiolt. Dann, nm diese Sidberfaflit doppelt sicher sa 
machen, wird bestimmt, dafs bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Stadt und Gesellschaft entweder bezüglich der Genauigkeit der Probe* 
flammen , oder besttglich der Gleichwertigkeit d«r Strafsenflammen 
mit der Probeflammen, ein Schiedsgericht gemeinsam von den beiden 
Parteien ernannt werde, um den Streit zu schlichten. Ungeachtet der 
so viele Jahre bestehenden gräfslichen Unzufriedenheit finden \\nr 
nirgends angedeutet, dal's die Stadt je ein solches Schiedsgericht au- 
gerufen hat. Aber neben dieser Aufgabe des eigentlich nicht exi- 
stierenden Schiedsgerichtes, gab es noch eine zweite, welche die Inter- 
essen der Stadt viel wirksamer wahren sollte^ Dies war eine Be- 
stimmung, welche die Stadt gegen die finansiene nnd Ökonomisohe 
Schädigung schfltsen sollte, den sie etleiden könnte, &lls vor Ablsnf 
so ^eler Jahre technische, chemische oder gewerbliche Fcnrtsehritte 
eine leistnngsf&higere oder tiel billigere Beleuchtnogsmethode er- 
möglichen sollte. Dieser Paragraph 33 bestimmte, dafs, wenn nach 
zweijähriger Vermehr/.eit eine billigere oder leistungfahigere Be- 
leuchtungsart nach dem Urteil jenes Schiedsgerichtes gefunden wäre, 
die Gesellschaft dann verpflichtet sein sollte, diese Methode zu T^reisen, 
die zur Zeit zu vereinbaren wären, einzufühlen. Im Falle einer 

Stadt sa erlangen; dftfi die Gewlbehaft Zngwtindiiiiw madite fBr die Flreiie 

der öffentlichen Beleuchtung, „dagegen strinbie sie sieb hutnäckig gegen eine 
Preistarifregulierung in Bezug auf den Konsum der Privaten, itnieni sie die« 
von ihrem freien Ermessen und von der Konjunktor der Kohlenpreise abhängig 
gemacht bitte". 

>) Der 8«ts des KontnktM von 184B, weldier ebe RrdienttifUgang be- 
stimmte, falls der Preis der 7ur Gaabereitung geeigneten Kohle um so und so 
viel sinken wiinlc, wird in diesem Kontrakt wiederholt. Derselbe blieb loter 
Buchstabe mimtleu aller späteren Klagen, und zwar einfach deshalb, weil die 
Stadt bw hent m völliger Unkenntnii fiber die Pkdn ind fkodnfctioii gebUMMU 
iit Siehe p. 70 oad Anmarinuig. 
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Wfligenmg von aeiten der GeMUsdiaft behielt noli die Stadt das 
Becht vor, nach sechsmonatlicher Kündigimg den Kontrakt für nichtig 
in erkläTOD. Soweit würde dieser Paragraph — den niemals jemand 

anzuwenden yersuchte — sehr unschuldig und harmlos gewesen sein, 
hätte nicht die Gesellschaft Veranlassung genommen, noch den folgenden 
Satz hinzuzufügeu : „wobei jedoch d e r Impe ria l - Co n t i n en- 
tal-Gasiissociatiou sowohl in diesem Falle als auch 
bei dem Ablauf der Pacht zeit bei ganz gleichen Be- 
dingungen der Vorzug vor anderen Konkurrenten zuge- 
sichert wird.'* Ich habe nirgends iu allen späteren Berichten und 
Streitigkeiten über die Oasfrage eine Andeutung gefunden, dafs irgeud 
jemand atädtischerseita bei der Annahme desselben eine Ahnung von 
der Wichtigkeit dieses Satzes hatte. DemFemstdienden ist es jedodi 
klar, dafo ein solcher Satai schwierig au denken sein mulste und — 
ine es auch die Geschichte bestätigt hat — fiwt unttberwindliche 
Schwierigkeiten den Verhandlungen zu einem neuen Kontrakt ent- 
gegensetzte. Der Umstand, dafs die Gesellschaft überall in der Stadt 
sich festgesetzt hatte, und dafs sie ein thatsächliches Monopol besa^B, 
auch dafs sie ausdrücklich in Bezug auf die Privatbeleuchtung auf 
ihr Recht jiofhto. das alter war als die Rechte der Stadt und unab- 
hängig von derselben, würde ihr genügende Vorteile gegeben haben 
auch ohne diesen nebelhaften, unbestimmten Satz. 

Wie wir 8i)iiter sehen werden, war dieses der englischen Gesell- 
schaft eingeräumte Vorzugsrecht ungefähr zwei Jahrzehnte später der 
Gegenstand «mstw Zweifel und schwerer Hindernisse. Ein anderer an 
und fOr sich ziemlioh guter Sata, der aber von untergeordneter Be- 
deutung ist, war die Bestimmung, dafs im Falle aus irgend welchen 
Grttnden die Gasbeleuchtung gestört wftie, die Gesellschaft für eine 
andere Bdeuchtnng sorgen müfste, und zwar zu einem Preise, der 
keineswegs höher sein dürfte als der für die Gasbeleuchtung. 

Die Kauibestimmung war eine blofse Wiederholung desselben 
Punktes in dem früheren Kontrakt, und liefs das gesetzliche Verhält- 
nis der Röhren u. s. w., deren Erwähnung sorgfältig vermieden wird, 
YöUif; unberührt. Nicht ein Wort steht darin über T^eistungen tür 
Privat bei euchtung. ') Die Klausel, welche sich mit der Rührenleguug 
beschäftigt, lautet dahin, dals die Stadt der Gesellschaft gestattet, 
Bühren zu legen in allen Strafsen, iu welchen von der Gesellschaft 
öffentliche StraisenbeleuchtuDg bewilUgt ist und fügt vorsichtiger hinzu 



>) Sieh» p. Ö8 
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„ohne dais jedoch aus dieser Gasbeleuchtung jemals eine Dienstbar- 
hdi ersessen oder abgeleitet werden kaun und darf". ^) Es scheint 
lüflniab der GeMlIaohaft Yon der Stadt die Konzession für Röhren- 
legung in einer Strafse erteilt worden zn sein, wo affaiifliolie Be» 
leochtong nicht Tedangt worde. Oiee aeheint den Qeriohten*) 
Ton greiser Bedentang gewesen zu sein. 

Es bleibt nur noch der Paragraph su bemer^Oi durch weldien 
der Preis für die öffentUche Beleuchtung ftetgeeetst wurde. Der 
Preis für Strafsenflammen wurde feetgeeetst auf 20 Er. Kn. 
pro 100 Kubikfufs anstatt 30 Kr., wie unter dem alten Koi^ 
trakt. Derselbe Preis sollte zugebilligt werden für die Beleuchtung 
der öffentlichen Gebäude, vorausgesetzt, dafs die Stadt wünschen 
sollte, Gas bei denselben einzuführen, und uuter der. fernereu Voraus- 
setzung, dafs die Stiidt für alle Gasanliigen in den Gebäuden be- 
zahle. Man wird sich erinnern, dals die Gesellschaft alle Laternen- 
anlagen u. s. w. für Strafsenbeleuchtung besorgte. 

Nachdem wir nun die einzeln Artikel dieses Elonttaktee betnuihtet 
haben, fSusen wir ihn jetzt als ganaes*) ins Auge, und wir finden» 
dafe er keine wesentlichen neuen Vorteile nach irgend einer Seite 
anfiveiftty aulser in Bezog auf den Preis. Er enthält keine Aneikeoniing 
der Ffliolkty der Stadt die Interessen des einzelnen zu wahren bei ihren 
Bemühungen preiswertes und genügendes Licht zu erlangen. Es 
wird kein Versuch gemacht das verworrene Problem der gesetzlichen 
Stellung der Gesellschaft nach Ablauf dieses Kontraktes zu lösen. 
Man hätte wohl von der Stadt erwarten können, sie würde als Äqui- 
valent für eine derartige Ausdehnung der Dauer und des Gebietes 

') Diese KUoael war eine der rettenden vor den üeriohten in dem . . • • 
flieh« p. 61, SB. 

*) Siehe p. 51 und 88. 

") Dia QciMiiidtfferwaltiiiig Wi«D» 1887—1890, p. 8M. 

Dieeer Vertrag zeigte nun im Laufe der Jahre mannigfache H&ngeL 
Anfserdem machten sich auch wiederholt Klagen über die Unreinheit dei 
Lichtes, Uber die Uogleiohmäfaigkeit des Konsums und namentlich über die 
hohen GaipräiM geltttd. DieM Ktegeu tavehten eiaeneite im Sehofee de« 8a> 
meinderates selbst auf, anderseits waren sie Gegenstand zahlreicher Beschwerden 
in der Presse. 'Je zahlreicher die Klagen über die Mangelhaftigkeit der Beleuch« 
lang und über die Schädigung der Frivatkonsumenten wie des Kommunaläran 
and je fühlbarer dto Mingel dca Yartrigea waren, daalo lehhaflar nrnbta ildi 
der Wnnseh nnd daa Beatreban geltend nutohan, wanigatan« fftr dia Zaknnfl die 
Gefahren einer solchen beklaganswartan KalauitSt TOD den Mitbttrgam wia ton 
der Kommune absuwenden. 
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die Lösung dieser Frage und reinen Tisch für die Stadt nach Ablauf 
von 26 Jahren zu beanspruchen. Obgleich die früheren Bestimmungen 
über Konventionalstrafen, Reinheit, Qualität und Verbrauch des Gases 
wiederholt sind, finden wir keinen Anhalt dafür, dafs die Stadt 
irgend welche Kontrolle im Rahmen des Kontraktes auszuüben ver- 
sucht hat bis, nachdem er schon fast 20 Jahre in Kraft war. ^) 

Ei Irt dtankterietisch fflr die ZnstiUide, dals dk Stadt nadi 
1861 iwar xogehnäCng periodischa Verwaltmigaberichte heraasgab, 
irix aber erst 1870 *) eine Bemgiiahme auf die Gaa&age ab im 
ftfiBotUeheii Intereaae liegend finden. Die frfiberai Berichte aegen 
aiehts Uber GeseUschaften, Verträge, Privatbeleuchtnng v. 8. w., son- 
dern geben nur an, dafs die öffentliche Beleuchtung so und so viel 
jährlich kostet. £iDea der merkwürdigsten Dinge in der Haltmig 
der Stadt, sogar noch im Jahre 1870, ist ferner dies, dafs man einer- 
seits sagt, dafs der Kontrakt im Laufe der Jahre viele Mängel zeigte, 
und den ganzen Kontrakt ,,eine solche beklagenswerte Kalamität" 
nennt, wir anderseits fast auf derselben Seite als Darstellung der 
thatsächlicheu Verhältnisse eine WiedcrholiuiK der angeblich retten- 
den Klauseln des Kontraktes finden. Ich habe aber bereits gezeigt, 
daÜB diese Klauseln nur auf dem Papiere standen und dafs wir 
keinsn Anhalt dafttr haben, dafo die Stadt auoh nur den geringsten 
YersBch gemaeht hat bis zum heutigen Tage, die GtoseUschaft im 
Bahmen des Kontraktes*) m kontrollieren. Sp&ter werde ich 
asigen, dals» als die Stadt Tersoohte, einige dieser im Kontrakt wa 
1876 wiederholten Bestimmungen anzuführen, die Gesellschaft sich als 
m stark für die Stadt erwies und die Klauseln doch tote Buch- 
staben blieben. Solche Bestimmungen sind z. B. (p. 366): „Die 
Kommune kann den Betrieb der Gaserzeugung im Etablissement 
besichtigen und untersuchen lassen.*) Zur KonsumkontroUe werden 



>) Siebe Verw.-Ber. Wieu« 1867—1870, p. 869. 

^ OwneiBdeTMrwaltiiDg der Hupt« and Bwidenwtsdt Wien in den Jshrsa 
1867—1870, p. 884 bis 876 geben eine Skine von dem deanl^pm Stande der 
Oasfrage. 

') Die Qem.-Verw. Wien, 1867—70, p. 360 seigt, daf« am 86. Mai 1669, d. h. 
ihar 17 Jahi« naeh Inkrafttnlen des Kontrakte* die Stadt den enten Sehritt 
hk dieaer Richtung that, indem ue beschlofs, dars Stundenliaten fiber daa An* 

Banden und Auslöschen der Laternen allen Verwaltunfirsvoratänden der Wiener 
Distrikte zugeschickt würden. Es steht fest (Ibidem p. 370), dafs bis dahin die 
von der Oeselisohaft gelieferten Oaimesser niemals amtlich gattempelt oder 
gaprttft worden waren, ef* p. 78 nnd Anmeilnuig. 
^ tteha p. 70 oad Anmerkaag. 
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in emiipeii städtischen Gebäuden je 6 Kubikfufs Gas per Stunde 
konsumierende Strarsenbrenner mit einem Ghtsmesser (m^enannte 
Probeflarame) errichtet." 

Wenden wir uns jetzt von dem Kontrakt selbst und fraf^en, wie 
er von der Bevölkerung und sogar von der Stadt selbst bald nach 
seinem Inkrafttreten beurteilt wurde. Es war klar und offenkundig, 
dafs die Stadt und das Publikum glaubten, sie bezahlten das Gas za 
teuer und bekftmen nicht Gas ^on der Beinheit und Lenehtkiaft, wie 
die Gesellschaft behauptete. Doch fOhlte sich das Publikum mitRecht 
machtlos. Die einzige Abhilfe in solchen Fällen liegt heutsutage in 
der öffentlichen Meinung, wie sie in der Presse zum Ausdruck kommt 
und sich mittels der Wahlen fühlbar macht. Aber fast zehn Jahre 
lang nach Abschlnl's dieses Kontraktes wurde die öffentüohe Meinung 
(sowie die städtischen Wahleu) von der Zentralregierung systematisch 
mit Erfolg unterdrückt. Die meisten Zeitungen wurden abgeschafft 
und diejenigen, welche weiter existierten, brachten hauptsächlich 
Feuilletons, Kunst- und Musikreferate und solche i>oliti8che Nach- 
richten, hauptsächlich auswärtige, wie sie von der Regierung geliefert 
wurden.*) 

Jedoch mit der Erneuerung der Verfassung in den sechngor 
Jahren, begann die öffentliche Meinung zu erwachen und sich bemerk- 
har zu machen. Anstatt dab die Stadt zunächst Tereuchte, den be- 
stehenden Yertrag streng ausznfDhrai, suchte sie beständig Veiliand> 
hingen anzuknflpfen wegen eines neuen Vertrages zu niedrigeren 
Freisen. Zu diesem Zwecke wurde Tom Gemeinderat eme Kommisaion 
ernannt, um Untersuchungen anzustellen und die Bedingungen zu einem 
neuen Yertrag mit der Gesellschaft (16. Not. 1864) zu entwerfen. 
Da nichts daraus wurde, ruhte die Frage, wenigstens in amtlichen 
Kreisen, bis eine neue Kommission ernannt -«-urde (27, Sept. 1867). 
Di(^e Kommission leistete nur wenig und konnte sich nicht ent- 
schliflscn, spezielle Vorschläge zu niaclien. Sie tliat aber etwas 
Lobenswertes, was man von der Kommission, einer aus Volkswahlen 
hervorgegangenen Körperschaft, nicht hätte erwarten sollen. Sie baten 



*) Cf. Oifl Wisner Prene von H. M. Bioht«r in dar Denksohrift sum S. Dei. 
Baad. Bmonden p. 414-4M. 

Man mufs sich dabei immer erinnern, dafs dieser Kontrakt abgesohlonen 
wurde, während die Stadt noch unter der Herrschaft der WindischgriUloProkhl' 
mation vom 2ä. Oktober 1048 stand« welche u. a. sagt (ib. 420): 

„Auf die Daaer d«a Balagenognintandfla liiid alle Z^tnqgaUlttar so aas» 
pendiarait, mit Aimiahme dar Wianw Zattmig** (d. h. der offliigawn Zeitaiig)» 
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aiinUob antdrUoUioh um Srlanlmis, giinhw'inwfihft und fremde 8aeli> 
Tenttndige als Mitg^eder ihrer Kommission zuziehen za dürfen. 

Es mab hier bemerkt werden, dafs der Gemeinderat zwar diesem 
AneBchen seiner Kommission entsprach, und 8 sogeoannte Fach- 
männer aufgefordert wurden, dieser politischen Kommission zur Seite 
zu stellen , diese Fachmänner thaten aber wenig mehr, als sich acht 
Tage laug von den politiachen Mitgliedern konsultieren zu lassen. 

Diese Sachverständigen machten keinen besonderen Bericht, son- 
dern ihre Ansichten wurden von der (politischen) Kommission des 
Gemeiuderates einverleibt und über sie referiert. Diese Kommission 
hatte M Fragen entworfen, worüber die SachTerständigen koMoltiflrt 
worden. Fflnf Ton diesen y^SachTers^digea'* waren Profeesoren in 
Wien, die übrigen drei waren die Direktoren der Gasanstalten in 
Triesty Mfihidien und IVankfiirt Es ist Uar, dab diese ftnf Fkofessoren, 
die wahrscheinlich zu den Idflgstsn und geachtetrten M&nnem Wiens 
aählten, nur sehr wenig Licht über die an sie gerichteten 54 Fragen 
verbreiten konnten. Denn diese ICanner ^o]lt« n ihre Ansichten kund 
geben über 54 Fragen, von denen die meisten darauf hinausliefen, zu 
ergründen, ob die Stadt es unternehmen sollte, ihr eigenes Gas zu 
fabrizieren. Viele dieser Fragen beschäftigten sich mit dorn rechtlichen 
Standpunkte der alten Gesellschaft, und obgleich die juristHchen Fragen 
die entscheidenden waren, koiintcii (licse Männer keine befriedigenden 
Ansichten über diese gesetzlichen Punkte geben. Anderseits war es 
ihnen klar, dafs es für die Stadt schwierig, wenn nicht unmöglich sein 
würde, sich anf irgend welche eigene Belenchtongsprojekte einanlasseD, 
auf welchen Anteil dee privaten oder öffentlichen Qasbedarfes sie 
rechnen konnte. Dies war aber eine Frage, die nur entschieden wer- 
den konnte, erstens durch eine Kenntnis von dem, was die Gesell* 
Bchaft bereits gethan hatte, und zweitens durch eine Entscheidang 
dessen, was die Gesellschaft nach dem Gesetse thun konnte, £sUs die 
Stadt eine Gasanstalt zu bauen versuchte. 

Aber beides lag aufserhalb der Macht und Kenntnis dieser „Sach- 
verständigen**, und da die Möfilichkeit. selbst eine lohnende Gasan- 
stalt /.II erbauen, für die Stadt durchaus von einer richtigen Lösung 
dieser beiden Probleme abhing, ist es nicht zu verwundern, dafs die 
Sachverständigen, mit einer einzigen Ausnahrae, es nicht für 
ratsam hielten, dafs die Stadt sich auf ein Unternehmen einliefs, 
dessen finanzielle und rechtliche Verhältnisse so ungewiis waren, *) 



*) St ksan aiflht oft genug wiederholt werden, dsls diw« Seohvent&Ddigen 
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und zwar trotidem die Majorität der Volksmeinnng in Wien seit 1864» 
vielleicht to gar schon frühor. beständig eine Gasanstalt in den HändeA 
der Stadt zu sehen verlangte. Der Gemeinderat und während des gröfsten 
Teiles der Zeit auch Maf^istrat, hegten ehensosehr wie die Bevöl- 
kerung den brennenden Wunsch nach einer solchen Anstalt, aber alle 
amtlichen Kreise haben diese ungelösten Schwierigkeiten anerkannt, 
welche bis auf die heutige Zeit die Erlangung des von allen ersehn- 
ten Zieles schwierig, wenn nicht unmöglich zu machen schienen. Ab- 
gesehen von diesen joristiBcheD Schwierigkeiten, war es ein anderes 
groftee Hinderaia, dab die Eommiaaioo, wdehe sich Uber den 11189- 
liohen Erfiilg eber stidtischoi Gasanstalt ttafoern sollte, absolut keine 
geschftftlicfaen Anhaltspunkte hatte, am danach die Kosten der Gas- 
bereitmig und VerteOung in Wien an yeransoUagen. Denn «Dgeaak- 
tet die Klauseln des Eontraktes, die Besichtigungen der Anstalt etc. 
bestimmten, üudea wir nirgends erwähnt, dafs ein KommissionsniiV 
glied oder einer von jenen Sachverständigen jemals der Wiener 
Anstalt nahe kam, oder je mit einem Beamten oder Vertreter der 
Gesellschaft in Verbindung trat, oder jemals irgend welche Angaben 
erhielt über die Rentabilität oder den Botriebsunifang der Gesellschaft. 
Sie wufsten nichts von der Höhe des Anlagekapitals oder des Er- 
trages, nicht einmal irgend etwas über die Kosten und Quantitäten der 
verwendeten Materialien. Der einzige Anhaltspunkt in den Händen 
der Stadt bezog sich auf die Summe, die flir die öffentliche Beleudi- 
tnng besahlt wnrdoi und die ZaU der Terwendeten flammen. 

Die Kommission erstattete ihren Berieht durch fliren TorsitseDdeD, 
mohd, am 21. September 1869.^) Die Vorsohlüge waren: 1) Die 
Stadt sollte sieh nicht darauf einlassen, ihr eigenes Gas su fabri^ereo, 
auber wenn die Kosten ftir die zu erbauenden oder von der alten 
Gesellschaft zu erstehenden Anlagen geringer wären als 8000 Gulden 
pro Million Kubikfufs jährliche Produktion (Raumgehaltes im Jahre). 
2) Dafs ein neuer Kontrakt von möglichst kurzer Dauer mit der 
englischen Gesellschaft geschlossen werden sollte, wofern sie auf ange- 
messene Bedingungen') sowohl für die öffentliche als die pri- 



üve Gutachten gänzlich anf Qnmd theoretischer Erwägungen oder an anderen 
Orten gemachter Beobachtungen abgeben mufsteD. Keinerlei Material betreffs 
der Fabrikation und des Uasvertriebe« in Wien war ihnen bekannt Nicht 
einmal der Preis und die Sorte der verwendolen Kohl«. 

>) Qednuikft «b Osoidaderatsrefefst {Wß^ p. tt Folio. Oitisrt sIi »Nikokii*'. 

*) Obgleieh die Freiie dnigeraialiMii von der Llage der Konaenum sbhiogea 
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rate Beleuchtung einginge. 3) Falls dieser Kontrakt mit der G^e- 
sellschaft nicht zu stände käme, sollte für die Beleuchtung eine 
Konkurrenzbowerbung ausgeschrieben werden, „wenn damit in 
Rücksicht auf den § 23 des bestehenden Vertrages nicht das 
Risiko verbunden ist, dals das gegenwärtige Offert der englischen Ge- 
sellschaft zuTÜckgezogeü und man gezwungen werden könnte, mit uu- 
gttiwtigereD Offerten Torlieb nebrnen lu mflstoi, als schon gegenwärtig 
fOfUegen**. Es bedarf Iceines weiteren Kommentars zu dem obigen, 
mn ni seigen, daft dieae ganze SadiTerstlndigenangelegenheit Tdlllg 
In der liuft schwebtey da dieselben ihre Ansichten nidit auf genflgende 
Infennatianea ^) stiltien konnten. Um zu zeigen, vie willkürlich die 
8000 fl. für 1000000 Enbikftirs Produktion (Kapazität) angenommen 
amd, braucht man nur zur Orientierung darauf hinzuweisen, dafs 
bei der Erzeugung und dem Vertrieb von Gas mehr als bei dm 
meisten anderen Dingen, die Anlagekosten für 1000000 Kubikfufs von 
der zu vertreibenden Gesamtmenge abhängt. D. h. die wirkliche An- 
lage einer 1000 Millionen liefernden Anstalt würde nur wenig mehr 
kosten als eine Anstalt von der halben TjeistungslUhigkeit, besonders 
wenn in beiden Fällen das gleiche Gebiet mit Leitungen zu versorgen 
ist, und doch hat dieae Kommission keine Ahnung, ob eine Anstalt 
geplant wurde fttr die öffentliche Beleuchtung allem, fttr die öffent- 
liche zusammen mit aller möglichen privaten Beleuchtung, oder fttr 
die öffentKdie und desgoiigen Teil der pmaten Beleuchtung, den die 
Stadt in freier Konkürenz mit der Gesellschaft gewinnen konnteu 
Sie hatte femer kerne Ahnung, wie Tiele Prrratlente Gas von der Ge- 
sellschaft bezogen, oder wieriel der einsdne Terbrauchte. *) Daber 

mäiMDf sagte die KommiMion: der Preia für öffentliche und Frivatbeleaohtung 
aoUta keinedkUa 98 Kr. 8. W. pro 100 Kohifcfnb fibentoigMi. 

') Siehe Meitzen ^ 61>. „Über die Theorie und Technik der StiÜilak.*^ 
Sntnommen von Falkners Übersetzung ins Englische. 

*) M»n kann sehr wenig auf den erforderlichen Uasverbrauch in einer Stadt 
■chUetoen mm dem Yerhnnieh fai einer enderen; eo viel hingt von lokalen nad 
nationalen Bigentümlichkeiten ab. Z. B. in den meisten grofsen Städten b^nnt 
das Leben um 10 Uhr abends seinen Höhepunkt zu erreichen, aber in Wien ist 
•Uea atill wie auf dem Lande. In >iew;ork wird an einem grofsen Feiertag 
vld weniger Ge« Twbraaokt als gewfihnlieh, wUnead in Piria der Yahnnctk 
wiehit wegen der ItokMnlen Mengen, die f&r SifentUdie üluminntion verbranoht 
werden; da bei solchen Gelegenheiten die Fronten aller ofTentlichen Gebäude 
mit einer grofsen Zahl von Gasflammen garniert werden. Die Studenten in 
einem Seminar in Deutschland schienen es kürzlich für kaum glaublich zu halten, 
vnd wenn es wahr sei, für aofberordentlioh gesondheitsschidlich^ als ihnen der 
Profowor erdOiUe, in Amerika Uftte man Gaa in den SohUfaimmem. 
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liatten sie keiue Basis für einen Anschlag der künftighin möglichen 
Gasrerbrauche durch Private. Aus demselben Grunde blieb ihr 
iweiter Yoncblag gänzlidi in der Luft schwebend, denn man konnte 
nidit wisBen, ob die englische QeseUaGhaft angemeasene Freu» maohto 
oder nicht. Allea, was diese Vorschlüge bedeuten Iconntein, war, maa 
sollte mit der Gesellschaft so gute Bedingungen abmaohen wie 
mSgHch» aber vor allen Dingen auf einer konen Daner und einer 
Regulierung d«r Privatbeleuchtung bestehen. Im ganzen kein 
schlechter Rat, wenn durch einen solchen Kontrakt die Stadt aidk 
nach Ablauf desselben hätte freie Hand schaffen können. Aber der 
dritte Vorschlag zeigt, wie durchaus ohnmächtig die Stadt war in 
Verhandlungen mit der Gesellschaft. Die Klausel, welche bei allen 
weiteren Verträgen das Vorzugsrecht verlieh, war keiner für beide 
Parteien annehmbaren Auslegung fähig. Ein grofaer Teil dieser Sach- 
verständigenberichte wurde abgefafst auf Grund einer theoretischen 
Erörterung der Ratsamkeit für irgend eine Stadt, die industrielle An- 
lagen irgend welcher Art betrieb. Obgleicb ich gezeigt habe, da& 
die Kommission keine genügende Basis i&r Schätzungen haben konnte, 
äuAerte sie sich doch dahin, dafs die Stadt ihr Gas unter einem 
Kostenaufwand Ton 2,60 fl. pro Tausend herstellen k$nnte. Dia An- 
sicht wurde unterstützt Ton allen Bzperten auliaer Herrn KOhnell, 
Direktor der städtischen Gasanstalt in Tiiest. Sowohl aus allgemeinen 
Gmndsätsen als nach den Informationen, die er Uber Wien sammeln 
konnte, war er für eigene städtische Anlagen und widersetzte sich 
allen gegenteiligen Vorschlägen und Meinungen. Wer die Gutachten 
dieser Öachvt ratändigen sorgfältig durchliest, dem ist es klar, dafs sie 
die Unzulänglichkeit der Basis fühlten, auf der iiirc Gutachten ruhten, 
und dafs sie eigentlich entscheiden sollten, wie sich Wien aufs billigste 
aus deu rechtlichen Verwickelungen mit der englischen Gesellschaft 
herausziehen könnte. Ihr Schlufs war, dafs unter diesen Umständen 
es ftr die Stadt am besten war, diejenigen Bedingungen aninnehmen, 
welche die englische Gesellsdiaft ftr einen neuen Vertrag gewähren 
wQrde, wobei man aber darauf bestehen müsse, dab die Kontrakt«it 
kun sei und dais die rechtUchen Scihwierigkeiten durch diesen Kon- 
trakt geordnet würden. Die Rommission des Gtemeinderates jedoch, 
▼on welcher das Sachverständigenurteü abgageben wurde, die dch der 



») Die Herren Bzpertea l^ten einen groben Wertdanof; dab der ZeUnnim, 

für welchen der Vertrag abgeschlosMii werden würde, in8|^ioliit kurs gegriJIiB 
wird. O.-V.-W. 1W7— 70, p. 867. 
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rechtlichen Schwierigkeiten ebenso bewiifst war, wie die Sachver- 
ständigen, glaubte, mau könnte der Gesellschaft am besten beikommeu 
m» ««it die Stadt imd wie weit die G^eselbdiaft ent- 
gogenkommeD kdimte, wenn man eineKonkoiransbewerbiuig annchrieb. 
Olme weeeotliehe Debatten nahm der Gemeinderat an demselbeii^ 
Tage» an welchem Nikolai seinen Bericht abstattete, eine dafainnelende 
Anregung der Kommiwriim an and ernannte eine Kemmission jsibn Ent» 
würfe der Bedingungen für die Bewerbungen. 

Bevor wir auf die Konkurrenzlx'dingungen eingehen und die 
wirklich empfangenen Bewerbungen betrachten, wenden wir uns einen 
Augenblick zw der Haltung der (lesellschaft inmitten dieser Agitation 
für städtischen Selhstbctricb. Denn in den Aufren d("^ Publikums 
waren alle anderen I'läue nur Mittel zn diesem letzten Zweck. So- 
bald die Ojv^kommission um Erlaui)iiis hat, Sachverstiiiidijieniirteilo 
extrahieren /u dürieii. schlug die Gesellschaft am lö. Miirz 1869 vor, 
gegen eine Verlängerung von 26 Jahren den Preis für öfifeutliche ') 
Belenehtnng von einem allgemeinen Preis von 3,60 fl. pro 1000 
anf 9,116 pro Tausend m rednrieren ftlr Lampen die die halbe 
Nacht*) brannten, und ftr eine Verlftngemng um 20 Jahre die Preise 
anf 28,81 resp. 28,68 zu normieren. Diese ESrmäfsignngen sollten 
gelten von den Tage ab. an welchem der neue Vertrag unterzeichnet 
wttrde, obgleich der alte Vertrag noch über H Jahre zu laufen hatte. 
Aber zu dieser Zeit weigerte sich die Gesellschaft standhaft, die fVeise 
f^ir Privatgasverbrauch irgend einem Kontrakte oder einer öfYeiitlichen 
Kontrolle 7.U unterwerfen.') Ungefähr alles, was wir über (ias|)rpit<e 
für einzelne wissen, ist. dafs die Gesellschalt am 1. Juni 18H3 den 
Preis von 4,5 Gulden auf 4,00 Gulden i>ro Tausend erniüfsigte mit 
enuMii Kahatt von 1 — 3'*'o je nach dem Verbrauch für gröl'sere Kon- 
sumenten. 1 )af3 dadurch das Publikum keineswegs befriedigt wurde, 
zeigt die Tbatsache, dafs auf das Ywlangen imxSk einer Sachver- 
stftudigenuntersnchung die Gesellsohaft am 1. März 1869 den Preis 
iftr PriTatbeleuchtnng von 4 auf 8,5 Gulden*) herabsetzte, so dafs also 

*> Der eimrife Grund, 4«d ieb för eme Vmohiedenheit der PreiN fBr die 

verschiedfnen Lfttnpen finden kann ist der Wunsch auf Seiten der GeseUsdlsil, 
jLompli/K'T t lioit und Unjjcwifsheit in die Kalkül»! ionen rinzuführen. 

3) Wiener Zeitung S& Juni 1874. Auch Verw.-Ber. imi—lO, p. 367 and 
Mikoki, p. 10. 

*) Et tit ta benerken, dsft mn dm Jshr 1888 Öaterreioh wiBe Wihnmg 

wechselt«» von der als Konvcntionsmunze l)ekannfon zu dem frt'Pt'nwiirtiffen 
filjttem, der österreiohi lohen Währung, so dafs 20 &r.K. U. üöKr. ö. W. 

vm. 4. ^„ 8 
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der Preis lür öffentliche und Privatbeleuchtuug derselbe war. Zugleich 
erklärte die GeseUschaft ansdrttcklich, d&rs sie, während rie sieh 
Weigerte, uoh bezüglich der privaten Beleuclitiiog irgendwie so binden, 
doch glaubte, rie könnte, wenn man ihr eine Prolongation von 90 
oder 26 Jahren luucfaere, den Preis für Privatlente ') von 8,6 anf 
3,4 ermiUrigen am 1. März 1894 und um 10 Kr. am Ersten jeden 
Ja^es' bis 1878, d. h., bis der Preis auf 3 Quldeu stehen würde. 
Wie schnell die Sache von^ärts schritt, zeigt sich daraus, dafs in 
weniger als 13 Monateu, d. h.. am 1. Juni 1870 die Gesellschaft be- 
dingungslos die Privatabonnenten l>enachrichtifrt<', dafs von demselben 
Datum ab eine jährliche Ermälsigung -) von 10 Kr, pro Tausend für 
die folgenden fünf Jahre gewährt wurde. 

Kehren wir aber jetzt zum Gemeinderat am 21. September zurück. 
In der langen Liste der an diesem Tage beschlossenen Resolutionen 
sind folgende bemerkenswert: 1) Die Gaskommission wurde angewiesen, 
mit der gröbtmöglichen Eile daxn an schreiteo, Uhr die Bewerbung 
sor MfontUchen Bdeachtong nach 1877 die Bedingungen su entwerfen ; 
sie sollte aber zugleich die Verhandlungen mit der englischen Gesell- 
schaft keineswegs aussetzten, und Verhandlungen ankn&pfen mit allen 
anderen GtesellsohafteD, die etwa an sie herantreten sollten. 2) Die 
erste Bedingung für .ille Bewerbungen sollten kontraktlich bestimmte 
Preise für die Privat beleuchtnng sein und allgemeine Maisnahmen 
zum Schutze der Privatkonsumenten. 3) Die Bewerbungen sollten an- 
genommen werden für Beleuchtung von Stadtteilen oder die ganze Stadt, 
auch für die Errichtung und den Betrieb von Gasanstalten sowie 
für den Betrieh allein. 4) Am allerwichtigsten war wohl 
die ausdrückliche Bestimmung, dafs, bevor die Bedingungen 
der Konkurrenz delinitiv vereinbart würden, der Entwurf der öffent- 
lichen Kritik unterworfen weiden sollte, und 6) eine erklärende Be- 

>) Ton dem Datum diem Verfagung bis zum hentigen Tig« ward« di« 

Beleuchtung in öffentlichen Gebäuden im Preise der privaten BeleodliUDg 
(gleichgestellt, aus dem nominellen Grunde, dafa beide durch OasmeMer kontrol- 
liert werden, cf. V.-B. 1867-70, p. 372. 

■) Die Wiener lernten bald den Unteraehled kennen swiiehen einer ealehen 
freiwilligen Ermärsignag ohne gewttliche Kraft und einem kontraktlidi feeU 
gesetzten Preise, denn vor Ablauf von drei Jahren wurde diese Verfügung VOn 
der Gesellaohaftf ohne jemand zu befragen, widerrufen. 

*) Sa wnrde beMmdera beedhlosien, deft der Bntwarf tot der definitiTOB 
Annahme dem Oewerbeverein und dem Ingenieur- und Architektenverein vor« 
gelegt wei^'den sollte. Diese beiden gaben wirklich sehr ausführliche und wert- 
volle Üataohten ab. Im Jahre 1886 eranohte der Oewerbeverein wiederum den 
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stimmuiig dergestalt, dafs die St4idt zu jeder Zeit das Recht hatte; 
Gas flir ])nyate Beleuchtung 7ai lioforn, dafs sie aber vorder- 
haud von diesem Recht keinen Gebrauch machte. 

Diese Kesolutionen zeigen nun erstens, dafa die Stndtverwaltuug 
erst /u dieser Zeit Gas als eine Kulturnot\vi ndigkeit anerkannte, und • 
zweitens, dals zum ersten Male die öÜ'enlliche Meinung als ein Faktor 
im städtischeu lieben anerkannt wurde. Die iu jenem Jahrzehnt er- 
folgte Gew&hrung der nationaleii und stidti8«^eB Yer&issuBg, sowie 
das Abkommen mit Ungarn, war nicht ohne Naohwirkang auf das 
politische Leben der Nation geblieben. Obgleich die Stadt damah 
ein riditiges Prinzip anerkannte, werden wir spftter sehend dab sie 
bis hente nidit imstande war, dieses Prinzip anszafähren. In Über- 
einstimmung mit diesem neuerdings anerkannten Prinzip finden wir 
jedoch, dafs der Gemeinderat absolut die ersten Schritte, soweit wir 
davon Kenntnis haben, that, auf eine richtige Ausführung des be* 
stehenden Kontraktes zu selien. ') 

Als die Kommission ihren Entwurf der Bedingungen vollendet 
hatte, imter))reitete sie denselben vielen Personen in Wien und aul'ser- 
halb zur Kritik, l'nter den bemerkenswerten Beurteilungen waren 
die des Ingenieur- und Architektenvereins und des Gewerbevereins. 
Oer erste dieser Berichte gelaugte im Februar 1871 an die Gas- 
kommisBion, der zweite im April 1871. 

Der Gewerbeverein *) be^pinn mit der Behauptung, dafe der ganze 
Rontrakt von 1868 offenbar zum Nachteil der Stadt sei.*) Dann 
zeigt er, dafo man keine ernsthaften Ofierten erwarten könne, wegen 
der Vorrechte, die der bestehende Kontrakt der englischen G^esell- 
schaft gew^rte, weil die Bewerber glauben würden, dafs „ihre Offer* 



Oemeindent, keinen neuen Kontrakt mit der QssgeMltteluift einragehen, ohne 
den Geworbevorein sn befiragen, nnd der Qemeindertt fsfite einen dahin gehen- 
den Besch lufn. 

') Z. B. im Mai 1869 befahl der tiemeinderat, dafs ein Verzeichnis der Zeit 
des AntQndene und AutlSicheni aller SflTentHchen Straßenlaternen der Verwal- 

tung^kommission und den Bezirkspolizeivorsf ütidi-n fineerciclit werde. ?'ng< fähr 
an dieselbe Zfit ersuchte df>r (Tcmeindorat die benaclihRrtLii Stiultf, ktine He- 
lenchtUDgsverträge abzuschliefsen, ulme vorherige Verständigung mit Wien, und 
ertnehte femer den Staat, die Stempelung der Gaameaaer obligatoriidi au madien. 
und die Verfüt^uug aufzuheben, dnfü nur Onsmesser mit der metriiohen Skal* 
geatempelt werden »olltcn. Siehe V -B. I8ö7— 1870. p. 370. 

') Daa OutBchtcD dieser Körperschaft wurde gedruckt als „Beilage zu Hr. 16 
der Wochenschrift de« n.-öiterrek^ehm 0ewerbevereina*'. 

') Siehe Anmerkung 1, Seite SS. 
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tm nur ikm. dienen sollen, *) auf die eogUsofae GeeeUeehaft eine Fira»- 
skm anaznüben, um dieselbe zu iraHigehendaton Konuenonen m be- 

TCegen'' (p. 2). Er madit es auch klar, dafs niemand eine ernsthafte 
Offarte einreichen könne, wenn die Stadt nicht eine Anschauung von 
dem Gesamt verbrauch an Gas g;ibe. und bestätigt, dafs die Geseii- 
whnft es abgelehnt hat, etwas Tiiclit „über diese etwas düsteren Par- 
tieen der Wiener Gasfrage" zu verbreiten Ip. 2j. Er stellt ferner die 
Kichtigkcit der von der englischen Gesellschaft geniachteu Angabe aus- 
drüc klii;h in Al>rede,-) dafs der Verlust bei der Gasverteilnng 1 7" ,j betrage, 
und fragt, warum diese selbe Gesellschaft in ihrer neuen Offerte den 
Verlust nur auf 10% bezilTert. Seine allgemeinen Schlufsfolgerungen 
sind, dafs wegen Mangels an Daten und wegen der gesetzlichen An- 
sprüche der englisdien Qesellschaft eine Konkurrenz fUr den Vertrag 
unmöglich sd; dafo kein e?entneller Vertrag entwoiftn werden kOone» 
der beide Teile genügend sdiützen könnte, dafo kein Kontrakt mit der 
englischen GeseHschaft möglich sei, der nicht ftir die Stadt nach- 
teilig wäre, und er empfiehlt schließlich, die Stadt sollte sofort dazu 
achreiten, städtische Gaswerke*) zu errichten, absolut ohne RücksiGht 
auf das Reeht der alten (ilesellRchaft, naeh dem Jahre 1877 weiter zu 
arbeiten. Der Ingenieurverein war nicht weniger genau in seinen Vor- 
Bchlii^en, dafs der erste Schritt zu einer Jjösung der ganzen Frage eine 
detinitive Ents(li( iduiii^' der Bedeutung des allen Kontraktes*) und 
der von der alten Gesellschaft beanspruchtf^u Kechte sei, und eine 
Veröffentlichung des Gasverbrauches während der letzten zehn Jahre. 
Aber da die Frage zu brennend sei, um zu warten bis die Gerichte 
die reditUchen Verhältnisse des alten Kontraktes ordnen konnten, 



') Der Ingenieur- und Arclut«kteuverein drückte dieselbe fimpfinduiig auss 
indem er Ragte, dafo niemand Offiarten nachen werde, un apitw «i finden, „dafo» 
mau siü nur als Hebet benUtzte, nm einen beeseren Abichlafo ait der enf^iiMlien 

Gesellschaft zu ermöfrlichfn". 

Cf. Bericht des voui österr. Ingenieur- und Architektenverein ernannten 
KomÜee etc., p. 9. Selbstverlag dea Hagiatrata. 

*) Beseichnet als „diese höchst unwahrscheinliche Angabe'' p. 8. Alle An« 
gaben der Gesellschaft wurden mit pfleidiem Mifstrauen aufgenommen. 

*) Der Bericht erörtert diu Ratsamkeit eines städtischen Betriebes indu- 
strieller Unteroebmungeo, uod leugnet, dafs diese Argumente auf dieaen Fall 
paasen. cf. p. 8. — Die Ingeuenre und Architekten beatreiten die Theorien, auf 
denen solche Argumente beruhen. 

*) Es ist interessant zu sehen, wieviel ge8chäft«kimdi(?er diese beiden Be- 
richte von den gewerblichen Vereinigungen sind, als alles, was jemals aus amt- 
lichen KreiMn Aber dieee Frage geftofoert wnrde. 
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■wurde eiupfohlen, die Stadt sollt« für die Konkurreu/bediugungen 
eiDC Erklärung ihrer Autlassung dt'S alten Kontraktes und desganxeo 
Verhältnisses der GasgeseUschuit zu der Gaslieferuug abgeben, und 
lioh femer Terpflichten, diese Anffiassung aufrecht zu erhalteo, und alle 
dttmua entsteheodeD Terlutt» m beialileD. Könnte aber Stadfr> 
Terwaltmig su einer derartigen Ent8«^eidiing kommen, dann wliide 
der ganse Widerwillen g^gen einen städtiiehen Betrieb eowolü in den 
Herzen der Stadtrerordneten, als derBevSlksning eohwinden. Dieser 
Venin bestand auch darauf, dafs, im Falle ein Kontrakt zu stände 
kirne, eine Herabsetzung des Gaspreises l)estimmt werden sollte, nicht 
nnr, wie beabsichtigt war, beim Sinken der Kohlenpreise, sondern auch 
bei der Steigerung des Gewinnstes ;uis Nebenprodukten ^) und bei 
Zunahme dos Gasverbrauches. Er emptiehlt warm den städtischen 
Betrieb •) und sagt, als Mittel zur Erreichung des gewünschten Zweckes, 
dürfte es klug sein, den Kontrakt auf einen neuen Zeitraum, 
nicht über 10 Jahre, mit der englischen Gesellschaft zu erneuern. 
Aber die erste Bedingung sollte eine bestimmte Festsetzung der Rechte 
der beiden TertragacfaliefBenden Teile min. 

Im Verlauf der Ereignisse nnd ermutigt durch die Gutachten so- 
wohl seiner Gaskommission als der juristischen Kommission^ war der 
Gemeinderai am 4. Juli 1879 kühn genug seine BrklSrung dahin ab- 
sugeben, dafs alle Rechte der englischen Gesellsoihaft sowohl auf die 
öffentliche als die private Beleuchtung zugleich mit den Kontrakt für 
die öffentliche Beleuchtung ablaufen würden. In Mubetracht der aus- 
zuschreibenden Konkurrenz veqiflichtetf er tt rner die Stadt, diese An- 
sicht vor Gericht aul'recht zu erhalten, fügte aber hinzu, dafs die 
Stadt es ausdrücklich ablehnte, Schadenersatz zu leis- 
ten, falls die Gerichte zuQunsteu der Gesellschaft eut- 



') Wegen der allgemüinea Heimlichkeit, die die GeselUchaft befolgte, sind 
keine glMbwQrdig«ii Angaben ilb«r die Rolle, welehe die Kebeninrodakte in 
ihrem GescbäfUbetriebe spielte, zu erlangen. £8 ist jedooh im alli^emcinen 
bekannt, dafs dieselben iu Wien eine viel (reringere Rolle gespielt haben, als an 
anderen wichtigen Plätzen. Es wäre sonderbar, wenn dem nicht so wäre. £in- 
sebe Thateeohen, wie Uber die Preiee der Nebenprodukte, tiiid wa finden in 
den Berichten der Handelt- und Gewerbekemmer N.-ö. 1886» p. 179; 1887* 
p, 163; 1888, p. 184. 

*) Indem die Argumente gegen den Btädtischen Betrieb industrieller Anlagen 
im allgemeinen bestritten wurden, gründete man die Empfehlung darauf, dab 
nater den gegenwärtigen VerhältoiMen der QeefiOiriketaon die Stadt keine Gefiüir 
kuifen würde, und dafs kein Mensch die Fortschritte der Wissenaohall yromoM^ 
sehen könne, von denen die Stadt allen Gewinn haben wiirde. 
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schieden. ') Es ist zu bemerken, dafs dies gescliali, bevor die end- 
gültigen Bedingungen für die Konkurrenzofferten festgesetzt waren. 
Isichtsdestoweniger beschlofs die Stadt zugleich ein (^nindstück zu 
kaufen, um darauf eine städtische Gasanstalt zu errichten, und beschlofs, 
dals die Anlohe, die eben für andere Zwedce aidfifeiiommeD werden 
sollte, um 8000000 Oulden ittr Gaswerke *) erhöht werden sollte. Al>- 
gesehen von all diesen Schritten, welche die wahre Bedeutung oder tid- 
mehr Bedeutungslosigkeit der angeblichen Konkurrenz enthttllten, wurde 
Herr Kühneil aus Triest angefordert» Pläne und Kostenanschläge für 
eine städtische Gasanstalt von 1890 Millionen Kubikfufs jährlicher 
Leistungsfähigkeit auszuarbeiten. D. h. diese Kostenanschläge waren 
für eine Anstalt, die den eventuellen Gesamt verbrauch an Gas für öffent- 
liche und jirivate Beleuchtung zu liefern hätte. ■') 

Wahrend dieser ganzen Agitation und Aufregung hielt sicli die 
englische Gesellschaft /um grolsen Erstaunen und Arger der Stadt- 
verordneten ganz im Hintergrund, als ausclieincnd ganz unbeteiligte 
Zuschauerin. Es verlautete von ihr nichts Ofiiziellcs nach dem .lahre 
1889 Ins zu der Zeit, wo die Kühnellschen Kostenanschläge *) den 
Gesamtdirektoren in ganz Deutschland zur Begutachtung vorgelegt 
wurden und dae Grundstück für die Anstalt wirklich gekauft wurde. 
Ltt November 1873 fragte die Gesellschaft bei der Stadt an, ob sie in neue 

I) An demselbeo Tage lohiokle ««ih di« Stadt an, «ioea Prosefo mnhäugig 
sa machen zur InterfHretation der beetebenden Beohte der englisohen GesellBohaft. 

Ein solcher Proref» wäre nach dem englischen Gesetze QBlIlliasig. Dieser Fall 
wurde von der Stadt im Jahre 1875 suspendiert, um im Jehre 1882 wieder 
aofgeaommea zu werden. V^..B. W. 1874—76, p. 697 

*) Vor dieeer Zeit hatte rieb eine grobe Antehl von PriTatgeakoninmettteii 
organisiert und bei der Stadt petitioniert, eine Gasanstalt zu bauen, und sich 
reohtskrärti^ verpflichtet, ihr Gas nicht von der englischen Gesellschaft, sondern 
▼on der städtischen Anstalt zu beziehen, und zwar ohne Rücksicht auf den l'reis, 
den die Stadt zu fordern f8r nötig finden wttrde. 

V.-B/ W. 1874—1876, p. 598 Anin. 

*) Die Direktoren der cnprlischen Gesellschaft müssen sich über diesen Auf- 
trag sehr amüsiert haben, da er gerade das Hisiko aufnahm, das die Stadt in 
den Bedingungen für die Konkurrenabedingungen von lidi abwiea. Be konnte 
rieber brin grSberee Rieiko erin, ridi mm Sehadenenate an verpfliobton, faUe 
die Stadt den Prozefs gegen die alte Gesellschaft verlöre, als eine Gasanstalt 
zu bauen, die unnütz wäre, wenn die Stadt denselben Prozefs verlieren sollte. 
Gleich klar mufs e« der englischen Gesellschaft gewesen sein, dafs alle dieee 
Sebaobsttge der Stadt Spiegelfeohtereien waren. 

•) Der Stadt oingeraiebt im August 1873. Die Gutachten über die Vor- 
aoblige wurden empfangen am 10. Oktober 1878. V.-B. 1874—76, p. M8. 
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Verhandlungen mit ihr eintreten wolle, iiiid als eine zusagende Antwort er> 
folgte, machte sie definitive Vorschläge zu einem neuen Kontrakt. ') Die 
Vorschläge wurden von dem Genieinderat verworfen, derselhe zeigte aber 
zugleich seine Sehwäclie darin, dnls er Herrn Kühnell autVorderte seine An- 
schläge zu reduziureu. da die Stadt, wenigstens vorläutig, nur die 
ötl'entliche iieleuchtung unterneluneii würde, und die (iasaustalt des- 
halb eine Leistungsfähigkeit von 800 Milliuuen anstatt 1890 Millionen 
haben sollte.') Mit diesem Schritt zur Errichtung einer städtischen 
Anitalt erklärte der Gemefaderat die Arbeit aeiner Gaakommiaaion 
für erledigt und erhöhte die Koniiuion durch Auflösung der Kommie- 
tion und Wahl einer neuen fttr die Errichtung städtischer Gaswerke. 

Zwischen dieser Zeit und dem 11. Oktober 1874, wo die Bedin- 
gungen für die Konkurrenz definitiv vom Gemeinderat angenommen 
wurden, knüpften nicht weniger als sechs GcsellsehiU'tcn oder Ge- 
noesenschaften direkte Verhandlungen mit dem Gemeinderate wegen 
Gaslieferung an, aber alle brachen die Verhandlungen wieder ah, als 
die Stadt sich weigerte, die Verantwortlichkeit dafür zu übernehmen, 
dafs die englische ( Icsdlsehaft nach 1h77 ausgfx iijojssen werde. 

Die Hauj)tl)e(lingungen für ()tl\ rten « wobei die Stadt sich das 
Recht vorbehielt, alle utul jede Oft'erte zu verwerfen) waren: 1) Der 
Preis für öffentliche und private Beleuchtung sollte 2,80 Gulden pro 
Gesellschaft mufs Tausend nicht überschreiten. 2) Die alles fUr öffentliche 
und private BeleuchtuDgs- und gewerbliche Zwecke nötige Gas liefern, und 
soll ein Monopol haben. 8) Die Leuchtkraft, der Druck und die Menge 
des Gases ist kontraktlich festzusetsen. 4) Alles zur AusIlUirung des 
Eontraktes notwendige liegende und bewegliche Inventar soll von der 
Gesellschaft gekauft und bezahlt werden, aber von dem Augenblick 
seiner Ingebrauchnahine zur Erfüllung des Kontraktes, sollte es abso- 
lutes Eigentum der Stadt werden, der Gesellschaft während der Dauer 



') Dieses Anerbieten vom 16. März 1874 schhjv vor, iillc /weifclhaften recht- 
lichen Punkte unberührt zu lassen, und (ihs für iitlVtitliche Zwecke /.u 3 Gul lf'n 
für Privatxwecke zu 'd^ Uuldeu zu liefern gegen einen ä(>jiüingen Kontrakt. 
Ibid. 60a 

*) INeM neuen Anwbliffe wnrdon an SO. Oktober 1674 eingereteht f&r eine 

Anstalt, die 9696035 (iuliien kosten sollte. Der Trübere Anschlag belief sicli aiif 
186i49U<j dulden. Zwei Tage darauf lionncliiichtinrfp die Stadt die Etiifli-^ehe 
Qeaellschaft offiziell dem Kooktrakte gemala, üal's sie wünschte den Kontrakt im 
Oktober 1877 ablaufen an liwan. 

a-v.-a 1877-76, p. eoa 

•> Ibid. 606. 
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dm Kontraktes xum Gebranoli iberktMO. So wuxden «udidie RSkm 
vom Augenblick ihrer Leguug das Eigentum der Stadt. 

Man wird sofort bemerken, dals, [abgesehen Ton dem durdi die 
englische Gesellschaft beanspruchten Vonnigsreehte (siehe Seite 87)], 
zwei der obigen Bedingungen alle ernstlichen Offerten absolut un- 
möglich madien mufsten. nämlich die Möglichkeit einer Konkurrenz 
von selten der englischen Gesellschaft und die Erklärung, dafo alles 
Inventar der Gesellschaft Eigentum der Stadt sei. Die Gewinnaua- 
sichten müssen ausnahmsweise grofs sein, um irgend eine Gfsrllscliaft 
zu bewegen, sich an solche ungewöhnliche; uulserordentliclie und ein;eu- 
tümliche Bedingungen zu bindeu. Der Fall ist um so eigentümlicher, 
als während dieser ganzen Zeit ') der Anniihme von OftVrton der 
Bürgermeister ausdrückliche Weisung hatte, mit der englischen (ie- 
sellBchaft od«r irgend welchen anderen, die etwa au ihn zu diesem 
Zwecke heranträten, Verhandlungen zu führen und einen Kontrakt 
zu schliefsen, der nur der Bestätigung des Gemeindeiates unteriSge. 

Nach einem weiteren Jahre, dem fünften, seitdem die Stadt ho» 
schlössen hatte eine eigne Anstalt zu bauen, machte die englische 
Gesellschaft am 13. November 1874 eine neue Offerte allein fftr die 
öffentliche Beleuchtung. Die Stadt lehnte es ab, diese in Erwägung zu 
ziehen, da es ihre erste Bedingung sei, dafs die Privatbeleuchtung durch 
den Kontrakt geregelt werde. Die Gesellschaft überreichte innerhalb 
zwei Tagen eine Oft'erte sowohl für die öffentliche als die private Be- 
leuchtung. Da aber die meisten der angebotenen Bedingungen mit 
den vorher vom Genieinderat festgesetzten in direktem Widerspruch 
standen, lehnte es der Bürgermeister ab, diese Otferte in Erwägung 
zu ziehen. Nach zwei Tagen machte die Gesellschaft wieder eine 
OflGarte, welche sie his zum 19. Februar 1876, d. h. bis über einen 
Monat nach Öffnung der Eonkurrenzofferten offen lassen wollte. Die 
Hauptpunkte in dieser Offerte waren, dals öffentliches Gas nicht mehr 
ak S,80 Gulden, Frivatgas 3 Gulden pro Tausend kosten sollte. Die 
Ermäfagung sollte für öffentliches Gas vom Tage der Unterzeichnung 
des neuen Kontraktes stattfinden, die fUr Private erst nach Ablauf 
des bestehenden Kontraktes im .hihre 1877. Die Gesellschaft erbot 
sich femer, alle Röhren und Strafsenleitungen am Ende des 35 jähri- 
gen Kontraktes kostenfrei der Stadt zu überlassen, aV)er nur unter 
der Bedingung, dafs die Stadt ihre Gasfabrik nach einer SachTer- 
ständigeuschiitzuug kaufen würde.'-') 

') OtVertcn sollten h'm /.um IH. Januar 1876 angenommen werden. 

*) Dies ist etwas Ähuliches wie die Klausel in dem jetst bestehenden Kou- 
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Nach einem Bescblufs des Geraeinderates sollte das fieaultat der 
KoDkurrenzofferten geheim gehalten werden, bis man sehen würde, 
was sich durch weitere Verhandlungen mit der engliscluni Gesell- 
Bchaft und anderen, die keine Offerten alifjefrehen hatten, erreichen 
liefse. Als aber diese Offerten, zwei Zahl, geöffnet wurden, stellt« 
es sich heraus, dals sie keine Anspriirlie darauf machten, sich an die 
für Offerten vorgeschriebenen Bedingungen zu halten. Die erste war 
eine komplizierte Offerte von „La soci^te tinauciere de Paris^, eine 
fioamidle und aioht eine industrielle Gleeellediaft Die Haupitdie 
ihrer Offerte waren» dafe die Stadt ihre eigenen Obligationen anageben 
sollte fttr die ganse znm Bau und Betriebe der Gasanstalt nötige 
Summe, dafe die Qeeellschaft für diese Obligationen OM aufbringen 
wfirde und dafs eine Hilftgesellsofaalt zum Bau der Anstalt gebildet 
werden sollte: La 8ociet6 financiere. Die andere Offerte hatte 
keinen Zusammenhang mit den für die Offerten zur Versoignng der 
Stadt mit Gas vorgeschriebenen Bedingungen, sondern war ein Aner- 
bieten, die Bauten auszuführen, falls die Stadt eigene Gaswerke bauen 
sollte.') 

Am 18. Januar und ei)enlall8 am 25. Januar machte die eng- 
lische Gesellschaft noch andere Vorsclililge, wobei sie die neulichen 
noch offen liefs, und der Stadt die Wahl /wischen den verschiedenen 
anbot Am 96. Januar berichtete der Bürgermeister über den Fort- 
gang an den Gemeinderaty und eine Woche darauf berichteten die 
Qeschftftsausscfaüsse Aber die Terschiedenen ■ Entwürfe an den Qe> 
meinderat. Obgleich die Gaskommission gegen den Willen des Ma- 
gistrates darauf bestand, die Yerhandlnngen mit La 8ooi6t6 fioanddre 
nicht fidlen zu lassen, war es jedermann nach dem Fiasko der Eon- 
kurrenzausschreibung klar, dafs das einzig mögliche Resultat ein neuer 
Kontrakt mit der englischen Gesellschaft war. 

Am 13. Februar 1875 erklärte die Englische Gesellschaft der 
GaskommissioD , keine der Bedingungen in ihren Offerten zu ändern, 



trakt zwischen der Stadt Paris and ihrer Gafl(re8ell8chaft. Ich mufs gestehen, ich 
■ehe keinen genügenden Grund für diese Unterscheidung zwischen Leitungen 
und Fabrik. Es ist wahr, dafs die Leitungen nicht ohne grofse ötYentliche 
StSnmg entfcrat wardmi kSimteB, aber dis Stadt eehütei sioh daroh diete «elb» 
Klantel gegen die Notwendigrkeit sie entfinmsn zu lassen. 

•) Der Preis sollte ü,80 Ouldeii betragen und unter gewissen Umständen bei 
Auaddinung dea Qescbäftsbetriebea und Zunahme des Verdienstes ermäfsigt 
werdan. IMaie Bedingungen warm mit der dem ümosoieD in eolahen SeelMa 
eigeaeo ToUeodeten Qeeehickliehkeit ausgeftthrL 
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aufier nach endgiQti^eii BflwhlQsseii des Gkmdndarfttes. Darattfliin 
boBcUort der GemeindeiBt, er wflide die Offerten fom 19. Not. 1874 
und 18. Jan. 1876 niebt in weitere Erwägung stehen, dagegen die 

Tom 15. November 1874,^) nur unter den folgenden Bedingungen. 
Die QeBellscbaft uiufs ihre Ansprüche auf die Strafsenleitungen 
aufgeben und sieb verpflicbteu, nicht nur alle innerhalb der Gemeinde 
liegenden Besitzungen, sondern auch die in den Nacbbargeineinden 
zu verkaufen, im Kontrakt die .Metliode der Festsot/ung der Verkaufh- 
preise bestininieu, wobei der Pieis von den» Gewinn ahliängen sollte, 
und wiibrend die Gesellschaft sich verjitlichtete /u verkaufen, veq)tiich- 
tete die Stadt sich nicht, die Anstalt /.u kaufen, und schliefslich mul's 
die Gesellschaft sich bereit erklären, die Preise für öffentliches und 
privates Gas in der ron der Stadt angegebenen Weise zu ermälsigen, 
so dals nach dem 1. November 1877 das öffentliche Gas nur 2,60, 
und Gas für Private nur 9,80 Gulden pro Tausend kosten sollte.*) 

Nach einigen Tagen antwortete die Gesellschaft, indem sie einige 
der obigen Bedingungen acceptierte, bei anderen solche Komplikationen 
einführte, da Ts nmn kaum sagen konnte, ob der Punkt gewährt war 
oder nicht. Indessen war die Soci e t«'* finan eiere wieder auf dem 
Kampfplatz erschienen mit oeuen Vorschlägen und dem Ansuchen, 
eine spezielle Kommission aus Paris hinschicken zu dürfen, die über 
einen Kontrakt verhanch'ln sollte. Das verursachte eine Suspendie- 
rung der Verhandlutif^cfi mit der englischen Kompanie. Diese Kom- 
mission machte nach zahlreichen Konferenzen mit dem Bürgermeister 
am 13. April 1875 eine förmliche Offerte. Diese Offerte enthielt 
viele heilsame Bestimmnogeo, und ihren Binflols kann man in vielen 
BSauseln des jetzigen Eontraktes mit der englischen Gesenschaft sehen. 
Die Gaskennmission emp&hl die Annahme dieser Offerte mit gewissen 
geringen Änderungen, Am 6. Mai 1876 machte die Soci^te Finan- 
oiöre eine voUstftndig neue Offerte, welche sie 10 Tage lang offen 

') Dieser Vorschlag basierte auf 'JL'jäbriger Dauer ; die Stadt sollte sich rer« 
pflichten alle Besitzuagen der Qesellschaft am Ende des Kontraktea in kaufen, 
oder die Frage der geeetsliehen Reebte der Oeeelbehafl offen laneo, ond dab 
swar die Preise für öffentlichen sowie privaten Gebrauch festgesetzt werden, die 
Oeeellschftft «Ixt (las R»'cht haben sollte, diescll^n zu erhöhen, falls in irgend 
einem Jahre kerne Dividende erzielt werden sollte. V.>B. 1874—78, p. 603. 

*) Zugleidi all einen Sehrecicaohof« fliftte der Gemeinderat den Beeohlnb^ 
dafa diese Offerte nur 14 Ta^c offen bleiben aollto, und dafs diea dnrchaas alt 
ITltimatum gelten sollte. Der Büri^rermeister wurde xu gleioher Zeit aagewioten, 
Vorbereitungen für die stadtische Gasanstalt su treffen. 

V.-B. 1874-76, p. 611. 
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lassen wollte. Indessen überreichte die englische Gesellschaft, welche 
zu diesem Zwecke einen besonderen Agenten von I/ondou abgeschickt 
hatte, am 12. Mai eine andere OÜerte. deren Hauptpunkt durin be- 
stand, dals etwas niedrigere Preise, als bereits ungeboten waren, 
offeriert wurden. Zwei Tage darauf beantragte die Gaskonmiissiiui 
im Gemeinderat Besolutionen, die auf den Abjschlufs eioes Vertrages ') 
mit der Sod6t6 finanddre biniielteiii aber ihren EmpfehlaiigeD ent« 
gegen beidilois der Gemeinderat, dafo der Bttrgermeiater mit der 
englischen Gesellachaft zu den bestmöglichen Bedingungen abschUefsen 
sollte. Man darf hierbei niemals yergessen, dals, wenn die Kommission 
sich dafür entschied, dafe die Offerte irgend einer anderen als der 
englischen Gesellschaft annehmbar war, sie bedachte, dafs man die 
englische Gesellschaft befragen und ihr gestatten niufste, wenn sie 
wollte, dieselben Bedingungen anzunehmen.*: Diese Interpretation 
mufs jedem Ausländer weitbergcholt und nnveintinftig erscheinen. 
Mit einer snichen Macht in Händen liitttc die iMiglische Gesellschaft 
die Stadt absolut in ihrer (lewalt und kunnte so mit aMen. von einer 
anderen Gesellschatt otVerierteu Bedingungen Katze und Maus spielen, 
bis die SUidt aus reiner Yerzweifeluug sich zu einer Form des neuen 
Kontraktes verstehen wurde, wie sie die Gesellschaft eventuell vorschlug. 

Qemäb diesem Befehl des Gemeinderates einigte sich also da 
Bfii^ermeister am 9S. mit der Gesellschaft, und am 96. Hai volhcog 
der Gemeinderat den Kontrakt, der noch jetKt in Kraft ist. 



' 4. Kapitel. 

Der jetzige Kontrakt mit der Gaegesellschaft. 

Die der Stadt daraus erwaehsi'udiMi Vorteile. 

Nach dem oben gesagten ist es klar, dals dieser Kontrakt kein 
ideal ToUkommener sein konnte, dessen Vorteile streng begrenzt und 

') n • • • <ioii Entwurf jedoch vor der UnteraeiohnaDg im Falle der Annahme 
im Siooe des § S8 dei Faohivertragee Tom Jahre 186S der eogUMhen Ctaaell» 

•ehaft mitzuteilen." 

Am 11. Mai hatte di« Oaskommission die Annahme der vun der Soci6te 
financiere aagtiboteuun Bedingungeu befürwortet. Und sie wiederholte diese 
BelBrwortttiig, naobdem aie die OfTerte der ei^lieehen Oeselliobaft vom II. Mai 
erwogen hatte. V.-B. 1874—76, p. 615-1«. 

4*7 



Digltized by Google 



44 



k)€dingt sind durch die UDglückliclioii Verhiiltnisse, uiiUt donoii er 
zustande kam. Jedoch, wenn Zeit, W-rhandhingen und Agitation 
irgend etwas Vollkommenes schalYcn können, miilste dieser vollkommen 
beiß, denn es kostete elf .Fahre des Kampfes, nachdem die »Stadt eine 
Refoim des Beleuchtungukontraktes für notwendig erklärt hatte, ehe 
sie nefa mit der Gasgesellschaft einigt«. 

Wenn wir uns jetzt zu dem Kontrakt selbst wenden und einer 
Betraditong dessen, was die Stadt durch ihn gewann, können wir 
nichts Besseree tbun, als die offizielle Ansieht zu citieren aus dem 
ersten Verwaltungsbericht, der nach Abschlufs dieees Kontraktes und 
zwar zwei Jahre nach seinem Inkrafttreten herausgegeben wurde. 
Dieselbe lautet folgendermalsen : „Abgesehen von der bedeutenden 
ErmäTsiGriinj,' der Gaspreise und von der Sicherstellung der Privat- 
konsunientm <;epen willkürliche Prcishestinimuntren wurde, auch eine 
klare Situation inhetrcti (lt'< I Lfif^Mii'^cs der sämtlichen (Jasaulagen 
in den Besitr der Stadt gebciiatlen, wodurch die Frage, ob letztere 
der englischen Gesellschaft die weitere Legung von Röhren und in- 
folge dessen die Konkurrenz verweh reu könne, so mafsgebend sie für 
die stattgehabten Verhandlungen war, nunmehr beigelegt ist.') 

Es war gewüs ein wichtiger Schritt, die Gesellschaft zu Ter* 
pflichten, alle ihre Anlagen und Ansprüche nach Ablauf eines Zeit- 
raumes fon zweiundzwanzig Jahren, der Dauer des Kontraktes, zu ver- 
kaufen. Es war nidit wenigw wichtig, dafs der Gesellschaft das Monopol 
Terliehen wurde fiir die Benutzung der Strafsen für Gasleitungen,*) 
und dafür war sie bei schwerer Geldstrafe Terpflichtet, Gas für alle 
Zwecke und allen Parteien auf Verlangen zu liefern. Zwar waren 
die vereinharten Preise nicht derartig, wie die öffentliche Meinung sie 
damals verlangte, jedoch nnils es auf die Konsumenten vorläufig be- 
schwichtigend gewirkt haben, /.u wissen, dafs die Stadt ihre Rechte 
klar anerkannt und wirksam verteidigt hatte und dafs, wenn auch 
die Preise hoch waren , doch wenigstens eiu Maximum festgesetzt 
war, und dals die Stadt sich verbürgt hatte, dafs nicht nur diese 
Preise in keinem Falle ilberschritten wttrden, sondern auch alle anderen 

I) V.-R Wiani 1874-79, p. «16. 

') Zwei Ausnahmen wurden gemacht: £ine voratädtiscbe Gesellschaft, welch« 
bereit« das kaiserliche Opernhaus erleuchfefe, wurd« in ihren Rechten erhalten, 
und natürlich reservierte sich die Stadt das Kecht, in den letzten Jahren de« 
Kontraktes Leitimfen wa legen oder legeo wa Isssen, um nach Abbnf das Kon- 
traktes Licht zu liefern. | 8. Über die Bedeatung der Meten Amuhaam Mkm 
voriMcgehend« BrBrCenuifen. 
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Bechte <Ior PrivatkonRumentm 80 sorgfältig beschützt wUrden, wie 
die der Stadt selbst. Ferner waren die Kontraktpreise niedriger 
als die. welche die Gesollschaft freiwillig gewährt hatte, um die Ver- 
handlungen zu beeinflussen. Dann konnte das Tublikum auch nur 
■mit Befrie(ligun£2; auf die Thatsaclie sehen, dafs der Preis der öffent- 
lichen Bekiichtung von 3,50 Gulden auf 2,548 Gulden pro Tausend'; 
•ermäfsigt wurden. 

Dies scheinen also die Hauptpunkte zu sein, die in dem neuen 
KoBtrakt 10 Gunsten da- Stadt und des Publikoms TereinlMurt worden 
waren. 

Es wurden viele minder bedeutende Yerwaltungsreformen in dieeem 
neuen Kontrakt eingeführt, sowie wirkliche Vortale Terschiedener 
Art Davon später. Bevor wir die unentschiedraen Punkte aufnehmen, 
fiber welche die Agitation und der Kampf in dem nächsten Jahrzehnt 
80 heifs entbrannte, wollen wir einen Augenblick verweilen, um das 
Verhältnis dieses Kontraktes zu l>et rächten zu dem allgemeinen Gegen- 
stand der städtisclion Vorwaltung oder Staatsre^'iormifr. wie es sich 
in der Gasfrage Wiens darstellt. Mit der t-rstru Kinlüliniiif: des 
Gases wurde dieser Indiistrie/weii,' iiitweder vom »Standpunkt des 
Produzeuten oder des KonsinntMitcn als rein ])rivate Geschüftssache 
betrachtet, als nur für die Bcdiuinij^se von Privatleuten berechnet, 
untorworfen allen Bedingungen dos Priratvertrages , des privaten 
Bedites und anderer privater Industrieen. Daran, dab es auch Um- 
stände von öffentlichem Interesse hervorrufen und die Notwendigkeit 
•einer öffentlichen Kontrolle und passender Bestimmungen des öffiant- 
Jichen Beohtes entwickeln könnte, scheint man nicht gedacht m haben. 
Der nächste Schritt in der fintwickelung war die Erkenntnis, dals 

') Mm mora sich erinnern, dafi in dem alten Kontrakt Preise für Privat- 
konsumentcn nicht erwähnt warpn. und diir-f dit' hior erwähnten Preise erst wach 
dem 1. jSovcmber 1877 ia Geltung kommen solUeu. Aber kurz vor AbtchluU 
dieeet Kontrakte» hatte die GeselUchaft ein Zirkular venandt, welebea dm Prsw 
aof 8,10 Onlden von 1. Juli 1876 ond anf 8,00 Outden vom 1. Jalt 1876 ab fait^ 
anUte. Der Kontraktpreis war, wie berdt» getagt, 8,680 Ouldea. 

V -H. W. 1874—7«. p R17 

*) Die Krmäfsigung war nicht so bedeutend ala e« achien; denn unter dem 
alten Kontraokt wurde die Belenobtttng der öflentllehan OeUtaide alt Sffentltelie 

fielfluchtung berechnet, wihrend aie jetat unter die Privatbeleuchtung kam. 
Jedoch fand die Ermäfsigung der öffentlichen Beleuchtung am 22. Mai 1875 an- 
statt am 1. Movember 1877 statt. Durch diese frühere £inrdhrung eraparte die 
Sladt BNbr alt 188000 Oalden. 
• «f. y..B. Wient 1874-76i p. 61«. 
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(ras ein Artikel war, dessen die Stadt sell)8t in grofsen Mengen be- 
durfte. In dieser Periode konzentrierte sich die Aufmerksamkeit der 
Stadtverwaltung völlig auf diese Seite des Gegenstandes und die 
privaten Interessen wurden ciin/licli sich seihst üherlasseu. Al)er 
dieser Kontrakt hezeiclnut einen Kestimmten. noch gröfseren Fort- 
schritt. Nämlich die Interessen der Stadt als Gaskonsumentin und 
diejenigen der Privatkousunieuten wuKk'n als vollständig gleichwichtig 
betrachtet und als ToUstäDdig dem gleichen kontraktlichen Ver- 
hiltnis onterworfen. Dafs dies ein entschiedener Foiischritty Iftfst 
sich nicht leugneo, ebensowenig läfst sidi leugnen, dafs dieselbe ge- 
sellschaftliche Bntwickelnngi welche den Fortschritt bis sa diesem 
Punkte notwendig und unvermeidlieh machte, auch heute, wenn nicht 
schon 1875 die Anerkennung des Beleuchtungswesens als von mehr 
öffentlichem als pri?atem Charakter erfordert, dafs die Interessen der 
Stadt als Konsumenten zur Bedeutungslosigkeit hinabsinken, und dafs 
die Angelegenheit sich nicht mehr für Privatverträge eignet, sondern 
«'benso dem ötVentlichen Recht unterstellt werden sollte. Von dieser 
Auffassung linden wir aber in diesem Kontrakt keine Spur. Die 
kontraktliche Hindung des Preises für Privatheleuchtuii^' an ein Maxi- 
mum ist himmelweit entfernt von einer Fixierung oder Änderung des 
Preises durch behördliche Gewalt gegen den Willen der Gesellschaft. 
Jedoch die klügsten und besonnensten Ifinner in den gröfsten Wslt- 
zentren der Intelligenz haben nun diesen Gegenstand als einen seiner 
Natur nach wesentlich öffentlichen anerkannt. Doch ist die Welt 
noch in keinem bestimmten Sdilufs darüber gekommen, ob diese 
öffentlichen Bechte und Interessen am besten gewahrt werden können 
durch städtischen Selbstbetrieb oder durch städtische oder staatliche 
Kontrolle. Dieses Thema behaltMi wir einer späteren Betrachtung 
▼Or. Einstweilen, nachdem wir soeben klargestellt haben, welchen 
Fortschritt der (Jegenstand in Wien im Jahre 1875 gemacht hatte 
und welches die Hauptpunkte in dem jet/igeii Kontrakte sind, wenden 
wir uns nun zu einer Betrachtung der Entwit kelung der Frage unter 
dem jetzigen Kontrakt in den letzten siebenzehn .lahreu, 1875— 1892. 

Hierbei müssen wir aber l\ot'u nehmen von einem noch höhereu 
Standpunkt, den die Offentiiohkeit in dieser Frage einnahm, die Aus- 
dehnung der direkten staatlichen Autorität anstatt der städtischen 
über einen Teil des Gebietes. Dieser Anschauungswechsel führte zu 
der Akte und der MinisterialTerfllgung Tom 9. Hai 1876 und war 
das direkte Ergebnis der Agitation für diesen Eontrakt und der 
direkten Initiative der StadtTcrwaltung. l^ach dieser Akte durften 
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alle öffentlichen und privaten Gasleitungen nur gelegt werden nach 
vorheriger Prüfung auf Stärke und Luftdichtigkeit durch die Staats- 
heliörde ') und durch besonders (nach einem Examen) dazu quali- 
fizierte Personen. Obgleich wir keinen Anhalt dafür haben, dafa 
besondere oder eigentümliche Gefahr diese Akte notwendig machte, 
oder dafs der Stadt durch den Maugel einer solchen Akte ein be- 
trachtlicher Schaden erwachsen war, ist es doch klar, dafs dei' Erlafs 
denelben die game Gatfiage auf eine wfirdigeni Baris erhob, indem 
selbet der Gesellschaft Uar gemaeht wurde, dals das Yolk und seine 
YerMer erkaxint h&tten, dab ne bei der BeschJ&ft^ung mit der 
Beleuchtung es entschieden mit einem im öffentlichen Interesse Hegen- 
den Gegenstand sn thnn hatten. 

Bie tiasfrage unter dem jetzigen Kontrakt, 

Bis jetst haben wir in Verbindung mit dem jetzigen Kontrakt 
nur die gewonnenen Urteile und die definitiT rerSoderten Punkte be- 
trachtet. Jedoch mufs man sich erinnern, dafs die Stadtverwaltung 
selbst für den jSelbstbetrieb war, und gewissermafsen durcii die Not 
dazu getrieben wurde, die Bedingungen dieses Kontraktes lediglich als 
Notbehelf anzunehmen. Einer der letzten Punkte, also nm den die 
Stadt kämpfte, war das Recht, die ganze Anlage der Gesellschaft nach 
Ablauf des Xontraktes zu kaufen und dabei den Kontrakt auf iiii)^'liclist 
kurze Zeit abzuschliefsen. Aber das äufserte Zugeständnis, das die 
Ge8» llchaft in diesem Punkte machen wollt«', war, dafs die Stadt nach 
dreijähriger Kündigung den Kontrakt im Jahre 1869 ablaufen lassen 
durfte ; aber in diesem Falle sollte die Klausel, nach welcher die Ge- 
sellschaft ihre Anlagen etc. Tcrkaufen mubte, nichtig sein, und die 
wirklichen und vermeintltthen Rechte der beiden Parteien vor Ab- 
schlufe dieees Kontraktes sollten durch diesen neuen Kontrakt unbe- 



') DiMalbe Verfttgnng schrieb genau das Material and die Oröue der ver> 
Bchiodenen RohronHrten vor, die Voraichtsmafsrejjeln (?e(fen undichte Punkte,, 
dal« jeder Arbeiter über die gelegten Röhren ein Verzeicbni» fähren mafate, 
dM jederzeit der Inipektion doroh BeuBl» oli»a itand, und dafe jeder Arbeiter 
den Beginn der Arbeit anmelden nraCrte and nngelinltflin werden konnte, l^[Mnal- 
pliae so liefern. 

ülbrich, Handbuch der octerreiobiachen Pol. Verwaltung. Citiert «la Ulbrich II, 
§§ 466 -400. 

*) Dieiei, wie die neitlan Meneieliiiohen Q e s e t iet wird gindiök von der 
Stadt gehaadhabt 
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rührt bleiben. Das war natürlich die alte Frage der Roservatrechte 
auf Seiten der Gesellschaft, die Ansprüche, welche die Stii'lt verhindert 
hatten, ihre cifrene Anstalt zn bauen und welche, wie wir später 
zeigen werden, auch die Stadt verhinderte irgend welchen Vorteil 
aus der ('lausei zu ziehi n, für die ihre Vertreter bei den Verhandlungen 
zu dem Vertrage so tapfer gekämpft hatten. Aus dem Verlauf der 
GMdiielite ist es klar, dafe die Stadt bei AbscUuft dieses Kontraktes 
beabsushtigte, sich 1889 mit eigenem Qas sa Tersoigeo. Dodi ist es 
ebenso Uar, daTs die GtoseUschaft ibra frfiberen Ansprüche so geltend 
sn machen gedachte, dafs es der SUult unrnSf^ch gemacht wurde, 
irgend welchen Yortdl aus dieser Klausel am anehen. 

Ich zieh(> es Tor, die Betrachtung der technischen und admini- 
strativen Reformen, die nnter diesem Vertra^^e eingcAihrt wurden, hier 
aufzuschieben und weiterzugehen in der H au j)t frage der Politik. 
Zwar schickte sich die Stadt sofort an, unter dem neuen Kontrakt 
auf «'iner stmigen Austührung aller Einzelheiten zu bestehen, da« 
Milstrauen fU^s l'iiblikunis gegen die Gesellschatt war aber sehr grofs, 
und ^es wurden im Publikutn inelirl'aclie Klagen gegen die Gesellschaft 
sowohl bezüglich der Qualität des Leuchtgases, als auch bezüglich der 
Zumessung desselben und anch in anderen Richtungen ') erhoben''. 
Das fUhrte (am 6. August 1879) zur Ernennung einer Kommission, 
zur Erforschung und Untersuchung der ganzen Gasfrage. Um zugl6i<& 
das Publikum mit seinen Rechten und Pflichten bekannt zu machen, 
liefe die Stadt gratis eine Broschüre herausgeben Uber die Natur und 
den Gebrauch des OasM und über die Rechte und Pflichten der re- 
spektiven Parteien unter dem Gaskontrakt. 

Ein Hauptreibungspunkt, der an sich für minder wichtig hätto 
gelten können, der aber geeignet war, beide Teile in einem beständigen 
Reizzustand zu erhalten, war der für die Benutzung der Gasmesser 
zu bezahlend»» Betrag. Nach dem Kontrakt (§ 29) hatte die Gesell- 
tJchaft das Hecht, für alle öftentlichen und jjrivaten Gasuhren eine 
Miete einzuziehen, deren Höhe von der Stadtverwaltung zu l>estätigen 
war. Es dauerte aber last zehn Jahre, bis die Gesellschaft eine 
Preisliste für Gasmessermiete einreichte, welche die Stadt bestätigen 
konnte.*) Die Folge daTon war eme lange Beihe Ton Prozessen, die 
zu Ghinsten der Gesellschalt eotschieden wurden. Die Stadt erliel» 



») V,-B. 1W7-79, p. 818. 

•) Dw MsgiMHit bertiliffte die Vondiligs derGctallMhaft sumenkea Hals 
im Jahre 1884 V.-B. 1884. 
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häu£g an Privatkonsumenten Cirkulare dahin lautend, dafs nach der 
Ansicht des Magistrats, ohne selbst pekuniäre oder rechtliche Verant- 
wortlichkeit dafür zu übernehmen, die Gesellschaft, da sie keine an- 
nehmbare Preisliste eingereicht habe, nach dem Kontract nicht be- 
rechtigt sei, überhaupt eine Gasuhrenmiete einzuziehen. Aus irgend 
einem (mir* unbekannten) Grande erstattete die 1879 ernannte Kom» 
minioii aifinuilt Bevidik, aber bei Gdegmlicit das Bbntet über di* 
Garabieimiieite erauinte die Stedtferwaltnng eine aeae KosimiHuiiit 
^welche sich nebst anderen anoh mit der Frage sn be- 
sch&ftigen' hat, ob der GasTertrag nicht bereits in 
Jahre 1889 gelöst werden kdnne'^ ■) Von der Ernennung dieser 
Kommission bis zum Dezember 1885, wo die Stadt sich Ton ihrer 
Unfithigkeit mit der Gesellschaft zu kämpfen übenangte^ wütete der 
Kampf wie kein anderer städtischer Kampf je in Wien gewütet hat. 
Es handelte sich um die Reservatrechte der Gesellschaft und die 
Möglichkeit der Stadt, im Falle sie eine eigne Gasanstalt baute, die 
Gesellschaft zu verhindern weiterzuarbeiten und eine verderbliche 
Konkurreuz auszuüben. Da die Gesellschaft aus Erfahrung ihre 
Macht über die Stadt kannte, ging sie ruhig ihren Gang weiter, 
lieferte Gas, zog gerichtlich die Gasnhrenmiete ein, und erbot sich, 
die Gasnhrenmiete, ja sogar den Gaapreis herabinsetien gegen eine 
Teilftngerttng des Kontraktes.*) 

Anf Yorschliig der Gaskommission bescUois der Gtoemderat 
am 84. September 1880 den Kontrakt mit der engÜsehcn GeseUschaft 
am 31. Oktober 1889 zu 19een und die erforderliche dreijährige Kün- 
digung im Jahre 1886. ergehen zu lassen. Der Berichterstatter der 
damaligen Gaskommission war der gegenwärtige Oberbürgermeister 
Dr. Prix; and die ganze Gasfirage wnrde so grOndUoh wie nur je in 



') V.-B. 1877-79, p. 814. 

*) „AnkDÜpfend au die VerlitiidluiigeD bezüghch der Eerabsetzang der 
ChameNemiito, hat die GeeellsolMfi derGemrinde Mieh Fh^KMitioiMD bMlgUoh 
der Brmirsigung: des Qaspreises unier glwehwiHigwr Verttiigwiiiig der yartnge- 
ibwer (featellt," V.-ß. 1880—1882. 

Diese Propositiooen auf YerlängeruDg des Vertrages wurden dem N.-ö. 
Gewerbevereiii und dem lofremeiir» und ArddtektenYereiii aar Begntaehtung 
überwieseo, und bei der Berichterstattung im Oemeinderat am S3. Februar 188S 
in der folgenden Resolution abgelehnt: ^es seien die vorliegenden Propositionen 
etc. abzulehnen, da der Oemeinderat auf eine Verlängerung des Vertrages über 
das Jahr 1899 unter keiner Bedingung eingehen, und unter den gegenwärtig 
von d«r QugmiXImäuA gemachten Bedingnagni . aadi raf daa Knndigung»- 
iMht oioht varriditmi kann". Oitiart, Befiorant von Bflling, 12. Okt. I88ft, p. 8. 
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ihrer Geschichte erörtert. Unter anderen sagte die KoramissioQ^ 
es brauchte nicht gesagt zu werden, dal's die Klagen von öffentlichen 
sowie privaten Konsumenten zeigten, dafs ,,mau mit dem Gebahren 
der G^ellschaft nicht zufrieden ist'*, und dafs die Polizei die Stadt 
bei der Beschaffung einer besseren Stralaenbeleuchtung unterstützen 
vcvie.') Bi war HuMcbUeh, wm Dr. Bcix aagte, die allgemeiiie An^ 
wUkt, dah die Stadt noh von der Geeelhehaft losmachen sollte, sobald 
«B dsr Kontrakt erianbe. 

Bs Tsrlofant aidi dieGfttnde der Gaskommission in diesem Beriofat 
.fem Oktober 1886 zu reproduzieren, besoDden, ioeofern sie die 
iietalifheii Ansprüche der Gesellschaft betraffen. Sie lauteten unge> 
fähr 80, dafs die froheren für die Gaserzeugung Terliehenen Privil^ien 
solche wären, wie sie -einem Erfinder erteilt würden und eine Art 
Patente oder besondere Vngttnstigangen, die ihrer ganzen Katar nach 
längst abgelaufen waren. 

Die obige Ansicht konstatierte einen Unterschied zwischen dem 
Recht der Gesellschaft, Gas zu fabrizieren*) und dem Rechte, 
die öffentlichen iStraiseu liir die Verteilung ihrer Leitungen zu be- 
nutzen. Über diesen lettteren Pnnkt sagt die Kommission (wobei 
sie ihre Meinung ebenso wie im Torhetgdienden auf das Qutaohten 
des Stadtanwaltes Eratky stützte), der Kontrakt (185S) verbiete aua^ 
drttoklieh die Konstatierung einer Dienstbarkeit zu gunsten der Ge- 
seDsdhaft, persünUdie ESigentumareehte laufen aber ?on seihet ab 
gleich mit den Quellen, aus denen sie herrühren. In diesem Falle- 
ist das Recht Röhroi zu legen ausdrücklich (§ 4) auf die Dauer 
des Kontraktes beschränkt. Es wurde ferner behauptet, dafs daa 
vom Kaiser verliehene Privilegium, Röhren zu legen, ein rein admini- 
stratives war, von streng polizeilicher Natur, wie daraus hervorgeht, 
dafs ausdrücklich hervorgehoben wurde, alle sich auf Eigentumsrechte 
beziehenden Fragen durch die Gerichte geordnet werden muTsten, da 

*) Siehe p. n. 

•) Man muf» sich erinnern, dafs vor 1848 kaum ein InduBtriezweig oder (be- 
werbe existierte, der nicht eine besondere Licenz oder Konzession bedurfte, und 
als im Jahre 1863 die (ieBell»chaft von dem üericht aufgefordert wurde, ihren 
Baehlititel «im Gewerbebetrieb vomweiiea, seigte de nur das Petent vor, daa 
der Kaiser am 4. Nov. 1836 dem Domath f&r eioe Verbeuerung in der Gas- 
fabrikation erteilt hatte. Das war aber ein einfaches Erfindungspatent und 
diese worden nor auf 16 Jahre erteilt. Dieeet selbe l'atent und die thataäch- 
Ufllie fkbrikatioo sind die dntigen Aiihaltqpaiilcta, rafter der IhatiMbe des 
Yerkaub, wodurch die gegenwartige Geeellaoheft hi Win Teil hUta. Siehe 
Heilvat TOD BiUuig, U Oktober 168B, p. 8. 
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politischerseits vuu solchen Fragen keine Kenntnis geuummen werden 
vtLrde, dais dieser polizeilidie Akt keine civilrechtliche Ansprüche 
li^grttndeii könnte, noch Bedite» die mfiglicJurweise ttbflrtngbar 
'waren oder wiiUioh ftberiarageD wofdoi wmran. Im Jakie 1872 
-wmde diMO Angielit ttber den gesetsEcben Stukdponkt der GteeellBchnlb 
ehmtimmig fom Gkmeindemte aageDommen ?or AbeeUniii dee 1875 er 
Kontraktes. In einer geheimen Sitzung des Gemeindemtes im 81. 
Härz 1882 bestätigte derselbe diese Anaichi aufs neue, und um 
Klarheit zum Handel zn schaffen, nahm er einen besonderoi Fall an, 
nm ihn den Gerichten zu unterbreiten.') 

Nebenbei sei hier gesagt, diese Präjudizialklage konnte, 
wie nicht anders zu erwarten, keinen Einflufs haben auf den prak- 
tischen Gegenstand, der das Wiener Volk beschäftigte, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil jedermann wufste, dafs die Gesellschaft genug 
Verzögerungen eintreten lasseu konnte, um eine Entscheidung zu ver- 
lündem, ehe aie die Stadt den Eontx^ ktlndigen mniiite, wenn diese 
Kündigung 1886 erfolgen sollte. TbatsSehlioh emelte die GeseUsehaft 
eine üiedenwhlagwig des FftUei, maag^ der Zuständigkeit dee 
Landesgerichts, vor welches er zuerst gebracht wurde, und ab 
er m das Handelsgericht gebracht wurde, behauptete sie, es 
sei eine Frage des öffentlichen Rechtes, welche vor Iceineu der ge» 
wohnlichen Gerichtshöfe gebracht werden könnte. Zwar wurde diese 
Einrede beseitigt, die Verzögerung war aber so grofe, dafs der Ge- 
richtshof erst am 20. September daa Urteil *) fallen konnte, d. h. fünf 
Jahre und 16 Tage, naclideni der Fall thataächlich bei Gericht an- 
hängig gemacht worden war. Das Urteil war zu guusteu der Gle- 



') Man nennt dies eine Präjudizialklage, und in der Prozefsordnnng 
existieren keine fiestinunongen darüber, wann diese zulässig ist £s ist dies 
nidit ein PUl, in wslobem jemand wirklich in eetnen fieohte getdiädigt ist, 
MHUtern, «0 diese Beohte bedroht sind. Die einiige umihernde Anslofie in 
englischen Gesetze ist vielleicht die, d.ifs jemand gezwunjjeu wird, seine Stellunj^ 
SU behalten, obgleich es sich hier um Personen und nicht um Benitz handelt. 

„Die österreichischen Frozelägesetze enthalten keine ausdrückliche Norm 
dwÖber, unter welchen Yorauseetsn ogen Prljudisialklagen raliarig sind.** 
Orteil dee Oberlandesgerichts etc., p. S. 

Und ferner: „Ein rechtliches Interesse aber an der Feststellunf? von Hecht 
und Pflicht ist gewifs dann vorhanden, wenn durch das Aufschieben dieser 
FeeUteUnng bie lu jener Zeit, wo die KondemnelioiiAlage erhoben werden 
kann, dem Berechtigten ein Nachteil zugehen würde" etc., p. 2. 

') T'rtoil des Gerichts, gedruckt als Beilage YUI som QemeiaderatqprotokoUa 
vom Jahre 1888, p. 8. 
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Seilschaft aus dem Grunde, weil dies eiu Fall war, der unter die 
Kontrakte fiel,^) und die Kontrakte keine Rechte der Gesellschaft 
verliehen und nicht verleihen konnten, die aus anderen Quellen 
stammten, und zwar unabhängig von der Stadt aus einer Zeit vor 
Abschlufg der Kontrakte, wenn dies nicht ausdrücklich im Kontrakte 
vermerkt war. Das Gericht anerkannte das Recht der Stadt, die Ge- 
sellschaft zur Entferuimg aller der Tjeistungen zu zwingen, die mit 
Zustimmung der Stadt gelegt waren, und zwar in Strafsen, die zur 
Zeit d 68 EontraktBoliliisses Eigentom der Stadt waien. Bine groÜM 
AniaUStralsengehörteD aber damals dem Staat*) DaeeaberiumSglioli 
war, die Leitungen, ftber welche die Stadt alsBeätierm der entq^iedien- 
den Stn&en die Joriadiktion hatte, von denen m trennen, Aber welche 
die Stadt keine Eontiolle hatte, mnlate die Entaeheidung zu gimsten 
der Gesellschaft gerällt werden. Die ganze Entscheidung schien 
hauptsächlich darauf zu beruhen, wem die Strafsen g^örten. 

Am 28. Mai 1889 widerrief das Oberlandesgericht*) von 
Wien die obige Entscheidung in ihren wesentlichen Punkten, und er- 
klärte, dafs die der Gesellschaft vom Staate gewährten Konzessionen 
politischer Natur wären, dafs die Stadt Wien Besitzerin der Strafsen 
innerhalb ihres Gebietes sei, aul'ser einigen gewissen, die ausdrücklich 
als staatliche Strafsen bezeichnet wurden ; dafs keine Dienstbarkeit ge- 
gen die Gesellschaft in bezug auf das Eingentum der Stadt erwiesen 
worden sei, und folglich die Geselladiaft die Strafsen der Stadt nur, 
solange der Kontrakt lief/) und innerhalb der Grenzen, die durch 
den Eontrakt aelbet gesetst seien, benutaen könne. 

*) Han erinnere «ich, dafs dies ein Fall war, der unter den Kontrakt gB- 
braoht warde. Der Kontrakt besagte : „Inwiefera die Gemeinde aber überhaupt 
beraohtig^ iat, di«M Bedhte der geklagten GMdladitft «m einem andereB Qniada 
•nrafaehtan, iat nioht Sache der fintMhmdong dieaei BeehtaitreiteB. 

Urteil etc., p. 7. 

Einige von diesen, aber niübt alle, giogea durcb die Gesetze vom 21. Mai 
1874 auf die Stadt über. 

Dm Oberlandeagerioht mgte, dafo wenn dteaelbea in die HInde der 
Stadt fibeririDgen, die Stadt dieselben Rechte über sie habe, wie über die bereits 
vorher in ihrem ßenitze befindlichen, fall« die Stadt nicht beiondera Bechtatitel 
aufweisen könnte. Urteil p. 8. 

*) Urteil, ebenfalh gedmolct a1« Beilage XII mm Gemeuderatsprotokolla 
Tom Jahre 1889, p. 10 u. f. 

*) Der (Tericht«hof erklärte die GesellBchaft für berechtifr^, die dem Staate 
gehüi'igen ätrafaen nach Ablauf des Kontraktes zu benutzen, soweit dies ge- 
•chebon konnte, ohne mit den Hechten der Stadt fiber ihre eignen SiralMn 
in kollidieren. 
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Am 30. Aprü 1890 bestätigte der oberste Q«richtahof tod Oster- 
reicb die Entscheidung ') des OberlandesgeriditB und war sogar nodi 

deutlicher in seinen Ausführungen. Tn bezug auf Leitungen, die Tor 
dem ersten Beleuchtuugskontrakt mit der Stadt gelegt worden waren, 
sagte der Gerichtshof, der staatliche Akt sei eine reine Erlaubnis ge- 
wesen und lediglich im öffentlichen Interesse, und fügte hiuzu (p. 4) : 
„Dafs aber die Benutzung des Strafsenkörpers zur Gasröhrenlegung 
damals der Gegenstand einer Bewilligung auf irgend eine bestimmte, 
oder gar auf eine unbeschränkte Zeitdauer erteilt worden wäre, ist 
weder aus den angeführten Erlässen ersichtlich, noch sonst in jigsnd 
«iner Weise Dadigewiesen, so dab diese Benntsnog is der That ledig- 
lich auf einer seitens der damaligen Straiseneigentamer stillschweigend 
logelassenen Oestattung oder Doldnng ohne Obemahme einer fort- 
danemden Yerpflichtimg beroht." 

2Sam Beweise, dafs auch die Gesellschaft die frühereu Konzes- 
sionen so auffafste, führte der Gerichtshof die Thatsache an, dafs die 
Gesellschaft bei den Verhaodiangen über die verschiedenen Kontrakte 
ausdrücklich eine Anerkennung oder Gewährung des Rechtes zu er- 
langen suchte, nach Ablauf des Kontraktes für die öffentliche Be- 
leuchtung an Privatleute Gas liefern zu dürfen, und dafs die 8tadt 
sich ebenso entschlossen geweigert habe ein solches Recht anzuer- 
kennen oder zu gewähren.*) Angesichts seiner Auffassung der vor 
1845 erteilten Konzessionen lehnte es natürlich der Gerichtshof ab 
einen Unterschied anzuerkennen zwischen den Stralsen, die damals der 
Stadt gehörten, und denjenigen, die sie 1874 und 1876 dnrch beeon* 
dere Qeselze erwarb. Ako nach einon 45jährigen Kampf mit der 
Gesellschaft, und nachdem die Entscheidung fttr die Stadt nicht mehr 
den genngsten Nutzen gew&hren konnte, Tersdhwindet dieses Hasto^ 
den Ton Beeerratrechten vom Schauplatz. 

Es war hauptsächlich die UnflUiigkeit der Stadt, diesen selben 
Ansprüchen die Spitze zu bieten, was die Stadt im Jahre 1877 ver- 
hinderte, wenn sie damals gezwungen war einen neuen Kontrakt mit 
der Gesellschaft zu schliefsen, einen für die städtischen Interessen viel 
günstigeren zu erl antuen. 

Nach dieser Abschweifung über Gerichte und Probleme wollen 
wir aber wieder zurückkehren zu der Agitation, die im Jahre 1886 
für städtische Gaswerke betrieben wurde. — Die Gaskommissfon tun 



0 Urteil, ebeafaUs gedruckt »!■ Beilage Yl etc., ISM. 
Siehe TOfher p. 95b 
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1886 wandte sich, nachdem sie die gMetzlichen Fragen, wie oben er^ 
wähnt, erledigt hatte, zu der Frage eines städtischen Betriebes. Sie 
hielten einen Beweis für unnötig dafiir. dafs alle früheren Erfahrungen 
mit Privatgesellschaften traurig und unbefriedigend waren. Und da 
das Gas ein Kulturerfordemis und allgemeines Bedürfnis sei, konnte 
sie keinen Grund dafür sehen, dafs die Stadt nicht ihre eigne Gas- 
anstalt besitzen sollte. Indem sie sich dann zu der pekuniären Seite 
der Frage wandte, keimte aie leeme beeseron Angaben als Grundlage 
für ihn AraflÜmmgen finden, als die beieita 16 Jahre alten E[lihnell- 
aehen Eoetenanaehläge, die auch nraprOngUeh auf ganz anderen Yer- 
hftltniMen basierten, als rar Zeit in Wien eodstierten. Aber anf Omnd 
dieser EoetenanschlSge von mehr als zweifelhaftem Werte, erklärte 
die Kommission, die Stadt sei in der Lage eine eigene Anstalt zu bauen. 
Ifan mufs sich aber erinnern, dafs diese Anschläge gemacht wurden 
ohne eine einzige Zahlenangabe dessen, was die alte Gesellschaft ge- 
than hatte, und in völliger TTngewifsheit darüber, auf welchen Prozent- 
satz der unbekannten FrivatkonRumenten die Stadt rechnen konnte 
im Falle einer Konkurrenz seitens der englischen Gesellschaft. Als 
der Gemeinderat den Magistrat und die Bauinspektion im Sommer 
aufforderte, Pläne für die Gasanstalt zu entwerfen, mufsten diese sich 
ebenfalls auf die mehr als ein Jahrzehnt alten Projekte Eühnells stützen, 
und sagen ansdrOddieh: „weder die Zahl der Privmtgasflammen, noob 
die Höhe des PriTatkonsums kOnnen angegeben werden**.') Der 
Sehhift ihres Berichtes jedoch war, dafo die Zeit ra knn war ein 
neoes Fkogramm ra entwerfen, oder auf Qmnd des alten su bauen; 
man ging sogar soweit m behaupten, daft die Klausel (§ 3) in dem 
Kontrakt, welche der Stadt gestattete, innerhalb der letsten drei Jahre 
Tor Ablauf des Kontraktes Röhren zu legen oder legen zu lassen, in 
Wirklichkeit eine solche Röhrenlegung verhinderte. Denn, sagten 
sie, bei den ArbeitsTerhältnissen und der Lage der EÜBenindustrie *) 

') Indem rie die GMbel«oohiiiiige*Zeitaiig diiert, tagt die KonmiMioii, dib 
dM K^tel dar I.-K.^.^ 9800000 £ befti^ ud da& die halbjttiriiolM Divi- 
dende far die zweite Hälfte des Jahres 1883 sich auf 12";'o jährlich belaufe; 
nnd ferner, dafs die Produktion in derselben Zeit 3326 MilUonen Eubikfafs 
gewesen sei. Woher diese Angaben stammten, ist nicht bekannt, aber wenn 
mm dem Worte dee Direktors der GeMUsehafl, dmi sOdtiMiMii Aimdmlk 
fiir Beleuchtung, den Berichten der Handels- and Qewerbekammer and allen 
Zeitungen glauben darf, hat die GeselUchnft bis zu jener Zeit keinerlei Statistik 
fiber ihren Betrieb selbst veröffentlicht oder veröffentlichen lassen. Siehe Ma- 
gisIveMiBnt. Xiii 1886. p. 18. 

•) Dm Hagistnisniimt etoi Tom Hai 1885^ p. 4, bwraiit, dab, «n die 
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in Osterreich seien drei Jahre ahsolut nicht genügend, um Graswerke 
zu errichten und Leitungen zu legen für eine Stadt wie Wien. Femer 
bewiesen sie, dafs ein Versuch, dies in grofser Eile zu thun, eine 
Störung des Lebens und Verkehrs auf den Strafsen venirsachen würde, 
die viel schlimmer zu ertragen wäre, als die Quälereien der alteu Ge- 
telUchaft. Anstatt also einen Flau für die Errichtung einer Ga»- 
«Bitalt amniarbeiteD, machten dime EöKptrMimfteii «inen Beridlit 
Iber die aUgeuMine Oaafinge. Da» Besiiltat denelbeB war diei» dab 
ea, aacfadem man lo aohwer das Beoht eratritteo habe aaeb Abiaal 
dea Kontraktea zu kaufen, thdrioht sein würde, dietea Becht wska» 
geben und nnter üngewifsheit, Eonkorrenz eto. an baneo. Unter 
anderem waren diese beiden Körperschaften sehr für einen städtischen 
Betrieb, empfahlen aber der Stadt zu warten, bis mit dem Ablauf 
des Kontraktes im Jahre 1899 die rechtlichen Schwierigkeiten be- 
seitigt sein würden. Denn auf diese Weise würde die Stadt in den 
Besitz gelangen ohne die Unzuträglichkeiten und die Ausgaben des 
Bauens. Aufserdem wurde dieser Bericht von dem Magistrat ein* 
stimmig, ohne Opposition, selbst in der Diskussion, angenommen. 

Seit dem Anfang des Jahres 1880 war die Stadt in einem be- 
atfodigen Agitationsxnstaod wegen die Gasfrage. Der Gemeinderat 
und die BerSlkemng emeneits waren entachlonen mit dem Bau der 
Aaatalt anf alle F&Ue vonngehen. Der Bttigermeiater und Magiatnt 
anf der anderen Seite waren der GkaeUaobaft ebenso feindaelig und 
ebenso einstimmig flbeneiigt, data die einiige daaernde Lfiaong dar 
Frage im städtischen Betriebe zu suchen war. Aber diese Parfesi 
sah die unüberwindlioben Schwierigkeiten, den Kontrakt vor 1899 itt 
lösen. Die GaskoDsnmenten hatten sich vereinigt, um sich gegsn 
die Gasuhrenmiete aufzulehnen , und yon der Gesellschaft andere 
Konzessionen zu erzwingen. Der Gewerbeverein tind der lugenieur- 
und Architektenverein lieferten 1882 ausfuhrliche Gutachten über die 
ganze i^'rage ab. Das \'erliältni8 zwischen Stadt und Gesellschaft 
kann nicht besser gezeigt werden, als durch eine der drei Resolutionen, 
die von dem Gemeinderat (U. Februar 1881) ohne Widerspruch be- 



Eisenhütten ÖBterreichi nar Rohren fabrizieren aollten. sie in diesw Zeit nicht 
genuf; für diese eine Stadt liefern könnten, und fügrt hinzu, falla die Stadt dttU 
schreiten sollte, würden sich alle Eisenörmen gegen die Stadt verbuideu. 

*) Dieter Verein überreichte dem Oeroeinderai eine Petition gegen die Sv- 
mmmg dM KoQlnktM nik d«r QMÜMhdt tm Sl. Min 1881. 
of. Pralokotto dee OaBieindentoe vom mUmi Detue. 
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■dÜMM «mte. ■dhDliah wSrtliok: d« d<tni BOrg^^ 
Buclieo, die GeMllBcliaft m ▼eratibidigeii, dafs ihr Vertreter fereolafot 
in seinem Verkehr mit der Gemeinde den beleidigenden Ton 

zu unterlassen, und sich einer mehr anständigen Ausdnicksweise zu 
bedienen. ') Während des Sommers 1885 gab es kaum einen Verein 
oder Klub , sozialpolitische oder gewerbliche, der nicht eine Petition 
einreichte zu gunsten einer Lösung des Kontraktes im Jahre 1889 
und gegen jeden neuen Kontraktschlufs mit der Gesellschaft zu irgend 
welchen Bedingungen. Zwist hcn dem 8. August und 1. Dezember 1885 
wurden nicht weniger als 13*) wichtige Petitionen dieser Art, von 
denen einzelne von ca. 2000 Personen unterzeichnet waren, empfaugea. 
Die Schlulsschlacht im Gemeindenit wurde am 16. Oktober erdffiwL 
Am 21. deoelben lionats dauerte die Debatte 3% Stunden. Der 
Umstand, dab gerade damals die GeseHschaft in der Hoffnung, den 
öffentlichen Zorn zu beschwichtigCMi, freiwillig den Preis für öffint- 
Üches Qtws von 9 auf 7 Kreutzer pro Kubikmeter,*) und fttr PriTatkonsom 
▼oo 10 auf 9 \^ Kr. ermäfingte und ebenfalls die Miete fiir Gasmesser 
entsprechend herabsetzte, verringerte die Wut und Agitation gegen 
die Gesellschaft nicht erheblich. Man erwartete, dafs der endgültige 
Beschlufs des Antrages die Kündigung des Kontraktes für das Jahr 
1889 der Gesellschaft zugehen zu lassen, am 1. Dezember erfolgen 
würde. Der Zustand der öffentlichen Meinung war derartig, dafs der 
Staat sich benifeu fühlte, das Rathaus mit Truppen zu umstellen. 
Die Sitzung wurde eröffnet mit einer von siebenzehu Mitgliedern 
unterzeichneten Interpellation. Diese zielte auf den Bürgermeisttf 
persönlich. Er wuide beschuldigt die Interessen der Stadt zu Tes- 
taten und unbefugt Verfaandlungen mit der Gasgesellschaft sn führen, 
und eine Untersuchung seines Benehmens wurde beantragt Es wurde 
jedoch mit 81 gegen 96 Stimmen beschlossen, Aber diesen Antrag sor 
Tsgesordnnng Überzugehen. Der Hauptantrag, nämlich den Kontrakt 
m kttndigen wurde mit 79 gegen 88 Stimmen abgelehnt.') Die Qas- 

') Siehe auch Protokoll eta 1«. lUrs 1888. 
•) Sieh« Protokolle «to. dlenr Zeit. 

*) Vielleicht die mhigste and wisaeosohaftHohste Äurserani^ in dieser Fng9 
igt die der Handelt- und Gewerbekammer. Bericht cic. 1885. p. 164— 165. Et 
heifst da: „Nach langwierigen, sehr erregten, ja zum Teile stürmischen Verhand- 
Ivngeii, in weldien Anhftnger und Gegner der eCidtiieheii Oeerogie beit «leiii- 
ander gerieten, itimmte die Majorität der Gemeindevertretung am 1. Dez. gegen 
die Kündigung." Derselbe Bericht deutet auch an, dafs das Resultat der Ab- 
tiimmuQg ohne die PreiaemiärsigttDf vielleicht ein andere« gewesen wäre. Siehe 
SMb ProtokoUe ete. 1. Des. 18BB. 

flO 
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Mistalt kam also glücklich davon und wurde im ungestörten Besitze 
gdaasen bis 1899, d. h. bis zu einer Zeit, wo sie sich freiwillig be- 
reit erklärt hatte, in anbetracht der Vorteile, die sie genossen hat, 
gegen Entgelt alle Ansprüche auf fernere Rechte anfziigeben. Es ist 
belanglos, dafs einige Jahre später das Gericht entschied, dafs sie 
kein Recht hätte, die Stralseuleitungen ohne P^ilaubnis der Stadt 
zu benutzen. Sie hat dieselben fast ein hall)es Jahrhundert lang be- 
nutzt, nicht nur zur Gasverteilung, sondern viel wirkaaiuer als ent- 
idieidender Faktor bei Verhandlungen über Gaskontrakte, und zur 
MiftachtiiDg der öfiisntlidieik Meinong und Gestaltung der öffentlichen 
Politik in Wien. 

Es ist noch ein anderer Punkt, der Tom Standpunkt der Politik 
und Verwaltung eine ausgedehntere Beachtong Terdient Ich meine 
die Heimlichkeit, mit der die Gesellschaft immer ihr Geschäft he- 
tdehen hat. Wenn wir nach Amerika oder England blicken und 
sehen, welchen Fortschritt man da in dem Verkehr mit Korporationen 
gemacht hat, und zwar besonders mit solchen, die ein mehr oder 
weniger vollkommenes Monopol haben, kann man vrohl kaum darüber 
im Zwtilel sein, dafs der wirkliche Fortachritt dem Einfluls der auf- 
geklärten öffentlichen Meinung zuzuschreiben ist. Die erste Bedingung 
einer richtigen und wirksamen Kontrolle in jedem Lande ist fraglos 
eine genaue und unbestreitbare Kenntnis des zu kontrollierenden Gegen- 
standes. Die Stadt Wien glaubte offenbar sich eine solche Kenntnis 
in ihren Kontrakten zu sichern, aber wie bereits gezeigt (siehe p. 30 
und 41), hat sie niemals ihre Ansprüche auf solche Kenntnis geltend 
machen können. Es ist unnötig bei der langweiligen Geschichte der 
Yersnche von selten der Stadt wenigstens tu. erfiihren, wicriel Gas 
die Gesellschaft yerkanfte. Femer feeging kaum ein Jahr, Tom A.l>* 
sohlufs des neuen Kontraktes bis 1887, in welchem nicht der Ge- 
meinderat Resolutionen beschlofs mit der Erklärung seines Rechtes 
auf diese Kenntnis und mit dem Ersuchen an den Magistrat, di^e 
Resolutionen zur Geltung zu bringen. Am 20. März 1885 wurde ein 
Antrag eingebracht, der Älagistrat sollte um die Erlaubnis bitten, die 
Bücher der Gesellschaft einzusehen, in der Absicht, die Höhe der Ge- 
samtproduktion zu erfahren. Man bemerke, dafs dies etwas ganz 
anderes ist, als eine Aufforderung an die Gesellschaft, zu erklären, 
wieriel Gas sie produzierte. Denn als die Gesellschaft von 1869 *) 



') Über die ganze Qeeohiohte dieser Veröffentliobang von Statiatiken stehe 
JBeridite der Haadel»- und OewerbeVaminem ete. 187^ 14i{ 1879, p. W; 

SU 
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ab melireTe Jahre lang Angaben über ihre Produktion veröfifentlichte, 
wufste jedermann, dafs es in der Absicht geschah, die Verhandlungen 
zu beeinflussen, die damals schwebten, uud in anbetracht dessen, dafa 
die Veröffentlichung freiwillig war seitens der Gesellschaft, und da es 
ferner absolut kein Mittel gab, Irrtümer zu entdecken, und keine 
Geldstrafe auf etwaigen Irrtümern stand, glaubte niemand, dafs die 
Zahlen richtig waren. Ich habe keine ofifiziellen Anschläge auf Grand 
dieser Zahlen gesehen, noch thata&oUioh irgend welche Bezugnahme 
Attf diesetben geinnden. loh finde keinen Berieht flber diese Auf- 
fordemng, die Bücher der GtoseUachaft einraaehen. Aber am 4. April 
1887 berichlieto der Magietmt dem Gemeinderat» »dafs die Geeelliohafl 
Uber die zufolge Besehlussee der Gaskommiesion Tom 4. Febroar 1886 
z. 3427 Yom Magistrate an sie gerichtete neuerliche Zuschrift wegen 
Bekanntgabe der gesamten Gasprodnktion keine Antwort erteilte". 
Die Eintragung in daa Protokoll lautet: „Zur Kenntnis genom- 
men und sind vorläufig keine weiteren Schritte in dieser Sache 
zu mat heu." Soviel ich weifs , ist diese Frage nie wieder 
aufgetaucht und die Unkenntnis der Stadt in dieser Sache 
bleibt so grofs wie je zuvor. Die Wirkungen dieses Zustandes er- 
scheinen jetzt nicht mehr so schlimm als früher, da die Stadt jeden 
GManken an die Erbauung eigner Gaswerke aufgegeben hat» und in 
wenigen Jahren in den Besitz der Anstalt der GeeeDscfaaft gelangen 
wird, welche der Versorgung der Stedt gewachsen sein wird, wie grob 
auch die Nachfrage sei Darüber ist aber kein ZwsÜel, dafo es Tiel 
sein wflrde, den f&r die Anstalt m sahlenden Preis abzuscbätMn, wem 
das Anlagekapital, die Höhe der Dividende, Betriebekosten, Gas- 
produktion, Höhe des Verlnstee bei der Yerteilang etc. alles be* 
kannt wäre. 

Minderwichtige Beformen. 

Kehren wir nun zurück zu dem Jahre 1878 und sehen, was die 
Stadt that, um dieieni£j:en Bedin^'ungen des Kontraktes, übor welche 
keine Ungewifsheit herraclite, zur Geltung zu bringen. Und behalten 
wir immer im Gedächtnis, dafs die Stadt, was auch die Bedingungen 

1880, p. 147; 1881, p. 198; 1888, p. 180; 1888, p. 180; 1884, p. 188 «id Ai»k.; 
1886, p. 185; 1886, p. 173; 1887, p. 163; 1888, p. 186. 

Die Anprabe, die man im Ver.-B. W. 1880—1882, p. 887 findet, dafs die 
Gesellschaft seit 1681 jeden Monat bekannt machen mulste, wieviel Gas sie 
iUffiiierteb Mheint gaas fabdh ta ««iii, wid raf ehieia bloteo, dshiogshendea 
B wo h lnfe das Oemnodenites so beruhen. 
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Am alten Eontraktes waren, nur für niedrigere Pniae agitierte und 
■onat die Gesellschaft thun liefs, was de wollte. Aber vom Jahre 1877 
an waren die Stadtyertreter nicht weniger begierig, Gas za beaaeren 
Bedingungen zu erhalten, und haben zugleich nicht immer erinnert, 
dafs es niclit minder ihre Pflicht war, soviel Nutzen wie möglich 
für die Stadt sowohl als für die Privatkousumeuteu unter dem be- 
stehenden Vertrage zu erreichen. Eine der ersten Mafsregeln war 
die Einrichtung einer besonderen „Abteilung des Stadtbauaintes für 
Beleuchtungsaugelegenheiten''. Dieselbe bestand zunächst aus eiuem 
Obenngemeor, diei anderen Beamten und zwei Dnirniaten, aber vor 
Ablauf dea Jahrea wurde ein Belencbtnngsinspektor binzugerugt. Zu 
deraelben Zeit wurden die eiaten Sdiritte getban» die Qualitlt und 
Lendiilcraft dea Gaaes zu prüfen. Die Arbeit dieaer Abteilung war 
in drei getrennte BesBorts eingeteilt, n&nlich: 1) Die Kontrolle aller 
Dinge, die mit der Beleuchtung zusammenhängen and unter den 
Kontrakt fielen. 2) Die Kontrolle aller Fragen, betreffend die Aua* 
dehnung des öffentlichen Beleuchtungsdieustes auf neue Strafsen, neue 
Gebäude, Einfülirnnf^ neuer Apparate etc., kurz alle ökonomischen 
Fragen im Zusammenhang mit der öffentlichen Beleuchtung. 3) Alle 
das Gesetz vom Mai 1875 betreffenden Angelegenheiten. Im Laufe 
des eisten Sommers wurde ein Plan aller öffentlichen Flammen ge- 
zeichnet und jede Laterne numeriert. Das dies niclit scliou früher 
geschehen war, beweist, wie wenig wirkliche Kontrolle die Stadt über 
Gesellaehaft bStte amftben können. So wurden erat nach der 
Einrichtung dieser Abteilung regehn&faige Friilungen der Qualität 
dea Gaaea eingeführt. Ich habe bereits auf daa erste Zirkular der 
Instruktion für daa Publikum *) hingewiesen. Zu gleicher Zeit beschlob 
die Stadt, in jedem Verwaltungsbezirk der Stadt ein AuskunftsbOrean 
einzurichten, wo jeder Bürger gratis Auskunft über alle auf die Gas- 
beleuchtung bezüglichen Fragen erhalten konnte. Es dauerte aber 
zwei oder drei Jahre, bis da« Triebwerk der Abteilung in volle Be- 
wegung kam. Und erst 1880*) finden wir eine Angabe über ihre 

') Die Stadt scheint gesonnen gewe«en xa Min, zwei Jahre lang nach Ab- 
■chlufs des neuen Kontraktes auf ihren Lorbeeren Muzaraben, denn keine Orgaoi- 
wtkm fmi Kontrolbnaftregeln wofdeo Terraoht, bJe der Kontrekt 1877 voll in 
Zraft trat. 

Siehe V.-B. W. 1877—1879, p. 813. 

*) Ein weitere« ausführliche« Zirkular wurde im Märs 1884 erlassen. Siehe 
7^B. W. 1864. p. 188. 

•) Siehe T.-B. W. 1860-1888^ p. 888L 
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wirklichen Leistungen. In den drei Jahren 1880 — 1882 hatte sie 234 
Prüfungen auf Reinheit und Leuchtkraft, 15.59 auf Druck; 390 Re- 
visionen der Zeit des Anzündens und AusliJscheus der Laternen, der 
Reviere der Anzünder etc.: 468 Inspektionen der Lokalbüreaus der 
Gesellschaft, um zu sehen, ob die nötigen Wächter oder Arbeiter im 
Dienste wären; und 48 Inspektionen der Gasanstalt. Worin «Uesa 
Inspektionen der Gasanstalt bestanden, habe ieh nicht er&hren können. 
Seit dieser Zeit ist es eine r^gelm&fsige Gepflogenheit der Stadt ge- 
wesen, Tertreten zu sein bei jeder Frttfnng der Leitung und bei jeder 
Gelogenheit, wo die Gesellschaft Leitungen legt oder bereits gelegte 
umlagert. Die Proben auf Druck, Qualität und Leuchtkraft des 
Gases werden regelmälsig zweimal in der Woche unter Leitung des 
Oberingenieurs gemacht. Die Resultate dieser Proben werden seit 
1880 im Amtsblatt uud seit 1882 in 4 anderen Zeitungen von der 
Stadt veröflFentlicht, über auf Kosten der Gesellschaft. Es hat sich 
gezeigt, dafs die Gesellschaft durchschnittlich in diesen drei Punkten 
den Kontrakt erfüllt hat. Aber in der Absicht, eine noch bessere 
Kontrolle über die Gesellschaft zu haben , besclilofs die Stadt am 
13. Juni 1884 eine besondere Gasuutersuchungs-Abteilung einzu- 
richten. Zu gleicher Zeit wurde auch eine spezielle Untersuchung 
auBgeilihrt über erentoelle Schädigungen Ton Fflanien durch Ga»> 
eotweichung, etc. — Thats&chlich, nngefiUir Tom Jahre 1880 an, 
waren wenige Sitmogen des Gemdnderatesi in welchen nicht irgend 
eine Art Eomnussion für irgend einen Punkt der Gasfrage ernannt 
wurde, wie am 12. Oktober wurde eine Kommission ernannt fttr 
Photometer. Das Stempeln und Kontrollieren der Gasmesser, die 
für die Anlage von Privatgaseinrichtungen,') waren sehr lästige An- 
gelegenheiten, aber im Jahre 18b2 (siehe Protokolle etc. v. 14. Febr.) 
wurde auf Anregung der Gaskommission beschlossen, dafs jede Partei 
zu jeder Zeit die Gasmesser an das kaiserliche Steaipelamt schicke 
und da neuprüfen lassen konnte. Wenn die Gesellschaft diese Neu- 
prüfung verlangt und es zeigt sich, dafs der Gasmesser richtig ist, 



Die Zahl der PrUfinifen d«r venchiedeiMn Artea waidwelt Dieht «rhebliok 

TOS Jahr zu Jahr. 

*) Siehe Protokolle etc. 

*) Dies wurde endgültig geordnet im Jahre 1884 durch die Provinzial- 
regiemng, die einen Koatentarif für solche Arbeiten featatellte, und doroh den 
lUgtitnt, dsr y^ritga^m darttber erHeb, wie die Kotten erhoben wefden 
•oUten. Siehe y.-B. W. 1881» 180. 
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Digitized by Google 



— 61 — 



mufs die Gesellschaft die Kosten bezahlen, andernfalls der Koosu- 
ment^) 

JHe polittselieii, flnaiuslelleii und SkonomlaelieD Kesnltote. 

Was sind -niin die Besoltate der ikat «b halbes Jahrhimderi 
Mndiiich in der Gasbelenchtang befolgten Politik? 

So weit wir die Ansichten der Wiener Bürger selbst in Betracht 
liehen, mfissen wir die ganze Politik für durchaus ▼erfehlt erklären. 
Ganz abgesehen von der Frage, ob Wien sein Gas zu tener befahlt 
hat, oder nicht, bleibt doch die Thatsache bestehen, dafs man länger 
als eine Generation hindurch glaubte, dafs man unangemessene und 
exorbitante Preise bezahlte. Die Folge war eine Grad von Ärgernis 
und UnzutViedonheit auf Seiten der Stadt und der Bevölkerung, wie 
man sie selten in irgend einer Frage städtischer Politik findet. Femer 
ist die Zeit und Arbeitskraft, welche die Stadt dieser Angelegenheit 
widmete, als ein Verlust für die Stadtverwaltung als Ganzes. Der 
tTmstand femer, dalb das Yeiliiltois swisdien der Stadt nnd der 
GeeeUachaft so gespannt war, bat eine Ausdehnung der Anstalt und 
Verbesserungen des Dienstes Terhindert Abgesehen daron, hat auoh 
die GeseUsehaft, da sie die grofte Feindschaft gegen sich kannte, 
gefllrchtet« solche Eonzeesionai im Preise und Betriebsrerbesseningen 
SU machen, als vielleicht sonst wären gemacht worden, und zwar ans 
dem ein&chen Grunde, weil alle Welt wufste, dafs die Stadt nur 
einen Wunsch hatte, nämlich so früh als möglich auf irgend eine 
gesetzliche Weise die Gesellachalt los zu werden. Und zuzeiten 
schien sogar ein revolutionärer AiigrüT auf die Gesellschaft nicht 
unwahrscheinlich. Unter solcluni Verhältnissen könnte keine Gesell- 
schat t eine fortschrittliche liichtung verfolgen; sie mufste vielmehr 
eine konservative und defensive Politik einschlagen. Wenn irgend 
etwas für den Erfolg eines grofiwn industrielkai üntemehmens net^ 
wendig ist, dann ist es das Gefühl der Dauerhaftigkeit und Sicherheit 
▼or Störung. Dieses GefQhl hat die QasgeseDschaft niemals gehabt 
Sie mdste £kst eine Generation hinduroh arbeiten im ToUen Bewulht- 
sein, dab sie geduldet wurde, weil sie noch nicht Tertrieben werden 
konnte, aber dafs es nur eine Frage der Zeit war, wann sie gehen 
mttürte. Auf der Seite der Stadt hat das Gefühl der Erniedrigung 

*) Alle Oaimetter werden tod dem ksiserHoheD Amt gestempelt, hww sie 
in Oebnmoh kommen. S. p. 97 Anmerk. 
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durch fortwährende Niederlagen zusammen mit der Feindseligkeit io 
der Bevölkerung gegen eine Regierung, die zu schwach war, um mit 
einer Genossenschaft zu kämj)fen, ihre eigne Selbstachtung stark er- 
schüttert und es in anderen Punkten unwirksam gemacht. 

Ich halte es nicht der Mühe für wert, eine Schätzung zu ver- 
mcheiii ob die Stadt and PrivmtfaiiiBumeDteD das Gas zu teuer bezahlt 
haben; die Angaben sind TöUig nncnreidiend. Wir innen nieht, ob 
die Qeeellachaft nnTerhfltmam&fng hohe Dividenden beiahlt hat» oder 
mcfat Aber sollte es sieh spftter heranssteUen, dals die DiTideoden 
sehr mager gewesen sind, würde dss noch nicht dafür sprsofaso, 
dafs die Gfaspreise in der ganzen Zeit nicht unvernünftig hoch gewesen 
sind, wenn wir nur die Gescliäftslage und die Verhältnisse des Vei^ 
kaa£i and der Produktion des Gases in Wien in Betracht ziehen. 
Denn man mufs sich immer vergegenwärtigen, dafs das Gasgeschäfl 
derartig ist, dafs es in seinem Gewinn bei einer gegebenen Anlage 
so sehr von der Gresamtproduktion abhängt, dafs jede Ursache, die 
eine mögliche Ausdehnung des Betriebes verhindert, einen grofsen 
Teil des möglichen Nutzens vernichtet. Dazu kommt, dafs die Sach- 
lage in Wien natürlich geeignet war, jede Eiufüliruug von Verbes- 
semngen in Maschinen oder Methode za verhindem, vnd sdbst wenn 
ein ToUst&ndiger Bechensohaftsbericht von der Gesellsohaft forläge 
nnd dieser bewiese, dab der Kntsen sehr gering war, wire dies noch 
kein Beweis, dab die von den Eonsamenten befolgte Politik für die- 
selben die beste oder anoh nnr eine gvte war. Eon, es wfirde aUen 
modernen Anschanangen widersprechen, ansnnehmen, dafs die Pnv 
dnktirasprozesse und Maschinen in Wien immer auf der Höhe der 
2ieit waren. Wir haben keinen direkten Beweis des Gegenteils, aber 
alle Umstände würden e«« 7woifelhaft machen. 

Es scheint mir durchaus unnötig . noch etwas über die üblen 
Folgen der seitens der Gesellschaft beobachteten Geheimhaltung liin- 
zuzufügen. Das ergibt sich, wie ich glaul)e, aus ihren Folgen auf 
den Gang der verschiedeneu Verhandlungen. Die Erfahrungen mit 
dieser Gesellschaft hat vielleicht mehr, als irgend etwas anderes die 
Stadt nnwideiruf lieh zu der Theorie des städtischen SelbstbetEiebes 
verschiedener Anlagen getrieben, nnd swar ohne dals sie jemals die 
frage der Möglichkeit einer öffentUchen Eontrolle gehörig ins Aoge 
gefiJkt hat, nicht im Bahmen eines Eontraktee, sondern auf der 
Gmndlage, dab sokhe Gesellschaften, die nnsere Grofsstädte mit 
Gas, Wasser a. s. w. versorgen, ihrer Natur nach mehr öffentliche 
als private Eörpersdiaften sind, nnd deshalb nach dem öfiEientlicheB 
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B«cht uod nicht nach dem Privatrecht behandelt werden sollten. 
Ej8 ist nicht zu riel gesagt, dafs eine gehörige Erwägung der Möglich- 
keiten einer Kontrolle solcher Korporationen, welche, wie Massachusetts 
jetzt der Welt zeigt, sehr gut ausführbar ist, in Wien durch die 
unglücklichen Erfahrungen mit der Impehal-Kontinental-Gasassociation 
ausgeschlossen ist. 

Wien wird sich im Jahre 1899 nicht damit aufhalten, auf allge- 
meiner Grundlage zu überl^en, welche Beleuchtungspohtik theoretisch 
oder in aabetnobt der eigenübaliebeii YerhÜtiiuse in Wien ni dieser 
Zeit am besten ist Ifian braucht kein Ftophet an sein um zu sagen, 
dafii die Stadt sich in den Selbstbetrieb ab etwas Selbstrentto^ 
Uobes hineinstttnen wird, nun groÜMn Teil so wie ein Meosdi Selbst- 
mord begeht, nlnüich nioht so sehr in der Überaeugnng einen guten 
Zustand zu finden oder gar einen besseren, sondern einfach in dem 
QeAihl, dais jede Yeiänderong und jede Lage besser ist, als die 
gogenwfirtige. 

Befcapltnlatlon. 

Ich habe in dieser kurzen Übersicht der Gasfrage in Wien den 
innigen Zusammenhang zu zeigen versucht zwischen den historischen, 
politischen, ökonomischen und finanziellen VerhältnisseQ Wiens und 
der thatsitohlioh befolgten Bdeoohtungspolitik. Und wenn uns diese 
Studie nichts anderes gelehrt hat, so hat sie uns doch gelehrt, wekh 
grolbe Qefofaien es hat, absolute Gesichtspunkte auf StSdte oder 
'GegensOiide aantwenden, die ganz ▼erschieden daTon sind. Denn in 
Wien haben wir eine grofse Hauptstadt mit gesetzlich vollkommener 
Autonomie, als sie irgend eine andere Grofsstadt des Kontinents, 
ja vielleicht als irgend eine andere Stadt der Welt von gleicher 
Wichtigkeit sie geniefst. Aber wir haben eine Stadt Vertretung, die 
wegen allgemeiner politischer und administrativer Erfahrungen im 
wesentlichen schwach ist. Dazu kommen historische Verhältnisse, 
welche die stärkste Stadtvertretung der Welt zum äufsersten bringen 
würden. Wir haben gefunden , dafs eine solche Stadtverwaltung — ^ 
in Parteien gespalten und erwählt von eiuer politisch unfähigen 
W&hlersdiaft — voUstlindig aufser stände war, sich mit einer starken 
Geechäftsgesellschait an messen oder ihr mit Befolg die Spitn au 
bieten. Wenn wir dasu kommen, dieselbe Frage in Plans au be>^ 
trachten, werden wir finden, dafo auch da die GeseUsehaft aioh filr 
die Stadtverwaltung au stark erwieeen hat 
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Und war trotz des Umstandes, dafs die Stadt in Wirklichkeit 
keine Autonomie besitzt, sündera im wesentlichen von der Republik 
venraltat wird. In den Händen des Staates kSnnan wir abo Buk 
eiiie starke Mmiizipalität nenoeiiy und wenn vir äm kommm m er- 
wägen, einen wie ToUkommenen Belenohtangvdienst Paria fon Anfiui; 
an im Tt*^<"<"* des Kontraktes genossen hat, müssen wir uns natiu^ 
gemiUs zur Betmebtong der Fhige wenden, ob das fielenchtnngsweaea 
seiner ganzen Natur nach Gegenstand eines privaten Eontraktes sein 
kann. In anbetracbt des ungeheuren erforderlichen Kapitals, in a^ 
betracht der Unm()glichkeit, dies Kapital zu anderen Zwecken heraus* 
zuziehen, in Anbetracht der langen Zeitdauer, für welche ein Kon- 
trakt abgeschlossen werden mufs, um eine Gesellschaft zur Übernahme 
der Beleuchtung zu bewegen — alles dies im Zusaramenhaug mit dem 
möglichen und höchst wahrscheinlichen Fortschritt in der Wissen- 
schaft, ein Fortschritt, der zu jeder Zeit die Verhältnisse und Kosten 
eines solchen Betriebes vollständig ändern kann, macht es unmöglich, 
auf einen Kontrakt einzugehen, dundi den die Preise fttr dne irgend 
erheUiche Reihe von Jahren festgelegt werden. Die Erfahmngen 
sowohl in Paris wie in W^ien haben gezttgt» dab die Beetimmungen 
ttber Ermftfeignng des Pireises unter gewissen Terembarten Bedingungen 
sich als unwirksam erwiesen haben. Bedeutet diese Unwirksamkeit 
ein ünf&hic^uit auf Seiten der Stadt, infolge deren sie nicht ihre 
eigne Oasanstalt betreiben, oder eine wirksame Kontrolle ausüben 
könnte, wenn das Beleuchtungswesen nicht zum Gegenstand des pri- 
vaten Rechtes, sondern des öffentlichen Rechtes gemacht würde? Ich 
glaube nicht, ich behalte aber diesen Tunkt einer späteren Betrachtung 
vor. Denn meine Aufgabe ist jetzt, die Unvernunft und Unhaltbar- 
keit der alten Zustände zu zeigen. Beide Städte haben den Mifs- 
erfolg des alten Planes erkannt, und beide werden ohne Frage nach 
Ablauf der jetzigen Kontrakte in den Besitz eigner Anstalten ge- 
langen. Paris infolge des allgemeinen, sowohl Tom Staate ak den 
städtischen Behörden adoptierten Planes in Bezug auf Gas, Pfotde* 
bahnen, Eisenbahnen etc.; Wien nicht, weil es durch den filontrakt 
dazu verpflichtet ist, sondern wegen seiner traurigen EriUirungen mit 
der Gasgesdlsohafk. Aber man könnte anf&hren, es sei ganz gut, dah 
das Geschäft sich sozusagen kiystaUisiert und das Stadium der 
Zweifel und Experimente Überwunden hat, dafs es abor unmöglich 
oder wenigstens fibeceilt Ton den Städten gewesen wäre, wenn sie 



>) ffielie «Die finansen fnnkreiohs*', p. 677. Bdohard von Kaofmann. 
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diesen Betrieb vor einer Generation in die Hand genommen hätten, 
als es noch unbekannt war, welches die Gefahren und das Risiko sein 
würde. Die Antwort darauf ist, dafs die Städte, welche unter so ähn- 
lichen Verhältnissen, wie verschiedene Städte sein können, politisch 
und finanziell weit besser gefahren sind, dafs sie eine bessere Beleuch- 
tung, oder eine viel billigere, oder beides gehabt haben. Von allen 
Plätzen, wo billiges Gas wüuschenwert gewesen wäre, sind gerade 
diese beiden Städte Wien und Paris in erster Reihe zu nennen. Denn 
an beiden Plätzen ist die Handfabrikation und kleinere Unternehmen 
beMmdere stark Tertroten. Hichti hätte diesen Teil des indnttriellen 
XjebeoB mehr snr Entwickelnng liringen kfionea, nnd ihm geholfen, 
sich gegen die lentnlirierende Tendens unserer Zeit m behanptent 
als eine reicUicbe LieÜBrnng billigen Gases.') Denn man mnis sich 
erinnem, dab es noch nicht nachgewiesen ist, dafs die Bedeutnng des 
Gases für industrielle Zwecke bereits anerkannt oder emstlich versucht 
worden ist. Nicht nur die Nationalökonomie, sondern auch die Sozial- 
politik und Hygieine spricht für eine Ausdehnung der Gasbenutzung 
in der Industrie. Dieses Bedürfnis ist auf dem Kontinent unendlich 
gröfaer als in England oder Amerika. Denn in den letzteren Ländern 
ist die Zahl der Arbeitsleute, welche in ihren Arbeitsräumeu wohnen, 
Bchlaftn und essen verhältnismälsig klein. Es bedarf keiner Argumente 
dafür, dafs das Gas eine gesündere Heizungsmethüde für solche Käume 
darstellt, als die Kohle mit all dem Baach, Schmutz und Bufs. 

Wie bereits gesagt, haben Wien nnd Paris ihre Fehler unter 
4an alten Slystem erkannt, aber sie haben keine Abhilfe gefunden, 
wie es sich bei ihrem Verkehr mit den elektrischen Gesellschaften 

Mlgt • 

*) Die Gasgeaellscliai't in Paris }iat viel dafür gethan, diese Art dea Konsums 
SU heb«Q. Die Menge des „am Tage" verbraaohtea Gases betragt jetzt ungefähr 
'-M,16*/« des OenrntterbnuiolH. Daaselb« trird gHUrtentaQs m tedngfarieUeB «ad 
Uäulkiien Zwecken verbraooht. Wm das Tage" betrifft, w b«d«otet iewrtts 
die Zeit zwischen Auslnschung und Anziindung der öffentlichen Flammen. 

Siehe Kapports du Conseil d' Administration et de la Commission de veriii- 
oatiom dea Comptei k l'AiMinblAe g^ndrale aanuaUe du 96 man 1891, d« la 
•Companie Parisienne d'£clairage et de Chauffage par le Qaz. p. 5. 

Diaie Bapporti AnnueUea Warden einfach ab aJabrlüdw Bariehta* oitiait. 
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Die Qasfirage in Paris. 

Yorbemerkung. *) 

1) Die Organisation Ton Paris. 

Um die Art und Weise, wie die Terschiedenfln Kontrakte mit der 
OasgeseUadiaft abgesehloasen und eingeflihrt worden, zu erUSreii^ 
seheint mir eine ErOrtemng der vielen Weobsel in der stttdtisohen 

.OlganisatioD TOn Paris notwendig. Die Baals der gegenwärtigen 
Organisation Ist I^apoleonisch. Nach vielen Wechseln während der 
Revolution begründete das Gesetz vom 17. Februar 1800 (28. Pluvios^ 
an VIII) das duale System der Exekutive. Die beiden Präfekten 
(der Seine und der Polizei) hatten damals, ebenso wie jetzt völlig 
gleichen Rang. Alle Regierungsakte, welche nicht gänzlich in den 
Bereich des Einen und des Anderen fallen, werden von Beiden sank- 
tionirt, „von jedem in dem, was ihn betriflft." Diese Exekutivbeamten 
sind immer von dem Staatsoberhaupte ernannt worden, und sind ihm 
TcrantwortUeh. Anfter den Brttliakten eiisiierte nodi ein Imtend^ 
GememdeanssGlinis, olme jede InitiatiTberachtignng oder KontroUA. 
Dieser Gemeinderat wnrde ancb immer ernannt 

Dieses Sj^stem danerte Ins sn dem Gesetz Tom 90. April 1834^ 
Dasselbe liefe die FrSfekten weiter bestehen, ersetzte aber den er- 
jurnnten Qemeinderat durch einen, der durch sehr beschränkte Wahl 
erwählt wordOp Aoiserdem hatte jedes Arrondissement seinen. 
Bürgermeister nnd iwei Vize-Bttxgermeister. Diese Beamten, sowie 

') über diese Anmerkaog iiüehe Bloch und Pontich, „Administration de la 
Tffle dtt Mm", p. 91-80. 
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der Präsident uod Yuepi&aideDt des Gksneudertttes - wurden tdhb 
König ernannt. 

Aber nach der Revolution von 1848 wurde sogar eine Stadtver- 
£Et88Uug, wie die obige, für die Bedürfnisse, den Geschmack und die 
Zwecke der Zentralregierung zu liberal befunden. Das Dekret vom 
3. Juli 1848 errichtete eine pruvisorische, städtische Kommission von 
36 Mitgliedern unter den Präfekten für die Verwaltung von Paris. 
Dieselbe wurde damals für provisorisch erklärt, dauerte aber bis zum 
ML dm sweiten Kaisenraiclies 1870. NatOrlieh wurde diese Eommiseioii 
TOD dem Staateoberhaupte ernannt und Ton seinem WiUen bebensoiit^' 
dbgleioh „ihie Befugnisse vage und unbestimmte waren/' Unter dieser 
stSdtieehen Kommission wurden alle drei wichtigen Kontrakte mit der 
QaegeseUeohaft abgesdblossen und Paris unter Hausmann neu au^B(e- 
baut 

Aus dem Wirrwarr, der auf den Krieg und den Fall des Kaiser- 
reiches folgte, entstand das Gesetz vom 14. April 1871 über die 
Organisation von Paris. Dieses Gesetz sollte damals nur provisorisch 
sein, ist aber noch immer die Verfassung von Paris. Die zwei zu 
ernennenden Präfekten von gleichen Range werden wieder eingesetzt 
und ein durch allgemeines Stimmrecht gewählter Gemeinderat tritt 
an Stelle der früheren städtischen Kommissioo. Während die Prä- 
fekten Jeder in dem, was ihn angeht" in dreüaoher Eigenschaft; 
nämlich als Vertreter des Staates, als Verwalter ihrer Bessorts und 
als BQrgermeiBter Ton Paris fungieren» sind sie im politisohen Smne, 
da sie Tom Staateoberhaupte ernannt werden, in allen ihren Eigeih: 
•fdmften mehr Beamte des Staates, als der Stadt und sind nur deni 
Staate terantwortlich. Alle Handlungen des Gemeinderates mufsten 
▼om Seinepräfeklen bestätigt werden, oder von ihm der höherm Ver^ 
waltungsstelle zur Bestätigung oder Nichtbestätigung überwiesen 
werden. Alle Kontrakte, welche von der Stadt während mehr als 
.30 Jahren abgeschlossen wurden, und andere, welche ein Monopol 
verheilen, nuil'sten durch Dekret des Staatsoberhauptes, auf Be- 
fürwortung des Staatsrates *J bestätigt werden. 

9) Persönliches. 

Von den Bestimmungen des Kontrakte» und von dem Gesetz, 
auf welchem das Recht der Stadt auf Kontrolle d^ Oesellschaft 



') Siehe Artikel 19, OewU vom M. JnU 1887, und Artikel 16^ Oes. vem 
94. Jvli 1887. 

«II 
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iMTiiht» trafdfi kli an anderer Stelle anaftthriieher ipreolMn. Befor 
ieh die Orgaoiaation und die Funktioiien dieaer EontrolllMliSrde aa- 
gebe, wffl ush nur sagen, dab ich keine andere pritate Körperschaft 
kaone, welche durch Gesetz (and Kontrakt) einer so peinlichen und 
an^edehnten Kontrolle auch nur annähernd mit dem gleichen System 
nnd zu der gleichen Zufriedenheit aller beteiligten Parteien ertxagty 
wie es bei dieser Gesellschaft der Fall ist. 

Ich kann wohl nichts besseres thun, als hier den Artikel im Bloch 
und Pontich (p. 429) über das Persönliche dieses Kontraktes 
wiederzugebeu. 

„Depuis le ddoret da 10 Octobre 1859 (Art 1er, § 2) T^dairage 
eat cömpria daiia lea attniraüoiia dn pTdist de la SeiiM. 

Ce asnoe reld?e de la direotion dea traTanz de Paris. H eal 
cisero6 lor la mrveUlaooe d'vn ingemeur en chef par 78 ageatä 
rfipartlB entre las inganienra dea hnit eeotioiiB de la Tide paUiqney 
aafoir: an ▼ftrificatenr du Gas: 48 Oondoofteora des ponta et 
ehanaa^ea oa manidpaox de diversea daaaes et dea pigneoia. 

Oes agents ont pour fonctions: en ce qni conceme l'^dairage 
publique de controler la fabrication du Gaz et d' en verifier le pou- 
voir 6clairant, de verifier les ecritures de la Compagnie, de fixer les 
approvisionnements de houille qui lui sont imposö: d' assurer la pose 
et Tentretien les appareils, de surveiller rallumage, l'eztinction des 
becs, les dimensions des Hammes. 

£u ce qui conceme Teclairage prive, de surveiller au point de 
▼ne de aeoorit6 l'installation dea appareils ches les particalien, dana Ist 
TheMrss et antrea etabltssements pablics, de proposer les aateriaalMoa 
indifidnelles, d'aasarer l'exfioationy par la oompagnie, dea oonditiQoS 
des poliosa, d'abennement: de poin^nner les Compteors k gas.'* 



1. Kapitel. 

Bis zur Bildung der jetzigen GeeeHsdiaft M6. 

Hlatorlachm, 

Nor wenn vir die Geschichte des Beleaehtangswesens in Paria 
studieren, bekommen wir eine gate Anschauung Ton der politischen 
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und poMnfliohen *) Bedeutung eines leistuugsfähigen Beleuchtungen 
q^itonsu X7m dnie foB zu würdigen, mfleaeD vir eines Blioik weifen 
«nf die Bdeaditnng rar der Eifindmig des Leacli1|;B8eiu. Die 
■ibht der difentliciien Bel0iM3itiii|g war bie znni 10. Oktober 1869 di* 
rekt der PoHaei imtenteUt. Übeiliaapt die eitto Andentong einei 
YersucheB m öffentlicher Beleuchtung findet sich iu einem Parlamente* 
beechlttfii Tom 29. Oktober 1558 in folgenden Worten: ^ordooiie 
qu'il y aura un falat ardent (denominatiini qui fiit remplac^e un 
mois plus tard par celle de: de lanterne ardeute et allu- 
mante) de dix heures du soir A, quatre heures du matin, au coin de 
chaque rue etc." *) Dieser Befehl scheint aber frühzeitig der Nicht- 
befolg:ung aiiheimgefiillen zu sein. Ungefähr ein Jahrluindert später 
▼erlieh Ludwig XIV. eioeiu Italiener ein Patent, eine Gesellschaft von 
Fackelträgern in Paris zu unterhalten, aus Anlais der grofsen Anzahl 
ton „Tols, meatree et aooideiite qui arrivent journeUement" etc. Diese 
Packeltriiger standen an den Strabenecken, bereit jedemuuui, der lüt* 
kam, zu dienen, wie die Dienetmftnner der moderaen deatschen 
Stidte.*) Die Bnieanz dieser Firma wurden am 14. Oktober 1669 
«rOi&iet. Aber in i&nf Jahren war der Inhaber dieses Patentes rui- 
niert. Die erste allgemeine «'»fi'eutliche Belenditang^) ^urde im Jahre 
166T eiogericiltet durch den Generallieutenant der Polizei. Auf seine 
Anr^ung wurde ein künighcher Befehl damals erlassen, dahin lautend, 
dnie Laternen in der Mitte der Strafse in Höhe des ersten Stockes 



') „Paria, ae> organes, ae« fontion«, et aa vie" par Maxime du Camp. Vol. V. 
£d. 3i«<i>" Paris 1876, sagt p. 267: II est d'un interet 8up«rieur pour la bonn« 
pohce des viUes, qoe Ist nm inaA edlairto peadsat Is aoit, «fin qn'on paiMe 
y eiroaler sans peine et qne les gens de numfals dctaina y aoient sarreillds. 

*) Citiert nach E. Th^ry, p. 1. La qaeition du Gas 4 Psris. 8. Ao^ 
gäbe. Paris 1882, p. 417. Siehe auch Da Camp* Y., p. S7S. 

Behoii im Jehre 1888 wurde befoUso, dsb eine Kene in der Naeht den 
Chfttelet brennen sollte, and im Jahre 144S bestellte man bei Londoner Fabri» 
kanten Laternen für die Strafsen. — Im Jahro 1524 befahl ein Parlaments» 
besohlufa, dafa die Einwohner eine Kerze in die Fenster an der Strafse stellen 
•oDten. Aber aus der Einrichtung der Fackelträger könnte msn eohliefsen, 
dab diese Befehle nieht gewissenhafl snigefBlui worden. Wehe p. 488—480. 

") Die Fackeln waren aus Wachs, jede wog Vit Pfund und war in zehn 
ffleiche Teile geteilt. Für jeden abgebrannten Teilstrich zahlte man 5 sous. 
Ein besonderer königlicher Befehl folgte bald darauf, welcher mit all der Oe> 
aaoigk^t des Syt/bau Oolbert and Lovb XIV. die Praiee nad Bedingal^r•B 
dieses Dienstes vorschrieb. In Camp. V., p. 272. 

*) Im Jahre 1671 wurde die Beleuchtung der Strafsen vom 20. Oktober bis 
xum 81. März beschlosMo. fiis dahin war die Beleuchtnngidaaer nnr 4 Monate. 
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aufgehängt werden sollten. Dieselben bestanden aus Glaskugeln, 
welche Kerzen enthielten. Die Schnur war in einer eisernen Bohre 
enthalten, die an to. 8«ite das HaiiMS hioanlUell Der Hwslraiiftnr 
hatte den Soblflssel dazu und mr fttr das Anzünden der Eerae ▼ec^ 
antworilidi, sobald der öffentliche Auslikiter das Signal zum AnzfiiH 
den gab. Zweimal täglich also muTste allecr StraisenTerkehr unter- 
bffocbflo werdan, am Yonmttag, um die lAteroen za reioigmi und 
wiederum am Abend um die Kerze anzuzünden. Glücklichenpeise 
brannte die Laterne von selbst aus, weshalb eine dritte Absperraog 
der Strafsen nicht notwendig war. Dieses System dauerte bis zum 
Ende des siebzehnten Jahrhunderts. ') Dafs der polizeiliche Gesichts- 
punkt hierbei die Hauptsache war, zeigt sich nicht nur aus amtlichen, 
sondern auch aus nicht amtlichen Dokumenten. Ein Zeitgenosse, der 
erst die Schönheit und den Erfolg dieses Systems rühmt, fügt dann 
hinzu, es sei eines, woran „les Grecs et les Romains n'ont jamais 
pens6 pour la police de leur republique." 

Wiedegnim nach &8t «inem Jahilmiidert kam Sun neues l^stam 
zur Anwendung, nftmljnh das der antiken Lampen *) oder Sdiwimmer- 
lampen, d. b. eui in Öl suhwimmender Docht trat an die SteUe der 
Eorae; die Anfhfiogungsmothode der Lampen blieb genau dieselbe bis 
Gas eingeführt wurde. Das ausscUiefidiohe Frivilegium, Paris nadi 
dieser Methode zu beleuchten, wurde auf zwanzig Jahre verliehen. 
So entzückt waren die Pariser von dieser Methode, dafo sie glaubten 
den Gipfel der Vollkommenheit erreicht zu haben. Ein spezieller 
Polizeibericht von 1 770 sagt : ..Jja trf^s-grande lumiere qu'ils donnent 
ne permet pas de penaer. que l'ou puissc jamais rien trouver de mieux."') 
Dieses System dauerte ohne wesentliche Änderung bis 1787 als Ar- 
mand die liampe mit dem Cylinder erfand, dies verursachte aber keine 
Änderung, da die Lampe zu unvollkommen war. Erst mit Einführung 
der Vivienscben Lampe im Jahre 1821 ^) kam die moderne Lampe 
mr Geltung. Aber keine dieser neuen Methoden konnte Tollkommeii 
die alte TerdrSngen. Wir finden die FackdtrSger noch in euier 
PolizeiTerfllgang ?on 1800 erwihnt. Nach der Einftbrung der rfifer- 

') Am Ende dw Jahrhundert« hatte Paris 6600 solche L s t w ee ii , welolie 

1625 Pfd. Kerzen pro Nacht verbrannten. Ibidem p. 3. 

Das war die reverbere, welche 1745 patentiert wurde, aber erst 1766 in 
Gebrauch kam. Siehe Du Camp. V., p. 279. 

*) Citiert naoh dem Originalmanaakfipt bei Da Osaip. Y., p. IIA. 

*) Damals waren UtMO von dieeen SekwimmerlaiBpeB im Geteaneb. Da 
C«np. V., gas. 
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hin adMuieD die FaokeUili^ ihr Hauptquartier in deo Holda aiif> 
Igwfihlagnn su haben, sa veleheD sie offenbar imgeftbr in d e madben 

Yerbältnis standen, wie die Dolmetseher heutzutage. 

Es kann nicht befremden, dafs wihrend der Bevolution die Be- 
leuchtung nicht yerbessert wurde. Man sagt sogar, dafs das Wort 
eclairage während der ganzen Periode im Moniteur nicht er- 
scheint. Doch war es ein beliebter Zeitvertreib der ^Rowdies'* wäh- 
rend der Hevohition. die Laternenstricke zu durcbschueidea und ganze 
iStraisen in Dunkelheit zu lassen. ^) 

Ton der SrUndug dea Oaaes Ua 185(k 

Am 28. September 1799 nahm Philipp le Bon ein Patent: „de 
nouveaux moyi'ns (rpniployer les combustibles plus utilement soit pour 
la chaleur. soit pour ia lumiere. et d'eu recuülir les divers produits."*) 
Obgleich die erwähnten Combustibles Holz und Kohle waren, ist 
es bekannt, dafs die meisten Experimente mit einem aus Holz er- 
zeugten Gas gemaobt wurden. Es geht aus dem Ansdrock divers 
prodnits henror, dab das Patent ein sehr allgemeines gewesen sein 
nmb. Doch ist es merkwürdig, dafo zwei Jahre später, am 96. An- 
gnst 1801, das Patent auadrOddich auch auf Gasmotoren aasgedehnt 
wnide unter der Bezeichnung machines mnes par la force 
expansive du Gaz. Wenn man die militärischen, und vor allem 
die Bedürfnisoe der Marine des ersten Konsuls um diese Zeit b^ 
trachtet, kann es nicht befremden, dafs diese neue Erfindung Napoleons 
Aulinerksanikeit auf sich zog, Najx^leon nahm den lebhaftesten An- 
teil an dieser Erfindung nicht wegen der Beleuchtuugszwecke, sondern 
wegen des Theers, das seitdem immer für ein Nebenprodukt galt. Die 
Regierung überliel's dem Patentinhaber eine grole ört'entliche Wal- 
dung bei Havre mit dem Auftrag Theer für dw Marine zu erzeugen. 
Aber dieser iirtelligeute junge Mann starb sehr plötzlich in der Nacht 
der Krönnng Kapoleons 8. Dezember 1804. ICan nimmt an, dab «r 

Ah die Überreste Louis XVI. 1815 nach Saint Denis übergeführt wurden, 
mufste die Prozession stehen bleiben, weil die Polizei verabsäumt hatte, die 
I^ateraeD und Taue von den zu passierenden Strafsen entfernen zu lassen. 
Sbenao die Gebeine des «nten Napetoon naah Peru gelnredit worden, mrea 
eile HeTsreigfeln für den Hinweg aeoh den Invalides gelroffen, aber nioht 
für den Rackweg dea Leichenwajrens. Die Folge davon war, dafs der Leichen- 
wagen die ganze Naobt auf der jätrafae bleiben mufste. S. Du Camp. V., p. 284. 
•> Ibid. V., p. 187. 
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«mordet wurde von einem, der ihn fUr den Kaiser hielt Seine Wifcwe 
irwrocihto im Jalue 1811 dM FMent in Parii aanumteen. AImt 
nach ihrem Tode 1818 geschah niohtiB mehr dttin hla som Sinne 
Nupolecnia. Im Jahre 1815 kam ein Mum') ans London und grün- 
deta in Fkiis eine GaageeeUschaft. Bb nar dendbe» der die ante 
Qasgeeellschaft in London gegründet hatte. Aber die Geeellaolialt 
miofste sich in kurzer Zdt anflSeen. Eine zweite von Pauwels gegrün> 
dete Gesellschaft hatte ebenso wenig Glück. Im Jahre 1883 wurde 
eine GesellHcbaft für transportabeles Gas gegründet, mufste aber nach 
einigen Jahren liquidieren. Darauf machte der König oinen derartigen 
Versuch. Er verkaufte aber die Anlage, ilie 800,000 Francs gekostet 
hatte, für dio Hälfte. In dem Kaufvertrag war auch das Recht ent- 
halten, die Theater und andere Gebäude, die auf Kosten der Zivil- 
liste unterhalten wurden zu beleuchten. Um dieselbe Zeit wurde eine 
Aktiengesellschaft konzessioniert und mit besonderen Privilegien aus- 
gestattet and mit der Berechtigung, in den acbönsten Teflen von Paris 
Ldtnngen zu legen. Aber als es ihr in 8 Jahren weder Zinsen noch 
Dividenden zn zahlen gelaogy wnrde sie 1890 Ton der Eonknirsns- 
geseUschaft Terschlongen. 

Aber erst 1899 wurden wirklidie Versuche gemacht, die Stralsen 
zu erleuchten. Am 1. Januar 1829 wurde die Rue de la Paix teilweise 
mit Gas erleuchtet. Bis 1842 arbeiteten nicht weniger als neun G^e- 
sellschaften in Paris. Aber die.selbeu hatten keine dauernde Konzes- 
sion, sondern wurden lediglich von der Polizeibehörde geduldet, und 
mehr als interessante Ex})eriraente angesehen, wie als Lieferanten eines 
notwendigen und allgemeinen Lebensbedürfnisses. Aber selbst in die- 
sem Zustande mit ihren nach dem Belieben der Stadt widerruflichen*) 
Konzessionen mufsten sie für die Benutzung der IStrafaen Miethe*) 
bezahlen, aufser wo nnr öffentliches Gas geliefert wurde. Aber die 
Gesellsdiaften hatten anfangs schlimme Zeiten wegen des hartnldogen 
Widerstandes von Seiten der Berölkemng. Dieser Wideistand he* 
schrSokte sich nicht nnr auf die Unwissenden und üngeliildeton, son* 



■) fliae gate SUue dieser frfihenQ Bsperiauate findet sieh ia filoeh nad 
Bmtioh, p. Ifli-n. TUrft p. 6—6, oder Da Camp. V., p. 988—291. 

*) Cm flonügni— m eonatitiiiniit loit Ubrammt Mit an Tertn d'ordomiuioei 
royalas . . 

Ftemr: aotoi ediaiiiistnftift les Mtortofaent k poaer leon t«yMQC mmh. 
1a Toia pnbUqna. Th^ry, p. 6. 

•) Dieselbe wurde in rlen verschiedenen Teilen der Stadt mit 1 — 8 F^MBM 
pro Uafeaden ILeter Strafsenleitung berechnet. Bloch und f oalioh, p. 488. 
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ten bestand in allen Klassen, die glaubten, das Qas wfirde „die 
Bftome töten, die Luft vergifieD, und diAganse Bevölkerung ersticken." 

Wir sehen, dafs Paris zuerst begann von den Gesellschaften eine 
Steuer zu erheben. Die Stadt entdeckte nicht minder schnell die 
Ubelstände einer unbeschränkten Konkurrenz.') Bis 1839 konkur- 
rierten sechs Gesellschaften gleichmäfsig gegen einander, aber im 
Jabre 1839 teilte die Stadt, welche wie bereits erwühnt, so klug ge- 
wesen war, alle Konzessionen widerruflich zu erteileu, das Stadtgebiet 
in Mchs Besirke, und bescbränkte den Wirinugakreia der onselnen 
Geeeliachaften aaf je einen besonderen Besirk. Wenn nklits anderes 
ao vtiide doch der franaSaiBche Sinn fllr Gleifihmftfaigkeit die Fort- 
dauer dieser Eonkanenz Terhindert baben. Denn während dieser 
Konknzreiispenode weigerten eich alle GreaeUschaften die ärmeren 
Strafsen mit Leitungen zu TersdieD, wäbrend dieselben in den reicberen 
Vierteln bis ins unendlicbe vermehrt wurden. In diesen letzteren 
Vierteln wurden anfangs die Preise nach Berechnung festgesetzt und 
erhöht, während sie in den änneren Vierteln von Anfang an hoch 
waren, und zwischen 40 und 60 Centimes pro Kubikmeter betrugen. 
Wenn wir uns vergegenwärtigen. Hals bi3 dahin die Gesellschaften 
keinen rechtlichen Standpunkt in der Stadt haben . können wir ver- 
stehen, wie der Seinepraefekt 1844 eine Verfügung erlassen kounte, 
welche besagte, dafs die von den Gesellschaften für die Benutzung 
te Straben zu entriehtende Miethe fortan 900,000 Francs betragen 
aoUte, aus dtm natfliliohen Grunde „que la Tille particip&t 4 
la prosp6rit6 des Compagnies." 

Um djese Zeit begannen der Staat und die Sisdt einzusehen, 
dafs die Gasindustrie nioht nur eine dauernde war, sondern auch im 
öffentltdien Interesse lag. Infdge dieser Erkenntnis und auf An- 
regung der Stadtverwaltung wurde eine Kommission ernannt zur 
Untersuchung des ganzen Wesens des Charakters, der Fabrikation und 
Verteilung des Gases und besonders zur Bestimmung der wirklichen 
Kosten der Fabrikation. Diese Kommission und ihre Ijeistungen 
waren so verschieden als möglich von den sogenannten Sachverständigen- 
Untersuchungen über denselben Gegenstand in AVieu. Aufser Arago, 
Combes und Darcet vom Institut waren uoch acht andere Mitglieder, 
Ingenieure, Chemiker und Industrielle. Th6ry p. 9 sagt: „La Com- 



*) 11 s'en tuivaii une coacurreaoe aoliAm^ qai «a liaa d'etre advantageote 
to «mMMUMlMr, lai tfteü m oontveke laaiwifinieiit pr^jad 
ThCry, p. 7. 
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miasion proceda avec la plus scrupuleuae exactitude; et apr^s de 
longues et minitieuses experiences et iuTestigatioDS eile constata 
„que rAdministration pouvait admettre comme point 
de d6part le prix de 0,24 cent par m6tre cnbe m6Bnr6 
aubec ponr toutea les compagnies indistinctement"^) 
Auf Omnd dieses Berichtes wurden mit den sechs Qesellschaftan 
Kontrakte abgeschlossen. Durch diese Kontrakte^ wekhe bis 1863*) 
laufen sollten, wurden den einzelnen Gesellschaften das Monopol er- 
teilt, in den StEaisen ihrer eigenen Beairke Qasleitnngen zu unter* 
halten. Sie waren verpflichtet ihre ganzen req[>ektiTen Bezirke mit 
Leitungen zu versehen. Alle Strafseiiloitungeu sollten nach Ablauf 
der Kontrakte absolutes Eigentum der Stadt werden. Diese Bestimm- 
ung verhinderte natürlich die Gesellschat'teu, bei irgendwelchen zu- 
künfti^an Verhandhiugen ^) die Stadt zu übervorteilen. Die Gaspreise 
für üö'eutlichen Gebrauch schwankten von 36 bis 24.4 Centimes pro 
Kubikmeter je nach dem Bezirk, und der Gaspreis für Privatgebrauch 
war Ar die ganze Stadt gleichmäfsig 49 Centimes aber unter 
der Bedingung, dafs die 40 Gentimes jedes Jahr um einen 
bis 1866 herabgesetzt werden sollte^ wo der Preis auf 40 Oentimes 
stehen bleiben soUte. In Anbetracht des BiaikoB der Gesellschaften 
wurden keine Beetimmungen angenommen, wonach die Preise noch 
weiter reduiiert, oder die Dividenden beschränkt werden konnten.*) 
Die Bedingungen waren offenbar sehr hart für die knospende, unent- 
widralte Industrie bei der Beschränkung des Gebietes fiir jede einaelne 



*) Die EommiBsion fand aber, dafs die Selbstkosten der Fabrikation bei dm 
Tenchiedenen Geaellscbaften von 14 bis 27,6 Centimes schwankten 

') Diwe Kontrakte wordeu am 18. Dez. 184Ö uaterseichnet und aoUten Tom 
1. Jiiaair 18*7 ab 17 Jahre Imftn. 

Thtry, ein tSohtiger Verteidiger der Cfewltoeinft, sagt p. 10, defii dioee 

Kontrakte den Geaellschaften aufgezwnngen wurden, und dafs die Bestimmungen 
über die l>eituogen eigentlich einer Expropriation der C4csoll8chaftea gieioUcnBUi 
weil ihre Anstalten ohne Leitungen keinen Wert haben konnten. 

*) Eine Fundgrube für die ganze üeschichte der Gfas£rage in Paris ist der 
S19 Seiten luge oflBsieUe Berieht fiber den Pirosela vor dam Prifektnmte in 
der Klage der Qesellschaft gegen die Stadt wegen der Auslegung des Kontrakte! 
im Jahre 1883. Derselbe ist von der Stadt «rehraucht worden, und trägt den 
Titel: Keduotion duPrix duOaz kParis: La Compagnie Parisienne 
contre U Ville de Paris. loh werde oft Gelegenheit heben, eaf denMOMB 
snrBeksakoauBea md werde ihn eitieren anter: „Le Compagnie elo. oontre Piiii*. 
„Le cahier des chargea de ce traite ne contenait aucuno prövision pour l'eviaiF 
anoune stapnlntion releiive eox progres de la soiene." Ibidem, p. 79. 
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GflidlMluift. Alle Aktion fielMi Mif dem Mticklbb erheUidi, und die 

Geeellschaften befanden nch 1849 in einer soldien Verlegenheit, dab 
■16 einlieUig um eine Revision des Kontraktes und Ausdehnung der 
Dauer destelben *) petitionierten. Die Ausdehnung der Zeitdauer ist 
eine französische Gesellschaft von viel gröfserer Bedeutung als für 
eine Englische oder Amerikanische; weil sie sehr den Jahresbetrag 
vermindert, der nötig ist, um das Kapital vor dem Ablauf der Kon- 
zession zu amortisieren. -) Da die Aicliive sowohl der Stadt als des 
Departements von der Kommune 1871 verbrannt worden sind, ist es 
unmöglich die huauzielleu Gewinne uud Verluste unter diesen Kon- 
tnkten genau zu Terfolgen, und sich eine Anschauung daron zu bilden, 
mwieweit die Berolntion ^ direkt an dem Hifi^geeoliiok der GeaeUaohaft 
in dieser Zeit schnld war. 

Wir wissen aber, dals nach der Nator der Sache der "FSnflnfs 
der Revolution grofii gewesen seb mnb, nnd dals die Gesellschaften 
dieselbe als Hauptursache ihres MiTserfolgee anführten und als Haupt« 
gmnd für eine Verlängerung auf 18 Jahre von 1863 an. Wir wissen 
aber jetzt wenigstens, dafs die Lage der Gesellschaften unhaltbar war, 
weil es sechsmal zuviel Gesellscliaften gab. Sie unterhielten sechs 
Anstalten und sechs Verwaltungen, wo nicht nur eine genügend, son- 
dern abgesehen von den ohigen Betrachtungen auch viel wirksamer 
gewesen wäre. Staat und Stadt fühlten, dafs die Zeit gekommen Wiir, 
den ganzen Gegenstand mit der wissenschaftlichen Genauigkeit und 
Gründlichkeit zu behandeln, die er erforderte. Infolgedessen wurde 
T(m d^ Polizeipräfekten eine gemischte Konmiissioii Ton Gelehrten 
nnd Mitgliedern der Regierung im Jahie 1860 ernannt, um alle 
Phasen der Gasfrage zu untersuchen. Diese Kommission erledigte 
ihre Au^iabe mit einer GrOndlichkeit, wie man sie bei dergleichen 
Sadien nur in Frankreich kennt. Die üntersndiung dauerte fönf 
Jahre, nicht wegen unnötiger Verzögerungen, sondern wegen der 
Gründlichkeit mit der jede Seite der Frage, die poHtische, wirt» 
schaftUcbe, finanzielle, technische und wissenschaftliche studiert wurde. 
Die Kommission war schon 1852 durchaus überzeugt, dafs in Paris 
nur für eine Gesellschait Platz war.^) Ihre ersten Vorschläge einer 



*) Die Aktien, sagt Thery p. 10, fielen von 700 auf 880—400. Bloch und 
PoBtieh beieiigen p. 488 dift flblea Folgen dieier Kontndrte. 
^) Siebe La Compagnie etc. contra Paris, p. 80. 

*) „Cette oondasion fut le resultAt meme de« observations pratique«, que 
la commission avait faitei sur place en ^tudiaut le funotioaement des diveraea 
Compagnies.* Thery, p. 11. 
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YerBchmelzung wurden aber, oaclidein sie von der städtischen Kommis- 
UOD p:ebilligt^ worden waren, von dem Staatsminister und dem Conseil 
d'6tat verworfen. Aber im Jahre 1863 wurden die Vorschläge der 
Kommission endlich angenommen und die Gesellschaften wurden zu 
einer einzigen vereinigt') unter dem Namen La Compagnie Pari- 
sienne. Solche Fusionen oder Verschmelzungen erfolgten damals iu 
Frankreich auf kaiserlichen Befehl mit Zustimmung des Conseil d'etat 
(Staatsrat). Za derselben Zeit, als die Fusion stattfituid, warde von 
der Stadt ein Eontrakt Uber die dffentlidie und private Beleuehtung') 
auf einen Zeitraum Ton f&nfidg Jahren abgeeddosaen. Doch tnude, 
hauptsSchlioh wegen der Annexionen too 1869, ein neuer Kontrakt 
1861 abgescUoesen, und infolge Ton Komplikationen, die daraus er- 
wuehsen, dafs unter dem Eontrakte von 1861 für die annektierten 
Gebiete besondere Rechnung geführt wurde, schlofs man 1870, gerade 
▼or dem Ausbruch des Krieges, noch einen anderen Kontrakt. Und 
obgleich 1872 noch ein weiterer Kontrakt zustande kam, der. haupt- 
sächlich finanzieller Natur, sich meist mit der Feststellung von Zu- 
geständnissen beschäftigte, welche der Stadt von der Gesellschaft ge- 
macht worden waren, ist der heute giltige Kontrakt im wesentlichen 
der von 1865. Deshalb ist eine etwas eingehendere Betrachtung des- 
selben nötig, um zu verstehen, wie dergleichen Fragen in Frankreich 
und ipeiiell in Pkris faethandelt ivwden. 



9. Eapitel. 

Der SO^rige Kontrakt 18S5-190& 

ZunSchst wurde der Kontrakt erst nach möglichst gründlichen 
und wissenschaftlichen Untersuchungen abgeeddosaen. Eine ünle^ 
tnehung, welche reell und bedeutend war, weil sie auf allen Tha^ 

') Die EommisBion ermittelte, dafs die sechs Gesellachaflen zusammen 
binnen 10 Jahren von 1844 bis 1868 inkl. 246 Millionen Kubikmeter Gas 
geliefert hatten, dafs sich diese Zahl aber sehr ungleich auf die verschiedenen 
fiMbohdten vwMH«, wobd SdiwsnlmBgen nriMhMi M MflUoiMD md 11 
Hillionen je nach dem zu versorgenden Gebiet vorkamen. 

•) Es ist bezeichnend für die Haltung der ßegiemnt?^ in der punzen Gas- 
frage, dafs derselbe genannt wurde einnTrait^...pour l'Eclairage publique 
•t partioaller*. ffiahe ksiiwL Dskr. IS. Jan. 1870, waUhet den Kootnkl 
T<m 1870 bwUttigt 
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eacben uod ErÜEibrungen aller Versuche und der Praxis der Gasbe- 
leuchtung, dif je in Paris stattgefunden hatten, beruhte. Welcher 
Unterschied von den Verbältuisseu und sogenannten Untersuchungen 
in Wien, wo jille Erfahrung geheim gehalten worden war, und alle 
Untersuchungen und alle Anschläge nur darauf beruhten, was man 
über den Betrieb anderswo ermitteln konnte, wo die Umstände so 
▼enchieden waren, dafs die Resultate der darauf basierenden An- 
loblSge iBi Wi«D um wenig Wert hftbeD konnten. Ei igt für nmera 
Zweeke nicht nötig alle besonderen Beetimmnngen dieaee Konteaktet 
BQ erwülmen. Dab er in weniger bedeutenden EinseUieltea mit Soorg- 
hXt ausgearbeitet ist, dürfte mehr angedeutet als bewiesen werden 
dnrcb die Thatsache, dafs er S4 enggedruckte Seiten umfafst. Zu- 
ent bemerken wir an diesem Kontrakt der von den beiden Präfekten, 
dem der Seine und dar Poliaet^ entworfen, von der damals Paris 
legierenden Kommission angenommen und durch kaiserliches Dekret ') 
bestätigt wurde, dafs er die öffentliche und private Beleuchtung auf 
ganz gleichen Ful's stellt. Beide werden gleichmälsig dem Kontrakt 
unt^jrworfeu. Das war ein Standpunkt der hoch über dem stand, der 
damals in Wien, England oder in den Vt^reinigten Staaten eingenom- 
men wurde. Dann zeigt auch der Zeitraum von ÖO Jahren, dal's die 
Stadt der Gesellschaft ein Äquivalent geben wollte, das einigennafsen 
der enormen Kapitalanlage entspraob. Wir liflien niolite Ton Yesi- 
soehen Kontrakte Yon 10 oder 16 Jahren zu schliefBeD, ein&ch ans 
dem Grunde, weil der Fraiuose die Natur der Industiie an wohl Ter- 
aland und ebsah, dafo kern guter und genflgender Betrieb sn Ter- 
nfinitigen Preisen mit einem solchem kurzen Kontrakte zu errielea 
war. Die Vorliebe für einen so langen Zeitraum ist ein Charakterzug 
der Franzosen. Denn in allen solchen Unternehmungen in Frankreich 
wird zu Anfang ein Kapital a fond jit-rdu augelegt, das grade grofs 
genug ist, um die ganze urspriin^^liche Aktieusumme -) in jährlichen 
Raten bis zum Ablaut der Konzession zurückzuzahlen. Aus diesem 
Fond wird wirklicli jeiUs .Jahr ein Teil der Aktien bezahlt und ein- 
gezogen. Durch dieses System bleibt alles, was eine Gesellschaft 
etwa an Überschul's oder Eigentum am Ende ihrer Konzession besitzt, 

>) Die Oatelaalirigkeit disMS Dekrete wurde niemele eraetUeh in BVage 

gesogen, weil e« ohne Billigung des Staatsrates erlassen wurde. Jedoch wer 
eine solche Billiganß nach der Verfassani; von 1852 gesetzlich notwendig. Siehe 
Simonet. Traite cl^nieutaire de droit public et administratif 2. Tirage. Paris 
18ML §4W. 

*) Alle Anleihen werden ebenso •mortiiierti 
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ztir Verteilung übrig ohne Abzüge. Natürlich erfordert dieses System 
beschränkter Konzessionen und der Abbezahlung der ursjminglichen 
Aktien vor Ablauf der Konzession einen höheren Prozentsatz des Ge- 
winnes, wenn die Dividenden dieselben sein sollen, als es erforderlich 
ist unter dem englischen und amerikanischen System der Konzessionen 
für unbeschränkte Zeit. Allerdings möchten die Pariser gern von 
diesem Kontrakte loskommen, aber sie verurteilen ihn aus anderen Grün- 
den, als wegen seiner langen Dauer. In der That habe ich in der 
ganzen Agitation es niemals bemängeln gehört, dab der Kontrakt für 
«in« »1 groÜB Beihe tqd Jahren altgeseUoeaen wurde. 

Eb iit nidit befiraandeiid, dafs, nadidem jene Gesellschaften zur 
FoBion geiwungen mxm, dieser eben Gesellschaft das Monopol flr 
die Benatnuig der Strafiwn zur Yeirteilniig von Gas Terliehen woide^ 
und sie, als natürliGhe Folge» Terpfliditet mndei alles Air den öffont- 
licihen und privaten Gebrauch 'erforderiich Gas zu liefern. Denn die 
Stadt hatte lange yor England, Amerika, Wien und dem gröfsten 
Teil Ton Deutschland erkannt, dafs in einer solchen Industrie 
eine freie Konkurrenz ^) unmöglich ist. Wie bereits erwähnt, hatte 
die Stadt ihr Recht konstatiert, an dem Gewinn der Gesellschaften 
zu partizipieren, da die Gesellschaften entschiedene Privilegien hätten 
für die Benutzung der Strafsen, und sie von der Stadt ihren Gewinn 
bezögen. Infolgedessen wurde die Quote für die Stralsenbenutzung. 
die bereits 1844 auferlegt wurde, durch diesen in Höhe von 200,000 -) 
Francs jährlich für die ganze Dauer des Kontraktes beibehalten. Das 
Kapital der Gesellschaft wurde auf 56 Millionen Francs (Art. 6) 



*) Thery sagt p. 18, das Syatem der Eonkarrenz wurde von der Komminioii 
von 1830 au9 verschiedenen Gründen verworfen. „La premiÄre parceque lee 
quartiere ricbes du centre, oü la concurrence se aerait librement exercee auraieut 
tm des advAntagea d« rftdnotion de prix Mi detriment des qaaitien peninrae ei 
floignte .... La deudUme raison: peroeqa'evec l'smroissenent de Im oon« 
fonunation du Qr&z, qui aagmentait chaqae annop. il eut etd abaolument impossible 
de circule r dans les raes de Paris si les souasoU de oea rnee avaieat re^u aix 
canaliaatioos ditferentes". 

*) Artikel 6 seigt^ deb die 9vnM dieaer Geeellaekaften wirUieh von der 
fiegieruDg erswungen wurde. Denn dies er Artikel bestimmt, falls nicht alle 
Gesellschaften der Fusion zustimmen sollten , die dann nicht vollständige sein 
würde, sollte ein ähnlicher Kontrakt, wie dieser, mit den Befürwortern dieser 
Vereinigung geachlossen werden und ihnen ein Uonopol der Strafseit gegeben 
werden, fklla eme genfigende Zahl der QeeolliehnfteB aioh vereinigem wGrde, om 
die Hälfte der dunaligen Oenmtprodnktion and die Billto der StreliMarSliren 
sa beherrschen. 
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festgesetzt, und aus demselben Grund, aus welchem ein Betrag für die 
Benutzung der Strafsen berechnet wurde, bestimmte der Kontrakt, 
dafs die Hälfte des 10 % jährlich übersteigenden Gewinnes dem 
Stadtächatz überwiesen werden sollte. Aber wegen der durch die 
Stadt der Gesellschaft auferlegten Extraausgaben, wie Niederlegung 
aller mneriialb der Stadt befindlichen Fabriken and Wiederaufbau 
deraelben anllnrbalb dar Stadt, Leitongslegung in den wenigv reich 
und weniger berSlkertea Bezirken, eollte diese Teilung dee Qewüuiee eist 
nach 16 Jahren d. b. fon 1872 ab in Kraft treten. 

Aber dnich die Yerleguig der Eabriken ans dem Weichbild der 
Stadt würde die verbrauchte Kohle nicht mehr die Oktroi-Linien 
passiert haben. Die Stadt gedadite aber nicht sich diese grofee Ein- 
nahmequellen entgehen zu lassen. Deshalb wurde (durch Art. 8) be- 
stimmt, dafs anstatt des früheren Oktrois für die verbrannten Kohlen 
die Gesellschaft während der ganzen Dauer der Konzession 2 Centimes 
für jeden Kubikmeter alles in Paris verkauften Gases bezahlen sollte. 
Durch die Ausdehiuing des Weichbildes 1859 fielen wieder viele An- 
stalten der Gesellschaft innerhalb dos Stadtgebietes, sie wurden aber 
als das wahre entrepöt für die Kohlen betrachtet und die Gesell- 
schaft empfängt sie direkt, ohne Oktroi') und bezahlt noch die zwei 
Centimes pro Meter verkauften Gases. Aus allen diesen Bestimmungen, 
wie über Strafsenmiett^, Oktroi, Teilung der Dividenden, Gewährung 
eines Mouopoles und die Macht der Stadt, die Gesellschaft zur Dienst- 
leistung zu zwingen, und Festsetzung des Preises, sowohl für die 
private ab die öffentliche Beleuchtung, sieht man, dais die Gasindustrie 
nicht den gewöhnlidien Begeln des privaten GeseliSftebetriebes und der 
privaten Konkurrenz unterliegen konnte. Im Gegenteil erkannte sie, 
dafo diese Industrie, sowohl wegen des von ihr befriedigtea Bedflrfiiisses 
als wegen des Monopols der öffentlichen Strafsen, das sie geniefiwn 
mulste, um die Industrie für die üntemehmer lohnend und für die 
Konsumenten befriedigend au machen, auf sehr eigentümliche und 
aufsergewöhnlicbe Bedingungen angewiesen war. 

Paris war zwar noch weit davon entfernt, die ganze Industrie 
auf so entschieden öffentliche Basis zu stellen, wie der Staat 
Massachusetts eine Generation si)äter es zu thun gezwungen war, 
und sie in jeder praktischen Hinsicht dem Gebiete des freien Ver- 
trages zu eutrückeu und es lediglich der öffentlichen Kontrolle zu 



') Dieae Befreiung vom Octroi fand Anwendung auf alles Rohmaterial der 
üesellschaft sowohl zur (iaserzeuguug als zur Bearbeitung der Nebenprodukte. 
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nnteratellen. *) Doch mufs man zugeben, dafs Paris durch diese und 
viele andere, später /u erwähnende Bestimmungen keinesfalls verab- 
Bäumte, das eigentümliche besondere Interesse zu erkennen, welche« 
die Öffentliclikeit bei diesem Unternehmen hatte. Obgleich der Ge- 
genstand sich noch in dem Rahmen den Privatvertrages und des pri- 
vaten Rechtes hielt, waren doch die Bedingungen des Kontraktes so 
Borgfältig im ötTentlichen Interesse entworfen, dafs die aus diesem 
Umstände sich ergebenden Übelstände deutlicher hervortraten. Die 
Erkenntnis des halböffentlichen Ohaniktan des üntemehiiieos nigt 
sieh noch woiter aut dem Artikel (1, welcher heBtimmt, datb aÜo 
StrabenleitiiDgeii und andene Eigentum der Geeellechaft auf den 
dffentlidieD StraÜMn mit Ablanf der Konseanon für den Pkms von 
SOOyOOO *) Francs in den nnbeschrfinkten Besits der Stadt ttheigehen 
sollte. Es ist gar Zweifel, dab die Anschauung WH dem öCbnt^ 
liehen Oharakter des von der Glasgesellscbaft versehenen Dienstes in 
den ersten Jahren dieses Kontraktes wuchs, und dafs der finanzielle 
Wert des Unternehmens Uam hervortrat. Denn in dem 1861ger 
Kontrakt finden wir die eben erwähnte Olausel durch eine solche 
ersetzt, nach welcher alle Licitungen und andere auf den öffentlichen 
Strafsen befindlichen Anlagen ohne Entgelt an die Stadt fallen 
sollten, und ebenfalls alle Werkstätten, Fabriken etc. nach einer Ab- 
schätzung durch Sachverständige. Aua diesen Bestimmungen geht 
hervor, dafs die Stadt niemals in die Lage kommen konnte, die 
Möglichkeit der Ausgaben und Verkehrsstörung erwägen zu müssen, 
die das Aufreifsen der Strafsen Zwecks der Legung einer zweiten 
Gasleitung verursaclieu würde. Die Stadt wollte dies ein für allemal 
nach einem wissenschaftlichen und permanenten Plan abthun und 
ToUstftndige Kontrolle üher Qffentlidie Stialsen hehalten. Bas »igt 
sich daiausy dafs, wfthrend die GeaeUsdiaft die Kosten flir die In- 



') Dafs Frankreich diesen Gedanken seitdem noch Tial weiter geführt hat, 
ergiebt »ich aas einer Entscheidung des Conseil (ffitat vom 16. Dezember 1876, 
wonach die Auslegung der Üas- und Wasserkontrakte vor die Verwaltungsgerichte 
gebracht werden sollten« da solche Gesellschaften Unternehmer öffentlicher 
Arbeiten Mieii« 

„& OMIM des travaux qae les entreprenenrs sont obliges de faire pewrpkMMr 
leo tuyaux sous le sol des voi« pabUqnM et inataUer lee laatemee." 

•Siehe Simonet, p. 869. 

*) Andere Artikel tergten voniditigerweiie iBr dne Aeidehiiimg der Lei- 
tuDgen und des Belviebei naeh dem Brneiaett der Stadt. Es konnte alao eiolil 
die Rede davon sein, dafs etwa das Belenchtungswesen gegen Ende der XoB 
aeseion in Bücknoht eof dieeen Artikel sich verscfaleohtem konntei 
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itendMtzug und Bepantor d«r ntr Gaartbreiilqgiiog aufgerisseiial 
StnOsen tragen soll, die Stadt das Recht bebilt, diese Arbeiten selbst 
Mf Kosten der Gesellsohaft sufflhnn m lassen. D. Ii. die Oesdä« 
sehafi zahlte nach diesem Kontrakt S Francs pro Quadratmeter SUr 
Strafeaireparator. Wenn man die YerbesMnmgen des Pflasters in Be^ 
tracht zieht, war es nicht anbillig, da(s 1870 diese Somme auf 8 
Frank pro Quadratmeter erhöht wurde. Einen weiteren Beweis, irie 
eifersüchtig die Stadt ttber ihre Eontrolle der Straben wachte, findet 
man in der Bestimmung, dafs die Gesellschaft auf eigene Kosten alle 
ihre Leitungen herausnelimen und in Aquädukte legen sollte, falls die 
Stadt für diese Methode entschied, und die allgemeine Bestimmung, 
dafs die Gesellschaft die Leitungen verlegen oder entfernen mufs, 
wenn die Stadtverwultung dies im (iftVntlicben Interesse für nötig findet. 
Auch behielt sich die Stadt das Recht vor, die Weite und Art der 
zu benutzenden Rühren vorzuschreiben, sowie das absolute Recht, die 
■von der Gesellschaft zu ergreifenden Vorsichtsmafsregeln vorzuschreiben, 
um eine Schädigung der Anpflanzungen und Bäume zu rerhiodern. 
Unter der letsteren Klausel und in ttbnlioben in den neueren Kon- 
trakten hat die Stadt sehr strenge ])estimmungen über diesen Punkt 
getroffen; nSmlieh dafs die Gesellschaft für eine Drainage ihrer 
Böhlen in Strafsen mit Blumen und B&nmen sorgen und alle Fugen 
in solchen Strafsen mit gebranntem Thon-terra ootta umgeben rnnfe^ 
Femer behielt sich die Stadt das Becht vor, ohue Prozefs proTi* 
sorisch allen zur Erfüllung dieses Kontraktes dienenden BesÜs 
der Gesellschaft an sich zu nehmen, falls die Gesellschaft in einem 
wesentlichen Punkt den Kontrakt aus/uführen unterl&iat. 

Die Osellschaft war Terpflichtet, alle Strafsen vor dem Jahre 
1860 mit Leitungen zu versehen, und nach den neueren Kontrakten 
kann die Gesellschaft f^ezwungen werden, tä^ilich wenigstens 500 Meter 
Strafsenleitungen zu legen, bis alle gelegt sind, welch«' die Verwaltung 
für nötig hält. Die Gescilschatt diirfte kein anderes als Steinkohlon- 
gas liefern ausser mit ZuHtininiung der Stadtverwaltung. Die Stadt 
behielt sich ferner das Recht vor, mit irgendwelchen anderen Beleuch- 
tungsniethoden zu jeder Zeit und in allen Teilen der Stadt Versuche 
anzustellen, vorausgesetzt, dafs sie nicht mehr als 1000 Meter 
Strafse für jeden Versuch beanspruchte, und irgend eine andere Be- 
lenchtungsmethode als Gas unter ToUstandigem Ansschlufe der Gaa- 
geseUscbaft einzuführen, und zwar ohne eine Entschädigung zu zahlen. 
Die Gesellschaft war TerpSiehtet zu jeder Zeit genug Bohmaterial 
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Torrätig zu halten, um fllr zwei Monate Gas zu liefern. 0 Die Stadt 
lieferte alle Laternen (aber nicht die Brenner) und Kandelaber, aber 
die Gesellschaft stellte dieselben auf, strich sie auf Kosten der Stadt 
an, aber zu Preisen, die der Seinepräfekt vorschlug und die Gesell- 
Bchaft genehmigte. Alles von der Gesellschaft auffzestellt« Material 
jQufs von der Gesellschaft repariert, wieder gestrichen *) und bei Ver- 
lusten ersetzt, sowie in stand gehalten werden zum Preise von 4 
CSentimes täglich pro Laterne einschliefslich des Anzündens derselben. 

Derartig waren also die Hauptbestimmungen von praktischer 
Natur, wodurch die dauernden Rechte der Stadt in Bezug auf die 
Anlagen der Geselischafb gewahrt wurden. Es wurden auch genaue 
Bettimmungen getroffen, um die oben aufgezählten Beetimmungen sur 
AusflOmuig zu bringen. ' Z. B. hat die Stadt das Beeht, alle Bttoher 
der GeaellacbafI, emschliefalich der Bereehnungen der Fabrikation, 
jeder Zeit zu leridieren ; sie madit auch Ton diesem Rechte Gebrauch 
und hat es immer gethan. H&tte Wien ein ähnliches Becht seiner 
Gasgesellschaft gegenüber ausgettbt, wären riele der unfiberlegten 
Klagen gegen die Gesellschaft verschwunden. Aufser dem H«cht die 
Bücher zu revidieren, hat die Stadt auch das Recht, alle Anstaltm 
der Gesellschaft zu inspizieren und alle zur Gasbereitung angewaodteu 
Methoden kennen zu lernen. Femer ist die Gesellschaft gezwungen, 
jeden Monat einen ausführlichen Bericht über das Material, die Pro- 
duktion und den Konsum zu erstatten, ebenso am Ende eines jeden 
Jahres über das ganze Jahr. 

BMttmmuigeii Uber den Preto imd Betrieb. 

Der Preis betrug fUr öffentliche Beleuchtung 15 Centimes pro 
Kubikmeter und für Gas zu allen privaten Zwecken 30 Centimes pro 

Kubikmeter. Diese Preise waren für die g&nzen 50 Jahre des Kon- 
traktes festgesetzt, abgesehen von den in Artikel 11 des 1855er 
Kontraktes fnnd Art. 48 des Kontraktes von 1870) vorgesehenen 
eventuellen Ermäfsigungen. Auf der Auslegung dieser beiden Artikel 
hat einzig und allein die ganze Agitatation gegen die Gasgesellschaft 
in Paris beruht. So viel ich weÜs, hat kein Gtegner der Gasgesell- 



') Die Zeit wurde durch den Kontrakt Ton 1861 Art. 12 auf einen Monat 
•nnifsigt. 

*) Die Lataraen maasen jeden Tag gereinigt, die EaDdelaber einmal monat- 
lidi gmraMben und to oft friseh gMftriohaii wwdni, ab m der FrXfdrt vsrlMgt. 
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aehaft jemalB behauptet, dAfs der Yertarag mit der OeageseOiehAft in 
aUen anderen Beziehungen nicht Tollkonunen war. Alle Pariaer ohne 
XTnteraclued der Partei aind stolz anf den Erfolg der tiaageaellachaft 
aowohl vom Standpunkt der AktionSie betrachtet ala in Besag auf 

das BeleuchtttDgsweaen. So viel ich veifs, bat nienuila im Publikum 
daa Gefühl geherrscht, dafs die Direktoren der Gasgesellschalt nicht 
immer höchst ehrenhaft gehandelt und ihren Kontrakt nach Sinn und 
Buchstaben erfüllt haben. Denn ea herrscht der allgemeine Glaube^ 
dafs die Gasgesellschaft in Paria das bestgeleitete industrielle Unter- 
nehmen in Paris, und das Gaswesen in Paris in jeder Beziehung das 
beste in der Welt ist. Die Pariser haben immer geglaubt, dafs sie 
selbst für diese vollkommenen Leistungen der Gesellschaft zu viel be- 
zahlen, und fast alle haben geglaubt, dafs eine billige Auslegung 
dieser Artikel des Kontraktes zu einer Ermäfsiguug aller Gaspreise 
führen würde. 

Bevor wir auf diese Frage der Auslegung eingehen, wollen wir 
erst die minder widitigen Bestimmungen, die unter diese UberBchrift 
faBen, erledigen. Zoniehet erUlrte der Kontrakt Ton 1865 einfiEMsh, 
dafa daa Gaa »ToUkommeD rein** aem aolle (Art 10) und dafa aich 
die Verwaltung daa Recht vorbehielt, die Beinheit zu prüfen und 
Bolche Qaareinigungamethoden Yorzuachreiben, wie aie ea fBr gut be- 
finden würde. Dieaelbe Bestimmung (Art. 63) wurde über die LeujDht- 
kraft daa Gaeaa*) getro£fon, aber in dem 1861er Kontrakt wurden die 
Methoden, die Leuchtkraft zu prüfen, absolut vorgeschrieben (Art. 18). 
Die Proben sollten für jede Gasanstalt allabendlich gemacht werden, 
und die Apparate auf Kosten der Gesellschaft angeschafft werden. 
Seit dieser Zeit ist 68 regelmäfsig Gebrauch gewesen, diesen Artikel 
buclistäblich zu erfüllen. Eine Abweichung von durchschnitttich 10 
Proz. ist gestattet. Aber am Ende jeden Quartals werden die Be- 
rechnungen gemacht, und wenn die Gesellscliaft in den ersten Quar- 
talen im Rückstände ist. erstattet sie der Stadt den für nicht ge- 
liefertes Licht gezahlten Betrag , wenn dieselben Zustände aber 
während der nächsten zwei Quartale anhalten, dann bezahlt die Ge- 
sellschaft deu doppelten Betrag des rückständigen Lichtes. Weuu 



') Die Leuchtkraft „devra etre tel que aous 1a pretnon de deux ä troia 
millimetres d'eau Veclat d'une lampe carcel brülant 4'2 (rrammcB d'huile de Colja 
eporto Ä l'heure puisse etre obteuu avec uae oonaommatiou de lUö litres de Chw 

Die Lenohikraft wird geprOft mit Brenneni nnd mit Qjlindem. Art» ISi 

m 
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«in Dofiät fOQ mehr ah 10 Proz. nioht innerhalb fon 5 Tagen Mga* 
Uert wird, benUt die Geaellachaft den fOnfiEiohen Befang des ftUeii- 
deo Oaees. 

Wie bereits erwähnt, bezahlt die Stadt für die öffentlichen La- 
ternen und Einriditungen und trägt die Kosten für deren Unterhal- 
tung. D. h. sie thut es nominell, denn in Wirklichkeit sind 4 Cen« 
times fliir diesen Zweck durchaus unzureichend. Z. B. finde ich in 
dem Bericht der Gesellschaft für 1891 p. 20 einen Posten Ton 1073427 
Francs für diesen Zweck, aufserdeni was die Stadt bezahlt. Der 
Polizeipräfekt ') kaun nach seinem Ermessen jeden Beamten der Ge- 
sellschaft, der im Helenrhtungswesen angestellt ist, vom Amte suspen- 
dieren oder entlassen. Derselbe Beamte bestimmt die von den An- 
zündern 2u begehenden Routen und kann dieselben nach Belieben 
ändern. 

Auf den Gegenstand der Konventionalstrafen, deren Beträge die 
Stadt bei Bezahlung des öffentlichen (Jases zurückbehält, ist es nicht 
nötig des weiteren einzugehen. Es mag genügen, dafs keine PÜicht 
der Gesellschaft auferlegt war, die nicht zugleich hei iSichterfiillung 
ndt einer dieser Geldstrafen Terbonden war. Dieselben liegen zwischen 
60 Centimes fOr jede halbe Stunde der Nichterleiichtang einer einaelnen 
Lampe und 1000 Frank pro Tag ftr Weiterlieferung von Gas, dessen 
Leuchtkraft und Reinheit nicht den Anforderungen entspricht, während 
einer Frist von drei Tagen nach gehöriger Benachiichtignng. *) Die 
Geldstralen werden von dem PoliseiprKlieikten auferlegt und gegen die- 
selben kann nur bei den Yerwaltungagerichten appeUiert werdeo. 
Nebenbei sei bemerkt, dafs die Strafen für Unterlassung eine Latemea- 
kugel zu reinigen, einen Kandelaber zu waschen oder eine serbrochene 
Kugel zu ersetzen je einen Frank pro Tag betragen. 

Wir wenden uns nun zu dem Verhältnis des einzelnen zu der 
Gesellschaft Wie bereits erwähnt» ist der Betrieb obligatorisch t&t 



') Der Polizei und auch dem (iesuudheiUamt werden die Namen und Adreaaen 
aller Beamten im 6d«iiojitiiog«dieMte mitgvteilt. Zwanzig lolehe AngettelHe 
der QeMiUiebaft stehen immer sor Verfügung der stldtiMhen Beleuchtonge* 
Inspektoren und müssen mit allen für diese Inspektorea notwendigen laafam- 
aienten luid Werkzeugen aaspcatattet werden. 

•) Diese Klausel, welche Straten von 5ÜU, 700 und 1000 Frank aaferl^;te, 
wurde 1861 abgeschafil, teils darcb den bezögUdi der Lenohiknfl dei öaeo s 
bereiti besproehanen Aitikd, femer dnrdi einen, weloher lU Frank tigUdi ab 
Stnfe Ar Qaa too maitgaUiafter Beinbeit feataeliite. Art. 18. 
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alle Zwecke und iu allen Teilen der Stadt. Ferner mufs die Yer* 
tragsform von der Verwaltung bestätigt wetdea. Abonnenten rer* 
pflichten sieb jedoch das Gas mindestens drei Monate lang zu ent^ 
nehmen. Gas wird ihnen entweder meterweise oder stundenweise ge- 
liefert. Aber ein Abonnent auf Stunden kann jeder Zeit eine Ände- 
rung auf meterweise Lieferung bestellen. Alle Gaamejsser müssen von 
der Verwaltung gestempelt*) sein. Es steht aber dem Abonnenten 
firaif einen Gasmesser zu wählen, welchen er will, und ihn aufstellen 
n lassen, von wem er will. Dasselbe gilt für alle inneren Gasein- 
richtungen, welche auf Kosten des Abonnenten angebracht und unter-^ 
lialten «erden. Jedoch muls die GesellschAft auf Verlangen dea 
AboDuenten GaBmesger *) Termieteo und zwar zu PNiteD, die der 



>) Der Haugel einer solchen Bestimmung in Wien veranlaJjte die (i^eaell- 
•ehaft, dm VtniMli «i unohMi, die BeitiBiiiMing m umgehen, dab die Oe* 
•eUeehaft die Gesahrenmietke nar neoh einem tob der Stadt beetitigten Tiiife 

iriieben sollte. 

*) Die Stempelkosten für Gaamesser werden durch Dekret des Seinepräfekten 
vom 26. April 18öü festgesetzt auf 9 Centimes für jede von dem Üasmetser ge* 
fpeiste 9huiMiie. 

Bloch and Pontich, p. 446. 

*) Die Pkvise für Miete und Beeoffgnng der Gasmesser waren fo^eede: 
Zahl der Flammen: Jliethe per Mon.: 

F. C. 

8 1.» 

5 1^ 

10 1,75 

90 9^ 

80 S,76 

80 8^ 

60 6,00 

80 6,00 

100 7^ 

180 9jOO 

800 19,00 . 

300 16,00 

Wenn die Gasmesser nicht von der Gesellschaft gemietet werden, berechnet 
rie ffir die Aufstellnog eines Gasmessers zur Speisung 

TOD 8—80 Flammen 7,B0 F^. 
„ 50—80 „ 11,60 „ 
„ 100—160 H 17,00 „ 
Aber 160 „ 96,00 „ 
Die Geeradmengea werden monaUieh benUt nüä. dSn €hwomelermigBie in 
iMtlwr Ztit Aber eine Xaitfion in HSIm einer HoneliNebnnng mvAte fm' 
hinterlegt werden. 
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Polizeipräfekt festsetzte. ') Keine Gaseinrichtung darf abgenommeiif 
angebracht oder repariert werden ohne besondere Genehmigung dei 
Semepräfekten. Dieselbe miifs auch dem Abscblnft des Abonnenten- 
Terlmges mit der GkseUsehaft Toraogeheo. Die Bestimmungen sind 
bier Ar die GeseUschaft sehr günstig. Sie saUt nur die Kosten für 
die BSbren in der Stralse, der Abonnent bemUt daim fiir die fon der 
Gesellsdiaft gelegten Zweigleitnngeii, aber die Gesellsdiaft mufs sie 
In stand halten und reparieren gegen einen monatlicheii Betrag m 
10 Gentimes. Falls die Kosten für Gaseinrichtung nicht binnen 5 
Tagen entrichtet sind, hat die Gesellschaft das Beoht die Lieferang 
einzustellen. 

Derart war die Basis, auf Grund deren die Stadt sowohl für die 
Gemeinde als für Privatkonsumenten eine so ausgezeichnete Bedie- 
nung sich gesichert liat. Bevor wir die bestrittenen Artikel be- 
trachten, wollen wir einen Blick auf die in den Kontrakten von 1861 
und 1870 gemachten Änderungen werfen. Der Kontrakt von 1861 
entstand nicht aus Unzufriedenheit mit dem vorigen Vertrag, sondern 
die Stadt sowie die Gesellst halt wurde dazu durch einen politischen 
Akt des Kaiserreichs gezwungi n, welcher das Weichbild von Paris so 
ausdehnte, dafs es alles Gebiet innerhalb der Fortifikationen umfafste. 
Dnroh dieses Annektionsgesetz*) wurden 96 Tocstadte gans oder teil- 
weise zu Paris geschlagen. Obgleich der Berölkerungszuwachs nor 
weoig ttber 250000 betrug, war doch das annektierte Gebiet, 4489 
Hektar, erheblich gröfser als das frohere Gebiet too Paris. Es ist 
klar, dab es einer der ersten Sdiritte der Verwaltung mit all ihrer 
Vorliebe fBa Systematiaiemng und üniformierong war, eine Idstongs- 
fiUiige und ^eidhm&fsige Bdeuchtong für das annektieite Gebiet ein- 
zufÖhren. üm diesen Zweck zu erreichen, wurde 1861 der Supple- 
mentrertrag geschlossen. Dieser Kontrakt war seiner Natur nach 
ganz deutlich ein eqpuizender, nicht ein an Stelle des alten tretender. 
Die Hauptveränderungen, die durch ihn eingeführt wurden, waren 
aufser den bereits erwähnten folgende: Eine Erhöhung des Kapitals 
der Gesellschaft von 56 auf 84 Millionen *) Frank, eine Verpflichtung 



') Es dürfte ein wenig sonderbar erscheinen, dafs der Gesellschaft hier nicht 
dM Bedtt gewMhrt wurde, ihre ArauliiteD bMlitigen sn Immb. 
*) Oesetz vom 16. Jani 18R9. 

*) Diese Aktienvermehrunfj entsprang zum Teil aus der Vereinigfang mit 
den drei Gesellschaft tn der annektierten Gebiete, die bereit« 168000 Meter 
Strafsenleitungen besafsen. 
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seitens der Gesellschaft 1R2000 Meter neue Strafsenleitungen in den 
annektierten Gebieten vor dem 1. Januar 1872 zu legen, und die 
Klausel (Art. 12), nach welcher nach Ablauf der Konzession alles 
Eigentum der Gesellschaft (liegendes und bewegliches, einschliefslich 
des statutemnärsigen Reservefonds der Gesellschaft in Höhe ?oa 2 
lliUionflii Frank) gleidunäCsig zwischen den Aktionftreii und der 
Stadt geteQt weiden soUte. Die Bestiinmnng, dab die Stadt die 
HSlfte des 10% ttbersteigeoden jährlichen Gewinnes Yom 1. Januar 
1872 ab erhalten soUtei wurde in dieaem Artikel beibehalten. Aber 
als Entgelt für diese enorme neue Kapitalanlage gaxantierte die Stadt 
der Gesellachaft 10% jlthrlich für das ganze in dem annektierten Ge- 
biet angelegte Kapital. Diese Garantie hatte folgende Form: Die 
Beobenschafbsberichte sollten für das annektierte und das alte Gebiet 
getrennt gelehrt werden. Die Berichte für die annektierten Grebiete 
sollten am Ende jedes Jahres erstattet aber bin Ende 1872 unerledigt 
bleiben. Von dann ab sollte die Stadt nach dem Kontrakt von 1866 an 
den Dividenden der Gesellschaft ') zu partizipieren beginnen. Von 
diesem der Stadt gebührenden Lberschufs sollte ein etwaiges Defizit 
au den garantierten 10% mit Zinsen von densellx'n vom Schlufs des 
betreffenden Jahres bis zu der Zeit der detimtiven Abrechnung zu 
seclis Prozent jährlich bezahlt werden. 

In diesem Kontrakt wurde also der Gesellschaft eine Frist Ton 
swölf Jahren gegeben, um die Kanalisation des annektierten Gebietes 
za f oUeoden und den Betrieb fOr ganz Paris gleich zu machen. Aber 
dieses komplizierte Verfobren, wonach für die Terschiedenen Gebiete 
getrennte Rechnung geführt werden mulste, wiUirend der Betrieb 
eigentUch einer, und von Natur unteilbar war, erwies sich als nicht 
befriedigend. Aufserdem hatte die Umwälzung in Paris unter Haus- 
mann die Stadt in grofte finanzielle Schwierigkeiten gebracht Der 
Betrieb der Gesellschaft im ganzen war ungeheuer lohnend, und die 



*) Ini Jahre 1858 betrug die Dividende 10% vom Kspital und ut «eitdem 
taienslt, nicht einmal wlhrend das Krieg« und der Kommune mitar dieee 

2aU gesunken. 

Durch die«t 'i Knntrakt wurde die Miethe von 200000 Frank für Benutzung 
der Strafsen suapeodiert, bia der Betrieb in den annektierten Gebieten IG**/« 
bringen wfidte odar dia Stadt allaa Dafiiik anter 10% baaaUt haben wfirda. 
•Yen dar Zeit an aoUta dia Miata auf 850 000 Vtnk axMht wavdfla. Aber 

«aoh dem Vertrag von 1870 bleibt die Miete 200 000 Frank, bis der Konsum 
in den annektierten Gebieten den dea alten Gebietes am 1. Januar 1869, oder 
148 Kubikmeter per lautenden Meter Stralsenleitung erreicht hat. 
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Stadt wftnadito Üinii Anteil an den Dividenden der Gesellschaffc Tor- 
w^gzonehmen. Alle diese Betncbtnogen ftthrten sa dem Kontrakt 
vom 7. Febrnar 1870. In diesem Kontrakt Tersehvindet der ünter- 
lehied zwischen dem neuen nnd alten Gebiet tbatsüohlieh. Die Stadt 
sollte die Hälfte des Gewinnes erhalten, soweit er eine folgender- 
mafiMn bestimmte Hohe überstieg: 

1) Bevor eine Dividende Testgesetzt wird, ist der Betrag, der 
notwendig ist. um das Aktienkapital und alle gegenwärtigen 
nnd künftigen Obligationen bis zum Ablauf der Eonzession 
zn amortisieren', und der Betrag für den statataunäfsigen 
Beeervefonds bei Seite zu legen. ') 

2) Eine Pauschsumme von 12 400 000 2) Frank für Zinsen und 
Dividenden bis inklusive 18S7, wo diese Summe auf 113(K)000 
Frank errnüfsigt wird. 

Dann ist die Hälfte des übrigbleibenden Jahresgewinnes an die 
StadtkasMe " abznt'iihreu. Diese Bestimmung sollte lür das Jahr 

1869 in Krufi treten, dessen Dividende zur Zeit des KoutraktscLlusues 
noch nicht festgesetzt worden war. 

Abgesehen von den obigen neuen Zügen war der Kontrakt von 

1870 auch deshalb von Nntseni weil er d» in den firiiheren Kontrakten 
niedergelegten Prinzipien klarlegte nnd spesialisierte, sowie einige ge- 
ringere Dentungsfragen dieser Kontrakte, welche damals vor den 
Geriehten schwebten/) entschied. 



*) Dieaer Betrag ist gegenwärtig ein Frank jährlich pro Aktie. 

*) Dies aiohert eine Dividende von £Rifc IS Piroient naoh Absog aller Amor- 
tintiooeD und Zineentthlnng vor der TeUong mit der Stadt. Aber anbor im 
Jahre 1871 hat die Stadt jedea Jahr eine grofse Summe, und folglich die Aktfanirt 
einen entaprechenden Betrag Rtirser den 12 400000 Frank erhalten. 

') Infolge dieaer Bestiminun;; erhielt die Stadt 

im Jahre 1869 : 4 950 000 Fr. 
„ „ 1670: 18BO000 „ 
„ 1879: 6000000 „ 
oder im ganzen: 11 300 000 Frank, bevor lie anfing an dem Qewina nach dam 
früheren Kontrakt zu partizipieren. 

Über die späteren Gewinne auf Onmd dieser Beatimmung a. Tabelle p. 98. 

*) Erst dorob den 1870er Kontrakt wurde die OeaeUsohaft geawnngen, eiaa 
vdüeMadig» Doppdaiilafe von BSbreii in jeder 14 Meter breiten Strafte maä in 
jeder asphaltierten Strafse ohne Rücksioht auf ihre Breite herzustellen. Einige 
Ton diesen geringeren technischen und Verwaltungareformen waren : Ein gröfserer 
nnd vollkommenerer Apparat wurde für die Prüfung der Leaohtkraft verlangt« 
die Methode dar FMfinig dw Bembeit wnrde endgflltjg veNiabart; eine £^ 
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3. Kapitel. 

Die streitigen Punkte und die Frage der Gaepreisermärsigung. 

Das Recht der Sta<lt, nach den verschiedenen Kontrakten eine 
Ermälsigung der Gaspreise für privaten sowie öfifentlichen Verbrauch 
sa Terlangeu, war der grofse Streitpunkt zwischen der Gesellschaft 
tnd d«r Stadt Yon der Zeit an, als im Jahre 1879 die Agitation be- 
gann bis zum 19. Juni 1885, wo der oberste Gerichtshof die Frage 
la Gunsten der GeseUsohaft entschied. Es hat wohl in diesem Jahr- 
hondert keine Frage wirtschaftlicher Natnr gegeben, welche die 
Bsriser Bürgerschaft berührte, die so allgemeine Empfindlichkeit und 
hsftige Efregung sowohl anter der Berölkerong als im Qemeinderat 
femrsacht hätte, als die Angelegenheit der Erm&rsignng der Gas- 
pieise. Der Ausgang hing zunächst von der Lösung der Frage ab, 
ob gewisse Bestimmungen im IB70er Kontrakt, die mit Bestimmungen 
in den früheren Verträgen fast identisch waren, betrachtet werden, 
sollten als vom Jahre 1855 datierend oder vom Jahre 1870; mit 
anderen Worten ob der Kontrakt von 1870 als ein völlig neues und 
selbständiges Dokument gelten sollte, oder als eine Ergänzung zu 
dem Kontrakt von 1855 ; zweitens von der Entscheidung des Sinnes 
gewisser Ausdrücke in denselben Bestimmungen, die sich in beiden 
Kontrakten befanden. Vielleicht ist es am besten, bevor wir auf die 
Erörterung dieser Paragraphen eingehen, die Abschnitte, deren Sinn 
zweifelhaft ist, wörtlich wiederzugeben. 

1) Wenn'; infolge des Fortschrittes der Wissen« 



süanamig ward« getroSao, daft im S^dto einer VerKodsrai^ odmr selbil Anf* 
hebung det Oktrois die GessUsshaft die 9 GentinM pro Heter Qm alt Stooer 

weiterzahlen sollte; die Art der zu benutzenden öffentlichen Brenner wurde 
g:enau(<!r lienchripben u. s. w. Die juriatinchen Fragen betrafen die Kraft dea 
Qm«« und den Gewion aus den Nebenprodukten. 

') i) Si par tuita do Frogrte de la SoieBea l'AdiniaiitratMHi de Psfia da OoDSeQ 
XiDllidpal jngeait convenable d'imposer ä la societ^ l'empkii de prooddAi etrangers 
au Systeme actiiel de ftibrication du Qu, oelle^ Mfatt leDiw d« M oonformer 

MX prescriptioos de {'Administration. 

S) Dans le caa oü l'emploi de ces nouveanx prooädte anraii pour r^ltat 
na abaisaimiwBti notable daaa le prfac de revient da Gas, la aooilAd aerait obligte 
«b frire profiter r^olairage pablic et pHrtieulier de cet abaisaement de prix dam 
les proportionK deteraunäea par l'aatoritö adminiatrattTe, toi^oura de Tayis da 
Gonaeil Municipal. 

54S 
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Schaft die Verwaltung es auf Anregung de^ Gemeinderata für 
angebraclit erachten sollte, der Gesellschaft die Anwendung von Ver- 
fahren aufzugeben, die von dem gegenwärtig herrschen- 
den Gaser zeugnissysteui verschieden sind, soll dieselbe 
gehalten sein, sich den Vorschriften der Verwaltung zu fügen. 

2) Falls die Anwendung dieses neuen Verfahrens eine merk- 
liche Verringerung des Herstellungspreises des Gases er- 
geben sollte, ist die Oesellschaft yerpfiichtet, die öffentliche und prirato 
Belenditniig von dieser Erniedrigung des P^ee Nutnn ziehen m 
lassen in dem von der Verwaltungsb ehörde tu bestim- 
menden Verhältnis, immer im EänTemehmen mit dem Gte- 
meiDderat. 

8) Dasselbe gilt fOr den Fall, dafs die Geedlschaft, ohne die 
Anregung der Stadtrerwaltung abzuwarten, die Anwendung dee neuen 
Verfahrens aus eigenem Antrieb ontemimmt. 

4) Diese Bestimmungen sind nur in Zeitabsohnitten von ftlnf 
Jahren anwendbar. 

5) In den letzten Monaten jedes Zeitabschnittes werden alle von 
dem gegenwärtig herrschenden (thatsächlichen) Erzeugungs- 
system verschiedenen Verfahren, von denen mau glaubt, dafs sie einen 
Fortschritt darstellen werden, durch eine vom Minister des Innern zu 
ernennende Kommission geprüft worden, welche auch diejenigen Ver- 
besserungen und diejenigen Erfindungen bezeichnen wird, die 
ihr geeignet erscheinen, eine industrielle und fabrikmäfsige Anwen- 
dung zu ünden. 

6} Für den Fall der Entdeckung einer anderen Beleucfatungs- 



8) II en serait de ineme pour le cas oü sans attendre l'intervention admi- 
aisteataTe la sooiit^ aurait priie l'initiative de rapplication de proc^des nouveaux. 

4) Cw stipakitknii im Mront applioablea qne par pteiode de oinq ms. 

6) Dans lc8 derniera mois de ohaque pcriode toas le« proo^dte Atrftngan aa 
Systeme actuel de fabrication qai seraient ju-^'t s de constituer un prog^r^s, seront 
examines par uae commiMion qui sera designee par le ilinistre de l'Interieur, 
et qai iadiqnera oes perCeotioaDsnenta oa odlea dea iarentioiM qoi Ini paraitcont 
poovoir noeroir mie applioation iodotkrielle et mairafaetantee. 

6) En oaa da döoouverte d'un mode d'^clairage autre qua l'^clairapfe par le 
Gaz l'Administration se reserve le droit de conceder tonte une HutorisatioQ 
aeceasaire pour l'etablissement du nouveau Systeme d'eclairage saus etre teuue 
A aaeane indeniiitA «nven la SocUt4 aotneUe. 

Im Original ist kein getperrter Dmok und die Paragraphen des Artikels 
sind nicht numeriert. Ich verwende gedarrten Dmok, am die Anadrfioka von 
sweifelbafier Deutung hervorsubeben. 

644 
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•weise als durch Gas behält sich die Verwaltuug das Recht vor, irgend 
eine Konzession zu erteilen, die zur Begründung eines neuen Be- 
leuchtungssysteiD nötig sein wird, ohne zu einer Entschädigung der 
gegenwärtigen Qesellscliaft gegenüber verpflichtet zu sein.** (Kontrakt 
vuu 1855. Art. 11.) 

Dieü ist der berülnnto Artikel 11 des Kuntrakteä von 1855. In 
dieseiii Kontrakt steht der Artikel unter allgemeiner Überschrift: 
Ckipltre IL Disposition eommune h l'^clairage public 
et particalier.*' 

Der entsprechende Artikel des Kontraktes von 1870, Nunmer 48, 
dessen Identität mit dem obigen Artikel 11 die Stadt behauptete, 
stellte ein ganxee Kapitel für sich, Nummer VII dar mit der Über- 
schrift: 

„Proc^dSs 6trangers au systöme actuel de fabri- 
oation: Mode d'eclairage autre que par le gaz." 

Es ist nicht nötig, diesen Artikel 48 ganz abzuschreiben, sondern 
nur zu konstatieren, dafs er von dem oben zitierten Artikel 11 sich 
nur dadurch unterscheidet, dafs darin zwei Zusatzbestimmungen hin- 
lugefügt siud, nämlich am Endo des Paragraph 4 stehen noch die 
Worte: „und nach dem Bericht der Kommissiuu, von der im folgen- 
den Paragraph die Rede sein wird" ') und im Puragniph 5 iku Ii den 
Worten „Ministre de Tlnterieur et qui" sind die Worte 
eingeschoben ,. nach Anhörung der V^ertreter der Ge- 
isel 1 sclia f t." 

Da der Artikel in dem Kontrakt von 1870 Nr. 7 in Bezug auf 
gevisse oben gesperrt gedruckte Ausdrücke betnushtet werden mtifs, 
gebe ich ihn hier wieder: 

»Jeder Nebenbetrieb, der gegenwärtig Ton der Gesellsohaft aus- 
gebeutet wird, ebenso die neuen Betriebe, welche vom Seinepräfekten 
bewilligt werden müssen, sollen Gegenstand besonderer Rechnungslegung 
sein und ihre Jahreserträge sollen mit den Erträgen 
des Hauptbetriebes zusammengethan werden") u. s.w>). 



') „Et ttfirtM le rftpfMft de U Oommiiiioii dont fl tere ptrU an pengr^lie 

SDITftnt**. 

') Aprcü avoir entendu les Delegues de la üompagaie. 
*) Im Original nieht gesperrt gedmokt. 

^) «Toate entrepriae eeoeMoire aistaelleinent exploitte per la Oompagnie, de 

xaeme que les entreprises nouvelles, qui devront etre autorisees par Prefet 
de la Seine aeront l'object d'une compatibilite distincte et leurs resultate 
annnelt se oonfoudront avec les reaultats de l'eatreprise principale etc. 

bib 
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Wir haben jetzt die juristische Grundlage für das Studium d«r 
Gaafrage in Paris vor uns. Wir sehen, dafs die Stadt von 1855 au 
auf 50 Jahre an dieselben Prei-^e gebunden ist, — Preise, die im 
Anfang sehr angemessen waren, die aber beiitzuUige. wie die (Gesell- 
schaft selbst zugibt, /u hoch sind — wenn sie nicht iiacliweiseu kann, 
dafs die im Artikel 48 vorgeselienen Bedingungen ertiillt sind. Wie 
wir später sehen werden, hat die Stadt versucht, eine Preisherab- 
setzung zu erlangen, erst durch Verhandlungen, dann auf gerichtlichem 
Wege, ist echliefslich besiegt worden und hat sich darein ergeben, 
diese Pteüe bis zum Ablauf des Kontraktes zu ertragen. Aber dieser 
<B[aiDpf um Herabeetzangen ist in Terschiedenen Hinsichten zu inter« 
essant, um nicht etwas ausführlicher geschildert zu werden. 

Der Kontrakt von 1870 trat erst einige Monate ror Ausbrndn 
des Krieges in Kraft. Der Ausgang des Krieges und die Kommune 
mulsten den Gewinn der Gesellschaft in erheblichem Mafse Termindem 
und die Aufmerksamkeit der Regierung und Bevölkerung von der- 
artigen JB*zagen ablenken. Der weitere Umstand, dafs die Stadt 
1872 ') um einen Vorschufs von 7 500 000 bitten mufete, brachte all 
und für sich die Stadt in Nachteil, falls sie eine Preisermäfsigung ver* 
langte, deren Berechtigung eventuell von der Gesellschaft bestritten 
werden konnte. Ein anderer Grund, welcher die Stadt in ihrem Be- 
streben, eine Herabsetzung des Preises zn erreichen, gehindert hätte, 
steht mit dem vorhergehenden in engem Zusammenhang. Ich meine 
den IlniHtand, dal's die Stadt in grofser Geldnot war, und zugleich^ 
da sie an dem Gewinne der Gesellschaft beteiligt war, infolge dieser 
hohen Preise direkt ein beträchtliches Einkommen bezog.'-) Es ist 
also nicht zu Terwondem, dafs zuerst im Jahre 1879 eme Bewegung 
fttr die 'Herabsetzung der Ghispreise begann, üm diese Zeit fing mau 
an sich an die ans dem Kriege entstandenen Lasten zu gewöhnen, und 
wieder eine gewisse Ordnung in die öffentlichen und priTaten Finan»* 
▼erhSltnisse zu fariiigen. MH anderen Worten um das Jahr 1879 be- 
gann der Verdienst der Gesellschaft die Aufinerksamkeit einea 



OonvsBitioa du 97 Aviil eto. Gsdmokt bei ThAry, n»* 400—406. 

Da diei Isdjglioli da fintnsielles Abkommen war, zum Zweck einer AnleÜM 
der Stadt, die von dem zu erwartenden Anteil der Stadt an dem Gewinn der 
OeselUohaft zarüokziuahleD war. werde ich nioht auf die Einzelheiten eingeben, 
loh werde TielMeht Odegenheit haben, anf die Yorgeachidite dieeee AMtnm- 
■fteoi rarSdanÜKNsnBfln, da et einigee JAtkA anf den AtÜImI 48 wirft 

*) Mar in einem einzigfon Jahre (1871) nach dem Inkrafttreten dee nSiMA 
£ontnktei^ erhidt die Stedt keinen OewiDnratdL Abgeeehen von den 2ClcntiaMiB 
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VolkeB anf nch m lenken, welches gich wied«r staric genug fühlte, 
floh gegen üngeiechti^reiteii za stittabeD, die dne Fölge der 
Sohivkri^retten maea, io die es der Kneg Tennokelt hatte. Der 
^laprnng, die Anf&hnmg und die Geschichte der Tolksfcilm- 
liehen Agitation ist eigentümlich und in jeder Beziehung 
interessant. Ein Zivilingenieur, Namens Serf. verfafste eine Schrift, 
in der er auf Grund der durch den Fortschritt der Wissenschaft ver- 
minderten Herstellungskosten eine Herabsetzung des Preises verlangte. 
Diese Schrift wurde im Juni 1879 der Chambre syndicale*) 
des tissues (section du detail) vorgelegt. Dieser Verein bewilligte 
sofort 5000 Frank, den Foldzug zu crötTuen und übernahm die 
Führung bei der Organisation einer Htändigen Kommission, bestehend 
aus den Vorsitzenden ähnliciier Vereine, um die Agitation zu betreiben 
und Petitionen *) zu veranstalten zum Zweck einer Herabsetzung der 
Gaspreise. Ich will hier lieber ihre Ausführungen übergehen, bis sie 
in mehr offizieller Form auftreten, es genüge zu sagen, dafs den 
Ifasseu ihre Sache von Anfang an sehr aussichtsreich erschien. 
Han lebte in einem Zeitalter des Foitschiittes nnd bezahlte das QttM 



jKO Meter Stouern md den flOOOOO Fnuik fBr die Benateang der Stmfren 
wen die Gewiniumteile der Stadt folgeude: 
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*) Dieee Chambres tyndicales oder Oewerbevereine exiitieren fBr alle Li* 
dustrieen. Sie besitzen aufser den Privilegien solcher Vereinigungen, die eie 
in manchen Ländern haben, politische Rechte und grofte Ausdehuaogea. 

*) Ungefähr in einem Honet hatten rieh 97 dieeer Venine der Bewegung 
angeeehloMen, and ria Berioht ttber dieaen Oegenetand «ude dem Gemeinderal 
vorgelegt, unterstützt diireb PetitioiieB mit 9000 Untetidirifteii. 

Siehe Thf-ry p, 51. 

') Serf behauptete, während die Frivatkonsumenten in Paris 30 Centimes 
mUtMi» beeaUte msa in Berlin nur 18, in Brtoel 90^ in Ametardam 9S, in 
Wien 94| in London 11— Ift. Siehe Th4i7 p. 47. 
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teurer als fast alle anderen enropäischen Grofastädte.') Es dauerte 
nicht lan^e. bis die Agitation aUgemeia wurde. Die Zeitungen 
qirachen fast von gar nichts aiiderem und in allen Stadtvierteln von 
Paris wurden öffentliche Vors;unnilunpen abgolialtoTi. Aber nicht nur 
zu dieser Zeit, sondeni auch H})äterhin ist es ziemlich auffallend, dafs 
die Agitation sich nicht gegen die Gesellschaft ') richtete und zu 
Gunsten des städtischen Selbstbetrirbos. wie es in solchen Füllen zu 
geschehen pflegt. Die Agitation beschränkte sich hauptsächlich darauf, 
billiges Gas auf Grund des gegenwärtigen Kontraktes zu 
yerlangen. Die Gesellschaft beobachtete indessen würdiges Schweigen. 
Zugleich verteilte sie ihre jährlichen Berichte auf Verlangen an alle 
Eonramenten. Die Agitatfräen sehiokton an jede Abteilung der Stadt- 
TerwaltüDg Deputationen, mit der Anffordening in der Sache Schritte 
sn thun. 

Einige Worte irill ich hier Uber den Ohaiakter der Agitation 
lagen und die Kittel, mit denen sie betrieben wurde. Die Gewerbe- 
▼ereine waren nach Bewilligung der erwähnten 5000 Frank bereit, 
aUes für die Agitation zn thun, nur nicht grofse Summen beizu- 
steuern, um ein solch kolossales Unternehmen auszuführen. Sie be* 
schlössen gemeinsam einem von Serf vorgeschlagmen und von ihm aus- 
zuführenden Plan ihre moralische Unterstützung 2U leihen, und allein 
ihren ^litgliedern, sowie allen andern Gaskonsumenten zu empfehlen 
diesem Plane zti zustimmen. Der angenommene Feldzugsplan, wenn 
es nicht eine Art Erpressungsversuch war, hatte sicherlich den An- 
schein, von einem Abenteurer mit kühnen Zielen und schrankenlosem 
Ehrgeiz entworfen zu sein. Der Plan wurde mit Hilfe der vereinigten 
Chambres syndicales durchgeführt. Es gelang Serf, Abonnenten auf 
50 000 000 Kubikmeter Gas jährlich zur Unterschrift eines juristischen 
Vertrages zu bewegen, dafs sie ihm (Serf) die Hälfte') der Erspar« 
nisse des ersten Jahres zu bezahlen, die durch irgend eine Herab- 
setsnng der Gaspreise ersielt werden würden. Da die Agitatoren 
immer eine Herabsetsung um 5 Centimes oder mehr ▼erlangten, 
würde dies Herrn Seif eine runde Summe von wenigstens 1860000 
Frank eingebracht haben als Ersatz für die Gelder, die er fttr die 
Agitation lieferte. Da nun Serf nicht die Mittel besab, das Geld 

•) Ich finde keinen prenSpenden Beweis für eine Ani^abe, die Thery, p. 64 
macht, nämlicb, dafs iafolge dieser Agitation alle städtischeu Monopole „abto- 
lument impopvlaira & Pmria* geworden mimi. 

*) Dm erinnert «ehr lebhaft an die Art mä Weil«, wie Peniioiuiiispvfioh» 
in den Vereinigteii Staaten erhoben weffdan. 
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Twmischiefiwny gründete er auf Gmiid dieser Anerkenntnisse der Qae- 
konsumenten eine Oeeellscbaft. Deren Käme wir „Union des 
CoDsamateuFB de Gaz Parisiens etc." Das Kapital bestand 
ans 2000 Aktien zu je 100 Francs. Nach den Statuten dieser Ge- 
sellscbaflt erhielt Serf 1000 Aktien, oder die Hälfte des Kapitals in 
Anbetracht seiner Dienste umsonst. Die anderen Aktien wurden 
mm Nennwert gezeichnet, und aus dem Ertrage sollte die Agitation 
betrieben werden. Wenn die Ziele der Gesellschaft erreicht wären, 
soUte das Kapital zum Pari zurückgezahlt und der Uberschufs an die 
Aktionäre im Verhältnis verteilt werden. D. h. Serf sollte aufser 
den 100 000 Frank für „seine Dienste" den halben Reingewinn des 
Untemelmiens bekommen. Die T^eiter dieses Unternehmens erweckten 
Hoffnungen auf eine Erraafsigung von 10 — 15 Centimes pro Meter. 
Bei solcher Agitationskraft griff die Bewegung bald Ton der Be- 
fSÜkenmg und von dieser Qesellschaft anf den Gemeindeiat Uber.*) 

Bin knner Abris der Bewegung Ton der ZeH ihres Auftretens 
im Gemeinderat ist hier am Platae. Der erste Antrag*) Aber diesen 
Gegenstand wurde am 29. November 1879 gestellt ; derselbe besweokte 
eine Ermftfsigung nach Artikel 48') und Terlangte die Bmennung 
der in diesem Artikel erwähnten Kommission. Darüber und über 
ein Memovandum des Präfekten wurde am 23. Dezember von der 
ständigen Gaskoininission Bericht erstattet. Auf Grund dieses Be- 
xidites beschlofs der G^einderat am folgenden Tage» die im Artikel 
48 To^esebene Kommission ernennen zu lassen. 

D^ Kommission wurde ordnungsmälsig ernannt und entschied, ^) 



>) DieM GsMlladhaft heftum ihr« rMsbtmäbige Baditenz daroh Niaderi«gaiig 

ihrer Statuten und notarielle Eintragung am 24. Jan. 1887. Die hier angeführten 
Thatsacbrn sind ausfülirlich behandelt bei Thery p. 161—171, äe werdea aber 
MMfa klargestellt in La Goinpagnie contra Paris eto. 

^ Im Anluig dieser Bewegung erUirt« man anoh dts G« lär maagulhaft 
ia Leoflhtlnft und Rejoheit, abar auoi Mh«iiit m dieser BehaoptoBg knine 
Hotii genommen zu haben. 

*) Dieselbe wird nicht Gaskommission genannt, sondern itt die 8. Kommiasion 
for öffentliche Wege. £rwähnt als 8. Kommission. 

«) Job benntsa die Wiedergabe dee Bericlitfla dieser KonmiMkm in La 
Compagnie du Oaz et la Ville de Paris etc. par Denys Cochin p. 187. 
Paris 1883. Die Kommission bestand aus Rolland, Generaldirektor der staat- 
lichen Fabriken, Debray, Wardein, Troost, Professor der Chemie, welcher nach 
dem Geständnis der Gesellschaft SOO Aktien denelben beaab, und der etwa 
asflk einem Jehr HÜglied des AnlnehtsrateB der GeeeUtdiaft wurde, G6rard, 
M. der Ohemie, VHedel Ton der Beigdiedenie, Im, Fkot der MetaUugie. 

»49 



Digitized by Google 



~ 96 



dl^ die Stadt keine genügenden Gründe habe, nach dem Kontrakt 
Ton 1870 eine Herabsetzung der Gaspreiae zu verlangen. 

Kach dieMT eraten Niederlage der Stadt Terdoppeltea die Agi* 
taioren ihre Anstrengungen und protestierten anf aOe erdenUielie 
Weise gegen das Yerfikbren und die SoUttsse der Kommission. Die 
Stadt Tersnchte nun Veriiandlnngen mit der GMUschaft Es ist niolil 
sn Terwundem, dafs diese Verhandlungen fehlsohlogen. Denn man 
hatte keine gemeinsame Grundlage. Die Oesellsohafti gesttttst avf 
die Schlüsse der Kommission, sagte, die Preise sind zwar zu hoch» aber 
kontraktm&isig, und wir lassen uns auf keine Ermäfsigung ein^ 
aufser gegen irgend eine Entschädigung. Sie Terlangte die übliche 
Entschädigung durch eine erhebliche Verlängening ihres Monopols. 
Anderseits beruhten alle Vorstellungen der Stndt in letzter Reihe 
auf der Anachaming, dafs die Stadt nach dem bestehenden Vertrage 
berechtigt war, ohne Gegeuleistuup; eine Herabsetzung um mindestens 
5 Centimes pro Kubikmeter zu verlangen. Für eine Konzessions- 
verlängerung wurden noch weitere Preisermäfsigungen verlangt. Am 
21. Dezember 1880 unterzeichneten die Vertreter der Gesellschaft 
und der Stadt einen Kontrakteutwurf, welcher eine Verlängerung um 
40 Jahre gewährte; derselbe sollte erst nach Annahme durch die 
Aktionäre einerseits und des Gemdnderats anderseits giltig werden. 
Doch als dieser Eotiniif ') dem Oemdnderat') vorgelegt wurde, war 
die Amtsperiode dieser Körperschaft grade zu Ende; und es war, dato 
nichts geschehen konnte his nach den stKdtisohen Wahlen, die den 
Gemeinderat gftnzlich neu konstitoierten. Auf Antrag der Kommission, 
welche die Verhandlungen gei&hrt hatte, wurde mit 48 gagBu ISL 
Stimmen die ganze Gtosfirage his nach den Wahlen vertagt Dies 
waren vielleicht die aufregendsten Wahlkämpfe, die Paris unter der 
jetzigen Republik gesehen hat. Gerade zu der Zeit bildete Serf seine 
Gesellschaft. Das allgemeine Interesse war gefesselt durch die Er- 
mäfsigung der Gtaspreise und die Eiinriohtung tob Laienschulen stand 
in zweiter Linie. 

Der Feldzug um die Gasfrage wurde in dem neugewählten Ge- 
meiuderat am 24. Februar 1881 wiedereröfEhet mit der Erklärung 



Die Konunitfioii hielt WUT drei Siirangeii sh, etigimiheH tob deoeii, die dep 

Organisation u. a. w. (gewidmet waren. 

') Bekannt unter dem Namen dea Vonohlegee TOB Bertnuid (dem Beriobi- 
eraUtter) Text in Tbery p- 406—410. 

*) 8. Jeniur 1881. 
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iJJne quettion pr6oeonpe sctvellement tont Paris.^ 
Am 14. Jvoi 1881 vorde dk gamte Angelegenheit snninmen mit 
jHfln Akteo und dieBbwflglichqn AvtarSgeD der 8. Komminioii Uber- 
vieeen.^) Am 99.][in nach einem Stadium fon mehr ab 9 Monat» 
llberreidite diese Kommimion ihr Gataohten in dem tfiefatigeten Schrift- 
Mkk,*) das je von der Stadt im ganzen Verlanf dieses Streites verfaftri 
wurde. Am 7. April 1882 nach einer langen Debatte beschlofs der 
Gemeinderat auf Antmg der 3. Kommission, dafs man auf Grand des 
laufenden Kontraktes zu einer Herabsetzung des Preises berechtigt 
sei, und beanftrafrto den Seinepräfekten,') sich mit der Gesellschaft 
wegen sofortiger Rrmäfsigung des Preises ins Einvernehmen zu setzen. 
Für den Fall einer Meinungsverschiedenheit über das Prinzip oder 
die Hühe der Ermätsigung wurde beschlossen die Angelegenheit vor 
Gericht zu bringen.*) 

Das erste, was der Präfekt tiiat war, die Gesellschaft um eine 
Antwort *) auf Cochins Bericht zu ersuchen. Dann empfing er einen 
Bericht von einer besonderen juristischen Kommission über die Rechte 
dar Geeellaohaft und den Bericht des Oberiogenienn der Stadt M. 
Holt. Anf Gnmd dieser Tenehiedenen Aktenstücke Tereinbarte der 
FkSfekt mit einer Kommission der QesellschafI den Entwurf eines 
rnnen Kontraktes. Dieser wurde nebet einer Umgen Denkschrift 
dsm Gemeinderat Toigelegt Am 19. Juni wurden alle diese, und die 
sonstigeo auf die Gasürage besttglicben Aktenstücke der dritten Kom> 
■ussion überwiesen, welche sich einstimmig*) durch den Mund des 
Herrn Voisin am 2. August gegen alle schwebenden Vorschläge er- 
klärte. Die Kommission verlangte eine Ermäfsigung um 5 Centimes 
ohne Gegenleistung. Nach einer mehrtägigen Debatte und nachdem 
der Präfekt mit Zustimmung des Gemeinderates seine Vorschläge zu- 
rückgezogen hatte, beschlols der Genieinderat am 5>. August, dafs der 
Präfekt durch striktes Bestehen auf dem vorliegenden Kontrakt und 

') l/opinion des electeurs n'etait „douteuse" und ferner „Presque toua lea 
SMmbnM de l'snoieii oonaeil fiireikt rtios**. Cochin p. 18. 

„On pent dire en effet. que Iw dlmtions muniripales de 1881 se sont faitM 
•nf la qtipstinn de l'ahHissfiriPr. t du prix du (raz." Thery, p. 200. 

Dieser sog. Cochin'sche Bericht ist ausführlich vou dem Berichterstatter 
d« Kmannrioii Deny Cocbio, in dem oben nwUntaa Werfe wtodergegebeo. 
Bbenra in Thtfry p. 907— SS8 und der Zeitung Villa de Paris. 6. April 1888. 
M. Charles Floquet war inzwiaeben anf ILHftvld als Saineprifskt gefolgt. 
*) Alles bei Thery wiedertfegeben. 

') Den Wortlaut aller dieser Aktenstücke kann man bequem im Thery nach- 
aeUagen, wo aia aaalBhrlidi wiadaigegebea aind. 

Vin. 4. (51 T 
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i& Überaiiisliimmiuig mit dem Besdilnb dM Gemeinderats Tom 7« 
April 1882 eine HerabBetsong des Preises durehsefaten sollte. 

Da aber die QeseUschaft immer abgelehnt hatte, auf dieser 
Gmndlage die Gaspreise herabaEusetseD, komite es keinen anderen Stna 
haben, als einen Versuch seitens der Stadtverwaltung, den Preis ex 
officio (d'office) durch ein&chen Befehl des Präfekten herabzosetEen. 

stand vollkommen fest, dafs die Gesellschaft gegen einen 
solchen Befehl an die Gerichte appelUeren würde. 

Eh war aber von vornherein klar, dafs Verhandlungen auf dieser 
Grundlage zu keinem Ergebnis führen konnten. Nach einer Ver- 
zögerung von einigen Monaten beschlofs der Gemeinderat am 22. 
Februar IB83, dafs die Verhandlungen mit der Gesellschaft abge- 
brochen, und der Präfekt ersucht werden sollte, den Gaspreis durch 
einfache präfektorielle Verfügung herabzusetzen. Diesen Ersuchen 
kam der Präfekt nach und erliel'a am 22. März 1883 eine Verord- 
nung, wonach die GeseUachaft binnen 30 Tagen die Gaspreise für 
Frivatgebraaeh ton 80 auf 25 Centimes ond l&r Sffsntlichen Gto- 
bianeh Yon 16 aui 18 7> Centimes bd Stacafe des Yeiiastes der Kon- 
fession heiabsnsetien habe. Diese Yeroxdnnng eiklirte, da& Artikel 
11 (Eontiakfc tob 1866) nnd Artikel 48 (Kontrakt 1870) identisch 
seien mit dem Znsats, dab das Wort j^actuell' in diesen Artikeln 
sich auf das Jahr 1855 und nicht anf 1870 bezögen Es wurde femer 
behauptet, dab nach § 2 Art. 48 es Sache der Verwaltung sei, auf 
Qmnd eines Gemeinderatsbeschlusses zu bestimmen, wie grofs die 
Herabsetzung des Preises sein sollte. Dann wurde ans Cochins Be- 
richt angeführt, dafs die Herstellungskosten sich um mindestens 9 
Centimes pro Kbm. verringert hätten. Es wurde schliefslich ausdrück- 
lich konstatiert, dafs der Ertrag aus der Verarbeitung der Nebenpro- 
dukte, nach allgemeiner Anaicht, zu dieser VemDgerung der Her- 
stellungskosten beitrage. 

Welche Rechtsmittel das französische Gesetz der Gesellschaft 
gegen eine solche Verordnung an die Hand giebt, war vorher von der 
Stadt gründlich erörtert worden. Es war klar, dafs beim Minister 
des Innern keine Beschwerde behufs Aufhebung der Verordnung ein- 
gelegt werden konnte, weü etwa der Pr&fekt seine Befugnisse über- 
schritten habe. Denn es giebt eine ausdrOckliche gesetsliche Bestim- 
mung gegen ein derartiges Yer&hren. Kein EsJl konnte direkt vor 
den Staatsrat gebracht weiden wegen Überschreitung der Amtsbeftig- 
nisse, da derselbe nur in soldhen ESllen znstSndig ist, wo kein anderes 
Mittel sn Gebote steht. 

MS 
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In anbetracht dessen, dafs die Angelegenheit einen Unternehmer 
Sflfentlicher Arbeiten') (Siehe Anmerkung 1. Seite 80) betraf, blieb 
als einziger Ausweg oä'en, den Fall vor den Präfekturrat zu bringen 
znr Auslegung des Kontraktes, und falls die Auslegung der Gesell- 
schaft anerkannt wurde, eiuc vom Staate festzusetzende Entscbädigaiig 
za verlangen. 

Einen solchen Prozeis strengte die Gesellschaft schleuiuiglt ao. 



4. Kapitel. 

Der Fall vor dm GoricMmi 1888—1885. 

In solchen Prozessen giebt es kein mündliches Verfahren. Der 
Fall wild lediglich auf Grund des Aktenmaterials nach Anhörung 
der Plaidoyers der beiderseitigen Anwälte und des Eesumes des 
Vertreters des Staates entschieden. 

Die Gesellschaft behauptete vor Gericht, dafs, obgleich die Er- 
träge der Verarbeitung der Nebenprodukte zu Divideodenzwecken 
Bit den allgemeiiieii finanzidlleii Ergebaissen des ganzen Untemehmras 
nuammengeworfen werden sollten, die Nebenprodukte von den Be- 
atmunnngen dee Artikel 48 ausgescUossen seien; dafs alle Ansprüche 
anf Heralieetsmig der Gaspreise nur Verhältnisse, die im Artikel 
48 Toijgesehen seien, bogriindet sein mfilsten ; dals dieser Artikel ge- 
teliUGh in keiner Beaehnng zu Artikel 11 des Kontraktes ?oo 1866 
stehe; dafs der Artikel 48 durch eine PreisermäfBigung bestimme 
nach einer Untersuchung in „den letzten Monaten** jeder fünfjährigen 
Periode Tom 7. Februar 1B70 ab, und zwar nur nach dem Bericht 
der TOigesehenen Kommission, und schliefslich, dafs „die Herstellungs- 
kosten des Gases" aicli nicht verringert hätten, sondern dafs die Her- 
stellungskosten seit dem Jahre 187Ü thatsüchlich gestiegen seien. Die 
Gesellschaft konnte sich bei diesen B«'hau])tungeu auf die Gutachten 
der vom Minister des Inuem im Jahre löbO ^) emaonteD Komnusaicu 
stützen. 



') Loi de pluviüse an VIII. Art. Iti. II (le conseil de Prefecture) pronoiice, 
oomme tribunal admioUtratif : „Sur les difficultes, qui peuvent s'äiever entre 
Im ma np muan das temTa« pabli« et radminittntion, oonoaniuit le eene oa 
rez^ution des claaaes de leurs nuurahte.** 

*) Der SehlafiB dieser Aommiision mur (Hr. 4, leiste Seite des Beriehtee) 

7* 
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, . Die Stadt dagegen 'bestritt alle und jede dieser AutfUliniiigaii, 
mkL ennehte das Oericht, die Oesellsoliaft emfiMh abroweiseii voA 
. (ale »ganz nebens&chlieben Pnnkt") eine SadnentlndigeB« 
kommission m ernennen, zur Klarstellung der Frage, der Her- 
stflllungskosten und der Höhe des Gewinnes der G^esellsebaft, fiiUs tSm- 
denselben ableugnen sollte. Am 16. Jiili 1888 entecbied sich der 
Präfektnirat in Pinem vorläufigen Urteil zu gunsten der Stadt mallen 
Punkten aufser in betretV der Veränderung der Herstellungskosten 
des Gases und hielt mit seinem endgültigoi Urteil zurück, bis eine 
von ihm angeordnete Sachverständigenprüfung entschieden hätte, ob 
die HeTstellnnsTskosten des Gaaes sich wirklich durch die im Artikel 
48 rnthaltonen rrsachen verringert hätten. Natürlich wurde diese 
SacliverstiituliRonkommission ausdrücklich angewiesen, dafs ihre T'^nter- 
suchung, in Uhereinstiramung mit der Entscheidung des Gerichtshofes, 
sich auf die Zeit von 1855 und nicht nur von 1870 zu erstrecken 
habe (wie es auch bei «ieni Berichte der ministeriellen Kommission 
der Fall gewesen war), und ferner, dafs der Artikel 48 ebenso auf 
die ^Nebenprodukte Anwendung finde wie auf die Gasfabrikation. Der 
PrSfekturrat entschied, selbst wenn man zugäbe, da& der Kontrakt 
von 1870 ein neuer Kontrakt sei, welcher den atten y^BXdg aufhob, 
(eine den Thatsachen widersprechende Annahme, wie der Gerichtshof 
sagte), würden doch die Artikel im 1870 ger Kontrakt» welche die 
Bauer der ganzen Konzession auf 60 Jahre Ton 1866 ab festsetzten, 
die Stadt berechtigeu, die Vorteile einer Ersparnis infolge des Fort- 
schrittes der Wissensdiatt seit 1865 zu beanspruchen. 

Diese Sachverstäudigenkoniiuiasion lieferte nach mehr aJs ach^ 
monatlicher Arbeit einen höchst wertvollen Bericht von 212 Seiten 
am 20, März 1884. Diese Kommission hörte die Vertreter beider 
Parteien an, untersuchten alle, erreichbaren Akten und Veröffent- 

que l'applioatioD de Tarticle 48 du traite iatervenu en 1870 entre la ville de 
Paris et la Compagnie pariaanne nVifi« auean älfiment aar lequei oette diminution 
potee tee baate, pniiqil« daaa le wytMuiB aaivi an 1880 par 1» Oompagide Bui- 
rtamie poor la fabrication du Qaz od ae voit figurer aacun prooed6 noavee« 
ou ötran^rer au syst^-mc suivi par eile en 1870 qui soit de natura 4 d<tt«miSBer 
un abaissement notable dann le prix de revient de ce produit." 

*) Dia Komminion ward« vom Frifaktnrrate «rnaimt, weil dia FiiteieB 
laeh niehi fibar die SeahveratiuidigMi einigen konnten. Die Bmennviig und 
die Funktionen von Sarhvpr'(tändiy:en werden durch dif Gesetze vom 16. Sept. 
1807 luul 21. Mai 1836 heßlimint. Siehe auch Sinionet p. 952 95«. Die Kom- 
mirai 'i) bestand aus: de Maudres, Generalinspektor der Wege und Brücken a. Ii., 
da Bagire, ObariDfeoiear der Wege und firfloken, und Joaneiia, Zivflinginienr. 

6M 
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Üdnmgai Uber dieeen Gegenstand, revidierten (fie Bücher uüd Ber 
VMlmiuig«n d«r GeseUsohaft und beaucbtciii alle ihre Fabriken vni 
jlnstalten. 

Sie kamt'u /u dem Schlüsse, ') dufs seit 1856 die ,.H erstell ungs- • 
kosten des Gases" sicli im Gau/en nur um (».02014 Francs pro Kbm. 
Termindert hättei]. Sie wiesen daran t liiu, dafs der Kontrakt (Art. 
48) einen Anspruch auf Herabsetzung des Verkaufspreises zuliefs auf 
Grund von ^neuen Verfahren, Erfindungen, Verbesserungen'' die eine 
„merkliche'* Verminderung der Herstellungskosten bewirkten, aber, 
d&fs sie nicht im stände seien zu entscheiden, was eine merkliche 
Yennuiteimg wäre, so hätten ue alle Ursachen beigefügt, ") welche 
eTentuell die HentelliuigBkotten von Gas hecabmindeni kdonten, ob 
dieselben fUr ^merklich** gelten konnten oder nicht. 

Das G«N«E *) eiUSrt sirar aasdrOckluh, daft der Ftt^^ 
an SachTentindigennrtefle gebnadsn sei; jedoch nach der Natur der 
Saehe, war dieses das gewichtigste Zeugnis, auf Grund dessen das 
Dakiei des PrSlakten und die Ansprüche der Stadt aofirecht eihalten 
werden konnten. Deshalb konnte der G^chtshof nicht umlna sä 
besdüiefsen, dsfs in Anbetracht dessen, dafs diese Verfaillignng toü 
nur wenig über 2 Centimes viele (an sich unbedeutende) Vemmi- 
dsrungen enthielt, die man unmöglich als merklich hinstellen könne, 
die ganze Kosten Verminderung nicht für merklich im Sinne des 
Kontraktes gelten kfUine. Das Endurteil*) des Priifekturrates hob 
also, wie nicht anders zu erwarten war, die Verordnung des i:*rä- 
fektau auf. 

Die Stadt appellierte sofort an den Staatsrat, die einzige übrige 
Instanz in der Verwaltungsgerichtsbarkeit von Frankreich. Aber das 
Interesse für den Fall war gröfstenteils verschwunden seit der Zeit, 
wo der Bericht der Sachverständigen veröffentlicht wurde. Am 19. 



*) Rapport dei Bxperts nomm^s en Execation de l'ArretS du Conaeil de 
Prefectare de la Seine du 16 Jaület 1888» p. 911, Paria 1884. Imp. Ve. £thioa 
Peron. 

*) Diaae KoMiniaaion Mt Ar giadiok anMnlb ihrar Aufgabe liegend, 
Bfltnobtaiigen anxtutellen ttbar die allgemdoen Anagaben der Anstalt ala var- 

Bchieden von denen verbesserter Apparate, sowie kommerzielle Preisschwankungen 
entweder des Rühiiuiterials oder der verschiedenen £neugniaaa> Denn diaaAUea 
fßit uiuiit als der WuM&oschaft angehörig. 

«> Artdnl n, Gaaeta Tom 91. Mu im» «banKMoami voa Artik«! 8» te 

<Cede oivile. 

•) Dakret voan ft. JoU 1884. 



Digitized by Google 



— lOÄ — 



Juni 1885 entschied der Staatsrat, wie zn erwarten, daTs das Urteil 

des Präfekturrates zu Recht best^^he. 

Die Stadt verlor also ihren Prozefs die Gasgesellschafl kann bis 
• 1905 fortfahren Preise für das Gas einzuziehen, die sie reichlich ent- 
schädigen fiir ihre Kapitalaanlage im Jahre 1855, als die Gasindnstrie 
noch in den Kinderschuhen steckte. Die Preise werden nicht ermälaigt 
werden, wenn nicht die Gesellschaft eine Gegenleistung in irgend einer 
Form erhült 



6. Kapitel. 

Die okonomtochen und gomeiiidepolititcheii ErgabniSM 

dieses Prezesses. 

Um zunächst eine Anscbaanng von der Art der Yolksmeinung 
über die Gasfrage zn erhalten, und auch von dem Vertrauen, womit 
die Stadtverwaltung sich auf diesen Streit mit der Gesellschaft ein- 
liefs, und um ferner zu verstehen, wie die Verwaltungsgerichte und 
die Gesellschaft einerseits, und die Bevölkerung und die Stadtver- 
waltung andrerseits zu ganz verschiedenen Ansichten über die „Her- 
stellungskosten des Gases" kamen, besonders wenn ihre Schlüsse alle 
aus denselben Berechnungen gezogen wurden, müssen wir zuerst einen 
Blick auf die finanziellen Ergebnisse der Wirksamkeit der Gesell- 
Bchaft werfen. Dann molk floe Methode Bechnung m führen, und 
ilve A"l«ni«n za. behandeln^ näher betraditet werden, darauf mflaam 
wir aneh etwas atuführlioher aof die Bntstehnng der Artikel 11 (1866) 
nnd 48 (1870) eingehen und Gochins Bericht genauer betnohten. 

Waehstnm des Betriebes «od des Yerdlenstes. 

Bei der Bildung der jetzigen Gesellschaft (1865) verbrauchte 
Paria im ganzen, in runder Zahl, 40 >) Millionen Khm. Qma, Jm. 
eiBten Jahre unter der Gesellschailt (1866) betrug der Verbrauch 47 



') Die Zahlen in diesem Abschnitt sind dem Jahreaberioht der GeMUsohaA 
ftr im Jihr 1891 entnommeii , aber e> ist glddifillkif . waldha Cloellaii auHi 
t, die Zahlen «ind ubeitritieD, nur ttber ilure fiadeatong iit naa im. 
Zweifel. 
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Millionen. Von der Zeit an bis zum Kriege zeigte jedes Jahr eine 
Zunahme gegen das vorhergehende In dem einzigen Jahre 1871 war 
ein Rückgang von 145 Millionen (1869) auf 87 Millionen. Dafs die 
Gasindustrie eine der ersten war, die sich von den Folgen des Krieges 
erholte, zeigt sich daraus, dal's schon 1872 der Gasverkauf gröfser war, 
als ihn die Gesellschaft je vorher gehabt hatte. T^nd 1880, als die 
Agitation eben erst einigermafsen begonnen hatte, war die Zahl auf 
244 ') Millionen gestiegen, d. Ii. mehr als den sechsfachen Verbrauch 
Ton 1855. Aber es war der Verbrauch von 1855, auf Grund dessen 
dm jetzigen GesdhoIiAft ihre Rechte TerBehen wurden. 

Wenn wir uns nun xn der Höhe der Dividenden wenden, war 
das Ergehnis nicht weniger aufl&Jlend. Die Basis der Dividenden ist 
immer die Aktie (von 600 Francs Ms zum Anfiuig des Jahres 1870, wo 
die Aktien zu je 860 France halbiert wurden. Der Betrag wudis 
Ton Jahr zu Jahr his 1869*) die Dividende 108 Francs betrug. 
Schon 1873 hatte sich die Gesellschaft von den Folgen des Krieges 
mehr als erholt, und zahlte 52,5 Francs (nach Reduktion der Aktien 
auf 250 Francs). Für die Jahre 1879, 1880, 1881 und 1888 waren 
die Dividenden resp. 66,5, 74 7R.5 und 82,5 Francs. 

Wir wollen nun vorläufig die Frage des von der Gesellschaft 
etwa getragenen, besonderen Risiko's aufser Acht lassen, und sehen 
was diese Gewinne zu bedeuten hatten. 

Zur Zeit als der Präfekt ihr befahl, die Preise herabzusetzen, 
bezahlte sie mehr als 33% ^on ihrem Aktienkapital, welches nicht 
zurückgezahlt wurde. Vor Festsetzung dieser Dividende b^ 
zahlt« sie alle Anleihezinsen und einen solchen Bruchteil des Anfangs- 
kapitals, dal's die ganze Anleihe vor Ablauf der Konzession getilgt 
sein mafte.3) (Wir werden später (Siehe S. 127) zeigen, dals sie allein 



■) In fast ununt«rbrochener Reihe der Qewiime hat der Yerbnuah 1881 die 
Hohe von 312.2 Millionen erreicht. 

*) Man erinnert sich, dafs in diesem Jahre die Stadt zum entea Male an 
den Qewinne der Oeiellioluift beteiligt wer. Siehe Seite 98. 

*) leh bin niebt im etende sn sagen, wmt die Beeitsung der QeietlealnA 
demals gekostet hatte. Th^ry (p. 39) sagC^ eie war 241000000 Francs wert, aber 
er erhält diese Zahl, indem er daa Ganze ursprüngliche Aktienkapital zu allen 
Obligationen, die die Qesellscbaft jemals ausgegeben hat, hinzuaddiert. Es ist 
nicht sicher, dafs alle Anleihen in den Anstalten angelegt wurden, aber e« ist 
vrahneheinlieh. Die Anli^bereebnnngen seigen, defa bie snm 81. Deibr. 1891 
S86 Hillionen fSr die Anelelften emgegebeo worden wtren. Jshresberioht (Ahr 
1881), p. 17. 
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durch ihre Aufnahmemetbode ein oder zwei Prozent jährlich an allea 
Anleihen verdiente. Sie bezahlte vor Pestsetzung dieser hohen Divi- 
denden jedes Jahr eine erhebliche Summe zur Tilgung des Aktien- 
kapitals. Aufserdem sammelte die Gesellschaft einen hübschen baren 
Überschufs, der nicht verteilt wurde. Mau darf auch nicht vergessen, 
dafs die GevSellschaft einen ungeheuren Besitz ^) anhäufte, welcher bei 
Ablauf der Kuu/essioD zur Hälfte au die Stadt fallen mul'ste, und zur 
andei u Hälfte den Gewinn der Aktionäre vergröfserte. Wenn wir 
zu allem obigen noch die Staatssteuern hinzurechnen und den «n die 
St&dtiBche Eaaae unter irgend einer Fonn gesahlten Betrag, müsaen 
nir n den SohliUBe kommen, deJa die GeseUidiaft ein wÄa wart» 
foUea Monopol beaaüii. Denn troti der Belaatang mit «oAerordent* 
lioheD, bei Ihnlldiffli Unternehmen nnbekannten Abgaben, beoUte 
aie doeh höhere Divideoden ala die meiaten geaehttfUichen Unter- 
nehmungen. 

Die folgende Tabelle^ giebt eine Übersicht über das Wachstum, 

die Ausdehnung und den Nutzen des Betriebes. 

Die Gesellschaft bezahlte fuat 33 Prozent jährlich von ihrem 
ursprünglichen Aktieuka|»ital, obgleich ein grofser Teil dieses Anfeings- 
kapitals thatsächlich durch den Tilgungsfond abbezahlt worden war. 
Alan mufs sich immer gegenwärtig halten, dafe die Anzahl Francs der 
Dividenden auf das ganze Anfangskapital berechnet wird, dai's aber 
die unbezahlten Aktien weit mehr als diese Zahl erhalten. Z. B. war 
die Dividende von 1891*) nach den ursprünglichen 336 000 Aktien 
berechnet 74,5 Franca, da aber damals 130,000 Aktien bereits abge- 
zahlt worden waren, betrug die von den Besitzern der uu bezahl teu 
Aktien empÜEtngene Dividende etwa über 109,5 Francs. Denn die für 
Difidenden Terausgabte Gesamtsumme war 1891 etwas über 9S,6 
llillionen» und das unbezahlte Aktienkapital war damals etwas weniger 
ala 64 Millionen. D. h. die wirkliche Dividende f&r daa unbeiahlte 



I) Im Jahre 1881 erhielt die Stadt wif ihren Anteil an den Bstredividendeii, 

zusanuneB mit der StrabeDmiittie and den 9 oeotimes Sieaem pro Kbm. eine 

Summe von 13,7 Millionen Francs. Zwischen 1869 und 1883 erhielt die Stadt 
aus diesen Quellen mehr als 100000000 Fr. Im Jahre 1881 betrugen ihreätaete- 
fteaern beinahe eise Million Francs und überstiegen 1890 eine Million. 

*) Die Tabelle atammt aiu dem Jahresbericht für 1891, p. 9, aafser der 
Jeteteo Spalte, welohe tarn ThAiy p. 88—80 und den Jahraabetiahten aiaammenF 
geatellt ist 

*) Ich benutze diese neueren Zahlen, weil sie zur Erliatonuig ebenao gut 
aiad, ab die aus früheren Jahren, weil die älteren nicht vefhanden aind. 
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Millionen 

Kbm. 

1 


Zonahme des 
VerbraaQhB 

IM 1f «lIiAnAn 

■u muiouvii 
Kbm. 


Jährl. Divi- 
aende in 
f renoB pro 
Aktie. 


Anlagfe in 

Hillionen 
Francs. 


t QUA 


4Ü,7 






e 


looo 


47,d 


6,6 t 


40 f 


65 


1857 




8,7 


46 


67,6 


1BB8 


•a»i 


8,1 


80 


67,6 


1868 


67,6 


M 


AA 

80 


87,8 




76,6 


7,8 


70 


AA /% 

96,6 


1 QU 1 


84,2 


8,7 


70 


108,0 


18o2 


9%7 


8,8 


86 


*AA A 

106,0 


1888 


100,8 


7,7 


96 


'<AA A 

1063 


1884 


108,0 


8,7 


108 


4 AA A 

1063 


IWO 


1 f 0 f 

116,1 




1(>5 


124,0 


looo 


122,3 


H,l 


110 


124,0 


1867 


lö6,ö 


14,2 a 


116 


124,0 


1868 


188,4 


919 


190 


4 MA A 

169,0 


1888 


146,1 


6,4 


4 AA 

108 


4 •* A A 

158,0 0 


1870 


114,4 


30,7 0 


40,5 


152,0 d 


1871 


87,4 


2b,H b 


32,5 


152,0 


1878 


147,6 


60,1 


61 


160,8 


loTo 


1643 


6,7 


693 


4 AA A 

1603 


lo74 




6,2 f 


ÖÖ 1 


U>(l,3 6 


lo7o 


175,9 


16,2 


60 


189 


lo7o 


189,2 


18,8 


AA 

62 


« AA 

189 


1877 


191,1 


1,9 


69 


« n A 

189 


1878 


911,9 


90,7 m 


A» 

66 


917 


1879 


218,8 


6,8 


66,6 


217 


1880 


241,3 


25,6 


74 


229 


1881 


2ö0,9 


16,6 


78,5 


841 


1888 


9763 


14,4 


883 




1888 


■88,8 


M 


na A 

783 




1884 


287,4 


3,5 


763 


946,7 


1886 


286,4 


0,9 b 


76 


86U 


188ti 


28Ö,8 


0.3 


76 




1887 


990,7 


8,9 


76 




1888 


297,6 


6,9 


77 




1889 


312,2 


14,5 a 


78 


276 


1890 


307,8 


4.3 b 


75 


882,6 


1891 


311,9 


4,0 


743 


886,4 



ß. AiMlttllang*jahre. 

b. Abnahm« unslatt Zuuahme. 

e. Erst«» Jahr, in dem die Stadt am Uewina partiaipiert. 
d. Im diwam Jalira werden die Aktien halbiert. 

«. OteZ^len in dieser Spalte bezeichnen daa Ia den Anstaltan aagrisfliaCMd Bad nlobt 

aoaitehenile Aktii-ii uml Obligatiuueu. 
& Dt« Zahlen in diesen beiden Spdtan galwn «tDMI labr gwtaii MsÜMtab iBr dl« Wirt- 

i«h«ftlicii« Lac« ^ Landaa» 
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Aktienlcapital belief sich im Verhältnis .nif mehr als 45®/o jährlich. 
Man sieht andrerseitB auf dou ersten Blick, dafs die blofse Höhe der 
Dividenden nicht als Richtschnur dienen kann, da jedes Jahr mit der 
Zunahme des Verbrauchs auch eine Erhöhung der Anleihen nötig 
wurde, um den Botrioli /u orwcitero, und das Verhältnis solcher A.n- 
leihen zu dem Aktienkapital wird frröfser.') Wenn man unter diesen 
Umständen der Gesellscliaft für das Risiko des entliehenen Kapitals 
einen Nutzen zugestehen will, dann mufs der OiTidendenfuTs mit der 
Zunahme der Ankihen entsprechend erhöht werden. Es ist hnmer 
angehracht, eich za fragen, welches das gehörige VerhSltnls zwiaohfln 
Anleihen und Stammkapital isti nnd femer oh die Stadt die GesciUadiaft 
dieses Verhiltnis in der That hat festhalten huaen. Die Gesellsohaft hat 
immer, wenn nicht offBO, sodoch indirekt eben Ansprach anf 10 Pros, 
erhohen Ton der ganzen Anlage ohne Rttcksidit auf die Höhe des 
Aktienkapitals und der Obligationen, die bereits eingelöst waren. Die 
Zahlen fdr 1885 (siehe Bericht Seite 20) würden auf dieser Qrond- 
lage zur Verteilung an die Aktionäre S6t6 Millionen ergehsB 
haben, oder 1,1 Millionen mehr als sie wirklich erhielten. Wenn wir 
aber das damals abgezahlte Grundkapital ') und die Ohlifrationen be- 
rechnen, würden 10 Prozent von der ursprünglichen 8umme beider 
gleich 12,14 Prozent gewesen sein des wirklichen Pari wertes der 
ausstehenden Aktien und Obligationen , da damals das unhezaldte 
Kapital und die Anleihen zusammen 211 Millionen betrugen. Unter 
dieser Vürau:^set/,ung würden die Aktionäre 12 Prozent auf ihr Aktien- 
kapital (naih Abzug des getilgten Teiles) erhalten haben und aufser- 
dem mehr als 7 Prozent mehr als die für alle Anleihen wirklich ge- 
zahlten Zinsen) nnd m allem diesem hätten sie in ihren Aktien- 
formnlaren nodi einen sehr wertvollen Besitz, selbst nach yoUer Ans- 
aahlnng der Aktien wegen des Anrechts bei der Y erteilnng des garnsn 
Eigentums der Gesellscfaaft bei Ablaof der Eonsession. Ifan sieht 
also, dafs in Anbetracht dessen, dais der Zinsfnls in Frankreich sehr 
niedrig ist, und die Herstellnng nnd der Vertrieb des Gases schon 



') Man darf nicht vergewen, dafs diese Arbeiten durchaus notwendig sind. 
Denn das Aktienkapital ist beschränkt und die QeeelUchaft iat Terpflichtet, ailet 
erforderliche Qm m liefern. 

*) Dw solatst gMBsohte YorMhUig ging anf 10*/o DifidaBde für Onuid- 
kapital nnd Obligationen smammen, natfirlidi unter AnredmaBg der Ziamn nnd 
Amortisation der Obligationen und Ahtien anf dia Anigaban Tor Faitaalaiiqg dar 
DiTidenden. Cochin, p. 8d— 86. 
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l&nge über das Verbrauchsstadiiim hinaus ist, der Verdienst der Qe- 
seUsohnft nngeheaer grofii ist, man mag rechnen, wie man wiU. 

Die RechnangsfUbrang. 

INe Beehnungsilihrong, wie es in Amerika and England flhlioh 
ist» ist in Fiankieioh nicht gestattet Die Qasgesellschaft durfte aber 
dasselbe Beenltat auf einem anderen Wege erzielen. Ein Zweck 
mancher Rechnunp^sführung ist, grofeen Nutzen zu sieben, während 
dem Anschein nach kleine Dividenden verteilt werden. Zur Einleitung 
möchte ich nur die Frage aufwerfen, ob die GasgeseUschaft, nur um 
die Dividenden kleiner erscheinen zu lassen, als sie wirklich waren, 
ihre Aktien (auf streng gesetzlichem Wege) von dem üblichen Betrage 
von 500 Francs im Jahre 1870 auf 250 Francs herabsetzte. Die Ver- 
kleinerung fand statt, uachd'-m die BevölkenniLr 15 Jahre lang ge- 
wohnt war, die auf eine Aktie als Dividende entlallfnde Anzahl von 
Francs auf 500 anstatt 250 zu beziehen. Es geschah sicherlich nicht, 
um für die Aktien einen Markt zu schaffen oder ihn zu vergröfsern, 
dadurch, dafs mau es ärmeren Leuten ermöglichte, sie in klemeu 
Quantitäten zu kaufen. Die Frage kann nicht damit beantwortet 
werdoi, dals man sagt, dals die Berichte der Gesellschaft TerSffiBnllieht 
werden, und da& die Teilung der einzelnen Aktien bekannt ist. Denn 
sie wird nur in einer ganz kleinen Anmerkung erwähnt, und man 
muls sich aulserdem Tergegenwfirtigen, dals nicht da^enige Eindruck 
machtr was man herausfinden kann, wenn man sich Htthe giebt» 
sondern das, was einem so entgegentritt, dals man es ohne jede An- 
strengung fUhlt. 

Doch wir wenden uns jetzt zu der Art und Weise, wie die Ge- 
sellschaft Anleihen ausgab. Der Kredit der Gesellschaft ist ver- 
dien termafsen hoch. Denn sie ist eine der gröfsten und sichersten 
industriellen Anlagen in Frankreich, und zahlt grofse Dividenden. 

Wahrscheinlich könnte sie auf offenem Markt Geld zu 3 — S'/^ be- 
kommen. Ich habe nicht die Absicht, hier eine Geschichte aller An- 
leihen der Gesellschaft zu schreiben, snndern ich will zur eiufachen 
Erläuterunjr die Anleihe von 25 Millionen herausgreifen, die 1887 *) 
genehmigt wurde und 1891 — 1893 zur Ausgabe gelangt. 

Die Aktionäre durften diese Anleihe zu Pari und je nach der 
Zahl der in ihremBesitz be fiu dli cheu Aktien zeichnen. 

>) asa» aen Swisht dm GeMlkeliftft fOr 1880. p. 86^>^ 
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Die Anleihe trägt fünf Prozent Zinsen. Ferner wnide die 

Zeichnung erst Ende Man eröffuet und die ZmKtm wurden ▼ora 

1. Januar desselben Jahres gezahlt. Vom ökonomischen Gesichts- 
punkt bedarf dies keines Kommentars. Die Aktionäre verdieneu 
einfach bei dieser 25 Millionenaiileihe die Diflfereuz zwischen 25 Mill. 
und dem, was diese Obligationen gebraciit haben würden, wenn sie der 
öfl'entlichen Zeichnung zugänglich gewesen wären. Wieviel das ist, 
kann man nicht genau sagen, wenn aber der wirkliche Zinsfuls. /,u 
dem das Geld zu haben war, 3 Prozent ist, dann würde der Verdienst 
an dieser einzigen Anleihe zwei Dritteileile von 25 Millionen oder 
16*/g Millionen betragen. Unter solchen Verhältnissen scheint es, 
dala die GkseUechaft sich nicht darfther beklagen kann, dafs die 
Stadt sie zwingt, ihren Betrieb Termitteb Anleihen m veigröbem. 



Bie Art der Oesellschaft die Herstelluugskosten zu bereehneu. 

Die Gesellschaft hat immer darauf bestanden, alle von ihr ge* 
machten Auigabeni aufser den als Dividenden an die Aktionäre ge- 
zahlten Summen, zu den Herateilungskosten zn schlagen. D. h. um 
die Herstellungskosten in irgend einem Jahre zu ermitteln, nahm man 
zuerst den durchsclinittlichen Verkaufspreis pro Kubikmeter, zog davon 
den auf einen Kubikmeter durclinittlich entfallenden Betrag der au 
die Aktionäre gezahlten Dividenden ab, und erklärte dann die Differenz . 
für den Herstellungspreis des Gases. 

D. h. die Gesellschaft rechnete nicht nur alle dem Staate ge- 
leisteten Vorschüsse und die en Heu d'octroi gezahlten 2 Centimes 
pro Kubikmeter, sondern auch deu Auteil der Stadt au deu Dividen- 
den als Teil der Herstellungskosten. 

Die Stadt andererseits behauptete, dalli diese Dtridende Nntzen 
nnd nieht Kosten sei, dals dieselbe erst bezahlt werde, nachdem 
das Gas hergestellt und Terkauft seL Ferner sagte sie, eine solche 
Avslegnng wQide den klaren Sinn des Artikels yerleognen, der die 
Möglichkeit einer Herabsetznng dee Fteises Torsehe. Dieser Artikel, 
tagte die Stadt, wollte eine Beziehung festhalten zwischen den Her- 
stellungskosten und dem Verkaufspreis, und es sei sonnenklar, dala 
jdie Kosten der Gaserzeugung in dea mehr als 25 Jahren seit Ver- 
leihung der Konzession ungeheuer abgenommen hätten. Da die Summs^ 
die der Gesellschaft für Dividendenzahlung zugestanden worden war, 
bevor sie den Übaschuis mit der Stadt zu teilen hatte, natttrlioh in 
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flucr BXÜiB, 19400000 Fr., bestimmt war, so wflrde jede Zonabm» 
det GenrntDntMos tob dem Untomebmeik und die damufe sieh er* 
gebende Erböhnog des der Stadt za zahlenden Betrages nach der Be- 
TedmoDgsweise der G^esellsobaft darauf binanslaiiliBn, die HersteUmigS' 
kosten zu irhöheD. Dnrcfa ibre Bechnongsweise erkläre es siob, dab 
die HersteUangskosten ? od 1866 bis 1878 ^) um ein Geringes snge- 
nommen, und nicht abgenommen hätten. 

Zata Unglück für die Stadt, hatte dieselbe bei früherer Gelegen» 
heit einen anderen Zweck, und um der Gesellschaft gewisse Steuern 
aufzuerlegen, im Wesentlichen die Behauptung der Stadt anerkannt, 
nämlicli, dal's die der Stadt gezahlten Dividenden einen Teil der 
Kosten zu Er/AUgung des Gase^^ bildeten. I^ud das Gericht hatte 
demgemäfs entschieden. Der Fall lag nämlich folgendormafsen : als 
die Stadt ihren ersten Anteil au der Dividende erhielt, verlangte der 
Stiiat von der Gesellschaft die übliche Stempelsteuer (Euregistrement) 
und zwar 2 Prozent des Betrages. Dieser Anspruch gründete sich auf 
die Anschauung, dafs diese Summe eine Art Miete darsteUte, welche 
die GeeeUsehalt der Stadt fOr die Oomeasion xaUte, in demselben 
Sinne wie die 200000 Rrancs für die Benutzung der Straben besahlt 
werden. Die Gkaellscbaft weigerte sich diese Steuer sa bezahlen, und 
behauptete, die sei eine Art Verdienst, von welchem die Stadt 

eine 8 prosentige Einkommensteuer besahlen sollte. Das Gericht*) 
entschied, dafo die Gkeellschaft die 2 Prozent Steuer davon i^us demi- 
selben Grunde zu zahlen habe, wie sie dieselbe von den 200000 Free, 
bezahlte. Der Beweisgrund war der, dafe es nach dem Gesetze einer 
Gemeinde verboten sei, Eigentum in einer Aktiengesellschaft zu haben, 
dafs der Umstand, dafs die Stadt der Gesellschaft nichts gezahlt habe 
und keinen Anteil an der Direktion habe, ein Beweis dafür sei, daCs sie 
nicht ein Mitunternehmer bei diesem Etablissement sei. Folglich sei 
dies nicht ünternelimergewinn. sondern eine Zahlung von Seiten der 
Gesellschaft für ihre Benutzung der Straisen oder allgemeiner für ihr 
Monopol. ') 

AImt wiihrend diese Auslegung eine wichtige Rolle in der Agi- 
tation und in Cochius Bericht spielte, welcher, wie die Stadt sagte, 

*) Siehe auch Tht^ry S«ite 19, 60 a. folg. Ebenao La Oompagnie eta 

eontra Paris, p. 10«. 

*) Der Fall kam an den Kasaationshof. Siehe Thery, p. 273 u. f. 

• *) Brief des Ministen des Innern vom 11. lUrz 1863 citiert in La Com • 
pagnie etc. oontra Paris, p. 68. 
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ihr Hauptbeweia ') bei dem Prozefs war, spielte sie doch bei dem 
findurteil keine Rolle, weil der Fall sich um die Ermitteluogea der- 
Sachverstäudigen diehte. Die Sachverständigen liefsen aber gewerln 
liehe und kommerzielle Ursachen aufser Acht nnd beschränkten ihre 
Untersuohungea auf die wirkliche f'abrikaüon im engereo ^inne. 

Bas Licht, das auf die gauze Ganfrage durch dW Eutstehuugs- 
gesehlehte des Art. 11 (1855) nnd 48 (1870) füllt. 

Bei der Beweiserhebung in dem Prozesse stellte es sich heraus, 
dab der 185S TOlgesi^lagene Kontrakt von der obersten Verwaltung 
verworfen wurde aus dem Grunde, weil er die Konsumenten nicht 
gegen Preise schützte, die sich vielleicht als Vergewaltigung erweisen 
würden, wenn der Fortschritt der Wisseuschatt liie Herstellungskosten 
des Gases vermindert hätte. Es ist Thatsache, dals es der persön- 
liche Widerstand des Kaisers war, der die Annahme dieses V'or- 
schlagea hinderte und /war grade auf Grund der in den Artikeln 11 
und 48 behandelten Punkte. Damals ernannte er eine Subkomniis.sion *) 
um die Herstellungskosten experimentell zu ermitteln, und liels für 
dieselben eine Oasanstalt in Sevres errichten. Diese Versuche be- 
•tarktoD den Kaiser in seiner Ansieht und es schieii, dait man su 
keiner Einigung kommen konntOr die ihn befriedigt hätte. Aber die 
Monarchie und persönliches Begünent haben immer schwache Punkte 
und die Unternehmer groAer iirifater Industrieen vefstehen gewöhnlich 
diese Punkte herauszufinden. 

Die Gesellschafb (das heifst die Förderer des Fussionsplaaes) 
wandte sich nun direkt an die Eitelkeit') des Kaisers und betrieben 
die Verhandlungen mit ihm persönlich. Zuerst erboten sie sich, ihre 
QeseUschaft nLa Compagnie Imperiale etc/' zu nennen. Nach- 
dem sie sodann die kaiserliche Fürsorge für die Armen gepriesen 
hatten, erboten sie sich, ihre Anlagen weiter aufserhalb der Stadt zu 
verlegen und so dafs von ihnen verlier besetzte Terrain für Wohn- 
häuser ^ei zu lassen ; sie machten auch den Vorschlag zu der später 



*) Siehe SachverttSndtgai-Beridlit p. 908. Blmito La Oompaaie ete. 

OOntra Paris, p. 8. 

*) Die Kommiaslou bestand aus den tüchtigsten Männern Frankreichs: 
Begnaalt, Chevrenil, Maria md Peligod. 

>) Briefe der Gesellschaften an deo PoUseiprlfekten 3. Hai 186B und Denk- 
idbrift fttr den Kaiser. Siehe La Compagnie eontra Paris, p. 87 u. £ 
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fOig0BeheD6n Blomniigrion, und erboten nch ebenfiüls dem Prilfekten 
dM Bedit einnuftiimeii, den Preis herabzoBetienf wenn die Her- 
tteUungskosten geringer werden sollten. Indem ue dem Kaiser diesen 
ktrten YoiseUag erUfiien» sagen sie: 

nEn elfet per eile Finoertitode disparaSt et k Pavenir le consom^ 

matcur est assorS de jouir de toutes les Economies qoi pourrout etre 
realis^es soit du cbef de la science BOlt du dief de 
rindoBtrle personelle de la futnre Gompagnie. 

Dieses letzte Anerbieten scheint den Sinn des Kaisers befriedigt 
zu haben, und am 13. Juli 1855 kam von oben herab der Befehl, den 
Kontrakt abzuschliefsen. Nun hat die Krone yiele Pfiichteu und viele 
Sorgen, denn während des Kaisers persönliche Ängstlichkeit fiir die 
künftigen Konsumenten ca. fünf Jahre laug den Abschlufs eines Kon- 
traktes für die verhältnismäfsig kurze Zeit von 18 Jahren verhinderte, 
verlor er von diesem Zeitpunkt an alles Interesse oder wenigstens 
alle Kenntnis von diesem Gef^ensüind. Denn genau zehn Tage 
nachdem er die Genehmigung zu weitereu Verhandlungen erteilt hatte, 
dekretierte er die Bestätigung des Kontraktes von 1856, durch welchen 
das Monopol nicht für 18, sondern für öU Jahre verliehen 
wurde. Das aUentärkste Stück ist aber, dals die wichtige Klausel, 
welche den Widentand dei Kaisers gebrodian sn baben sebeint, in 
dem Eontrakt Tollstftndig ▼erschwnnden ist Keine ErklSnmg findet 
sieh dafür in den auf uns gekommenen Berichten. W&re aber diese 
Klaasel in dem Kontrakt beibehalten worden, dann wflrde die Stadt 
Ton den nngebeuren Ecspamissen den Vorteil gehabt haben — Er^ 
spamisBe, welche die Gesellschaft anerkennt, die aber von der Sach- 
Terständigen- Kommission nicht in Betracht gezogen werden konnten, 
weil dieselbe es nur mit dem „Fortschritt der Wissenschaft" zu thun 
hatte, und nicht mit den »Hparnissen infolge, in der Sprache der Ge- 
sellschaft, „dn cbef de Tiudustrie personelle etc.** 



Coehln'a Berieht. 

CJoehin (und die Kommission, deren Berichterstatter er war) be- 
grOndete seinen Anspruch auf eine Herabeetsung nach Artikel 48 
damit, dab dieser Artikel ein Verh&ltnis zwisdien dem Yerkan&praiB 
imd den HetstellnngskoBten des Gases festhalten sollte. Es stand 

und unbestritten, da& der Geeamtrerbiauch an Gas ungeffibr 
sechsmal so grols war als im Jahre 1656, und dafo mit dieser Zn- 
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nähme dee Betriebes der Gewinn der Gesellschaft ungeheuer gestiegen 
war. Der Ertrag ans den Nebenprodukten war 1866 sehr Idein^ 
wShrend im Jabie 1882 das Ebkommen ans dieser Quelle beioabe die 
ganze von der GeseUschaft Terbrauchte Eoble ') besaUte. Das waten 
nach OoDcbin's Ansiebt unverkennbare Yerbesserungen oder 
Erfindungen oder neue Verfahren. 

Der Umstand feiner, dab Paris als die einzige Stadt, die seit 
1866 keine Erm&bigung der Oaspreise genossen hatte, mehr besaUte 
als jede andere Grolastadt In Europa,*) wurde als Beweis angesprochein 
dafür, daCs der Anspruch des Volkes auf eine Ermiftigang wohl be- 
gründet war. Denn warum, fiagt« man, wurde der Preis in den 
anderen Städten ermttfsigt, wenn nicht deshalb, weil die Gesellaohaften 
billiger als vorher produzieren können ?- 

Ferner, wenn in dem Ausdruck „Herstellungskosten*' die der 
Stadt gezahlten Dividenden nicht eingeschlossen wären, leugnete die 
Gesellschaft garniclit, dafs die Herstellungskosten ftlr Gas erheblidi 
gesunken seien. Denn die Gesellschaft sagte, die aus einer Tonne 
Kohlen erzeugte Gasmenge war von ca. 250 Kubikmeter auf über 
300 Kubikmeter gestiegen, dafs die Heizungskosten durch öteigerung 
der Temperatur stark abgenommen hatten, dafs der Verlustsatz 
hei der Verteilung von 16 auf ca. 7 " ^) gefallen war, dal's die 
Pracht billiger war, dals die Kosten für die Ver%valtung etc. bedeutend 
sich vermindert hatten, dafs geeignetere Kohle gebraucht wurde u. s. w. 
Aber sie behauptete, sowie die wissenschaftliche Kommission von 
1880, dafs alle diese Verbesserungen und daraus sich ergebenden Ge- 



<) Im Jahre 1891 kostete das Rohiuterial der Oetelliobaft 99,ft JUttimiea 

die Nebenprodukte berechneten 21,5 Millionen. Bericht p. 19, 21, 

') London zahlte damals durchschnittlich ca. 18,90 Centimes, Brüssel 20, 
während Paris 30 Centimes lür den Privatgebrauch zahlte. iSiehe Cochin's Be- 
rioht, p. lOS. 

*) So viel ioh waiTi» wmt ei die «nvefgleiehUoh« Stetiitik der Periier Gie- 
geeeUiohaft, welche alle früheren Berechnungen dM Qaaverluttes bei der Ver^ 

tettang über den Eaufen warf, indem sie nachwies, dafs in demselben Leitung«* 
neU der Qesamtverluat im weieotUoben konstant bleibt, ohne Kücksiohi auf die 
verCeilte Oesmenge, d. h. der Verliut ist proportional der inneren ObeHliclie 
der VerteilangirShren. Mit anderen Worten, der Verlustsatz nimmt «b im 

Verhältnis zu der verteilten Gaemenge. Siebe Rapport desExperts, p. 168. 
Dafs die<<es Prinzip sonst noch nirgends erkannt worden ist, geht hervor aus 
p. 61, 7. Jahresbericht der Mals-Gas-Kommission und aus p. 29, Sinclair, Städ- 
tieohe Monopole. 
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WBM, der geschickten Leitung und Geachäftsklugheit zu Terdanken 
tuen, welche sie „Kunstgriffe" ^) nannte. 

Derart waren also die Ausführungpii auf die sich die Stadt stützte 
nnd soweit sie den Prozels verlor. Sie verlor den Prozel's, wie bereits 
erwähnt, durch das Gutachten der Sachverständigen. Diese Sach- 
Terbtändigeu leiteten ihren Bericht mit dem folgenden iutereBsantea 
Passus ein (Siehe p. 105): 

„L'industne du Gaz, trös simple au point de vue techuique ou 
cbimique, est en effet tellement multiple au point de vue de Tetablisse- 
rnont da priz de revient, qu'il nous parait impossible d'appröcier d'une 
fmom. abeolue et aaiu tenir compte de wo. action rfiflese earlea autm 
bnodiBB de oette mdme indiutne, la valeiiT d*im pioc6d6 noaTean, 
perfectionoemeDt ou iDTention dont la Kompagnie a pria rioitiatiTe 
«0 ee husaant goider, Don par des oondderationB abetraites dea progrte 
KieQtifiqiie, maia par la aaine entente de aea proprea interöta ooBimeioiaiiz 
et financieiB.'* 

Sodann, wie erwähnt, 'unter Ignorierung der geechäftlichen und 
gewerblichen Ursachen, soweit dies möglich, suchten die Sachver- 
ständigen , durch eigene Beobachtung in jeder einzelnen "Werkstatt 
der Gesellschaft und an der Hand aller Berechnungen der Gesellschaft 
Ton Anfang an zu ermitteln, wie grofs die Verringerung der Her- 
stellungskosten (inkl. Verteilung) für Gas (mit Einschlufs aller Neben- 
produkte seit 1855 war, so weit diese Verringerung den im Artikel 
48 des Kontraktes erwähnten Ursachen ') zuzuschreiben war. Sie 
untersuchten den Gegenstand nach der folgenden Einteilung, in dem 
sie für jeden Abschnitt eine getrennte Abschätzung vornahmen. (1.) 
DistUlation et chauffage des Fours, enthaltend (a) Appareils de 
DiatOlatioD (b) Fours ordinaires et Eours Siemens, (c) Examen 
teonomique de la Diatillation (umlaaaeiid die KohlenBorteo, die Hei- 
longaarten, sowie die pro Tonne Kohle erzeugte Gaamenge). (d) 
fiorilleta (e) Refrig6ranta et eactraoteura (f) Appardla Oondenaateura 
et LareuTB (g) ^pnration (h) Emmaginrinage du Gaz (i) Emiasion et 
Diatribution du Gaz (j) maind'oeufre; II. Sous-ProdnltB (um- 
frasend (a) Ookea (b) Tiaitementa dea Goudrona (c) Traitement dea 
Eaux ammoniaoales. 

Obgleich die allgemeinen Ergebnisse dieser SachTeraiändigen- 



*) Ooobin, Vorrede p. II und p. 91. 

*) d. h. Prooides noaveenz, perfeetionnementt oo inventioiM. 
(Art. 48) de« Kontraktes. 

VIII. 4. 5„ 8 
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UnteniiebuDg schou gegeben worden amd — Ergebnisse, wMhb die 
BerSlkerong sebr schwer zu glauben &iid — dftrfte es gut sein, einen 
Augenblick bei einigen der aiii&llendaten Brgebniaae der SnebTer- 
etSndigenennittelangen zu Terweflen. In jedem lUle geben se einen 
Abrifo der EDtwickelnogsgeeGhichte des Yerfidurens und der betreffenden 
Apparate. In dear sllgenidnen Art und Weise der Beschickung nnd 
Entleemug der Retorten nnd deren Heizung finden die Sachvcrstän- 
digen keine Veränderung während der in Betracht kommenden Zeit, 
und zwar, während der anderwärts so vielfach benutzte Siemenssche 
Ofen in Paris nur in geringem Maafse gebraucht wird, ist der Nutzen 
daraus wegen der grofseu AnschafFungskosten ') sehr gering. (Siehe 
Tabelle S. 116.) Ein anderer interessanter Schlu Ts in Bezug auf den 
Siemensschen Ofen ist der, dajs die HaupterHpaTnis durch ihn in der 
Ersparnis an Coaks liegt; Coaks ist aber dasjenige Erzeugnis der 
Gesellschaft, dessen Menge beschränkt sein mufs, wenn der Markt 
dafür nicht überfüllt sein soll, zugleic h nimmt aber mit jeder Er- 
höhung des GasTerbranchs auch die Menge Koke zu, und dadurch 
wächst die Ge&hr der Yermindening des Kntiens der Qesellsoliaft. 
Die GeseUschaft erklärte ofEen, die TJnm6|^jGhkeit, für den Koke 
AbsatK zu finden, sei ein Gmnd, weshalb sie nicht den Preis herab- 
setxen und so den Verbrauch steigern könnte. IMefiarrilleti und 
Refrigerants waran, wie die Kommission &nd, Ton derselben Art 
wie die tot 1866 benutzten. Die Oondensateurs von Pelonge 
und Andonin, welche die Gesellschaft benutzte, sollten vielmehr 
eine bessere als billige Reinigung des Gases ermöglichen und 
deshalb vom finanziellen Standpunkt (Siehe Tabelle S. 116) unbe- 
deutend sein. Dasselbe Ergebnis fand man auch m Bezug auf die 
allgemeinen Apparate nnd Methoden zur Gasrdnigung, ebenso fiir die 
Gasometer zur Aufspeicherung des Gasen. 

Aus Gründen, die bereits vorher auseinandergesetzt wurden 
(S. Anmerkg. 3, p. 112), fanden die Sachverständigen, dafs der ge- 
ringere Verlustsatz bei der Verteilung einen Anspruch auf Preis- 
erraäl'sigung nicht rechtfertigte. Als Beweis des Principes, auf 
welchem sie ihre diesbezüglichen Schlüsse begründeten, sagen sie, es 
sei eine wohl konstatierte Thatsache, dafs der Verlustsatz im Sommei* 
viel gröfser ist als im Winter, und schieben das auf den gröiseren 
Qasverbranoh im Winter.*) 

') NouH Boinme« frappes de i'elevatiou du prix de Construction d'an foor 
Siemens par rapport aa prix des foura ordinairw. Bericht S. 73. 
*) Siehe Bericht p. 16S. 
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Bme entichiedeBe Erhöhiug der Aibdlskosteii für die Destdlation 
cmer Tonne Koble stellte ddi heraus und sogar eine Erhöhung der 
ArbeitskoBten für jeden erzeugten Kubikmeter Gas. Die ZaUen sind 
äier merkwfbrdig (Siehe Bericht, p. 166 u. t), indem der dnxchschnitt- 
lidie T^igelohn für alle Arbeiter (in den Werkstätten) von 1856 bis 
1882 von 3,45 auf 6,71 Francs und für die aufserhalb Beschäftigten 
(an Zahl über 1500) yon 4,31 Frank im Jahre 1860 auf 8,83 Frank 
im Jahre 1882 gestiegen ist. 

Der bei weitem lehrreichste Teil des Berichtes der Sachverstän- 
digen (p. 161 — 209) ist derjenige, der sich mit der ganzen Frage der 
Nebenprodukte und den zahlreichen Unt€r])rodukten Leschüftigt. Zu- 
Dächst erzielt die Gesellschaft ihren Nutzen zum j^rorsen Teil aus 
der Verwertung der Nebenprodukte. Dann wurde erst, als der Gas- 
verbrauch eine grofse Produktion von Theer ermöglichte, die Verar- 
beitung desselben tür den Handel von Nutzen. Da aber der Markt 
für einzelne der Nel)enprodukte (z. B. Koke) beschränkt ist, hat 
dieselbe Zunahme des Gasverbrauchs, welche die Verarbeitung des 
Theeors lohnend maoht, einen poaitiTen Verlust zur Folge, indem sie 
den Harkt ftr Koke drfiokt Der Markt für einige der feineren 
Hebenprodukte ist ebedaUs sehr beschränkt. Wenn man sich fienier 
erinnert, dafe die Uethoden und Maschinen lur Verarbeitung der 
Nebenprodukte, sowie die möglichen Verwendungen der Produkte 
aUe bweits m den ersten zehn Jahren unseres Jahrhunderts, und sogar, 
bevor die Leuchtgaserzeugung lohnend gewordra war, bekannt waren, 
wird man sich ungefähr vorstellen können eine wie schwierige Auf- 
gabe*) die Sachverständigen zu lösen hatten. Denn sie waren dazu 
berufen, den Einflufs der Verarbeitung und des Vertriebes dieser Neben- 
produkte auf die Herstellung des Gases zu entscheiden. Sie 
waren aber sogar auch darin beschränkt auf neue Verfahren, 
Verbesserungen und Erfindungen und zwar nur iusoferu, als 
ihr Eintluss auf den Geschäftsgewinn „inerklich" war. Es ist Tliat- 
sache, dafs die natürlichen Nebenprodukte. Coke, Tlieer und Am- 
moniak-Wasser, hei Beginn der Konzession ohne weitere Verarbeitung 
verkauft wurden, und im Kontrakt ist ^ceine Bestimmung enthalten. 



*) Nou9 serions bien embanMAa de reconnaitre si les appareiU distillatoirei 
dn gondroo p«r leur diipontion wiUielle, rötliient A eaz teols an perfeotioniMineiit 

qui seit de nature ä abaisser le prix de revient de la fabrication. Bericht p. 186. 

Die Kommission umginjj die Schwierigkeit bei diesem Punkt, indem sie ein- 
fach eioe ächätzuQg der Gesamtzunahme dea Nutzen« pro Kubikmeter verkauften 
Chnes so* «Umi Neben- und Unterpfoclalrten lieferte. 

8* 
87» 



Digitized by Google 



— 116 — 

lun die GesellBoliaft sa Terhindflni, weiter dar&ber in dieser Weise m 
TerfÜgeo. Ausserdem Imsierte die Ton den SachverstHodigeo ermittelie 
Gessrntennftlsigiuig der Herstellungskosten desOases weeent- 

licli auf dem Gewinn aus den Nebenprodukten. Dieser Gewinn be- 
ruhte aber nicht auf dem Fortschritt der Wissensdbaft, auf Erfindungen 
oder Verbesserungen in der Gasindustrie oder sogar hauptsächlich auf 
der geschickten Leitung der Gesellschaft. Er beruhte vidmehr auf 
der Zunahme der Bevölkerung und was damit zusammenhing, und 
zum grofsen Teil auf der sich daraus ergebenden Zunahme der er- 
zeugten Gasmenge. 



Abtiwement du Prix d» revtent proveiMiit de 


Pendant 


Montant de 
i'abaUBement 








pdriodei. 


par mötra 
cubic de Gas. 

fr. 


Procßile« 
nouveatUL 


InTtntioiM. 


Pefectionne- 
ments. 


Foon Siemen« 






9« Periode (1868) 


0,00108 






Chauffa^e foura 
ordinaires 


— (1860—61) 


0,00041 






fiendement en 
Ott 


- (1868) 


0,00670 




Condensateurs 
Pelouze et Ad- 
doain 




4« Periode (1872) 


0,00017 










0,00000 






Briquettea de 
üoke>) 


— (1872) 


0,00014 




AnthfAoene 




— (1878) 


0,00880 






GondrouB (ddri- 
▼^diveraperfeo- 

tionnements siic- 
cessifsautres que 
l'anthraoene) 


sans date prteise 


0,00070 






Emx anmoni* 
oale« 




0,00619 



Samma •= O/MiA^'r^- 



') Dieser Titel zeigt wie schwer es ist, zu sageo, was dem iTortschritt der 
WiMentohaft angehSrt« Als der OeaarntTorbraach an Oaa ee lohnend gemaiiht 

hatte, das Theer zu verurbeitcu, stflltc es sich heraus, dafa eine ungeheure Menge 
Kohlenstaub und Poch in den Uanden der Gesellschaft blieb, und dafs es sich 
für die (Gesellschaft bezahlt machen würde, dieselben für Heizzweoke zu mischen 
and in Formen an prenen. 
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Bio SachTeratftndigeii jedoch onittelteD mit der gehörigen Be> 
•erre und Erläuterting, ') dafs der Qeivinn der Gesdlschaft allein 
ans dem Verkauf von Anthraceu die HersteUnngskoeten des Oaaes 
un nicht weniger als **/joo Centimes pro kbni im Jahre 1882 ve> 
mindert hatte gegen die Kosten im Jahre 1873. Hierbei wurden aber 
die Herstelhingskosten des Anthracens aufaer Acht gelassen, nach deren 
Abzug nur '/,oooo Centimes pro cbm erzcupteu Gases übrip bleiben. 
Aber selbst über diese Scliätzuiii: bemerken die Sachverständigen (p. 195): 
y,mais eu faisaut, par contrc, remanjuer, de la fa«;on la plus formelle, 
que ce chiffre n'est que rindication d'un maximum qui est certainement 
superieur k la rcalite." 

Behufs einer Rekapitulation füge ich hier die dem Artikel 48 
entsprechenden Ursachen einer Verminderung der Herstellungs- 
kosten des Gases naoh den Ermittelungen der Kommission (Bericht 
p. 211). Der ganze in Betracht kommende Zeitraum ist in Unter- 
ahsehmtte gethettti und die Wirkung jeder dnielnen Ursache wird 
gesondert dargestellt 



6. Kapitel. 

Die politischen und ökonomischen Ergebnisse und Schlüsse. 

Wir hahen die Eieignisse und die Geschichte der Gasfrage be- 
trachtet; was ist nun Aber die allgemeine Politik zu sagen? Bass 
die Stadt Paris bei der Behandlung der Qasfrage unendlich glfiek- 
Hcher gewesen ist als Wien, hedarf wohl kaum der Erwähnung, imd 
awar trotidem Wien seit 1875 im Durchsdmitt etwas niedrigere Preise 
sowohl für öffentlichen als privaten Gebrauch gemesst, und trotzdem 
der Kontrakt in Wien sechs Jahre früher abläuft als in Paris. DafBr 
bezieht aber Paris von der Gasgesellschaft direkt ein ungdieures Ein- 
kommen und erleichtert dadurch seine Steuern in entsprechendem 
Qrade^ und aufserdem wird Paris in ca. 13 Jahren ohne Entgelt zu 
einem wertvollen Besitz gelangen — ein Besitz, der wahrscheinlich 
wenigstens 200 000 000 Francs wert sein wird. 

Dies legt die Erage nahe, ob es eine gerechte Besteuerung ist, 

') „ . . . fl mnit imponibl« d'nllmin de prdtendre dulfrar, Brtiele par trtiele, 
Im bteefieet rtelittaa, miia per sonte nur let prodaits cominerciaux dont Im 
priz de venteTarient & toatinitaat per mite de V4M da marefaA". Beriohi p. ISO. 
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alle diese Millionen von den ca. 240000 Abonnenten der GasgeseLlschalt 
SU erheben? Heisst das nicht, diese wenigen besteuern und die ttbrigea» 
mehr als zwei Millionen, laufen lassen? 

Ist das nicht streng genommen ungerechte Klassenbesteuerung? 
Dieses Einkommen stammt direkt von den hohen Gaspreisen. Vom 
steuerpolitischen Standpunkt betrachtet könnte man diese Steuer, wie 
es mir scheint, trcnau mit denselben Gründen rechtfertigen wie eine 
progressive Einkommensteuer; und es scheint mir, in diesem besonderen 
Falle ist das Volksbewufstsein richtig und solche Steuern sind be- 
rechtigt. Natürlich dürfen in dem einen Falle wie in dem andern 
die erhobenen Beträge nicht übermUrsig hoch sein.^) Es ist allgemein 
bekaunty dafs in Paris die gruisen Restaurants, Cafes, Hotels, Theater 
und die grofisen industriellen Etablissements den grölsten Teil dea 
Gases verbraachen. Die Frage wttrde in Amerika eine dnrehaos Ter- 
schiedene seini wo das Qm so allgemein fttr häadiohe Belenohtong 
benntst wird. Es scbeint mir nicht mehr ak redit nnd billig, wenn 
die Stadt erlaubt» dals ihn Sbrafsen angerissen werden, um Röhren 
zu legen SU Gunsten dieser grotben Konsumenten (abgesehen im der 
Notwendigkeit der öffoitliehen Belenditung) und sie femer den Inter- 
essenten civile Bedienung des gelieferten Gasra sichert, die viel mehr 
wert ist als sie bezahlen, da(s sie keinen rechten Grund zur Kla^» 
haben. Kurz, sie haben einen ganz besonderen Nutzen ron den öffent- 
lichen Strafsen, und es dürfte gerecht sein, sie daftir zahlen zu lassen. 
Um eine andere Erläuterung zu geben, scheint es mir, man kann die 
Steuer aus demselben Grunde rechtfertigen, wie ein Student an der 
Universität Kollegiengelder zahlen mufs. 

Indem wir das System für recht erklären gegen diejenigen, welche 
Gas konsumieren, wenden wir uns jetzt zu der Frage, ist ein System 
wirtschaftUch khig und gerecht, welches die Preise so hoch erhält, 
dafs dadurch die Anzahl der Konsumenten so erheblich beschränkt 
wird? D. h. ist es gerecht, nicht für diejenigen, welehe die Bfeeuem 
beiahlen, sondern welche Tsriundert werden, Gm su konsumieren? 
Es kann darauf nur eine Antwort geben, dafs es em groIiKS Hindernis 
für die wirtschaftliohe Entwickelung eines Volkes ist, dab ein so all- 
gemein ntttdiches und an sieh Inlliges Bedfirfius sum gewerbliehen und 

') „Die Gasinduatrie ... hat ... grof«e Summen für die OrUkasae geliefert. 
Die Steuer der Konsumenten iat vielleicht nicht unbilliger verteilt, als die ge- 
wöhnliche äteuer, aber man sollte einea Yemieh maohen, einen gewiMsa Teil 
üa fialeaohtaagaweien billig gmag sa meoliMi, nm fBr alle emidibsr sa leia**. 
Siaolair, p. 88. Toronto 1881, p. Sa lfanioi|Na MonopoUee eto, p. 88. 
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«irlMsbaftUchea Fortoohritt» dnieh so hohe MoDopolpreiBe außerhalb 
dm Berakhes der grotai Muse des Yolkeo gehalten wiid. Die in 
sokhen PtaissD Uegende Ungereehtigkeifc ftllt also weit mehr auf die- 
jenigen, welche nidit imstande sind, diese „Gassteuer** zu bezahlen, 

als auf diejenigen, welche nie bezahlen. Es ist eigentümlich, dafs 
gerade der Umstand, dafs der Kontrakt so abgefafst ist, um diese 
Steuer den Gaskonsamenten aufzuerlegen, einer Herabsetzunpj derGas- 
preise durch einen ergänzenden Vertrag im Wege steht. Denn die 
Teilung der Anlagen der GesollHclialt mit der Stadt bei Ablauf der 
Konzession gilt nur als ein Entgelt für den Aufschub der Teilung 
des jährlichen Reingewinns. Die Gesellschaft hat sich aber jetzt schon 
au diese Gewinne, die man mit Recht ungeheuer nennen kann, ge- 
wöhnt, so dafs jeder Vorschlag zu einer Änderung des Kontraktes zur 
Erzielung billigeren Gases vou der Gesellschaft mit der Behauptung 
erwidert wurde, dafs sie in keinen Plan willigen könne, durch welchen 
ihr Nutsen Termindert würde. Aber TOr 10 Jahren, berechnete die 
GeseOsehaft, dafs eine Herabsetzung des Verkanftpreisee ron 10 Cen- 
times ebe Ansddmnng der Anstalt nnter Kosten bis sur Höhe von 
7 — 800') Millionen Franks bedingen würde. Wenn aber, wie es nach 
dem jetzigen Kontrakt geschieht» ebe H&lfte dafon am Ende des 
Kontraktes unentgeltlich an die Stadt fidlen soll, so würden dadurch 
die Gewinne der Gesellschaft erheblidi geschädigt werden. Mit anderen 
Worten, eine Zunahme des Konsums, wenn nicht die jetzigen hohen 
Preise fortbestehen, ist gerade das, was die Gesellschaft in ihrem 
eigenen Interesse mit allen Ejräften bekämpfen mufs, wenn nicht diese 
Zunahme mit einer sehr bedeutenden Konzessionsverlängerung bezahlt 
wird, welche es der Gesellschaft ermöglichen würde, die zur Ver- 
gröfsening der Anlagen nötigen grofsen Anleihen zu tilgen, ohne in 
irgend einem Jahre den jährlichen Reingewinn zu empfindlich zu kürzen. 
Hier haben wir also einen klaren und unzweideutigen Fall, wo die 
Interessen der Aktionäre und diejenigen der Konsumenten und der 
Gemeinde überhaupt einander schnurstracks zuwiderlaufen. ^) Beider 

') Ein anderer Beleg für dieselbe Sache ist der rmetand. dafa die Geaell» 
•ohaft die Ausdehaang der gewerblichen Benutzung des Uases bekämpft, weil 
diMelba dea Kokanuilct drSoktn wflcd«^ iVr welche die OcaeHigheft das Ko- 
Bopol hat Memoire de M. le Prüfet ete. le 19 Jvin 188». Sieiie eeoh 

oben p. 136. 

*) Der Direktor der öffentlicbon Arbeiten sagte, eine Erm'afsigung nur um 
6 Centimes pro Kbm. würde eine Eztraatugabe für die Anlagen von ca. d50 
miioaea verarauriMD. Th^ p. 177. Siehe eaeh p. 149 die Bereidinaiig der 
OeMÜsafaeft. 
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Nähe des Ablaufs der Konzession int es für die Gesellschaft von Nach- 
teil, wenn der Gesamtverbrauch selbst bei den jetzigen hohen Preisen 
80 zimehmen sollte, dafs die Anlage neuer Anstalten erforderlich wird. 
Denn obgleich das ganse Kapital oaeh den Beatinnrningan der Kon- 
sesnon besaUt sein würde, noeh beTor die Komesaion aUänft, liegt 
ea doeh anf der Hand, dafs, wenn die nenen Bauten anagedehnte wftieiiy 
das neae Kapital bei einer Tügmigifiist von so wenigen Jahren wahr- 
Boheinlidi nnr abgenhlt werden könnte, wenn die jfthiliohen Dividenden 
erheblioh beschnitten w&rdeo. Das wQrde aber den ÜBteressen der 
Aktionäre zuwiderlaufen, da im Jahre 1906 die Stadt die Hälfte der 
ganzen Anlagen bekommen würde, Ton denen ein grofser Teil direkt 
durch das Geld repräsentiert wfire, das sonst dazu gedient haben würde, 
die jährlichen Dividenden zu vergröfsem. 

Ein anderer bemerkenswerter Punkt ist der, dafs eine solche Ein- 
richtung wie die Pariser einen gefährlichen Widerstreit bedingt zwischen 
den Interessen der Stadtkasse und dem öflFentlichen Wohlstand, für 
welche beide die Stadtverwaltung verantwortlich ist. Ein wichtiger 
Grund wird gegen den städtischen Selbstbetrieb geltend gemacht, 
nämlich dafs es gefährlich ist, einen solchen Bedarfsartikel wie das 
Gras den Nöten der Stadtkasse zugänglich zu machen. Man hat oft 
gesagt, dafis bei städtischem Selbstbetrieb in Zeiten finanzieller Be- 
drängnis die Yersnohung nahe liegen würde, die "PnSm wa hoch ra 
halten und dieses „Idchtbrot** ni einer Steoei^ und Einkommensquelle 
sa machen entgegen den besten wirtschalUiohen Interessen der Qe- 
meinde. Nun das ist gerade da^enige, was seit nngeffthr 90 Jahren 
in PaiiB bei privatem Betrieb geschieht, und man braacht kein Prophet 
SU sein, um zu wissen, dats dieselben Verhältnisse nicht nur bis zum 
Ende dieses Kontraktes anhalten werden, sondern dafe sie auch die 
erste Bedingung eines eventuellen neuen Kontraktes sein werden. Wenn 
die Stadt einwilligen würde, ihren Anteil an dem Gewinn ') des Untere 
nehmens aufzugeben (was die Gesellschaft fortwährend anrät), dann 
könnte und würde die Gesellschaft den Verkaufspreis sofort entsprechend 
herabsetzen. Das würde aber das Gleichgewicht des Stadthaushalts 
vernichten, und in einer Stadt, deren Aiis^al)en so rasch wachsen wie 
in Paris, kann und wird eine solche Störung von der J^'inauzverwaltuug 

<) Z. B. Ar das Jahr 1891 verteilte die Oeselbobaft an ihre Aktionire 

24,5 Millionen und zahlte (aafser der Strafsenmiethe') in dieser oder jener Form 
an die Stadt über 19,1 Millionen oder mehr als 78% von dem, was sie den 
Aktionirsn ishlte. 
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nicht') frdwilUg sngegeben werden. Alao findet maii ans den im 
mrigen Abaohnitt' angegebenen GrOnden die Aktionftre nnd die Stadt- 
kiMO hier TerbQndet gegen die wirteofaafUidien und gewerblichen Inter> 
e o e on der Gemeinde, üm die Zahlen fUr 1890 (siehe Jahresheriohft etc. fi 

und 22) anzuführen, zahlte die GesellBchaft an die Stadt (anfter den 
800 000 Francs für die Strafsenbenutzung) 19,1 Million Francs. Wenn 
man dies aber auf alles in Paris und den Vorstädten in diesem Jahr 
verkaufte Gas (311900 000 kbm) verteilt, ergibt das mehr als 6 Cen- 
times pro kbm, die in die Stadtkasse gezalilt wurden. 1). h. der durch- 
schnittliche Verkaufspreis könnte um mehr als 6 Centimes herab- 
gesetzt werden, ohne dafs der Gewinn der Gesellschaft berührt würde, 
vorausgesetzt, dafs die Stadt dieses System der indirekten Khissen- 
stener aufgeben wollte. Ja, wenn man das in den Vorstädten ver- 
kaufte Gas (ungefähr die Hälfte des ganzen) in Berechnung zieht, ist 
das Resultat noch auffallender, und die Ermäfsigung würde mehr als 
7 Centimes anstatt 6 betragen. Ich kann nicht genau sagen, was der 
dturaibflcluitttliche Yerfcan&preis ist, da die Berichte swisofaen dem dffiant- 
lichen Gas (welches 16 Centimes kostet) und dem privaten (welches 
90 Centimes kostet) keinen Unterschied machen. Aber vor ca. 10 Jahren 
war der Dorchaduittspreis etwa 86 *) Centimes. Es ist seit damals 
etwas gestiegen, da der Consnm an privatem Gas schneller sunimmt 
als der an öffentlichem. Jedoch dieser Venicht seitens der Stadt anf 
Siran Gewinnanteil würde wahrscheinlich den durchschnittlichen Qas- 
preis auf etwa 18 Centimes herabsetzen. Dieser Preis in Verbindung 
mit dem schliefslichen Anteil an dem Besitztum der Gesellschaft würde 
wohl das Gas in Paris in wirtschaftlicher Beziehung zu dem billigsten 
in Europa machen. Denn selbst London mit seinem ungeheuren Consum 
sowohl wegen seines Nebels als seiner grol'sen BevölkeruDg, sowie der 



') Mais la villo ne peut retrancher, sana compensation, plus de 20000000 
de Francs de aes budget«. Cela est inditoutable pour von«, measieura, qui avait 
&ii «De ttade attoativ« de mm badg«li^ eto. Memoire de K. le Prüfet de 
Ift Seine. Le 19 Jain 1888. 

') Es ist sehr schwer ra erfahren, was das Gas in London im Veihältni* 
koatet, weil es von so vielen Terschiedenen Qesellschaften geliefert wird, und 
wdl die System« der FrtAtng der Leoohtkraft lo völlig venohteden sind. Siehe 
die Bede von Alphons bei Tbtey, p. IT«— IM, wo et eof 0^1476 IVsaki ge- 
•eUtst wird, und auch ibid. p. 228, wo Cochin sagt, der Verh sttft prei» ist IS'/t 
und die Leuchtkraft ist 26 ' ^ gfröfser als in Paris. Die Gesellschaft sagt, der 
Preis in London schwankt von 14,1 — 18,7 Centimes, je nach der Gegend. Ibid. 
p. «8. Holt, ibid. p. 972, sagt, die Lmrahtkirnft m Londeii irt nor 10«/« grSfSwr 
als in Pteii, nad dsft tolbet dmm die PHIfangunethode fBr London gSnitif iii. 
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weiten Verbreitung in der häuslichen Beleuchtung zahlt ca. 14*) Cen- 
times sowohl für öffentliches als privates Gas. Aher London erhält 
keine Stralsenmiete und die Konzessionen der Gesellschaft sind auf 
unbeechränktc Zeit. Deshalb findet keine Teilung des Vermögens der 
Gesellschaften nach einer endlichen bestimmten Zeit statt. Att&erdem 
zahlen alle Mieter in TiOndou eine Beleuchtungssteiier. 

Unter diesen Umständen können wir aber sagen : Paris bezahlt 
sein Gas teuer wegen der finanziellen Not der Stadt. Was man also 
braucht, ist eine Reform des Stadthaushalts, sowie femer und zwar 
etat naohher eine Beform des Kontraktes mit der GasgeseUsohaü 

Aber dennoch, selbst wenn Paris wirtschnfkllch nicht mehr für 
sein Gas besahlt als andere Stidte, bleibt die Thatsache bestehen, 
dals die Qesellsehaft zn nel Geld Terdient, wenn man den Dnrdi- 
schmttsreidienst anderer Indnstriesweige als Bichtschnnr nimmt, — vnd 
swar trotsdem die Kohle in Pkris jahraus jahrein im Durchschnitt 
oa. 10 Francs mehr kostet als in London. Femer setzt die „G^slight 
and Ooke Company" allein gnt und gern sweimal so viel Gas ab ala 
die Pariser Geselladiaft 

Dies bringt uns auf die Frage, welche dem ganzen Gegenstand 
nicht nur in Paris, sondern in allen anderen Städten zu Grunde liegt : 
Was ist i's im Kontrakt und in den Verhältnissen der Pariser Ge- 
sellschutt, das ihr ermöpjlicht. eine so vollkommene Beleuchtung zu 
leisten — ohne Zweifel die best« der Welt und zu Preisen, die luit 
sonstigen verglichen in wirtschaftlicher Beziehung nicht übermäfsig 
hoch sind? Es ist sicherlich nicht die natürliche Lage von Paris, denn 
das Kohmaterial kostet mehr als in den meisten grofsen europäischen 
Hauptstädten. Es ist nicht so sehr der Umstand, dafs die Gesellschaft 
ein Monopol hat, denn dieses wird hentsntage fiwt allgemein in der 
Belenchtungsindustrie angewendet Der Umstand, dab das Monop«^ 
SU so froher Zeit, 1856, gesidiert wurde, hat ohne Zweiftl dasu nnt- 
gewirkt, die Gesellschaft zu ihrer gegenwärtigen hohen LeistungsfiÜiig- 
keit zu bringen. Es kann nicht die Länge ihrer Konzession (60 Jahre) 
Beb, denn in England und Amerika, wo die Konsessionen seitlich 
unbeschränkt sind, finden wir keine solchen brillanten Resultate. Die 
Gründe ftlr diesen Erfolg sind snm Teil in den rechtlichen Formen 

>) Siehe Anmerkuog 2 aut 8. 181. 

") Das Monopol entnokt sieh auf die Barattong der SffntUohen Sirabsn 
m YmMilnag dar Laitongen. Oio OeMUsehsft mnh den graten Hiitnbiluft» 
geeellsobkften du Gu zu 19 Centinies TtrioMfen, vm no in TetUndsn, das Gas 
in ikren eigenao Fabriken lo eneugea. 
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TO suchen^ welche die Gesellschaft an die Stadt binden, viel mehr aber 
io den politiachen und administratiyen Verhältniaeeik des Landes — 
Verhältnisse, welche die Gesellschaft gegen Störungen durch die 
setzgebcDdeu oder Verwaltungsb^örden während der kontiaktlioheo 
60 Jahre sichern. 

Nun ist die dauernde Kapitalanlage in der Gasindustric so grofs 
und die Möglichkeit dieses Kapital wieder heranzuziehen und es zu 
andern Zwecken zu verwenden so gering, dass eine lauge Reihe von 
Jalireu durchauH nötig ist um einer Gesellschaft Genüge zu thun für 
die Anlage und die beständige Erweiterung der Anlage um mit den 
Bedürfnissen der Zeit Schritt zu halten. Aber wegen dieser immer 
wediselnden Bedflrfbisw der Zeit, und wegen des Fortschrittts der 
Wiagenscliaftittrcbteii die öffantliehen Behörden sieh durch einen langen 
Kontrakt zu binden. Der Pariser Eontrakt ist, wenn Konzessionen 
fiberfaanpt beschrSnkt werden, ein sehr langer, und ohgleieh Paris jetzt 
dsrftber Uagt, dafo es auf so lange Zeit an so hohe F^se gebunden 
ist, es doch Tollstftndig auf der Hand, dats Paris niemals die 
prtchtigste Beleuchtung gehabt hätte, wenn es nicht dieses lange 
Konopol verliehen hätte. Diese T^nge des Kontraktes ist sicherlich 
kein unwichtiger Faktor in der Erzielung des Erfolges der Gleseli- 
echaft. Aber in manchen Ländern ist die Zeit der Konzessionen un- 
beschränkt. Man sollte dann meinen, dafs der Erfolg von Gesell- 
schaften dort, unter sonst gleichen Umständen, denjenigen der Pariser 
Gesellscliaften übertreffen müsste. Aber die Erfahrung lehrt, dafs 
ohne zeitliche Beschränkung in den Konzessionen sich niemals für 
ein einziges Jahr sicher fühlen. Sie sind jedes Jahr Angritieu seitens 
der Gesetzgebung ausgesetzt. Diese Angriffe kcWinen die Form sehr 
drückender Kontrolle aniiehinen und sich sogar darauf erstrecken, 
die Preise durch Gesetz oder durch eine gesetzlich bestellte Kom- 
mission festzusetzen, oder sie kramen anitreteB in Form tiner Er- 
laubnis für die StSdte, die Gesellsohaften zu exproprieron. Es ist 
eine unbestimmte und stets gegenwSrtige Gefahr für die OeseUschaftsn, 
die sie Terhiadem muss in ihre Flhigkeitea das Vertrauen zu setzen, 
«nen bestimmten Plan und eine fiber eine lange Beihe ?on Jahrsn sieh 
erstredcende Politik auszuffibien. Ein solches Vertrauen ist aber durdi- 
sus notwendig. In Paris Terbleibt zwar das Enteignungsrecht immer 
in den Händen des Staates, aber er zögert sehr lange dieses Becht anszu- 
ttben und weigert sich, davon Gebrauch zu machen, wenn nicht jede 
andere Möglichkeit, der Schwierigkeiten Herr zu werden, durchaus 
auigesohloesen scheint. Die Pariser Gtoseliachaft zu ezfuropüeren, würde ein 

»77 



Digitized by Google 



124 — 



besonderes Gesetz erforderlich Kein, ebenso wie es in einem Ameri- 
kanischen Staate oder in England der Fall sein würde. Der Unter* 
schied ist aber, dafs in England und Amerika (und sogar in Oster- 
reich) (lies eine wirkliche Gefahr ist, eine Gefahr, die täglich za 
fürchten, die Gesellschaften gerechten Grund haben. Denn die eng- 
lischen und amerikanischen Städte, welche eigene Gasanstalten besitzen, 
haben dieselben mit solchem Erfolp^e betrieben, dafs sie andere Städte 
dazu ermutigen diesen Plan zu versuchen. Dies trifft besonders zu in 
den Staaten, wo das Recht privater Köriierschaften etwas lorker und 
infolgedessen der Mifsbrauch ihrer Vorrechte seitens der Kiirperschaften 
grols ist. Zum Glück hat die Pariser Gesellschaft unter allen Re- 
gierungswechseln sich solcher Furcht eutscblagen können. Der Grund 
dalür ist sehr euifooli. Die Mehmhl der SVanioeen tob aHen po- 
litiBGhen Olaubensbekenntnissen kennt die Fehler, die dem System 
der französischen Politik und Organisation anhaften, und man kann 
hinzni&gen, die SohwSohen der Begiening, zu gat um ehien Angen- 
bliok zu glauben, dars die Stadtrerwaltong von Paris mit Erfolg ein 
industrielles Unternehmen wie den Gasbetrieb zu leiten Terinoehte. 
Man braucht keinen weiteren Beweis dafür, als den Umstand, dal^ 
w&hrend des sechsjährigen Feldzuges um die Ermäfsigung der Gas- 
preise kein ernstlicher Vorsohlag Yon den radikalsteu Parteien gestellt 
wurde, der auf eine Enteignung der Gesellschaft hinzielte. Wenn 
aber noch ein weiterer Beweis nötig wäre, würde er leicht durch die 
finanzielle Lage der vStadt zu liefern sein. Die Gesellschaft konnte 
nur gegen volle Entschädigung expropriiert werden. Aber die über- 
angestrengten Finanzen der Stadt würden die neue Last nicht tragen 
können, die nötig wäre, die Gaswerke zu kaufen, selbst wenn damit 
alles gethan wäre ; aber der Hauptzweck der Besitznahme dieser 
Werke würde die Ermäisigung der Verkaufspreise seio. Diese letztere 
würde aber, wie bweits gezeigt (p. 120) eine sofortige Erweiterung 
der Anlagen beanspmdien unter einem Aufwand von Kosten, die riel 
gröfser sein wflrden als die der Erwerbung der jetzigen Anlagen. 

Eine Anschauung Ton den finanriellen Lasten, die ein Ent- 
eignungsrerfohren der Geeellschaft Terunacheu wUrde, bekommt man 



') über die Moßriichkeit des städtischen Selbstbetriebes der Gasanstalt in 
Paris sagt Thery (p. Ö21) ; „Nous ne diMotirons pas le premier cas, car sur oe 
point tont le moDda eit d'MOord ftiqoQrdliai^, mid an andsrer Sidle, p. 898. 
n . . . reiptoitation de l'indoatrie da Oaz, soit par la ViUe eile mime, Mrft per 
«M Compagme UmOn, eit mw aolation qni a'eat ni pratiqae lu svaotsgsow**. 
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aus dem Memoire') des Präfekten (12. Juni 1882). Auf Grund der 
Ermittelungen einer besonderen Koinission berechnete er, dass die 
Stadt der Gesellschaft eine Rente von 60 Millionen Francs jährlich 
für jedes der 23 noch übrigen Jahre der Konzessionen haben würde. 
Doch dieser Betrag würde nur hinreichen nm die Gesellschaft zu be- 
zahlen, die Stadt müfst« aber aulserdeni Geld aufbringen um die 
Anlagen /.u erweitern. Jeder, der also überhaujjt mit dem städtischen 
Budget vertraut ist, mufs mit dem Präfekten übereinstimmen, weuu 
er den Phn fdr unausführbar hält und ihu mit den Worten fallen 
lässt nBille wnii dtoutrenae pour ks finances de la tiUe.** 

DtJi die Oeeelkoliaft m ihrem Gtoltthle der Sicherheit gegeu die 
Geeetzgehung oder selbst gegen Ejnege, Berolutionen und Verfiusnng»» 
Wechsel berechtigt gewesen ist, seigt sich ans der Erfthmng. Die 
Gesellschaft leidet natürlich finanziell unter Krieg und Bevolntion 
aber niemals Ton einer direkt gegen sie unternommenen Handlung. 
Nur auf ihr freiwilliges Ersuchen nahm die neue Hegierung von ihren 
Kontrakten Kenntnis. Man erzählt, dafs die Kommune nicht einen 
einzigen Bekruten von den mehr aln fünftausend Angestellten der Ge- 
Seilschaft erhielt, und dennoch, während die Kommune nicht zögerte 
das Kathaiia zu zerstören und den prachtvollen Palast mit all seinen 
Archiven, in welchem der Rechnungshof hauste, und vor allem nicht 
zögerte alles erreiclibare Baargeld zu beschlagnahmen, wird doch er- 
zählt, dafb, als selbst diese wütende Communards ihre Hand an die Kasse 
der Gesellschaft legte, es nur der einfachen Erklärung des Direktors 
bedurfte,') dafs ohne dieses Geld die Anstalt aufhören müsse zu ar- 
beiten um sofort das Geld zu erhalten. Man liefs dann die Anstalt 
ihren nützlichen Dienst wahrend dieser ganzen Sturmperiode versehen. 
Es scheint mir, dab ich mßtxt lauter sprechen könnte für die Ehre 
und Achtung, in welcher die Gesellschaft und ihre Beamten seihst 
bei den schlimmsten Mementen in der Stadt standen. 

Aniser der Leitung, welche an Energie, üntemehmungsgeiBt und 
Geschicklichkeit ihres gleichen sucht, kann man wohl mit einem Worte 
sagen, dafs die fast unerhörten Erfolge dieser Gesellschaft ihrem langen 
Kontrakt und ihrem Geftlhl der Sicherheit, dafs ihr Kontrakt nicht 
durch die Gesetzgebung angegriffen werden würde, zu verdanken sind, 

') Pendant la Commane personne ne manquait k soa poste. Ua joar U 
oaiNe oontenaat an oe momeiit prds d'on mlllion fnt nirie. K. Ournet alk tronver 
la dttl^gvA «uc finmoes et Ini espota aveo calme qa'on ne faisait riea sans arfjrent, 
et qa'en coiisequence le soir rnlina Ptrit 06 MTUt pM teUorA, le nüllion fat renda 
avant la nuit üochin, p. 7. 
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Diese beiden Umstände zusammen haben die Geeellschaft in die Lage 
versetzt, einen echt wissenschaftlichen Entwickelungsganp zu verfolgen, 
wie es nur im Falle eines Monopols möglich und nur bei wenigen 
industriellen Unternehmen bekannt ist. Denn nur wenige Monopole 
sind so sicher gegen Schädigung durch die Gesetzgebung wie die 
Pariser G^ellschaft;. Unter diesen Verhältnissen fUblte sich die Ge- 
sellschaft sicher genug, Versache anmstfllka in jedem Zweige Aires 
Betriebes, welehe eine grofse Kapitalanlage und eise lange Beflie tod 
Jahren erfordern. Sie hat eigne Fabriken errichten können ftir hst 
alle ihre Maschinen und Werkzenge. Sie gehen noch weiter und 
Ikfarizieren die Gkwgeräte, Hascfainen, Gasuhren, Öfen zom Kochen 
nnd Helsen für den Gebranob ihrer Knnden. Z. B. nach dem lotsten 
Beriebt der Gesellschaft hat dieselbe jetzt bei ihren Kunden 196000 
Kodiöfen eigenes Fabrikat im Gebrauch. Alle diese Nebenbetriebe 
werden von der Gesellschaft am besten unterhalten, weil sonst niemand 
in der Lage ist, die Bedürfnisse des Publikums nach solchen Bequem- 
lichkeiten 80 genau abzuschätzen wie die Gesellschaft. Und alle dienen 
dazu, den Gewinn der Gesellschaft zu erhöhen. Aber ich wiederhole, 
dafs dies nicht möglich sein würde unter einer kurzen Dauer der Kon- 
zession oder, wo die Gefahr eines gesetzgeberischen Eingriffs so drohend 
wäre, als gegenwärtig in den meisten amerikanischen Staaten. 

Aufserdem giebt es noch tausend Wege, auf denen die Gesell- 
schaft in komiuerzieller sowie administrativer Hinsicht ihren Gewinn 
erhöhen kann, gerade wegen dieses SicherbeitsgefUhles. Aber den 
eigentlichen Gewinn aus dieser langen und sicheren Dauer zieht die 
GeseUsohalt nicht ans den gewerblichen und Handelsvorteilen, als viel* 
mehr aus denen der Wissenschaft. Es ist ein entschiedener Gewinn 
für die Welt, daTs die Gesellschaft in Baris sidi auf eine hinreichend 
lange Zeit sicher genug gefühlt hat, bedeutende Summen ftr direkte 
Yersuche in der Gas&brikation auszugeben, und noch riel mehr in 
Verarbeitung der Nebenprodukte. Es ist aUgemein bekannt, dals keine 
andeie Gasgesellschaft so feine, so wertvolle Produkte mit so grofsem 
wissenschaftlichen und pekuniären Erfolg liefert. Mit andern W<Hrten, 
die Pariser Gesellschaft wird schneller reich, weil sie weniger ver- 
schwendet, und aus dem Nutzen zieht, was andere nicht verstehen 
nutzbar zu machen. Nun beruht diese Möglichkeit, die Nebenprodukte 



') Dit K!' OjVii werden den Eundon kostenfrei zur VerfUgaag gtiteUt vod 
bleiben das Eigentum der Gesellschaft. Der Gaspreis MUT SpeitODg SOlobST 
Öfea iat denelb« wie zur Beleuchtung, 30 Centimes, 
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voll auszunntzen , vor allem auf dem Gesamtverbraoch destillierter 
Kohle. In zweiter Linie beruht sie, wenigstens im vorliegenden Falle, 
teilweise jiuf dem Umstände, da Ts die nationale Industrie Frankreichs 
zu einem groCsen Teile von der feineren Art ist, die aufs vollkommenste 
diese raffinierten und lialbraffinierten Nebenprodukte benutzen kann. 
Andererseits dagegen wird diese Industrie entwickelt und ihr Bedarf 
befriedigt, weil diese Gaagesellschaft Material dazu unter so guten 
BedinguDgen darbieten kann.') Die Gesellschaft bleibt aber nicht bei 
te luitioiMleD Industrie stehen, sondern idudrt ihre Ftohstoffe, (die 
ans Stoffen fiihriziert werden , die anderswo absolut weggeworfen 
werdeo,) in die entlegensten Teile des Orients, um die strahlenden 
F^ben für die orientalischen Qewebe sn liefern, welche das Auge des 
Westens fbsseb. Ich möchte aber wiederholen, dab die Entdedning 
vnd Dantdlong aller dieser Tersohiedenen Produkte einen Anhand 
an Kiq>ital und wissensdhaftlichen Experimenten erfordert, der nur in 
oaem Betriebe berechtigt ist, der eine lange Lebenszeit hat und 
während dieser Zeit seines Gewinnes ziemlich sicher ist. Ohne Zweifel 
ist der grolse Erfolg der Pariser Gesellschaft zum Teil dem hohen 
Grad von allgemeiner wissenschaftlicher Bildung der französischen 
Nation zuzuschreiben. Und man mufs hinzufügen, dafs die Gasgesell- 
schaft immer in der Lage war, nicht nur die gröfsten Geschäftstalente 
in ihren Dienst zu ziehen, sondern auch absolut die Blüte der chemi- 
schen Gescliicklichkeit der ganzen Nation. Ich w:ige aber auszu- 
sprechen , dafs unter vielen anderen wichtigen Gründen die lange 
Konzession und die Sicherheit der Gesellschaft während der Kon- 
zession sehr wirksame Ursachen dafür gewesen sind, dafs die Erfolge 
der Pariser Gesellschaft die der anderen Gesellschaften, wo diese zwei 
Hanptbedingungen des Brfdges fehlen, so weit ttbertroffen haben.*) 



*) II (I0 OonieU Mmiicipal) maintrasnt qv'on dittiUe 1« gondron et qa'on 
i^pare les builes legdrei des huile« lourdes: que ces diverses huiles fourniwent 

des desinfectantes comme la benzine et l'acide phenique et des mati^res colorantes 
comme l'aQiliüe: que le brai est lo residu de la distillation: que Ton separe 
l'sathracene du brai: que l'anthracdne du brai: que l'anthraceDe oxyde devieut 
VftUsariB« «I qne tabttanoe eit essotement le raoge gsnace. 11 nit qne 1» 
coltore de la garance est abandonte dans le Midi et qae les Mnioent de Ou 
eat h^rit^ do tiefte fortune perdue pour ces cultivateurs provenceaux. 

La üompagnie parisieone ete des premieres & expluiter oes diverses souroei 
de revemo. .... die emploie nne psrÜe dn brai & agglom^rer des ponaidreB de 
eherbtm et k fiibriqner oes biiqaeti qni tervent i dnnffer lee loeomotirea. 
Ooohin pp. 6 and 6. 

s) Cochin p. 6 a. ff. 
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"Wenn dem so ist, gelangen wir zu einer der wichtigsten Fragen in 
Boziig auf die Gasversorgung und das Verhältnis des Staates und der 
Gemeinde zu dieser Versorgung, nämlich: Ist es möglich, so lange die 
Beziehungen zwischen der Gesellschaft und den öffentlichen Körper- 
schaften (abgesehen vou der gewöhDlicben PoUzeigewalt) nur dem 
prirateo Recht und dem privatrechtlichen Vertrage unterUegen, «hat 
GeBeUsohaft das Monopol für eine genügend lange Reihe Ton Jahren 
in einer so wichtigen Indnatrie m gewähren, und soj^eich die öffsnt^ 
Hohen und privaten Konsomenten vor Prosen, die noch tot Ablauf 
des Kontraktes sich als unTemünftig hohe erweisen können, nnd die 
Gemeinde vor einem grofeen wirtsdiafUichen Verlust sn bewahren?') 
Ich werde spftter über diesen Punkt mehr zn sagen haben, aber 
vorläufig mufs gesagt werden, dals, soweit man aus den Erfiahrungen 
in Wien und Paris schliefsen kann, die Antwort negativ ausfallen 
mufs. In beiden Städten und unter allen Kontrakten ist das Ergebnis 
in jedem Falle so gewesen, dafs die Gemeinde sich als der schwächere 
und die Gesellschaft als der stärkere Teil erwiesen hat. Die Gemein- 
den haben in jedem Falle als Anwälte und Vertreter die besten juri- 
stischen Talente gehabt, die im ganzen lokalen oder allgemeinen 
Dienste zu finden waren, und doch haben die Bevollmächtigten 
und Anwälte der Privatgesellschaften bewiesen , dafs sie im stände 
waren, sie zu überlisten und über die ganze Sippe, mitsamt den 
Kaisern, Staatsministern, Statthaltern, Präfekten, gewählten und er- 
nannten st&dtisehmi Beamten die Oberband zu gewinnen. Man mag 
das erUSren vrie man will, die Thatsache ist unbestreitbar, dafs die 
gröi^ privaten Körperschaften die besseren juristisdien Tslente m 
erlangen wissen. Es versteht sich von selbst, dab, wenn dies in Lin- 
dem, wie Österreich und Prankreioh, güt, wo der öffentliche Dienst 
ftst alles nationale Talent anfeaugt, und wo dieser Dienst soviel ge- 
sellschaftliche Auszeichnung mit sich bringt, es doppelt gelten muls 
in Ländern wie England und die Vereinigten Staaten, wo der Staats- 
dienst so wenig Verlockendes für ein Talent hat, sei es yom finan- 
ziellen, gesellschaftlichen oder politischen Standpunkt. Es ist ein 
Lieblingswort von Mr. Charles Francis Adams (ehemaligem Präsident 
der besten Eisen bahnkommission, die Amerika je gesehen hat, und 
ehemaliger Präsident eines der giöfsten Eisenbahnnetze der Welt), 

') Witt bereits erwihnt, wurde die AaffiMnang der Stadt von den frflheren 

Rechten der (jasgesellsohftft schliefslich von den Gerichten bestätigt, aber erst 
nachdem man kein Interesse mehr danul haben konnte, den entgegengeaetitan 
Standpunkt aufrecht zu erhalten. 
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dafs die Eisenbahngesellschaften so stark sind, da Ts keine Gesetzgebung 
ein Gesetz zu ihrer Biegeliing abfassen kann, das nicht ein guter Eisen- 
bahnanwalt in Stücke zerpflücken könnte. Derselbe Grundsatz scheint 
auch für das Verhältnis der Stadtverwaltungen und Gasgesellschaften 
in Wien und Paris zu gelten. Denn wir haben keine Stadtverwaltung 
finden können, die imstande wäre einen Kontrakt mit diesen Gesell- 
schaften abzusrhliefseu, in dem nicht den Interessen der Konsumenten 
in einer A\ eise mitgespielt wurde, wie es die Stadtverwaltung sich zur 
Zeit nicht träumen lielA. 



Sehlnftfolgemiigeik 

a) Wenn iinsere Beweisfühnirig bis jetzt richtig gewesen ist, 
müssen wir sclilielsen, das die Gaspolitik in Paris ebenso wie in Wien 
ein wirtschaftlicher Mifserfolg gewesen ist. 

b) Dafs dieser Mifserfolg billigerweise nicht den politischen oder 
wirtschaftlichen Verhältnissen oder den Einrichtungen des Landes oder 
der Stadt zugeschrieben werden kann. 

c) Dafs in Paris die finanziellen Interessen der Stadtkasse und 
diejenigen der GesellBchait denen der privaten Konsumenten und den 
irirtschallUchen Interease der Gtomeinde im Grofeen und Gwen direkt 
sawiderlanfen. 

d) Dab der MifSrarfolg in diesen beiden StKdten, die in ihrm 
wiasenachaftlichen, finansiellen, politischen und wirtsohaltlichen Yer- 
htltnieeen und ESnnchtnngen so weit Teiachieden sind, aus denelben 
Ursacbe entspringt; nämlich aus der Bemühung die Gas?eiBOigung 
nur dem priTaten Recht und dem privatrechtlichen Vortrage su unter- 
werfen, während die Gasiudustrie in beiden Städten wie es nach 
der JSatur der Industrie nach allgemeiner Ansicht überall sein mufe 
— ein strenges Monopol und deswegen weit entfernt ist von den ge- 
wöhnlichen Bestimmungen für Industrien, die der freien Konkurrenz 
unterliegen. 

e) Dafs kein Monopol welches einen so allgemeinen und durch- 
aus notwendigen Hedarfüartikcl für das städtische Leben liefert wie 
Gas, in einer für die betretl'enden (ienieinde befriedigenden Weise 
auf dieser Grundlage gehandhabt werden kann — einer Grundlage 

*) loh kann hier nioht mf die geue Frage der ittdtisehen Monopole ein- 
gehen, aaeh iat es nicht nStig, da Mr. Sinclair in der erwKhnten Sehrifl et in 
•0 aasgezeichDeter Weise getban hat. (£L 9. 118 Aam. 1) 

VUI. 4. » 

88 



Digitized by Google 



— 190 — 



Mt nur ftr ftoldke tJnternehmiugen pafot, die einen Artal^l IfoflBnif 
där nicht tfoen notwendigen BedarfsgogeoBtand darstellt, oder der 
einer vernunftgemärsen freien und wiilcMtmen Konkurrenz nnterliegt. 

f) Dafs die Frage der Qasrersorgnng deshalb nicht gelöst 
werden kann, bevor wir anerkennen, dafs ein für allemal das private 
Recht, der private Vertrag und die KnTiknrrenz nicht angebracht 
sind, und bevor wir die oberste Staatsgewalt aiirnfen zur ( )r(1nung 
und Überwachung dieser Angelegenheit im ötientlichen Interesse. 
Denn die Anschauung des freien Vertrages auf welcher die ganze 
Theorie des Privatvertrages beruht, findet hier durchaus keine An- 
wendung. Die Grundbedingungen derselben fehlen vollkommen. 

Nun giebt es bei dem gegenwärtigen Staude der natioualökono- 
mischen und politischen Wisflenschaften zwei EUraptformen, die die 
oberste Gewalt ergreifen kann. Die erste ist der reine ein&die stfid- 
tisohe Selbstbetrieb; die ssweite, Überwachung im öffentlichen Interesse 
und im Namen des Staates durch eine mehr oder weniger stKndige 
Kommission mit grolsen discrelionären Befngnissen. 

Diese beiden Methoden sind aber nahe mit einer andern ver- 
wandt und werden im dritten Teile dieser Arbeit behandelt werden. 
In diesem Teile wird besondere Aufmerksamkeit dem Gedanken der 
Überwachung durch eine Kommission gewidmet werden, wie er in der 
Geschichte der Kommission für Gas» und elektrische Beleuchtung von 
Massachusetts zum Ausdruck kommt 
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Die Qasfrage in Massacliusetts. 

1. Kapitel. 

Die allgemeine Entwickelung der Gasgesellschaften in Amerika. 

Amerika ist ▼o ra ag a w eM e das Land poUtiiohen Weehads und der 
üiperiniente mitmeiuohUohen Regierungsfomen. Eagiebt wohl keine 
Seite der etädtisehen Regierung, die in so grellem Lkshte die Sohwädie 
des amerikanisehen StKdtesystems geeeigt bat, als die Qasfrage. Naeh 
dsn Gründen dafür braucht man nicht weit zu suchen. Das Qas ist 
seit mindestens zwei Oenerationea anerkannt als das beste Mittel Dir 
öffentliche und privat« Beleuchtung. Es wurde sehr passend ,,das 
Brodliclit'* genannt. Die Gaslieferunf^ ist jetzt (wie es immer hätte 
BSOi sollen) im Princip wenigstens als Mono])()l anerkannt. Das Gas 
ist ein Bedarfsartikel, der in den meisten Städten der Welt von Pri- 
vatgesellschaften geliefert worden ist, deren einziges Bestreben ist, 
Öeld zu verdienen und ihren Hesehäftshetrieh und ilire Buchliihruug 
geheim' I zu halten, um das Volk in rnkeiiiitnis darüber zu erhalten, 
zu dem Zwecke die (irltM/t'nheit Geld /u verdienen aut eine möglichst 
lange Zeit auszudehnen. Im wesentlichen haben dieselben Übelstände 
überall geherrscht, wo ein solches System versucht wurde, aber das 
System hat seine Schwäche in ganzer Ausdehnung in Amerika ge- 
zeigt. Das liegt grüfstenteils an dem kühneren und mehr abenteuer- 

*) ümere privaten (GM-)Q«eUiehaften haben «in Interene dmm, ihre Ange- 
tegenheitcn m^Uohit geheim zu btlten, and wir haben kam Mittel, in dieaem 
fklle die Daten zu ermittpln." 

Jamet, p. 41. Vergl. auch pp. 43 — 49. 
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liehen Geist eines neuen Landes, znm Teil an der aUgemeinen Form 
der städtischen Einrichtungen, die f&r eine solche Ansanndung von 
Menschen, wie sie in einer modernen, und besonders in einer ameri- 
kanischen Stadt stattfindet, nicht passen. Vor allem liegt es aber an 
der Unbestimmtheit aller, die privaten Körperschaften betreffenden 
Gesetze und Verordnungen. Zunächst haben die Amerikaner erst seit 
10 oder 20 Jaliren begonnen, sicli dessen bewufst zu werden, dafs 
wir in einem sozialen, politischen und industriellen Zeitalter leben, 
von dem die englischen Philosophen des La isser faire im 18. Jahr- 
hundert sich niemals haben triinnicn hissen: und zu erkennen, dafs 
die riesigen Aufgaben des modernen Städtelehens eine andere Behand- 
lung erfordern, als die Anwendung der einfachen Philosophie ver- 
gangener Jahrhunderte.') Die moderne Stadt, mit ihren fast unend- 
lichen gesellschaftlichen uud gewerblichen Bedürfnissen; welche die 
einfiw^ Kultur nicht kannte, gah den 'Anstois su der Lebensan- 
schauung, in der wir bis zum lotsten Viertel des 19. Jahrhunderts 
lebten. Erst um die Mitte dieses Jahrhunderts trug das moderne 
Qystem des Kapitals und der Industrie seine berechtigten Früchte in 
Gestalt der zahlreichen Groisstädte mit ihren tausend, den friflieren 
Jahrhunderten gftnzlidi unbekannten Bedürfnissen der GeseUaohaft. 
Ich meine Bedttrfiusse wie gesündere Wohnstätten, bessere Vsricehrs- 
mittel. eine gemeinsame Art und AVeise der Versorgung mit gutem, 
billigen Wasser und Licht ^) für öffentlichen, sowie für privaten 6e* 
brauch. Wir fangen also eben erst an zu erkenneDy anf welcher 
Grundlage die Menschen sich eigentlich in Städte zusammendrängen. 
Aber jede Zunahme der Konzentrierung trägt dazu bei. die Bedürf- 
nisse der Einzelwesen dieser Massen aufhören zu lassen individuell 
zu sein, und macht sie zu Bedürfnissen der Gesellschaft. Es giebt 
weniger Dinge, die man ohne Gelahrdung oder Verletzung seines Nach- 
bars thun kann, und die Zahl der Dinge, die notwendig sind, um 
überhaupt leben zu können, ist erheblich gewachsen. 

Nicht nur die wirtschaftlichen und poUtischen Theorien waren in 



*) „(Adam) 8tnith verlaogte von dem privaten Unternehmuagsgeiat, er sollte 
der Thitigkeit der Regierang eteoem und tMmnkeii eeUeo, wir sind geswaafen 
Ton der Regierang zu verleogen, dalli sie den prinlbtn ünlenMlimaiigfgeiit 
sohränkt und Uberweohi.** 

James, p. 8. 

Ea (das Gas) ist (ur unsere künstUohe Lebensweise so notwendig geworden 
wie Brot and Weeier. 
Ibid^ p. la 
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Amsrika ftlseh, sondern auch die Höhe dee Kapitals war im Ver- 
hältnis zu den Bedürfnissen der Gemeinde so gering, dafs man es fUr 
klng hielt, den Gesellschaften freien Lauf zu lassen. Man hielt dies 
fiir das einzige Mittel, das nötige Kapital zu schaffen und aii&ubringen. 
M&n liefs deshalb allerlei Gesellschaften sich gegenseitig ausplttiidem 
und das Volk, da^ willig der alten Lehensauschauung huldijrt'^. welche 
die Konkurreu/, immer und unter allen rmständeu Tür das Mittel gegen 
alle Übel der individuellen Welt ansah, das Volk und die Kegierung 
waren der ehrlichen rherzeufjung. dafs alles irgendwie ins Gleich- 
gewicht kommeti würde. Sofern irgentl welche Übelstände in diesem 
System erkannt wurden, hielt man sie für notwendige. 

Aber im Laufe der letzten Jahre hat sich der Strom gewendet 
und wir fangen au zu erkenuen, dafs neue Verhältnisse sowohl dem 
EinzeliieD als dem Staat und der Stadt neue Pflichten auferlqpen. Der 
Mfterfolg der Eonkurrenz ist, im Frinxip wenigstens^ &Bt allgemein 
anerkannt. Die Staaten fiingen an einzusehen, dafs ein gutes, billiges 
und bequemes Beleuchtungsmittel fär die Öffentlidikeit und das Privat- 
Publikum, fttr ein modernes, rationelles Städteleben ganz ebenso not- 
wendig ist wie eine tüchtige Polizei. Sie sehen auch allmühlich ein, 
da&, wenn die Privatgesellschaften diesen Dienst weiter versehen sollen, 
sie gegen einander ebenso sehr des Schutzes bedürfen, wie die I^rivat- 
konsumenten gegen sie alle g(>schützt werden mttssen. Die Frage ist 
also, wie soll der Staat oder die Stadt dieser neuen Verpflichtung 
nachkommen? Wie liereits angedeutet, sind nur zwei Hauptwege 
niiigli' Ii. Der erste ist der einfache, reine städtische Selbstbetrieb : der 
/weite eine Art Ubcrwaclinng der i)rivaten Gesellschaften im Namen 
des Staates und im öttentlichcn Interesse. England hat eine Kom- 
binatiou der beiden Systeme gewählt oder vielmelir beide Systeme au 
verschiedenen Orten. 

Ich greife Massachusetts heraus, als den Typus für die neue Be- 
wegung iu Amerika, weil Massachusetts, ohne irgendwie eine Umwälzuug 
in dieser fieadehung zu ▼olhiehen, und ToUstandig auf der historisehen 
Basb auf der die Bechtsverhfiltmsse dieses Staates beruhen, vielleicht 
in der Entwickelung dieses Rechtes weiter gegangen ist als irgend em 
anderer Staat oder eine Nation, deren Rechte im wesentlichen eng- 
lischen Ursprungs sind. 

Es ist unnötig, die MiCbstände der Konkurrenzzeit in der Gas- 
industrie von Massachusetts ausführlich zu beschreiben. Denn diese 
Erfahrung war sicher! ii-h ebenso grofs wie der Einflufs der englischen 
Lebensanschauung des 18. Jahrhunderts und der englischen Sprache. 
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Ferner l)e8chräukt sich diese Erfahrung nicht auf das Gas allein, 
sondern betraf alle Fälle, wo es galt, ein allgemeiDes Bedürfnis zu 
befriedigen, und wo die Verhältnisse so lagen, dafs auf die Dauer 
eine Konkurrenz unmüglicli war. Dies beschränkte sich nicht nur 
auf städtische Monopole, wie Lokalverkehr, Wasserversorgung und 
Beleuchtuug, sondern entreckt sich auch auf Eisenbahnen, Tele- 
graphen a. s. w. ; doeh irt mitl k«iii Betrieb mehr geeignet, die Mi&- 
stäiide m uigea ab das GaBweeen. Das Belea<ditiiiiggweBen ton 
London ist das Uasnsobe Beispiel geworden. Ich kann nidits besseres 
tbun, als den Jahresbericht der Qaskommission von Massacbvsefcts au 
dtieren, p. 16: „Vor 1860 gab es (in London) dreizehn Gesellschaften, 
jede mit bedeutendem Elapital, welche der BeTölkemng der Stadt Gas 
lieferten. Die Konkurrenz blfihte, bis die Röhren Terscliiedener Ge- 
sellschaften in unbestimmter Richtung nebeneinander in den Stralsen 
lagen;') und es passierte oft, dais unwissentlich die Bohren der einen 
Gesellschaft für den Betrieb einer andern angezapft wurden, sodafs 
die eine das Gas lieferte, während die andere die Bezahlung empfing. 
Oft«8 Aufreissen der Strafsen war notwendig, um undichte Stellen zu 
finden, von denen jede Gesellschaft behauptete, sie lägen in den Röhren 
einer anderen ; und obsfleich die Preise für das Gas hoch waren, 
konnten die Geselischaiten doch nur geringe oder gar keine Dividen- 
den bezahlen." 

Femer, über Konkurrenz im allgemeinen in demselben Bericht, 
p. 16: 

„Die Konkurrenz wurde gestattet und ermutigt, aber nach einer 
Zeit ruinierender Preise sind die Gesellschaften und KonsnmeB- 
ten gezwungen gewesen, für gute Diridenden fttr das extia veranlagte 
Kapital zu sorgen. Um eine dauernde Konkurrenz zu sichern, wurden 
Gesellschaften konzessioniert, und ihnen durch Statut TerboteUi sich 
jemals mit einer anderen Gesellschaft an demselben Orte zu Tereini- 
gen, jedodi mit dem Resultat, dafs befreundete Aktionftre sich in 
beiden GeseUsohaften die mafsgebende Stimme sicherten und die Kon- 
kurrenz aufhörte. Man kann nicht erwarten, dafs zwei Gesellschaften 
fortfahren werden sich zum Vorteil des Publikums zu Grunde zu 
richten.'' 

Die allgemein befolgte Methode in Massachusetts unt«r dem oben 
beschriebenen System war folgende: Jede Gaagesellschaft wurde Tom 

') Zti oioer Zeit warde die Oxford*8irft(iM Ton teehi Vfobiadanan Q«Mll- 
sohafteu versorgt. & James, p. äO. 
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Staate*) konzessioniert, und kounte an jedem Orte nur unter Zustim» 
mung der zuständigen Ortsbehörden ihr Geschäft betreiben. Aber 
bis in die allerneueate Zeit wurde weder vom Staate noch von der 
Stadt der Versuch gemacht, eine Art Bericht von den Gesellschaften 
/u fordern oder sie irgend einer Revision oder Kontrolle zu unter- 
werfen. 

Irgend eine Gruppe von Männern konnte sich zusammenthuu und 
eine Konzession für eine Gasgesellschaft erhalten: und wenn an irgend 
einem Orte Unzufriedenheit mit der Gesellschaft oder mit den Gesell- 
schaften herrschte, war das einzige Hilfsmittel die Bildung einer neuen 
OmflIliMThaft, um durch Eonktinenz eme Hembaetzung der Preise zu 
enwingen. Ferner war man oft der Ansicht» die ohne Zweifel oft die 
richtige war, dafs der BttrgermelBter und die Aldermen*) mehr im 
eigenen*) als im öffentlichen Interesse eineOeseUschaftkoiniessionierten. 



') Man kann allgemein behaupten, daf«, abgesehen von den NalioiiAlbanken 
und öenellschaften. die gäuzlich innf^rhalb vnn Territorien vor deren Hrnwand- 
lang in Staaten arbeiteten, geachäi'tliche Kurporationen von den einzelnen Staaten 
gMohsffen worden und von ihnen abhängig waren, nfeht von der Union. Doch 
haben die „Veralnigtan Staaten*' das Recht, ftber diese Sch5pfang«o Beetimmangen 
zu treffen, insofern sie tioh nut Handel iwitcben den Staaten und dem Aua- 
laude befassen. 

Einige Worte über die allgemeiuen politischen Einriebtungen einer ameri- 
kaniaehen Stadtgemeinde dfirfte hier am Platse sein. £ine Stadt ist genan so eiiip 
geriebtet. als wenn sie ein selbständiger Staat wäre. Sie hat ihren Bfirgermaialer 
oder einzi^jen Geachäftsträger und ihre zwei gt'set/.fri'beiKli^n Kainnierü. deren 
jede ihre eigene Geschäftsordnung hat und ihren eigenen Vorstand wählt. Diese 
xwei Kammern (Board of Aldermen und Gommon Council genannt) sowie der 
Mlbatindige alleinige Qeacbiftatriger werdm dnrch direktm gleiofaes allgemeinea 
Stimmrecht der Männer gewihlt and zwar auf sehr kona Amtiperioden. Diese 
Periode ist in Massachusetts nur ein Jahr. Abgesehen von diesen gesetzgehenden 
Funktionen des Oberhauses oder der Board of Aldermen, dient diese Körper- 
aohaft MMh daan die Bzekntive ge w ime nnalaen im Sohaoh an haitaB dnrdi fie- 
st&tigaog oder Niobtbeaatignng aller vom Bürgermeister voUaogonan Kontrakte 
und Emennungen, ebenso, wie der U. S. Senate die Verträge und Ernennungen 
bestätigt. Nur der Biirg'ermeister bezieht ein Gehalt. Aber der stärkste und 
sogleich der schwächste Punkt der ganzen Einrichtung ist der, dafs der Bürger- 
maiiiar von beiden Kammeim aa^geiohloMen iat nnd mit jeder von beiden nur 
•duriftlich verkehren darf nach Art dm Oouvemeurs des Staates. 

') In Fällen, wo die Stadtvertreter nicht direkt bestdchen werden konnten, 
gelang es den Korporationen oft dasselbe Ziel auf weniger direktem Wege zu 
erreioben, indem sie bei den jährlichen Wahlen die städtischen Wähler bestachen, 
Wie 'ea dar Büigatmaiiter von New-Haven (1880) Sargent in einer Hittattang' be- 
'aeogt: „Attfserdem würde die zu häufige Einmischung in die Politik der Städte 
and Ortachaften dnrob dia l^uftragten der Oeaellaohaftan und ihre b«gttnatigten 
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Oeeetze, welche den Abschlufs eines städtischen KoDtraktes ver- 
bieten, wenn die abschließenden öffentlichen Beamten dabei finanziell 
beteiligt sind, sind in Ainorika ^röfstenteils neueren ür8}>ruiiG;s, und 
wo sie existieren werden sie erHt seit wenigen Jahren angewendet. 
Wir haben l>ereit8 gesehen wohin ein solches System unfehlbar 
führen mufs. 

Um aber eine Anschauiuig zu bekommen von der Entstehung 
eines systematischen Versuclies die Gasgesellschaften zu kontrollieren, 
dürfen wir uns nicht auf diese allein beschränken, sondern müssen 
eb wenig auf die gröfsere Frage der Korporationen im aUgemeiDen 
ejngehen. 

Es ist du im eoglischen Becht allgemein anerkamites Frimcip, 
dafs jede wirkliche oder juristische Person, die ein BedOrfiiis Ton SiffiBut^ 
licher Natnr befriedigt^ wofKr sie eine KoozeesioD oder Genehmigung 
haben mufii, und besoodefs, wo sie das Enteignungsrecfat anwenden 
darf, sich der Eontrolle der öffentlichen Behörden unterwerfen muh. 
Einer der wesentlichsten Punkte diesw Kontrolle besteht in dem 
fiechte der Stadt (oder des Staates) sie /u zwingen, alle zu bedienen, 
die es Terlaiigen, und zwar unter Preiseui die unter sonst gleichen 
Verhältnissen für alle gleich sind, und femer zu Preisen, die an und 
für sich angemessen sind. Das Recht auf solche Preise entspringt 
aus der Natur des Dienstes und beruht nicht auf Bestimmungen der 
Erlaubnis oder Konzession, welche deu üii'eutlichen Behörden irgend 
welche Koiitrollreclite') vorbehalten. 

Derartig i>t und war immer die Autsichtstheorie in Massachusetts 
in Bezug auf Ve r ke h r s i n s t i t u te und alle anderen rnternehmeu, 
„die als öffentliche Betriebe anerkannt sind*'. In der 

und bezahlten Agenten, welche die Wahlen im Interesse der (ieselltehKiten nnd 
gegen dM IntereMe der BevSlkeniBf sa heetnfliuMn nidieD, und der frevlerisehe 
und niedertriohtige Oebrauoh von Geld and Qnnit, um dtt Ziel sn erreidien, 

auflioren durch Abschaflutiff eines der wirksamsten und bestandigsten Beförderen 
der rnehrlichkcit in unseren Ortswahlen (d. b. durch stidtisohen äelbatbetrieb*'). 
Zitiert nach Beniis p. 187. 

■) Z. B. enthalten in Meneohoeette eelt 1880 eile Urkunden, welche Gm- 
und ähnliche Gesellschaften konstituieren, die ausdrückliche Bestimmung, dnfo 
der Gesetzgebunc: das Recht vorbehalten blfibf, die Konzessionsurkunde zu 
ändern, duuh haben die Gerichte uft entschiedeu, dala ein solches Recht der 
geaetcgebeuden Körpereobeft innewohnt, ohne jede derartige Bestimmung. 

».Alle mtth dem nllgemeinen Recht anerkiiiiiiten KSrpenehaiten •otten den- 
jenigen Gesetzen unterliegen . die vielleicht iplter erlMSen werden und auf lie 
anwendber nnd." Up. 106. Acte of 1888. 
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Praxis aber liatt<^ das Volk, im Falle der Gasgesellschaften bis vor 
10 Jahreu und bei den Eisenbahnen bis vor 20 Jahren, in den Händen 
dieser unbeaufsichtigten und unverantwortlichen KJ^rperschaften haupt- 
sächlich auf drei Arten zu leiden. Erstens hat daa amerikanische 
Volk merkwürdig langaain die Thatsache erkannt, dafs infolge des 
Fortschrittes der WisstMischafteu und Kultur uiul des Wachstums der 
grofsen Städte viele Dinge, wie das (Tas. zu ütVeutlielien Bedürfnissen') 
geworden sind, die zu früheren Zeiten sehr mit Hecht für rein private 
Angelegenheiten galten.-) 

Man hat gesagt, (las ist eine Beciuenilit iikeit aber keine Notdurft. 
Wenn also die Preise der Gasgesellschaften den lieuten nicht gefallen, 
dann mögen sie Lampen nnd Kerzen brennen, wie sie ee in der Zeit 
TOT dem Oase thaten. Die Hauptschwierigkeit lag aber nicht in der 
mangelnden Brkenntnis der wiridich öffentlichen Katnr des Betriebes, 
sondern in der ünznlänglichkeit der Schntzmittel, die den Interessen- 
ten selbst solcher Betriebe erreichbar waren, die als öffentliche an- 
erkannt waren. Nehmen wir z. B. den Fall eines Benutzers der 
Eisenbahnen, der sich durch die Gesellschaft in seinem Recht verletzt 
fühlte. Das einzige gesetzliche Schut/inittel war ein Prozefs vor den 
gewöhnlichen Gierichten wegen wirklichen Schadens oder wegen Über- 
teumng oder zur Nötigung der Gesellschaft zur Dienstleistung, wenn 
sie ihn verweigert hatte. Alle die Verwaltungsbehörden und Gerichte, 
mit ihrer ausgedehnten Machtbefugnis und Gerichtsbarkeit und mit 

') Zum Unwei« dienpii Prozesse, die vor die (teriphte von Ohio und MassH- 
cbusett« noch im Jahre lb2U kamen, worin bestritten wurde, dafs die Städte ver- 
fMffiuigsiiiillMg berechtigt Mien, ricli telbtt mit Om lo venorgen, d» sie öffimt- 
Uehe Gelder für andere als öffentliche Zwecke ausgebe. In Hassachosetts sagte 
der oberste Gerichtshof: ,,Al)fr im aUixcin.ituMi Rci ^resaj^t, dafs Sachen, welche 
das Wohlerj^ehen und die Bequeinhchkeit aller Einwohner einer Stadt oder Ort- 
schaft angehen, und niobt ohne Hülfe von Befuj^niasen, die durch Gesetzgebung 
erteilt werden, erfolgreich betrieben werden kSnnen, können der atSdtiaokea 
Aufsicht unterstellt werden, wenn dir daraus entspringenden Vorteile derartig 
sind, dafs jeder Einwohner ihrer bedarf untl sie ^eniefsen kann, und es im 
Interesse ein«s jeden i^inwuhners liegt, dsls Andere sie ebenso besitxen und ge> 
niefsen, wto er aelbet" 160 Mass. 6SB. sitiert nadh Bemis p. ISl 

Dnffl öaterreicb ebenw» langsam als Ameriln dieses Sffentlidie fiedttrfnis an» 
erkannt hat, wurde schon gezeigt. Zum ferneren Beweis: „Es fragt sich mit 
anderen Worten, ob sieben Achtel der Steuerträger zu Gunsten eines Achtels 
in Anspruch geuummen werden dürfen, und ob billigeres Gas, das doch kein 
aDgemeiner Konminartikel ist« tof Koeten einer eUgeineiiie& SteaererfaSbimg 
erkauft werden darf.« J. K. 1879 p. 1& 

*) Über diesen Pnnkt mbe James p. 1—17. 
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ihren einfiudMD und bflUgen Ver&hreii — Bioge, die dem Heraea 

der KoDtinentbewohner so Tertraut und lieb sind " existiereD, selbst 
letzt noch, in Amerika erst im Keim. Was könnte nun ein Einzelner 
mit nur solchen Mitteln /.ur Verfiigiing gegen eine grofse Gesellschaft 
thun? Einfach nichts! Die Mittel stammen aus der Zeit, bevor 
Dampf. Eisenbahnen, Telegraf, Telephon und das Fabriksystem eine 
Umwälzung aller Geschäftszweige hervorrief und die enormen Industrie- 
gesellschaften schuf. Aber diese Geselkehaften, mit ihren fast unbe- 
grenzten Vorteilen für den Menschen, liabeu eine Macht entwickelt, 
welche, wenn sie nicht sorgiiiltig überwacht und geregelt wird, nicht weit 
davon entfernt ist. selbst die Existenz des Staates zu getalirden. Nicht 
nur dje Ausgaben, sondern auch die Langsamkeit der gewöhnlichen 
Gerichte waren geeignet, der Gesellschaft allen Vorteil zu gewähreu. 
Denn wiUireDd Personen im natürlichen Lauf der Dinge sterben, ist 
die Gesellschaft, obgleich nicht im Besitss einer Seele, doch mit ewigem 
Leben ausgestattet.*) 

Dann waren die Personen, welche genttgende Sachkenntnis be- 
safsen, um zu entscheiden, was angemessene und billige Preise waren, 
&8t ausnahmslos, wie sich herausstellte im Dienste der Gesell- 
schaft. Diese Gründe nebet den oben erwähnten und die &st allge- 
meine politische Korruption liefsen alle früheren Versuche, diese Ge- 
sellschaften zu kontrollieren, elend mifslingen. Gegen sie erlassene 
Gesetze blieben in der ganzen früheren Zeit tote Buchstaben aus dem 
einfachen Grunde, weil keine wirksamen Mittel Torgesehen waren, ihre 
Ausführung zu erzwingen. 

Ich glaube genug gesagt zu haben, um zu zeigen wie die Verhält- 
nisse in i^aiiz Amerika bis vor etwa zwanzig .lahren lagen. Um es 
zusanimen/ulassen. eine giolse Anzahl von dnrcliaus unverantwortlichen, 
realen und fingierten (TCMellschaften. die meistens mit sehr verwässertem 
Aktienkapital, j'ede mit einem anderen System der Berechnung und 
Buchführung und selbst diese absolut geheim gehalten. Zugleich er- 
kauften die Gesellschaften die öffentlichen Behörden, von den gesetz- 
gebenden Körpern herab bis zu den Inspektoren und Gtoeindwäten 
und selbst den Wfthlern, und widerstanden siegreich allen Anstreng- 
ungen, die Methoden und Ergebnisse ihrer GeschfifksfQhmng zu er- 
mitteln und entschlüpfen allen hinderlichen Geeetzen, die im Statutso^ 
buch waren. 

Um die Mitte dieses Jahrhunderte machte Massachusette untei- 
*) In der Riyel wardeo amerikaniiche GeteUnduifteii aaokt leifiioh bsichriluht. 

SS« 
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d«D amerikanischen Staateu den Anfang mit einem Versuche; die 
TieUdcht als rein finumellen zum Unterschied toe den indnstrieUen 
SU beseichnenden GeseUschaften zu kontrollieren. Denn noch lange 
nachher (und zwar in manchen Staaten der Union sogar noch jetzt) 
waren die alten politischen Anschauungen so stark, dals jeder Ver- 
such, die mit industriellen Unternehmungen sich befassenden Geeell- 
schafteu m beaufsichtigen mit dem sinnlosen Buf des „Patemalism** 
(fierormundung) erwidert worden wäre. Das Meiste, was getban wurde 
und gethan werden konnte, war, dafs in den Statuten Strafen fest- 
gesetzt wurden, auf Grund deren der geschädigte einzelne Interessent 
sie belangen kunnte. Wir haben gesehen mit welchem Resultat. 

Was man damals brauchte, waren nicht nur strenger«* Gesetze, 
sondern vor allem wirksamere Mittel, den Gesetzen Nachdruck zu ver- 
leihen, und zwar Naclidruck und im Xameu und a\it Kosten des 
Staates oder der Gesellschaften selbst. Es ist sonderbar, dafs sogar 
<lie Extremen der Herbert Spencerschen ^Schule es zwar als gehörige 
Ptiicht der Regierung anerkannt liahen eine tüchtige l'olizi'i zu unter- 
halten und die Kriminalgesetze im allgemeinen auf Staatskosten durch- 
suftihren, dafs aber erst in den allerletzten Jahren die Völker eng- 
lischer Zunge allmählig zu der Einsieht kommen, dafii in vielen be- 
stimmten wirtschaftlichen und bUigerlichen Interessen des Einzelnen 
derselbe ebensowenig in der Lage ist, auf eigene Kosten dieselben 
g^en den konzentrierten JELeichtum unserer Zeit zu behaupten, als er 
die strafende Gerechtigkeit gegen diejenigen ToUstrecken kann, die 
sich an seinem Eigentum oder Leben so vergrififen haben, dafs sie die 
Strai|[^etze des Staates verletzen. Mr. W. K. Holmes hat in seinem 
ausgezeichneten Artikel in the Political Science Quarterly vom Sep- 
tember 1890 über ..The State Control of Corporations'* das Verhältnis 
des Gedankens und der Ausführung im allgemeinen sehr gut ausge- 
drückt, indem er sagt (p. 434): ..Nach unserem Gesetz ist die Ge- 
rechtigkeit in Kriminallallen unentgeltlich, aber der Staat f^nirantiert 
bürgerli<-lie Gercclitigkeit nur demjenigen, der sie bezahlen kann."' 
Wenn dies vtm dem Recht im allgemeinen gilt, leuchtet es ein. dafs, 
wofern nicht eine aufsergesetzliche Gewalt die grofsen Gesellschaften 
in Grenzen hält, indem es ihr eigenes Interesse erfordert, dafs sie gute 
Bedienung zu angemessenen Preisen gewährt, die Gemeinde ihnen 
gegenüber absolut hilflos ist. Und da es nur eine Gewalt gibt, auüaer 
dem Gesetze, die sich überhaupt als wirksam erwiflsea hat, nämlich 
ebe echte Konkurrenz, und da diese Gewalt nidit nur auf die Gas- 
gesellschaften, sondern auf die bei weitem grdÜMren und wichtigeren 
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aBer modanieii hidiistriilleii GesellBcliafteD dmrchans nnanweiidbu ist, 
war 68 nur eme Frage der Zeit, wann die ermte Kotwendigkdt das 
Volk aswingeo wttrde, die alte Denkweise an&ogeben und von der 
alten Pnuda, den Geeellechaften freien Lauf zu lassen, absustehen. 

Zwar gUt der Staat Massachusetts von jeher als der konserrativste 
Staat der Union, doch hat seine fortgeschrittene soziale und industrielle 
Entwickelung und vor allem der UmstAnd, dafs er der Staat der 
Städte ist, ihn gezwungeu die Führung zu übernehmen bei dem Ver- 
suche die Frage der Gesellschaften m losen. Aus diesem (eirunde 
begann Massachusetts natürlich mit den Finanzkonsortien im Jahre 
1851 mit der Einrichtung dos Instituts der Bankkomniissäre. Dies 
bezeichnete eine neue Aera in dtT amerikanischen Regierung. Ks liegt 
etwas abseits von unserem augenblicklichen Zwecke auf die Ziisammen- 
set/ung und die Aufgaben dieser Konuniasion ein/ugehen. Sie wollte 
kurz als ein allgemeiner Wachhund oder Polizist dienen und aufpassen, 
dafs alle ihr unterstehenden Gesellschaften die bestehendeo Gesetze 
erfüllten. Nachdem eiumal der Anfang gemacht war, war eine Aus- 
dehnung des Systems auf andere Klassen ?on finanziellen Gesell- 
schaften leicht genug. Das berührte aber kaum die Oberfl&che dee 
Übels, denn die gefährlichere Klasse von Gesellschaften waren die rein 
gewerblichen, und aus bereits erwShnten Gründen galten dieselben da- 
mals als gSnzlich anfserhalb der staatlichen Eontrolle stehend. Femer 
kann es nicht oft genug betont werden, dafs erst seit dem fiOiger- 
kriege das soziale und industrielle Leben kriiftig genug geworden ist, 
um die ▼erhorgenen Reste des alten Systems ans Licht zu bringen. 

Die wichtigste Einzelklasse Ton Gesellschaften — sowohl wegen 
des darin angelegten Geldes als wegm der Abhängigkeit alles sozialen 
und industriellen Lebens von ihnen — waren die Eisenbahnen. In 
der Mitte der fünfziger Jahre dieses Jahrhunderts war das ganze 
Eisenbahnwesen des Tjandes in äufserster I nordnung und die An- 
mafsung und Zügellosigkeit aller Eisenbahnbeamten hatte einen Grad 
erreicht, dafs kein Volk sie länger ertragen konnte, welches auch die 
herrschenden Kegierungsansichten unter ihm waren. M.an erkannte, dafs 
der Gesetze bereits zu viele waren. Dafs, was man braucht<^ war 
eine Regierung und Kontrolle. Daun, als ob es von einer ueueu 
Weisheit erleuchtet wäre, sagte das Volk sehr richtig, wir können nie 
Temfinftige und billige Preise haben, wir können nie eine gehörige, 
heilsame Kontrolle über diese Geeelladiaften ausüben, bevor wir genau 
wissen was sie thun. Das erste ErfordemiSi ohne wekbes alle anders • 
Gesetzgebnog und alle andere Versuche der Kontrollierung eitel sind, 
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kt genaa zu wissen, wieviel Kapital diese OeseUsobaften ausgeben, 
wofür sie es ausgeben, wie boch ihre Betriebskosten, and wie booh 
die der Verwaltung sind, und last not least, zu wissen was für Divi- 
denden, und aus was für Quellen sie dieselben zahlen. Mit anderen 
Worten, sie sagten, wir müssen Berichte von diesen Gesellschaften 
haben, und zwar Berichte, die in einer Weise aufklären, dafs sie der 
gewöhnlichste Mann verstehen kann, jeden Pfennig, den sie ausgeben 
und wofür. Kein Mensch kann sagen, was ein p^ebührender Preis für 
einen Dienst ist. bevor er weils, was dieser Dienst deiyenigen kostet, 
der ihn leistet. 

Das Hiijebnis dieser Logik war im Jahre 18<i9 die Einsetzung 
der ersti'ii (lauernden Eisenbahnkommission') in Amerika durch den 
Staat Miiasachusetts. Die Kommission besteht aus drei Mitgliedern. 
Sie war so glücklich, als ihren ersten Präsidenten eine lange Reihe 
von Jahren lir. Charlee E^cis Adams «n besitaeD — emen Mann, 
dessen Name gleichbedeutend war mit Tüchtigkeit, Energie und 
Ghaiakter. 

Diese Eomnussion hatte an&ngs kaum iigend welche Befugnisse 
aufser der, zu untersuchen und su veröfEiBnflicheD. Sie hatte alle 
Arten Ehgen gegen EisenbahngeseUscfaafiten zu untenuchen und den 

gesetzgebenden Körpern Vorschläge zu machen. Sie hatte nicht die 
Macht, den ermittelnten Übelständen abzuhelfen, aber zur Ermitte- 
faing der Thatsachen war sie mit allen Befugnissen des Eriminal- 
gerichts ausgestattet. Sie war befugt Berichte zu veröffentlichen, 
so oft sie wollte, und war verpflichtet einmal jiilirlich einen Bericht 
herauszudrehen, der ihre Vorschläge für ertVirdorliclio Gesetze enthielt. 
Diese Berichte werden auf Staatskosten im ganzen Land weit ver- 
breitet. Mit der Einsetzung dieser Kommission war nicht nur das 
Problem der Eisenbahnen , sondern das viel grölsere Problem der 
Kontrolle der Gesellschaften im allgemeinen für die ganze Union im 
grol'sen und ganzen gelöst. Mit der genauen Kenntnis auf Seiten des 
Volkes kam eine Gewalt über die Gesellschaften. Einer nach dem 
andern, folgten die venehiedenen Staaten mit der Einsetzung ähn- 
licher Kommissionen nicht nur zur Kontrolle der ESisenbahneo, sondern 
auch der Banken, der Armenpflege, der Fabriken, der YersicbenuigB- 
gesellsdiaften, der Genossenschaften und GasgeseUschaftan und sogar 
der Körperschaften im allgemeinen.*) 



*) Der olBsiaUe Name ut: The fiowd of Bailroed Commisrionew. 

^ Mr. W. F. WiUsogtlqr liat in mm ra^geaeioliiMten Sohrift ttbsr fßM» 
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Diese Methode blieb nicht bei den Einzelstaaten stehen, sondern 
ist von der Gwamtrcgicru ng aufgenoimiiea woidoi, midie Teiidiio- 
dene fimeaia und Kommisrionen auf derselben Grundlage einrichteter 
und flchliefilich das ganie System 1887 durch Emrichtang der „In- 
terstate Oommeroe Gommission'' krönte. Es war ein leichter Schritt 
die Befugnisse dieser Kommissionen soweit allmSldich anssodehnen, 
dala sie besondere Übelst&nde abstellen, die Bediognngen festsetsen, 
unter denen G^esellschaften sich Tereinigen, oder ihr Kapital erhohen 
durfteu, und sogar die Preise festsetzen konnten. Heute z. B. übt 
die Gas-Kommission von Massachusetts eine Gewalt auf die Festsetsung 
der Preise aus, bri der der durchschnittliche Kontinentbewolmor mit 
seinem eingefleischten Bureaukratismus und seiner unweigerhclien Unter- 
würfigkeit untor die Einmenguncj der Polizei, die Hände in heiligem 
Schrecken erheben würde. Wd sich diese Kommissionen mit be- 
stimmten Klassen von Gesellschaitrn beschiiftipen, worden sie ge- 
wöhnlich fj;änzlich durch eine besondere Steuer erhiilten. die diesen 
Gesellschaften im Verhältnis ihrer Bruttoeinnahme aul'erlegt wird. 
Die Kommissäre sind frei von allen Bureaukratentuni, und sind nur 
den gesetzgebenden Körperschaften yerautworüich. Ferner haben sie 
zur Brmittelung der Tbatsaehen und znr DurchfÜhrnng ihrer Ent- 
scheidungen den ganzen Qeiichtsapparat des Staates zn ihrer Ver- 
fttgung; und im Ealle der «Interstate Oommeroe Gommission'* sogar 
mehr Macht als die gewöhidichen Gerichte.*) 

Was also der europitisdie Kontinent durch öffentlichen Wahlbe- 
trieb zn erreichen suchtj sucht das Volk der Vereinigten Staaten 
durch das weit weniger radikale und sozialistische Mittel der Kom- 



Aotivitiw und Politi«** (Papen of tbe Amerioan Hiitoriosl Anociation Vol. V. 
Parti 1— S p. 118—197) eine gute Dantellong dieter gamen SntiriolEelaiig 

gegeben. 

Einige von ihm konstatierte Thateachen werden beweinen, dals die Einsetzung 
der Mass. K.-ft. &oinmiuioii wirklich eine neue Ära im amerikanisv^OQ 
gienmgnjitem beieidinete. 1880 haben 80 Stuten Gerandhritiiininter, 16 haben 
Annenkoinminionen. viele OemDguiakommissäre, H halien Fabrik- und Werk- 
•tattinRpektoren, 11 Bor^inspektoron. '25 Staaten EisenbahnkomniisHäre, 10 Bank- 
kommisBäre. Viele Versicberuagskommisaäre und besondere SparbankkoiiiinisBÜre, 
S Sehied^gerifllita n. w. gam n lehweigwi Ton den Kommissionen des engeren 
BnMraagtweeent. J>oob glaube iob, dab alle dieie teit 1808 enttteaden nnd. 

') Niemand kann vor einem gewöhnliohen Gerichtahof geswiii|gen werden 
eine Aussage zu machen, die ihn selbst belasten könnte, er kann aber gezwungen 
werden, vor der Kommission eine Aussage zu machen, die, vor einem ge- 
wöhnliehen Geriobt gemaeht, ihn belasten würde. 
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nussioiiäraiiiUoht sa erxMlfin. Der Gnindgedaiike eioer aolchen Eon- 
lioUe Ist die öffinitlicbiceit. Was ixuto auch sonst von der ameri- 
kanischen Methode halten mag, sie steht ohne allen Zweifel^ Tiel mehr ' 
hn EinUang mit der Anschannngsweise und Theorie einer demohra' 
tischen Regierang als der öffentlicbe Selhetbetrieb. 



2. Kapitel. 

The Board off Gas Commissoiioro off MasoaolNioetli 

1885-1892.') 

OrgMilMtlon und Befiigiiisse, 

Mit den obigen Erkllningen im GtedSohtois wollen wir jetst su der 
Gaafimge m Massadinsetts zurfickkehTen. Wir werden dieselbe jetst sehr 
einfach finden. Die Haaptsflge der die Kommission oonstitnierenden 
Urkunde sind folgende: Die Kommission soll ans drei ▼ereidigten, 
Gehalt hesiehenden Mitgliedern bestehen, die mit Zustimmung des 
Councils vom Gouverneur-) ernannt wordon, wobei alljährlich ein Mit- 
glied aus dem Amte scheidet. Die Mitglieder dürfen nicht bei der 
Fabrikation oder dem Verkauf finanziell beteiligt sein. Die Kom- 
mission hat einen stiindigeu Schriftführer, der in derselben Weise er- 
naiint wird wie die Mitglieder. Jede Gasgesellseliaft mnfs einen jähr- 
lichen Bericht -in die Kommissäre erntatten in derjenigen Form 
u n d / u d e r j e u i g e u Zeit, die die K o ni ni i s s i o n v ( • i' s c Ii r e i heu 
wird. Dieser Bericht mnfs enthalten die Höhe des Betriebskapitals, 
die Schuldveri)tiichtnng(>n und tinan/.ielle Lage eine Angabe des jähr- 
lichen Einkummens und der Ausgaben, die Höhe der gezahlten oder 
erklärten Dividenden und eine Gehaltliste der Beamten. Der Bericht 
nmis von dem Prisidenten und dem Kassierer, sowie Ton der Mino- 
rität des Yoistandes beschworen werden. Aufser diesen Berichten 

*) Akten von 1886 c. 814 (bestätigt am 11. Jaai) erij^änzt durch Akten von 
1886 O. 848 und Akten von 1887 C. 888. Die ZneStM sn der Akte haben die 
fiefut^ninse der KommiBflion erweitert nnd alle Oeiellaohaften für elektriiohee 

lacht der KommisBion unterstellt. 

*) Die Mitglieder aind unbegrenzt wieder wählbar und können bei Veran> 
laiinng fon denelben Gewalt, die eie emaante entfernt werden ; doch nnr bei 
VeraalaMang und naoh ihrer AnhSnuig. 
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mufs jede GesellBcbaffc m jeder Zeit den Kommüsfiieii jede rerlaogte 
Amknoft Aber ihren Betrieb geben. Die Eommisnon ist anadiilck- 
lieh ▼erfechtet alle Gasgesellschaften zu beaufsichtigen und darauf 
zu sehen, dafs alle GeseUscbaften die Gesetze beobachten. A.us den 
obigen Bestimmungen ersieht man, das die GeheimbaltuDg des Gas- 
geechäftes io Massachusetts der Vergangenheit angehört. Denn die 
Akte ist in diesem besonderen Punkte von Anfang an, streng') durch- 
geführt worden. Was der Direktor einer rtasanstalt über die Lage 
weils. kann nicht nur jeder Konsument sondern auch jeder Bürger er- 
fahren. 

Aber die Bestimmung, welche über den Preis handelt, verdient 
ganz wiedergegeben zu werden: ..Auf die Klage in einem Schreiben 
des Bürgenneisters einer Stiidt oder der Vertreter einer Ortschaft, 
in welcher sich eine Gasgesellschaft befindet, oder zwanzig Kunden 
einer solchen GeseUschaft, entweder in Bezug auf die Be- 
schaffenheit oder den Preis des tou dieser GeseUschaft ver- 
kauften und getiefiarten Gases soll die EommissioD die GeseUschaft 
Ton dieser Belage durch Hinterlassung einer Abschrift derselben in 
ihren Oomptoir beoachrichtigeo und soll darauf nach Torheriger An- 
kfindigung für die Petenten und die GeseUschaft einen öffentlichen 
Termin ansetzen, und nach besagtem Termin kann sie Ter- 
fügen. ob sie eine Herabsetzung der Gaspreise oder 
eine Verbesserung der Qualität derselben für gerecht 
und angemessen findet'), und sie die dazu nötigen Anordnungen 
erlassen und Mafsregeln ergreifen, und ein Bericht über da« Ver- 
fahren und das Ergebnis desselben soU dem jährlichen Bericht an die 
Legislatur einverleibt werden.'' 

Hier haben wir also nicht nur den unwiderleglichen Beweis, dafs 
der Staat den öffentlichen Charakter ^) des Gasbetriebes erkannt, 
sondern auch ein neues Prinzip angenommen hat, in dem er ein der 
gesetzgebenden Körperschaft auhatiendes Auisichtsrecht auf eine Kom- 
mission übertrug, welche durch ihre Ständigkeit und ihren wissent- 

*) Auf die Axt und Weise, wie die Kommiraion diese Bestimmung durchführt, 
kann man MUiefiieD au der Angabe (6*^ Report p. 14), dafa, alt die Woroester 
Gat-Light-Gompany b«i der Kommiirion am die Berechtigung £Iektriritiit sa 

liefern, petitionierte, die Kommission als vorläufige Mafsrepel „eine gründliohe 
Revision der Berichte und Borechnun^ien (der tieseilschaft) vornahm.'* 
*) Im Ürigioal nicht gesperrt gedruckt. 

*) Die Erkenntoii wer nidit ToUeUndig, anf JBmpfeUiiag der Komminiou 
(1. Jahretberiofat p. 86~M) die OasUefeniDg obligntoritch geoiaoht warde. 
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•diaftiichen and unparteiischen Chacakter nel mehr Wahrscheinlidi- 
keit bot, daffl »e joM Aufiueht in angomoweiwr und befinedigender 

Weise führen würde. 

Falls die Kommission sieht, dass eine Gesellschaft gegen irjjend 
ein Gesetz verstöl'st, mufs sie die Gesellschaft und den Geueral-An- 
walt benachrichtigen, zugleich kann aber die Kommission sich an 
jedes Gericht wenden. Das Gericht mufs jetle Bestimmung dieser 
Urkunde und jede gesetzliche Verfügung der Kommission zur Aus- 
führung l)riiigen. Die übrigen für unsere augenblicklichen Zwecke 
vichtigen Bestimmungen der Urkunde verbieten den Ortsbehörden 
die Böhrenlegung durch eine zweite Geeellschait zu gestatten, wo be- 
reits eine (Jeeellschaft th&tig ist, aiüser naob einem öffentlichen Tennin. 
Selbet nach einem solchen Termin unterliegt die Mafenahme der Orte- 
behörde^ ob f&r oder gegen die Petenten der Berinon der EommiBaon. 
Spfttere ZneHtse haben die fiefngniMe der Eomminion erheblidh er- 
weitert. 

Die Thltlgkeit der Kommlwloiu 

Jedem, der die obigen Bestimmungen liest, ist es klar, dab, wenn 
dieselben nach kkgem Ermessen und mit Festigkeit durchgeftthrt 
werden, die Gasfrage thatsächlich in Massachusetts gelöst ist. Denn 
diese Kommission tou angemessener Ständigkeit, dem Staub und der 
Hitae der Parteikämpfe entrttckt, und mit solchen IGttehi die Qasin- 
dustrie Tergleichsweise in allen Städten und Ortschaften des Gemein- 
wesens zu studieren, wird nicht die trügerische und schwankende 
Yolksmeinung darstellen, sondern violnielir das überlegte und be- 
gründete Urteil und das Gewissen des Volkes. Es war ein grofser 
Vorteil für das Volk, für die Gesellschaften und fUr die Kommission 
selbst, dafs die Kommission beim Betreten dieses neuen Gebietes ein 
80 gutes und konservatives Vorbild hatte an der Eisenbahnkomtnission. 
Denn man darf nicht vergessen, dafs in Gasangelegeoheiten die 
Kommission absolut keinen Vorgänger und folglich auch keine Prä- 
cedeutien hatte. 

Die Kommission hat von Anfang an in sehr vorsichtiger und kon- 

*) Dm Amt de« (iasinsp^ktors, »las itu Jahre 1860 geschaflen wurde, wird 
beibehalten und dieser Beamte der Kommiasioo anterstellt. Dieser Beamte be- 
hM lidi nur mit der VettaUUimg der ReiDheit und Levelitknfl dee Otsei and 
mit der Prttftuig «nd Stempeluig elier im Staate benvtsten GannMier. 

VIIL 4. 5,0 10 
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servatiTer Weise gearbeitet, wohl wiMeod, dab der wUiefiliclie Erfolg 
ihrer Arbeit nicht tod sofortigen VerAgnngen von IMsemiftlsignngen 
für das Gas abhiog, wie Prof. Bemis (p. 123) anzunehmen scheint» 

wenn er sagt, dafs er nur von zwei Preisermärsigungen weifa and an- 
deutet, dai's mehr Preisermärsigungen den Erlalis eines Gesetzes rer» 
hindert haben würden, welchem den Gemeinden in Mass gestattete, 
sich selbst mit Gras und Elektricität zu versorgen. Die Kommission 
wufste, was das gedankenlose Volk und Prof. Bemis nicht zu wissen 
scheiueu, dafs die früheren Versuche der Kontrolle hauptsächlich des- 
halb ft^lilgpschlagen haben, weil es unkluge Angriffe auf die Gesell- 
schaften waren von solchen Leuton, die grölstcnteils nicht die wissen- 
schaftliclie Gelassenheit oder die Daten') hatten, um sich eine an- 
nähernd richtige Anschauung davon zu bilden, was man vernünftiger- 
weise von d'Mi Gesellschaften verlangen konnte. 

Die Kommission ging dann sehr verständig daran, sich selbst and 
die Gesellschaften herantnbflden and anter den GeeeUsehaften eine 
GleichnüÜaigkeit in dem Geschäftsjahr and derBachftlhning zu erzielen, 
damit die von ihnen Terlangten Berichte übersichtlich and ftlr ver- 
gleicheude Stadien braachbar wurden. Man braacht nar aaf "Prot 
Bemis, Abhandlang (p. 37 — 46) za verweisen, am za sehen, wie 
&ui8erst imaginiir and willkürlich alle Ton ihnen früher erhaltenen 
Berechnangeu und Resultate bezüglich der Gasindustrie in Amerika 
mnd. Diese Unbraucbbarkeit solcher Statistiken wie sie Prof. Bemis 
benutzt, und wie sie Ton dem „Progressive Age" und von „Brauns 
Directory of American Gas Companies" und von einer Senatskomrais- 
sion in New-York geliefert werden, rührt her von der Mauigfaltigkeit 
und üngeniuiigkeil der Berechnungen. Auch ändert es nichts an dem 
Werte dieser Zahlen, dafs sie von den Beamten der Gesellschaft be- 
.scliworen worden sind und die äenatskommission die Bücher der Ge- 
sellschaft revidiert hat. 

Solche Untersuchungen beweisen unfehlbar Korruption und Betrug, 

') Nachdem die Komraissitm (im sechsten Jahresbericht p. 7) auf Bolche Ur- 
teile, wie von Prof. Bemis über die Preisermäfsiguug aufmerksam gemacht bat, 
•owie ftuf den UuMtaad, dtlii eie aur auf Qmuid lohriftticher Beschwerdeo bandeln 
kann, fügt «ie hinxu: Die Frag« der Billigkeit der Preiw kann niohi eohnell 
erledigt werden, denn !«io umfarst ein ^^ründliohea Studinm der Geschichte und 
Sachlatre einer G.'H«>ilm;haft ; und die Ursache manpelhafter Qualität und die Ab- 
hilfe kann oft nur durch sorgfältige Besichtigung und Uutersuchung der vei> 
•ohiedenen Teile einer Anetalt, der benntitan MeterinlaMi und dar Arbeitemethodso' 
eimittelt werden. 

600 



Digitized by Googl( 



— 147 — 



und zwar im grolseii Mafsstabe, denn, was die Herstelluüg und Ver- 
teilungskustcn von Gas anbetrift't, so sind die Statistiken fiir jede 
Gesellschaft unnütz und für vergleichende Schätzungen schlimmer als 
unnütz. Ich brauche nur auf Prof. Bemis* 14 vergleichende Tabellen 
hmsaweisen fiber die neun Städte^ die sich selbst mit Gas Tersorgen. 
Ans der enten dieser TabeUen ersieht man, dals diese nean Anstalt»- 
leiheii ihre respektiven Geschäftsjahre an Anf Tersohiedeiieii Monaten 
beginnen, die zwischen Januar and Joli liegen. Wenn man einen 
AngenbUok die grofseo Schwankungen der Materialienpreise ta den 
verschiedenen Jahreszeiten flberlegt (ganz zu schweigen von den 
Eohknkoigunktaren u. s. w.) und die Sdtwankungen des Gaskonsumsy 
▼erliert man das Vertrauen zu den folgenden 13 Tabellen. Aulser 
dieser Verschiedenheit der Geschäftsjahre mufs man sich gegenwärtig 
halten, dafs die städtische Rechnungsführung in Amerika noch in den 
Kinderschuhen steckt, und dafs es positiv unmöglich ist, zu wissen, 
ob nicht, was die eine Stadt zu den dauernden Verbesserungen') zählty 
bei einer anderen unter die vorläutigen Keparaturen flUlt u. s. w. 

Zunächst also verlangte die Kommission Yon Massachusetts ein 
einheitliches Geschäftsjahr, eine im wesentlichen einheitliche Ruchfüh- 
ning Tind eine einheitliche Berichterstattung nach Formularen, die von 
der Kommission selbst atilt^cstellt wurden Dies hat sie erreicht und 
dadurch einen der griilsten Dienste nicht nur Massachusetts erwiesen, 
sondern ganz Amerika und der Welt, denn sie bat die erste zuver- 
lässige Gasstatistik in Amerika geliefert. 

Die ganze Kommission besuciite während des ersten halben Jahres 
fast alle Gasanstalten im Staate. Nur in drei Fallen wurde die Be- 
sichtigung einem einzigen Mitgliede anvertraut. Das Volk wartete, 
wie es sich gehörte, erst ah. um zu sehen, aus welchem Holz die neue 
Kommission geschnitzt war, folglich wurden im ersten Jahre keine 
Beschwerden fiber Preis und Qfite des Gases an die Eonunission ge* 
richtet Aber aulser dieser Besichtigung aller Anstalten wahrend des 
ersten Amtsjahres (eigentlich Tom Juli bis zum Januar) hatte die 



') pMancbf {Ti>M»'llsrhaff i'ii hfilif'n 08 unterlasfien. ponüjjende Summen für die 
Abschreibung der Abnutzung einzustellen, andere liefaen die Kosten für Ver- 
suche und Anwendangen ihr Konstraktions-Konto eriiSlmi,* 

1. Anooftl Report of Msm. On-Commiation p. 8. 

Das Obige gilt von (icti Privatgegelliohaften, dieselbe Verwirrung bemohte 

m den öffentlichen ttesellsclüiften. 

Siehe p. 88 (derselbe Bericht). ' 
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KopBmisnoii eine ebheitliche Berichtform fftr alle Oeiellaehaftea ane- 
gearbeitet» hatte Fragebogen fast an alle Anstaltea in den Yereinigteo 
Staaten mid Canada geschickt und den allgemeinen Grand für den 

aukünftigen Nutzen gelegt.') 

Die einzigen Vorschläge, die sie der Legislatur machte, waren die, 
dafs durch ein Gesetz ein Termin für die Rechnungsabschlüsse der 
Gesellschaften und für Einlieferung der Sendungen an die Kommiasion 
festgesetzt werdo, und dafs die Kommission das Recht erhalten solle nicht 
nur einheitliche iicrichte. sondern au< Ii einlieitliche Buchführung zu ver- 
langeu, dafs alle aiuU ieii Gaslieferanteu, eheuso wie Gesellschafteu 
ausdrücklich unter die Aufi^icht der Kommission gestellt würden, und 
dafs ein Gesetz erlassen würde, welches die Gesellschaft zur Dienste 
leistung zwingen könnte. Diese sowohl, als die meisten späteren Vor- 
schlüge der Kommission sind von der Legislatur angeoommen worden. 

Dies war der beeeheidene An&ng der Arbeit der Kommisaion, 
doch Schritt füll Schritt hat ae ihre Eenntniaee erweitert und mh 
ihren Kenntnissen ihren Einflufs nnd ihren Wort Sie gewann aber 
ungeheuer, als im Jahie 1887 (Act c. 886) alle elektrischen Geeell- 
sohaften nnd ihre Beziehungen lu den Geaellachalten unter die Auf- 
sicht der Kommission gesteUt wurden. Wenn wir uns erinnern, dab 
die Petition jeder neuen Gas- oder elektrischen Gesellschaft, an Plätzen, 
wo bereits eine Gesellschaft arbeitete, den Betrieb eröffnen zu dürfen, 
von der Kommission begutachtet werden mufste, sehen wir, wie absolut 
die Macht der Kommission ist. Anfang 1892 z. B. waren 131 Qe- 
sellschaften in Massachusetts unter der Kommission, von denen 47 
allein Gas, 68 Elektrizität allein, und 26 Gas und Elektrizität liefern. 
Nun . es ist klar, dafs wir auf das HauptarLniment für städtischen 
Selbsthetrieh stofseii. nändich Frage der Kapitalisierung oder viel- 
nielir der lJberkaj)italisierung. Keine esellschaft kann anfangen 
elektrisches Licht zu liefern, bis die Koniinission sich über den Bedarf 
desselben geäulsert hat; und keine Vereinigung von elektrischen und 
Gasgesellschafteu kann ohne Bestätigung durch die Kommission statt- 
finden. Aber infolge der Studien, die von der Kommission bereits 
gemacht worden sind, und infolge der ihnen zu Gebote stehenden 
Mittel die örtlichen Bedürfnisse und Verhfiltnisse zu untersuchen, hat 
die Gemeinde jede Sicherheit gegen eme kflnftige Kapitalisierung. 



') Siebe ^The ätate and the Ligbting Corporatious'' by W. 8. AUeo. Seore- 
Uiy of th« Board, ia deo „ranalt of TIm AmericMi Aoedtny of PoUtiod «ad 
Moial Soimioe. VoU IL 181-184 (Uaroh 18BS). 
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Einer früheren Überkapitalisation wird durch städtischen Selbstbetrieb 
Didit abgeholfen werden, deon man würde dafür beim Ankauf der 
Werke bezahlen müssen. Dies, mit der allgemeinen Aufgabe der 
Kommission, darauf zu sehen, dafs alle Gesellschaften die Gesetze 
beobachten, dürfte eine Sicherhpit fjewillireu, die so fjrofs wie niöf^lich 
ist. Denn wenn zu irgend einer Zeit das Gesetz gegen das Aktien- 
▼erwässeru und iilinliche Mifsbriiuclie, bei nachdrücklicher Anwendung 
sich nicht als wirksam erweist, liabeu wir in der Kommission die 
kompetenteste und tüchtigste Körj)erschaft. um zu entdecken, worin 
das Gesetz mangelhaft ist. und um passende Verbesserungen aufzu- 
setzen und zu beantragen. Wenn diese Amendements von der Legis- 
latiTe besobloesen worden ünd^ können sie nicht wie unier dem alten 
System tote Bnchstaben bleiben und bleiben es aucb nicht. 

Die Starrheit, mit der die Kommiseion die Rechte des Publikams 
gegen Vereinigungen (die früher immer eine Ehrhöhung des Kapitals 
bedeutend behauptete, zeigt sich aus ihrem 6. Bericht p. 4 und 12 — 17). 
Als die elektrische und die Gasgesellschaft von Worcester sich nur 
mit einer wahrscheinlichen Sapitalerhöhung vereinigen wollten, und 
als niemand auf dem Ternn'n erschien, um gegen die Petition Wider- 
spruch SU erheben, verwarf die KonmiisHion die Petition. Denn die 
Kommission sagte, die Vereinigung sei nicht immer ein Vorteil, und 
dafs die Gesellschaften wenigstens nachweisen müfsten. dafs sie Vorteil 
davon liaben würden, und dafs „den Konsumenten daraus kein Nachteil 
erwachsen werde*'. 

Der ganze Geist, in welclieni die Konnnission gehandelt hat. zeigt 
sich in ihrem Koiiuneiitar zu diesem P'all (p. 14): ,.l)ie Entscheidung 
einer Frage von so fjrol'ser Wichtif^keit kann nicht auf Grund einiger 
weniger bei dem Termin gethaner Aulsefungen getroffen werden. Die 
Kommission hat deshalb sich bemüht, die beiden Gesellschaften genau 
zu Btndieien; ihre Geschichte und die sie betreffenden Ertlichen Ver- 
hUtnisse, und als ein Teil dieser Arbeit wurde eine gründliche Unter- 
suchung der Aufstellungen und Berechnungen vorgenommen." 

Die Kommission erkennt an, dafe in manchen Fällen Gesellschaiten 
auf ungesetzlichem Wege das Aktienkapital erhöht haben und sagt, 
dafs in zwei F&Uen die so angegebenen Aktien eingezogen und ent- 
wertet worden sind. Aber was noch bezeichnender ist (6. Jahres- 
bericht p. 4): „Andere Gesellschaften haben sie um Rat ge&agt, ob 
es gesetzlich oder klug wäre ihr Kapital zu vergröfsem.** 

Diese letzte Bemerkung und andere, wie: „Aufser in zwei oder 
drei Fällen gaben die Beamten der Geselischafteu bereitwillig die ge- 
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wünschte Auskunft, und zeigten guten Willen, den Anregungen der Kom- 
mission Folge zu leisten" (1. Bericht p. 6) zeigen, dafs die Kommission 
sowohl zum Schutze der Gesellschaften wirkt, als zu dem der Konsumenten. 

, Das alte System war schlecht, nicht nur wegen der wuchernden 
Unebllichkeit, sondern auch wegeu der Verschwendung infolge der 
Ühöriehton KonknrrenzTenuche, fierntthuDgen» welche auf die Dauer 
für die Gesellsohaften fiwt ebenso Terderblich waren, wie für die EoDr 
Bomenten. Die Einsetznng der Eommiesion. welche den Gesellachaften 
das Monopol sicherte und sie von der Ge&hr der ,^aid s*") mit anderen 
ehrlichen und unehrlichen GeseUschaften befreitei hat das Volk be- 
rechtigt güDsttgare Preise zu verlaogen, als man unter dem alten 
System hätte bilh'gerweise verlangen können. Das heifst, die Kom- 
mission wirkt als eine Art Schutzmittel für die Gesellschaften, das ist 
abisr nicht alles, l'nter dem alten System mufsten die Gesellschaften, 
wenn es in ihrer Macht stand, Preise verlangen, um sich für diese 
„raids'^ zu entschädigen. Ferner, wie Prof. Bemis so gut gezeigt hat 
(p. 121 u. 135). mussteil die Preise der Gesellschaften hoch genug sein, 
um sie für die ..raid'* zu entschädigen, die sowohl aufrichtig, als auch 
aus rnketintnis von den gewühlten Körperschaften, nämlich Legislaturen 
und Gemeinderäten, erhoben wurden. .Ja, Prof. Bemis hat gezeigt, 
dafs die Preise derartig sein mufsten, dafs sie. für diese „raids"* Schweige- 
gekler zahlen konnten. 

Nun, wenn die Gaakommission etwas gezeigt hat, zeigte sie, dafs 
diese Gefahr, wenn nicht absolut weggefegt, so doch auf ein Minimum 
reduziert ist. Denn die Kommission hat nicht nur das gesetzliche 
Becht, alle derartigen Handlungen der Ortshehörden zu widerrufen, 
sondern sie hat auch Binflufo genug, ihre Handlungen ohne Frage an- 
nehmen zu lassen. Und wenn es zu der gesetzgebenden Körperschaft 
kommt, ist es eine der Hauptaufgaben der Kommission, Vorschläge 
zu Bedürfnissen der Gesetzgebung zu machen und so die Gesellschaften 
und das Volk ror der Unwissenheit und Parteilichkeit der Legislatur 
zu schützen. ') Man kann mit ziemlicher Bestimmtheit sagen, dafs kein 
Gesetz ühvr diesen Gegenstand erlassen werden kann ohne die Billi- 
gung der Gaskommission. Denn wie felsenfest auch jemand an die 

') Natürlich ist die Ucführ dieser „raida" gröfser, wo den lokalen Behörden 
grofaere Macht gewährt ist, wie z. U. in Ohio, wo der Gemeinderat jeder Zeit 
ohoe mach nnr eine Hehnang oder einen Tennin eine EnoMamguog der Freite tn- 
ordnet. Die Gefahr existiert aber fibersll, wo eine Legitlntur oder ein Gemeinde- 
tet besteht. Hemis p 121. 

Siehe Anmerkung 1, p. 186. 
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Demokratie glauben mag, mufe man doch zugebeu, dars es maodie 
Funktionell in dorn komplizierten modernen Staate gibt, die nicht 
direkt Ton dem Volke venehen werden können, oder selbst durch 
„Legislaturen" oder Gemeinder&te, die durch die ^^Parteimaachine" auf 
kurze Zeiten gewählt werden. Man muia sich daran erinnern (was 
Prot Bemis und die Verteidiger des städtischen Selbstbetriebes immer 
zu ▼ergessen Schemen), dafs es eine anerkannte Pflicht des Staates 
isti darauf zu sehen, dafs das Volk zu billigen Preisen ein gutes Be- 
leuchtangsmittel erhält. Es handelt sich nicht um städischen S(4b6t- 
betrich oder eine Rückkehr zu der Zeit der verderblichen Konkurrenz 
und unbeschränkten Korruption. — Nein, es handelt sich um städtischen 
Selbstbetrieb oder berufene Kontrolle seitens des Staates. Grade in 
solchen Industrieeu, welche eine grol'se, frewcrbliclie, technische und 
kaufmännische Kenntnis erfordern, wenn irgendwo, ist es angebracht 
die Autoiität anfeine Gruppe von Männurn /.n iilxUra^'en, welcliis 
es VAi ihrem Beruf machen sollen, von Jahr zu .lulir das Material zu 
einer gehörigen Regelung: di<>ser Industrie zu sammeln. Der Staat 
würde wenigstens bei städtischem 8elbstbetriebe, wenn dieser Betrieb 
lohnend wäre, vorläufig eine Kommission unterhalteu müssen, um dar- 
auf zu sehen, dafo die Stadtgemeinden die Gesetze beobachteten und 
die Bücher glekdunälsig führten, wenn die Gasindustrie auf eine 
wissenschaftliche Grundlage gestellt werden soll, und (wie das Geseti 
▼on Massachusetts über städtischen Selbstbetrieb andeutet) darauf zu 
sehen, dab dem Volke angemessene Preise gestellt werden. Denn 
wir haben in dem Pariser Falle gesehen, wie das Interesse der Stadt- 
k isse ein wichtiger, wenn nicht gar entscheidender Faktor bei der 
♦ Erhaltung: der Gaspreise sein kann, was, wie bekannt, für die wirt- 
schaftliche EntwickeluDg der Stadt schädlich ist Wenn das in Paris 
der Fall sein kann, unter Privatbetrieb, um wieviel leichter kann es 
unter städtischem Betrieb geschehen. Nein, in Amerika bedarf die 
GEisindustrie, wie die meisten anderen Dinge, nicht der Gesetzgebung, 
sondern der Verwaltung.') Und die p]rfahrung der Gas-Kommission 
(sowie anderer derartiger Komissionen) hat gezeigt, trotz der alten An- 

') Die aus dieaer (Quelle eaUphngeude Uefahr ist ofienbar in Amerika visl 
grSfaer ab andemro, d» die Aidte ab SeiiBpfoiigan der Staaten bot ioIcIm 
Beohte bodtno, die ihnen direkt wüehen woidea, and weil die Unum nnd die 
Staaten die Hauptsteuerquellen sich selbst reserviert haben, aber auch in 
jedem einzelnen Falle ein Maximum der zu erhebenden Üteuem feetgeeetit und 
der Möglichkeit zu borgen eine enge (i^renze gezogen. 

Siehe firyoe I. 617 and WiUoaghby p. 1S4 (Anmerk.). 
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icliaiiiiiigtwQise und der 4. JvU-Beden, d»fo eine ranere, mehr wwea* 
»diaftliche nod tttchtigere Yerwaltiiiig im Ntman dm Staate« vnd 
durch eniamite Beamte zu erlaogen ist, als durch lokal gewiUte Be- 
amte. Das scheint mir ein enteoheidender Punkt zu sein zu Gunsten 
der Kommi88ionaaa6icht und gegen städtischen Betrieb. Dies bringt 
mich auf eben Charakterzng der Theorie nnd Thätigkeit der Gas- 
kommission, welcher, wenn er nicht der allerwichtigste ist, doch die 
gröfste Verscliiedenheit von der zerstörenden und t<itdlichen Staats- 
philosophio ist. von der wir uns allmählicli aufangeu loszureifsen. 
Ich meine die wesentliche Entziehunf^ aller ^fachthelugnisse in Bezug 
auf Gas von den Gemeinden und die Ubi rlic^l'eruug der Macht in die 
Hände der Beauftragten des Staatey. Was könnte in schärferem 
Kontraste stehen mit all den Tradition* -n und Prahlereien unserer 
lokalen Selbstverwaltung, deren Lob de Taqueville so schön sang.*) 
Die neue städtische Beluuchtungakte bietet allerdings deu Ge- 
mainden die Wahl zwischen Freiheit oder gewiisermafsen freiwilliger 
Stellnng tmter den Schatz eines Meisters. Das ist ein Zostaad, der 
iholich demjenigen ist» welcher im Mheren Mittelalter herrsehte, 
wenn wir hdren, dab freie Männer nicht im stände waren ihre 
Freiheit zu behaupten und sich freiwillig unter den Schutz irgend 
eines Edelmannes stellten. Was man auch zu Gunsten der demo- 
kratischen Regierung im allgemeineD und der lokalen Selbstregieraug 
im besonderen sagen mag, die Geschichte eines jeden Staates zeigt, 
dafs die städtische Regierung nach irgend einem jetzt bekannten Plane 
Terfehlt ist, und dafs die direkte Kontrolle der Gesellschaften durch 
die Legislatur mit Hilfe der gewöhnlichen (lorichte ebenfalls verfehlt 
ist.-) Al)(T die Gasknmmi>,si()n und die Risenhalinkommissäre haben 
bewiesen, dafs eine Kontrolle dieser (Tesellschaft nach der Kommissions- 
methode ausfülirhar ist und zwar verhältnisniiifsig leicht. Aber Prof. 
Bemis sagt, übergebt die Gasanstalt deu Gemeinden und ihr werdet 

*) Sialw besonden D« 1» D4mooratie en Amerique. Tome I, Chqpiler V. 

*) „Es kson nicht geleu(;net werden. d»h die Regierang der Stidte d«r eine 
snffallende Mifserfolij der Vereinit(t«Mi Staaten ist." 

nTbe American Commoowealth" Vol. I. p. 608 (2 Bde. Loodoa 1889) voo 
Jene« firjoe. 

Femer p. 61S (yom Nevr-York). Von den 806 im Jahre ISTO «rissienea 
Akten betreifon s. B. 21S Akt«n Städte und DSrfer, wovon M lieh auf SMdte 
beeiehen und 96 auf die Stadt New- York allein. 

Niohta kann besser die Verfehltbeit der Stadtverwaltaog in Amerika be> 
leuchten und die Notwendigkeit» die grofwn indnctrielleB Intcfeeaen dem Bereieb 
der Legiilatnr, im gewinea Sinne wenigsten, sn entrBoken. 
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die Eomiption verMben, welefaes der tödtliche Zog in dem ameri- 
taitMfihen Stftdtelebeo ist, und Prof. Jamet, der mannhaft dieselbe 
Politik vertheidigt, sagt (p. 65) „ . . . . der Dienst mnfs absolut Ton 
der Politik getrennt we rden" nnd anderer Stelle (p. 74) ,,. . . es ist 
wenigstens möglich die schlimmsten Übel der öff<'ntlichcn Verwaltung 
durch ein gehörig eingerichtetes System des Zivildienstes los zu 
werden/' und noch einmal (p. 75) ..Wenn die öft'eutliche Verwaltung 
wirklich untüchtig und verdcrlit ist. ist der einzige Ausweg aus 
der Schwierigkeit die Verbesserung des ofVfUtlicben Dienstes.** Prof. 
Bemis' Mittel (auch von Prof. James gebilligt) erinnert einen sehr 
lebhaft an die Frau, welche eiiH-n bekannten Trunkenbold heiratet, in 
der Hoffnung, ihn einfach dadurcli, dafs sie ihn heiratet, zu bessern. 
Aber alle Eriahrung beweist, dafs es die Klugheit gebietet, erst den 
Mann zu bessern und dann ihn zu heiraten. Da wir eben von Prof. 
James sprachen, möchte ich erwähnen, dals er behaupten will, unter 
den bestehenden VerhSltnisse sei der städtische Betrieb die dnsige 
Reltung. Wenn er dann auf die (im jetzigen Kultuistadium) un- 
überwindlichen Schwierigkeiten stÖfst,ruft er aus: Ja, diese Schwierig- 
ketten bleiben swar unüberwindlich, aber wir müssen diese Schwierig- 
keiten aus dem Wege räumen. Eine genügende Antwort darauf ist, 
dab wir swar kein Mittel gefunden haben die Schwierigkeiten aus der 
Welt zu schaffen, aber indem wir die Aufgabe in rationeller Weise 
in Angriff nehmen, haben wir in Gestalt der Kommissionsaufsicht eine 
Methode gefunden, die einfachere Gasfrage zu lösen. £s ist gar nicht 
UDmöglich, dafs aus der Erfahrung mit dieser Kommissionsaufsicht 
wir vielleicht irgend eine Hilfe finden, das schwere Problem der 
städtisclien Regierung zu lösen. 

Die Kommission hat eins der j^röfsten Ühel des alten Systems 
abgeschafft, und zwar dasjenige, weU hes liauptsächlich zur Grundlage 
der Opposition gej^en den Privatbetrieb solcher Anstalten gemacht 
wurde. Ich meine die Korruption bei dem Ahsclihifs von Kontrakten*) 
für öffentliche Beleuchtung. Es ist klar, dafs, so lauge die Kommission 
das Hecht der eigenen Initiative und ebenfalls die Verpflichtung hat, 
auf blofses Ansu<^en des Bfirgermosters oder der Aldenea dne Untere 
suchung, d. h. wirklich eine sachverständige, zu unternehmen, und 
fiüls die Umstände es rechtfertigen, eme Herabsetzung der Probe so- 
wohl für das öffnitliche als private Qas anzuordnen, dafs dann die Gesell- 



*) Stehe Prof. H. G. Adtn» in den Pablicationi of Aneriosa Boon. A«o» 
dstioiL Vol. II, p. 6-48. 

S07 



Digitized by Google 



— 164 



sohaften in ihrem eigenen Intoresae schlau genug sein werden, nur ver- 
nünftige Forderungen zu stellen. Es steht für sie zu viel auf dem 
Spiele, sie riskieren entweder einen Befehl, die Preise herabzusetzen) 
oder die Konzessionierung einer Konkurrenzgesellschaft. Die Zeiten, 
wo sie letztere Gefahr durch Rrkaufung der Ortsbehördeu abwenden 
konnte, sind zum Glück vorbei. Daraus fol<?t. dals der Koutraktab- 
schlufs für die nftV'iith'clie Heleuchtuni; eine hlolhe ForiiisaGhe geworden 
ist uud deshalb alle (Gelegenheit zur Korruption verloren hat. Das 
Verhältnis des Geuieindekörpers ist unter der gegenwärtigen Methode 
zu dem eines gewöhnlichen Konsumenten herabgesunken, mit den- 
selben Rechten uud Pflicliten, wie jeder andere Konsument. Abge- 
sehen von diesem Verhältnis übt der Gemeindekörper die volle Polizei- 
gewalt ^) über den Gasbetrieb aas und hat ferner ein berathendes 
Becht (das dem Appell an die Gaskommission unterliegt) Aber allge- 
meine Ökonomie des Bdenchtnngswesens. 

Die obigen Betrachtungen werfen einiges Liebt auf die Frage, 
warum nicht mehr Verfügungen auf Herabsetzung der Gaspreise vor- 
liegen. Der Grund ist einfach der, dafs es jetzt weniger Veranlassung 
zu einer solchen Herabsetzung gibt. Ungeachtet dessen, was ich Uber 
das Mifslingen der Schöpfung einer annehmbaren Stadtverwaltung 
durch die Demokratie gesagt habe, bin ich doch weit davon entfernt 
zu glauben, dais nicht eine geläuterte Demokratie im Laufe der Zttt 
nicht nur eine gute, sondern die beste Stadtverwaltung liefern kann. 
Bbenso wie die Erfahrung gezeigt hat. dafs ein ununterrichteter Ge- 
meinderat und eine Legislatur fUr die Gesellschaft und die Gemeinde 
ebenso gefahrlich ist, wie ein korrumpierter, so haben die Rrfahrnngen 
der Gas- und ähnlicher Kommissionen (unter deren Hauptaufgaben 
diejenige war. die Kenntnis über ihren hetrerteuden Gegenstand sowohl 
unter den Katsversaramlungen und Legislaturen und unter der Bevöl- 
kerung im allgemeinen zu verbreiten) der Welt hewiesen. dafs das 
Volk vernünftig ist und gar nichts dagegen hat. dafs die Gesellseliaften 
angemessene Dividenden erzielen, und dafs. wenn das Volk alle That- 
sachen kennt, es die gegenseitige Achtung, die Liebe für Gerecbtig- 

') Bit sa dm Amendement von 1887, welches einen Appell von den Ort«* 
l>ehörilen wegen Erlaubnis oder Verbotes tlcr Röhronlpsrung gertattete, konnten 
die Städte einer (i^asgeselUchaft ein absolutes Monopol geben. Aber dieses 
AmendemeDt gab diete wkshtige Befugnis lehr mit BÜeohl %riedtr dem Staate 
nrfiek. 

Siehe «och HolmM p. 416w 
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kdt und gleiches Spiel ist» welche jede Partei daTon ahhfilt, die andere 
zu ttberrorteileD. zu Tersnchen. 

Das führt zu der Bemerkung, dafs die Haaptleistimg einer solchen 
Kommission (und das ist der gröf8t(i Vorzug des ganzen Systemes) 
mehr in der Verhinderung als in der Abhilfe yon ÜbelstÄnden besteht, 
ebenso wie eine tüchtige Polizei und eine schnelle und bestimmte 
Krimiualverwaltnng vielmehr die Verhütung als die Bestrafung von 
Verbrechen be/weckt. Die Gaskomnii^sion tritt mit weit ausgedehn- 
teren Befugnissen in die Fufslapfeu der Eisenbahnkonimission und bis 
jetzt fiüem Anschein nach mit den gleichen Erfolgen. Dem ober- 
tliichlichen Beobachter könnte es vielleicht scheinen, dafs die Kom- 
missäre wenig oder gar nichts zu thun haben, wegen der geringen 
Zahl') der erlassenen positiven Verordnungen. Aber die Wahrheit 
ersieht man sehr gut aus dem folgendeu Absatz aus dem Bericht 
(1882 citiert nach Holmes) der Eisenbahnkommissfire. „Beechwerden 
worden, wenn sie den Eisenbahndirektoren mitgeteilt wurden, so rasch 
abgeholfen, dafs eine Veröffentlichung der Thataache, dafs sie emstiert 
hatten, ein Akt der Ungerechtigkeit gewesen wäre. Sachen, die einet 
Gegenstand Ton lange fortgesetsten Zeitnngser5rterangen gewesen 
wfiren, auf welche dann langatmige und hitzige Dehatten im Parla- 
ment gefolgt wären, wurden in alier Buhe geordnet, sobald die Par- 
teien einander Aug in Aug gegen ül)erge8tellt wurden. Fragen, welche 
kostspielige Prozesse in Aussicht stellten, sind durch Konferenzen 
oder selbst durch Briefwechsel erledigt worden. Von der Bestim- 
mung über die „Short hauls" sagt die Kommission, sie ist nicht 
ausgeführt worden, aber man hat sich „allgemein friedlich 
darein ergeben^*. Vor 13 Jahren bereits konnte die Kommission 
sagen (Bericht 1878): „Man krhmte wohl zuversichtlich behaupten, 
dafs heute kein Teil des gewerblichen Apparates in Massachusetts 
existiert, der in st;iner Gesamtheit mit eintin stärkereu Gefühle der 
Verantwortlichkeit dem Publikum gegenüber, oder so vollkommen frei 
▼on Mifsbräuchen im Betriebe, oder mit so eifrigem Wunsche, 
yemünftigen Ansprächen zu genügen, betrieben wird, als das 
Eisenbahnqrstem des Staatee.** Ich wiederhole dies dem Leser, 



') Bei der Beip'-fthung der etwas ähnüchcri Englischen Eisenbahn komrais- 
»ionen, saj^t Mr. Charles J. Adams (Railroad, their origins and problems p. 53, 
New-Yurk 18b7): „Die einfache Thatsache, dafs es ein Gericht gibt, dafs ein 
App«rmt exiitiart sar Mhoellaa nnd endgittigeo BnlMheidimg danrtjger Fhigai, 
hat dtmelben ein finde gemteht» ne tanohen nieht mdar aof.* 
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der mit der Geschiobte und den Arbeiten der Qaekommission yertraut 
ist, es gibt keinen vernünftigen Grund daran zu zweifeln, daf% im 
Laufe der Zeit natürlicb, sie solche Heeultate wird aufweisen können, 
wie die Eisenbahnkomraission. Aber angesichts solcher ReHultate ist 
es nicht zu viel gesagt, düls. wenn in iilmlicher Weise alle halb(iflfent- 
lichcn Betriebe auf dieselbe Höhe gebracht werdiMi und das Volk auf 
Grund wahrer, von diesen Verwaltungsbehörden gelieferter Angaben 
im Stande ist sich ein Urteil über diese DiuL'e zu bilden, dals dann 
die Demokratie eine ideale sein wird, und wir dann ji-nen idealen 
öffentlichen Dienst haben werden, den Prof. James (und alle Vertei- 
diger des städtischen Betriebes mit ihm; als notwendig voraussetzt, als 
notwendige Bedingung iHr einen erfolgreichen städtischen Seibetbetrieb. 
Ihre Sacbe ffillt aber dnrch ihre eigene Behauptung, denn gerade daa, 
was einen öffenÜicheo Betrieb ennöglicht, beseitigt dessen Teimeint- 
liche Notwendigkeit. 

Es bleiben also noch die Fragen ttbrig, wenn eine Art Anfricbt 
notwendig ist, (a) welche Vorteile bietet dieses System vor dem eng- 
lischen, (b) welche direkten Vorteile vor dem städtischen Betrieb? 

Der Beantwortung dieser beiden Fragen möchte ich die Bemer- 
knng vorausschicken. da(s der erziehliche Teil der Wii k^amkeit der 
Kommission die Vorbedingung ist für ein erfolgreiches Wirken beider 
Systeme. - Eine einheitliche Buchführung und eine einheitliche Ab- 
liassung der Berichte dei- Gasanstalten sind vom wissenschaftlichen 
Standpunkt notwendig, bevor die Gasindustrie mit Erfolg und Befrie- 
digung betrieben werden kann, entweder von ötlentlichen oder privaten 
Köq)erschafteii. 31an hat aber allgemein in Amerika die Erl'alirung 
gemacht, dal's solche Daten nicht einfach gesammelt wt rden k(»nuen, 
indem man ein Statut beschliefst, das Informieruni? verlangt, ohne 
dafs sich jemand darum zu kümmeru braucht, dafb dieses Gesetz auch 
nachdrücklich ausgefülut wird. 

Kehren wir aber jetst zu dem Englischen System aurttck. Die 
durch die Akte von 1873 und 1877 angenommene Methode war die, 
eine bestimmte Leuchtkraft und Eeinheit des Gases, eine beschrSnkte 
Kapitalisierung und Versdiuldung, sowie ein Maximum flir den Ver- 
kaufopreis') und ein Maximum fOr die Dividenden für jede GeseUachaft 
ftatxnsetzeii. Um aber die GeseUschafb anzuspornen, mit der Zeit 
mitzugehen, und durch Erm&fsigung der Preise die Benutzung des 



*) Die Dividende eoU niohi Aber 10*/, lein, wenn der Verlnobpreii 8t>9d 
pro lOQO Knbikfdft betrigt. 
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Gasee auszudehneu, wird ferner bestimmt, dafs für jeden Penny Er» 

mäfsigung oder Verteuerung des Preises für 1000 Kubiklob Gas die 
Gesellschaft ihre Dividende am '/# ^/o erhöhen darf, resp. Yermindem 
rntifa. Abgesehen nun Ton dem oben erwähnten Umstand, nämlich 
dais wir in Amerika die nötige Grundlage, um diese Maxima ohne 
Kommis.sion zu bestimmen, nicht haben und nicht bekommen können, 
stehen noch mehr ernste Schwierigkeiten entgegen. Zunächst sind 
alle Konzessionen in England besondere, wälirend in den meisten 
amerikanischen Staaten die Gt ^i-Uscbiiften nach allgemeinen Gesetzen 
begründet sind ; sodann hat mau genug von allen Privatgesellscluiften 
in Amerika gesehen, um zu Avissen, daf^s sie zu wenig von dem Ver- 
autwortlichkeitsgeluhl gegenüber dem Publikum haben, als dafs sie 
geneigt wären ein solches Gesetz freiwillig zu befolgen. Anderseits 
iit es noch Uarer, data, wenn man sieh nur anf ^ gewöhnlichen 
Gerichte ▼erlassen konnte, man nicht daran denken konnte die 
Seilschaften zur Befolgung der Gesetze zu zwingen. Es ist anch noch 
fraglich, ob man nnseren Legislatoren, selbst wenn sie gen^nde 
Kenntnisse hätten, um solche G^tze abzufassen wie die englischen, 
zutrauen könnte, dab sie es ehriich thun würden. Wenigstens, wenn 
man die Überlastung aller unserer Legishitttren betrachtet, wilrde 
sie niemand durch diese Extralast von privater Gesetzgebung ver- 
snchen wollen. In Anbetracht aller dieser Erwägungen mufs man zu- 
geben, dafs die englische Kontrollmethode für Amerikn fjar nicht in 
Frage kommt. Das ganze englische System, das auf der Unbestech- 
lichkeit und absoluten Oberhoheit des Parlamentes beruht, ist gar 
nicht zu verwenden, nicht nur bei unserem politischen Charakter und 
Anschauungen, sondern auch bei der ganzen Masse unserer Ver- 
fassungen und Gesetzen. 

(b) Wenden wir uns jetzt zu der Fragte der Übernahme des Be- 
triebes durch die Stadt. Wenn wir zunächst die Entwickelung der 
Industrie in den letzten 100 Jahren unter der Herrschaft des Unter- 
nehmungsgeistes und der Thatkrafb des einzelnen betrachten, ist es 
klar, dais in jeder Industrie eme Voreingenommenheit gegen öffentliche 
Betriebe besteht, und deehalb liegt denen, die für den Wechsel ein- 
treten, offenbar die Last der Beweisführung ob. Ich bin weit davon 
entfernt, zu behaupten, dafs eine Stadt unter keinen Umständen streng 
industrielle Funktionen, die vorher Ton PriTaten erfüllt wurden, fiber- 
nehmen sollte. Aber ich behaupte, dab eine solche Obemabme nicht 
eher ratsam ist, als bis man vernünftige, ausschlaggebende Gründe dafür 
'hat, dafis sie nötig ist Ferner ist es klar, dab mit jedem Fortschritt 

•11 



Digitized by Google 



— 168 — 



der Menschheit und jeder Förderung der Wisaenschaft. und mit jeder 
Zunahme der Bevölkerung, und besonders mit jedem Wachstum der 
städtischen Bevülkerun{^, «;ebieterische Bedürfnisse sich geltend machen, 
die dem Staate und der Gemeinde neue Ijasten auferlegen, die grols 
genug sind, um die Stcucrkraft aufs höchste anzustrengen. Ein 
Hau}»ts;rund , der oft vergessen wird, warum amerikanische Städte 
schlechter verwaltet sind als eumpiiische, ist der. dafs sie nicht natür- 
lich herangewachsen, sondern vom juristischen Standpunkt plötzliche 
Schöpfungen der Legislaturen sind, und vom sozialen, politischen und 
Ökonomischen Staudpunkt nicht einheitliche Wesen, sondern organi- 
flirte Haasen sbd. Aber wegen diese« ohne Veigleieh dftetebeoden 
WaduthamB der Stftdte haben die Bedürfoiaee des Augenblicks ein 
Handeln verlangt, ohne irgend welche Festsetzung eines Planes oder 
einer Regierungstheorie. Die Städte milTsten oft handeln, nicht weil 
sie glaubten, dab ein gegebenem Ding das beste, oder auch nur gut 
war, sondern weil etwas geschehen mulste. 

Also mit diesen abnormen überspannten Zuständen im Städte* 
wesen ist es wohl klüger, seine Kraft aaf einen Versuch zu konzen- 
trieren, die gegenwärtigen Obliegenheiten der Verwaltung za ordnen 
und VM verbessern, als irgend Vielehe neue auf sidi zu nehmoD} wenn 
nicht die Notwendigkeit gebieterisch herantritt. Aber genug 
ist schon darüber gesagt worden, dafs bereits ein anderer und besserer 
Auswt aus den Schwierigkeiten gefunden worden ist. Ferner haben 
die Verteidiger des städtischen Selbstbetriehes uocli nicht den guten 
Erfoljj dieses Betriel)es als Thatsache erwiesen, 'j Unter amerikanischen 
Verhältnissen und rein theoretisch betrachtet fällt der logische Beweis 
unter den heutigen Verhältnissen zu Gunsten des geregelten Privat- 
betriebes aus. Selbst Prof. Bemis behauptet nicht einmal, dafs Ge- 
meinden 80 Inllig wie PriTatgesellsohaften fabrizieren können. Ich 
habe, wie ich glaube, ausreichend gezeigt, dafii einerseits thatsftehlich 
die Gesellschaften die beeseren Talente bekommen, und dafs andrei^ 
seits «ine tttchtige Kx>mmis8ionskontrolle dem Volke den Vorteil der 
Extragewinne des PriTatuntemehmens gewähren wird. 

Wenn noch mehr Beweis nötig wäre^ um zu zeigen, dafs eine 
Privatgesellschaft (befireit von den „raids** der Legislaturen und Ge- 

') Ich habe bereits (Seite 147) gezeigt, warum nach meiner Ansicht die Zahleu 
▼on Prof. B«inii nioht raTerliwig rind. Am demaelben Ornnde finde iob keine 
genügeoden Angaben für ein vergleichendes Studiam der Onsbenitnnglkoiten. 
Bin« Tabelle der jetqgen Verkau&preiM findet niMi im Anhiiig. 
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meindräte) billiger als eine öffentlidie produzieren kann, könnte mau 
ihn in der unerreichten Blüte der I^ariser G^elUchaft finden. Ich 
habe aber gezeipjt, dals die Gefahr solcher „raids" unter dem in Mas- 
sachusetts herrschenden System auf ein Minimum heschränkt ist. 
Und dafs hat zu hedeutcn. dals ^ei^enwärticr eine solche Beständigkeit 
der Politik und des Dienstes iu keinem städtischen Betriebe in Ame- 
rika') erreirlit werden kann. Es bedarf nur eines Blickes in Prof. 
Bemis' Hchnft. um zu sehen das diese Beständigkeit der Politik von 
den Städten die eigene Werke besitzen,') nicht erreicht worden ist. 
Aber nur wenige werden seine schweigende Annahme gelten lassen, 
dafs, so lange die Direktoren alle tüchtig sind, es wenig ausmaohty 
wie oft sie gewechselt werden. 

Aber, sagen die Yeitheidiger des städtiBohen Selhstbetriebes, 
eine Kontrolle, die wirksam ist, Temichtet ja alle Termeintlichen Vor- 
teile des Pri?atbetriebes.*) Es dürfte als eine genügende Antwort darauf 
gelten können, dafs die Gesellschaften, über deren frühere Gewinne 
solche Klagen erhoben wurden, selbst an die Kommission glauben 
und sich bereitwillig ihr unterwerfen. Denn die Kommission hat „ver- 
ständige öffentliche Erörterung an Stelle der unwissentliclien Gewalt** 
eingeführt. Ferner leugnet eine solche Behauptung die Grundlagen, 
auf denen ein demokratisches Regiment beruht, und vor allem, wo- 
rauf die Ausführungen zu Gunsten des städtischen Selbsthetriebes 
beruhen. Trli meine den Glauben au die Fähigkeit und den Willen 
der aufgeklärten öfl'untlichen Meinung, das Rechte zu thun. Das Ar- 
gument beweist zu viel : denn es würde der Privatunternehniung in jeder 
Hinsicht den Vorteil entziehen. ersclieint mir als eine zu pessi- 
mistische Lebensansicht, zu behaui)ten, dafs eine (Tesellscbaft autliören 
wird, Energie. Unternehmungsgeist und Thatkraft zu haben, nur weil 
sie verhindert wird, die als gerecht anerkannten Gesetze zu übertreten, 



') Siehe Bemis p. 69—79, 80. 

*) Prof. James z B. (7\) sact, dafs fnst obenfjoviel Leute nrforderlich sein 
würden, um eine wirksame iLontrole auszuüben, als man zum betriebe der An- / 
■UUen braucht. Die Antwort danuif liigt in der Tbstnclw, dtfs die drei 
StMtabeamteD in UaMaohusettt im rtsade gewaten sind, die weit grofsere Industrie 
der Verkehrsmittel zu kontrollieren (siehe p. 188). Paria liefert noch eine 
schlnirPiulcre Widerlefriinfr dieser Bfhiiuptunj?. 1882 waren in den Werkstätten 
6084 Menschen beschäftigt (Expert. Bericht p. 16ö Anraerkg.), während 1883 die 
Zahl der im KontroUdienet atdienden nur 79 betrug. (Blook und Pontioh p. 
429 ) Und doch wird allgemein sugeetanden, dafs die Kontrolle so nahe der 
VoUkommenheit war, wie nnr etwsa in dieeer nnvoUkommenen Welt sein kann* 

61S 



Digitized by Google 



— 160 — 



oder zu glauben, dafs eine verständigte öfTentliche Meinung wünscbeD 
wird die Gesellschaft eines müfsipen Profits zu berauben. 

Eine andere Erwäguufj verdient kurze Beachtung. Die Ver- 
teidiger des städtischen Betriebes können sagen, dafs eine Gemeinde, 
die reif genug ist. um von einer KomniissionskontroUe Nutzen zu 
ziehen, auch für deu städtiaclien Betrieb vorbereitet ist, und dafs die- 
selben Faktoieu, die in einem Staate wie New- York den £rfolg einet 
städtieelieii Betriebet Terhindeiien, auch eine wirksame KommiseioDB- 
kontrotte unmöglich machen würden. Diese echeint zneret nicht zu 
beantworten zu sein, aber bei genauerer üntenuchung werden wir 
finden, dab sie nicht wohl begrttndet ist. Wenn ein Staat eine solche 
▼errufene Politik und Verwaltung fiberiiefert bekommen hat wie Kew* 
Yoik, gibt es nur ein Mittel dagegeui — {»olitische und sittliche 
Erziehung. Nur die einzelnen vom Staate zu Terschiedenen Zwecken 
ernannten Kommissionen sind gröfstenteils in der Korruption dieser 
Stadt untergegangen, erstens weil sie nur zeitweiligen Oharakters waren, 
so dann, da sie nur flir die eine Stadt allein ernannt waren, hatten 
sie keinen genügenden Niinbus, den man durch die Tbätigkeit in 
anderen, als korrumpierten, Gegenden erlangt, wo das sittliche und 
politische Gefühl eine ehrliclie Verwaltung verlangt. Wären alle An- 
stalten des Staates unter derselben Kommission, dann dürfte viel- 
leicht die Ehrlichkeit des übrigen Staates auf die Korruption des 
schlimmsten Theiles rückwirken. Und ferner, wenn es die Erziehung ist 
deren man bedarf, ist eine der Haupt pflichten und Obliegenheiten 
einer solchen Kommission eine erziehliche. Als letztes Argument 
mSekte ich noch anfuhren, dafs eine solche Kommission als wirksamer 
befunden worden ist als irgend etwas anderes in einigermaben 
ähnlichen Legen. Nichts wurde als genfigend befunden das Übel aus 
solchen Plätasen wie New*York zu entfernen. Und nach allem, was 
wir bereits gesehen haben, kann der städtische Selbstbetrieb in solchen 
FSllen gar nicht in Frage kommen. Deshalb würde es die Elugheit 
gebieten, dieses, das beste für diesen Fall bekannte Mittel zu ve^ 
suchen. 
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3. Kapitel. 

Aflgemeliie ZtotumiieflfMsiing und SehlQsM. 

Ich beabsichtige jetzt, ohne ein besonderes Resüm6 des Ka- 
pitels über Amerika zu geben und ohne die auf den Seiten 63—65 
und 129 — 130 befindlichen besonderen Zusammenfassungen zu wieder- 
holen, die Aufmerksamkeit auf einige aus dieser Studie zu ziehenden 
Schlüsse zu lenken. Ich bin mir dessen wohl bewufst, wie schwierig 
es ist, Dinge, die in ihren Verhältnissen so weit verschieden sind, wie 
die in diesem Aufsatz betrachteten, mit einander vergleichen zu wollen. 
Es giebt aber, wie mir scheint, gewisse breite Schlüsse und Grund- 
sätze die ihnen allen gemeinsam sind. 

1) loh habe gezeigt, wie innig die, bezüglich der BeleoohtuDga- 
frage in aUen Linden befolgte Politik mit der allgemeinen poHtiachen, 
leohtUohen nnd wirthiohaftüchen Geacfaiohte der betreffonden Stidte 
nnd Staaten Terbandra ist; nnd wie theoretiache Kngen znnlehst den 
waehaenden BedHrfiiiflsen der Tenchiedenen Qememden nnd dann vor 
ADflm den wirUichen oder veimeintlichen FinaomSten der QrtdnMe 
irakdien mnfstcn. In diesem Umstand sehe ich einen Grund, gegen 
den städtischen Betrieb. Denn der städtische Betrieb ist beständig 
in Gefahr, die bereits bestehenden Gegensätze zwischen den lokalen 
Finanznöten und dem wirklichen dauernden wirtschaftlichen Interesse 
der Gemeinde zu verlängern und zu verschärfen. Dieser übelstand 
scheint mir in Amerika grösser zu sein als anderswo, wegen der 
strengen und engen Grenzen des Steuer- und Anleiherechtes, die den 
Städten von den Staaten auferlegt worden sind. 

2) Ich habe gezeigt, dafs die Gasversorgung aufgehört hat eine 
Sache von rein privatem Interesse zu sein, und die grösste Bedeutung 
gewonnen hat für die Sicherheit, G^undheit, Zufriedenheit und wirt- 
achaftliche Wohlfahrt der Gemeinde als Ganzes. Da aber diese yer^ 
Mhiedom AffientHofaen lateresBen nidit durch daa PriiratFeeht allein 
geeohtttit werden können, so mah in den FäUen, wo die Natur der 
ladnetrie nnd die Yerliiltniase, nnter denen sie betrieben' wird, eme 
echte nnd wirksame Konknirenz unmöglich machen, daa Belenchtnngs- 
weseo direkt vom Staate geicgelt nnd beanftichtigt werden anf Grand 
seines öffentUidien und wesentlichen Oharakters. Denn die Geschichte 
der ChMindostrie in allen Ländern lehrt, dafs sie ein echtes Monopol 
sem mufs, entweder in den Händen öffentlicher Behörden oder in 
den Händen privater G^eeellschaiten» 

vui. 4. 8,5 n 
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8) Warn also der Betrieb mehr von öffentlichem als ron privatem 
Interesse ist, so eignet er sich seiner Natur nach nicht mehr fiir das 
Privatrecht und den privaten Vertrag und mufs in irgend einer Weise 
geregelt werden; es bleiben nur zwei mögliche Lösungen, nämlich 
ÖfEentücher Seibatbetrieb oder Kontrolle mittels einer Kommission. 

4) Nun folgt mit Leichtigkeit aus dem Gesagten, dal's eine Stadt, 
welche in politischer, administrativer und technischer Beziehung fähig 
ist, öffentliche Gaswerke mit Erfolg zu betreiben, auch im stände ist. 
private "Werke vermittelst der aufgeklärten öffentlichen Meinung mit 
Erfolg zu kontrollieren, dies bewirkend durch eine Kommission mit 
wetten, diskretionären Befugnissen. Es folgt aber dnrchaiis nicht, daCi 
aaeh da« Umgekehrte dum g&t Wir haben allen Omad zu glaaboi, 
dafs z. B. in England, wo der «tUdtieehe Betrieb gut finiktioiiirt bat, 
auch die KbinniiMionikoDtroIle, soweit de das Gaa betrifft, ebenso gut 
Mk bewKhrt und anfiserdem der Untsmehnrangalaat des Enminen 
fteieres Spiel gewährt haben wttrde, von wekber rieh die iadnslrieDe 
nnd wirtschaftliche Überlegenheit der angelsSduriwehen Baase nm groften 
Teile herschreibt 

6) Es leuchtet auch ein, dal's die GaskoninuMOn in Massachusetts 
einen neuen und glücklichen Aufschwung im menschlichen Regiment 
bedeutet, und dafs sie Aussicht bietet, die früher mit der Gaslieferung 
zusammenhängenden IJbelstände zum Verschwinden zu bringen und 
all den Vereinitrten Stnaten als Vorbild dient zur Gesundung des 
ganzen Problems fler Korporationen. Dafs deshalb die wichtigsten 
Schlüsse des Herrn Prof. .lames (Nr. 4 und 7), dafs keine Form der 
Kontrolle erfolgreich gewesen ist oder sein kann, widerlegt sind. 

6) Ich glaube es klargestellt zu haben, dafs, wenn in diesem 
Falle der städtische Betrieb ratsam ist, die Beweisführung denen ob- 
liegt, welohe ftr diesen Wechsel eintreten. Aber der etidtisdhe Beirieb 
ist in Amerika mit gans besonderen Gefisbren Terimfipffc mokt nnr 
wegen der politischen Korraption, sondern noch mehr wegen der Bnt^ 
stehung, IntensitAt, Orölae und ungeordneten Verhältnisse des stKdtisohen 
Lebens daselbst und wegen der eigentftmliohen Bntwidcelnng der 
Demokratie und des Parteiregimentes in diesem Lande. leb kann 
nicht finden, dafs der städtische Betrieb eich thatsächlich als erfclg- 
reich erwiesen hat — wenigstens dala sein Erfolg bewiesen worden 
ist — und in der Theorie sollte man nach meiner Ansieht nur darauf 
zurückkommen, wenn :indere Methoden, die mit unserer nationalen 
Industrio und unseren politischen Idealen mehr in Rinkiang stehen^ 
versagen« 
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7) Mdne AuafÜhniDg bringt zu dem Schlüsse, diifs die gewSlm- 
liehe Behauptung, dftfs eine Stadt sich nicht auf industrieUe Unter- 
nehmungen einkissen sollte, falsch ist. Man kann dafUr keine alU 
gemeine Regel niederschreiben. Jeder Fall mufs nach seinen Vor- 
teilen und in Anbetracht der besonderen Verhältnisse des Ortes und 
der Zeit einzeln beurteilt werden; anderseits ist die Zahl von neuen 
Unternehmungen, die durch den Fortschritt der Menschheit den Ge- 
meinden unfehlbar werden aufgedrängt werden, ao grols, dai's die Not- 
wendigkeit für einen solchen Selbstbetrieh in jedem einzelnen Falle 
klar auf der Hand liegen mufs. 

8) Aber der überraschende Erfolg der Gaskommission von Massa- 
chusetts (sowie deijenige ähnHcher Kommissiuneu) hut bewiesen, dafs 
die Notwendigkeit in Bezug auf dieeeu Betrieb nicht existiert, und 
daft ein gleich wirkmner, wenn nicht b cwerw Ausweg aut der 
Schivierigkeit beraits gefunden ist. 

9) Aber Abgesehen von der Versorgung mit Licht zu angemessenen 
PMssn kistet dM Eommitsions^ystem der Welt einen grobartigen 
wiweiiiicibsfltiflfaen, statistisdien und politischen Dienst Denn sie 
aeigen FKhigkeit des Volkes, sich selbst zu regieren, indem sie 
aeigen, dafs das Vdk, wenn richtig belehrt, selbst das nicht mifs- 
Wanohen wird, was vor einigen Jahren für ein so gefährliches Recht 
galt, — nämlich einer priraten Gesellschaft durch eine Kommission 
die Preise zu bestimmen. Die von diesen Kommissionen gelieferten 
Resultate bilden die einzige genügende Grundlage, auf der die Ge- 
meinden vielleicht in der Zukunft mit Erfolg eigene Gasanstalten be- 
treiben werden. Und es ist durchaus nicht unmöglich, dafs in einem 
späteren Eutwickelungsstadium, wenn die Gesellschaft weiter fortge- 
schritten ist und das städtische Leben mehr auf wissenschaftliche 
Grundlage gebracht ist, das Beleuchtungsweseu und ähnliche Betriebe 
mit Recht vielleicht in den Besitz und die Verwaltung der Gemeinden 
lltiei|p)hcM winton. 
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Litteratnr -Verzeichnis. 

Bei weitem der pröfste Teil des Materials für diesen Aufsatz 
be8t4'ht iu amtlichen Berichten und Urkunden. Alle neueren syRt«- 
matischen Werke über National (•kononiie und Fiuanzwissenschaft ent- 
halten wertvolles Material, da sie aber den (xcgenstand nur gelegent- 
lich streifen, und wohl bekannt und allen erreichbar sind, halte ich 
es nicht für notwendig diese benutzten Werke aufzuzählen. Da ich 
auf dem Kontinente schreibe, bin ich nicht in der Lage Angaben 
über viele Werke über diesen Gegenstand zu machen, die ich in 
Ameiika gelesen aber nicht mitgebracht habe. Diejenigen, die den 
GegenBtaod weiter ferlolgou wollen, Terweiae ich auf das IiitteiatDr- 
VenEekliiiiB am Schlosse tod ,,lliiiiicipal Monopolies elc<' by A. H. 
Sinolair. 



Accum, J. A Practical Treatise on Qas Light 3^ Ed. Loodoa 1816. 
BIhM; W. J. Die Steinhobleii^bdoiiefatiiiv «le. Beriia 18M. 
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Dewey, 1). K. ,,llunicipal Revenue from Street Kailways" in Fublications of 

the American Economic Association VoL II Mr. 6. Baltimore 1888^ 
Diehl and Ilgen. Gwbeleaohtang und Oaww r b r a nch eUs. ImMn Utn. 
Ooodnow, J. G. «Powen f. XnnidiMlitaes BMpoetlBf Ftablle Worin.« Fab. 

Amer. Econ. Association Vol. II Nr. 6. 
Ilgen, J. VV. W. Die Gas-Industrie der Gegenwart etc. Leipzig 1874. 
James, K J. Tbe Kelation of the iLodern Hanicipality to the Gas Supply. Pub. 

Amor. BooB. Anomt. ToL I not. S and 8. 1888. 
Loroy^Beaulieu, Paul. h'fiUi Moderno et Lee fanctions. Paris 1890. 
Xoore, G. Electric Lighting in the Gity Detroit Pnb. Amer. Koonomio Ano- 

ciaüon Vol. II no. 6, 1888. 
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Kutter, U. 0. N. Das Ganze der Oas-Beleuchtaag. Leipzig 1835. 
Salornons, C. S Praktische Winke für Gaa-Konsumenten. Mainz 1885. 
Schilling, N. W. Handbuch für Steinkohlen^as-Beleuchtung mit einer Geschichte 

der Gas-Beleuchtung v. Kapp. Text u. Atlaa. 8. Aufl. Ufioohen 1879. 
Denelb«. StetiftiMahe Mitteaoiif über die OM-Aintalten DeatMdilMidt etc. 

München 1868. 

Sinclair, A. H. Municipal Monopoliei and Their Monoyement. Toronto 1891. 
Verein von Gas- und Waaser- Fachmännern Deutschlands. 3 Bde. 1880—1883. 
(BBthaltend die Berichte f&r 39 Jahre). 

Wien. 

Akten betreffend die Gasfrage (Verlag des Hagistrats 1885). Diese Schrift ent- 

Uat die Dekrete. VerordDniiffeii ele. Ton 1880-1844. 
Beilegen lu Gemeinderata-ProtokoUeo. Beeooden Beilegen XXII. 1884, YIII. 

1888, XII. 1889 and VII. 1890, dieeelben sind voIlstSndige Abdrucke der 
gerichtlichen Urteile über die Gaafrege nnd des Beferet von Mikolei vom 

21. Sept. 18tf9. 

Beilegen, XVI. 1885 (Keferet TonBniing); XVI. 1886 (Megietrale-Refonit 

betreffend den Bau einer städtischen Gasanstelt und Betrat der Oie* 

kommissinii vom 24. Sopt 1880 (von Dr Prix), 
13erichte der Handels- und Gewerbekammer für N.-Österr. von 1868 an. 
Bericht dec vom österreichischen Ingenieurs- und Architekten- Verein ernennten 

Komiteea aar Prüfung der BntwfMb einer Xonkan*AM«direibang für die 

Gasbeleuditun^ der Haupt- nnd Beeideni>8t«dt Wien, im Febraar 1871. 

Selbstverlag des Magistrats. 
Bericht der vom N.-Öster. Gewerbeverein mit der Prüfung der Wiener Gasver> 
tregeJBntwtflb betmaten XommMoo, mitgeteilt in der KmatefetMinalitng 
ein 21. April 1871. Besondere Beilege sn Nr. 18 der Woebemobrift des 

N.-Öster. Oewerbevereins 

Die oben erwähnten drei Entwürfe selbst. Verlag des Mapristrats 1870. 

Berichte, Verwaltungsberichte der Stadt Wien, vom Jahre 1860 an, unter ver- 
schiedenen Demen enohienen. 

„J. Die Gasfrage etc. Wien 1876. 

Oumplowie/. Ludwi^r. Das ö^terreichisobe Steeterecht (VerÜMennge- nnd Ver> 

waltungsreclit etc.). Wien 1H91. 
Preis-Tarif der Uas-Beleuchtungsanstalt der Imperial-Continental-Gas- Association 

in Wien vom 1. Jen. 1888. 
Protokolle des (Tcmeinderat« (nur «eit 1862, früher nicht gedruckt). 
Ulbrich, Joseph. Handbuch der österreiehiaehen Verweltang. 2 Bande. Wien 

1888-1890. 

Verträge. Die drei Pachtverträge mit der Imp.-Cont-Qee-Aieo«intk»n. Veriag 
dee Megiatrata, ohne Datum (ce. 1886). 

Weiss, C. Geschichte der Stadt Wien. 2 Bände. Wien 1872 und 1888. 
Wien. Wien 1848-1888 Denkschrift zum 2. Dez. 1888, heranegegeben vom 

Gemeinderat der Stadt Wien. 2 Bände. Wien 1888. 
Jabrbveh. Statietisobee Jabrboch, jihriieb eeit 1888 enebienea. 
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Paris. 

Coehin, Donys. La Ck>mp8gnie du Gaz et la ViUe de Fum, Paris 1869. Jfini- 
haltend vollständigen Abdruck von: 

a) TnüM passe entre la Ville de Paria et la Compague d'iloiairage et 
4b Ghanffi«« par la Gas (le 7 Pavrier 1870)w 

b) iMtraction Pratiqae donnant la Marche ä suivre pour les Experi» 
eooea relatives Ii la determiuatioii jouraaliere du Pouvoir eolairant et 
de la bonne epuration du Qaz de la Gompaf^nie Paritienne. 

c) Rapport da la Comminion nommee par M. le Miniitra da Flnteriaur, 
la 88 jaavier 1880. en esfeotion da l'artiole 48 da TnM intarfana la 7 
jaavier 1870 entre la Villa de Parü at la OoBupagiiia pariaiaBaa 

d'eolaira^e et de Choutfage par 1p Gaz. 

Bapport presente par M. Coobin, au aom de la 8« Commiasion sur 
la qaeation da PabaiiiaBiaat da prix da <i«i. (Annaoa an Iteate-Yarbal 
(da GoMaa Kttoiaipa]) de la Stenoa du » JCan 1898.) 
Bloak et Pontich. Administration de la Ville de Paris et du Departemeat 
maariue de la Seine Par II. Heori Pontioh toos la direotioa da Maarica 
Bloch etc. Paris 1884. 
Da Camp, Masc Fkris, tea Organet, Mi FonotioBt et la Vie ata. (8 Binde). 

Tome V. Pari» 1876. 
Kaufmann, Richard von. Die Finanzen f raakreioha. Laipaig 1888. 
Proct'«- Verbal du Conseil Municipal etc. 
Tbery. £d. La ^uestion du üaz k Paris. Paris 1888. 

DieM Bnoh eothStt noen Tollitlndigea Abdrook ▼on: 

a) Traites de 1865 et de 1861 et de 187a 

b) Convention de 1872. 

c) Projet de Traite Martial bemard. 

d) Projet de Traite Floqaet 

e) GaM^qaenaet d'nne ledooUmi da Friz de 0»10 (oa da OyO^ eent> ear la 
Totalitö du Gaz livr6 ä la Consumption (Note par la Oompagoie 1880). 

f) Rapport de M. Cochin (voir no. 32) et „Note de la Compagnie parili* 
enne du Cku" sur diverses parties du Kappurt de M. Coobin. 

g) JUmoire de M. le Prtbt de la Seine (H. Ploquet) aa Ckmeail M omei. 
pd, le 18 join 1882. 

h) Rapport de l'In^enieur en che( MMia.-llireotaar (dee Tarvaox de la 
Ville, M. Huet) le 22 Mai 1882. 

i) Avis du Comite Consultatit sur l'interpretatioa du Traite aveo la Com- 
pagnie Fariaieane, le 88 Mai 1888. 

k) Lettre du Comite de Petitionnement au Prefet de la Seine. Juin 1883. 
1) Rapport de M. Voinn aa nma de la 8« Üemauanoa le 8 Aoüt 1888. 
Rapports. 

a) Rapport des Rzperta drease ea Esteataoa de VAM da Oaaiiil de 
Pr«ftotttro da la Seine de 16 Jnillet 1888. Paria 1884 pp. 818. 

b) Rapports (Annuels) de la Compagnie Parisienne. 

(Diese Berichte werden jährlich seit 1866 von der Gesellaohaft hacaaa* 
gegeben. Ich habe eigentlich nur die neueren benutzt). 
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Raduction de Prix du Oaz k Paris: !• Compagnie Paririenne etc. Contra la 
Ville de Paris. Demande en Interpretation du Traitt^ de Concession (Ver- 
waltnogsgerichtHohe VerhandlaDgen vor dem Conaeil de Pröfeotare de 1» 
Seine mit Dekret deMelben). Färb 1888 (pp. 218). 

Siaumel» J. B. TMt« l^mtdro de Droit Ptoblio et AdninutratiT«. »ling« 
mit m Ooartnt de la Ugidatioii U plne rtaite. Ftob 1880L 

MassaohasettB. 

Aiam», O. J. Fr. Beilroede Their Originf and Problem«. Bevieed Edition with 

Appeodiz. New-Tork ead London 1887. 
Adams, H. C. Relation of Municipal OoTernment Public Works ia The üoip 

ted States. Pub. Amer. Econ. Assoc. Vol. II, Nr. 6, 1888. 
Allen, W. 8. «The State and The Lighting Corporatiuns," in Annale of the 

AmerioMi Aeademy of FoUtieal and Sooial Sdeoee. YoL II. No. 6 (1881!^ 
Bemii, E. W. Hunioipal Ownership of Gas in the United Stetee. in PnU. 

Amer. Econ. Association Vol. VI Nr. 4lß. 1891. 
Bryce, James. The American Commonwealth. 2 Vols. London 1889. 
Clark, J. C. State Bailroad Commissions and how they may be made Effective. 

(Fab. Amer. Eeon. Aaioo. Vol. VI. Hr. 8, 1881.) 
Foote A. R. a) Hunioipal Ownership of Industries, Washin^pton D. C. 1891. 

h) Municipal Ownership of Quaai-Public Works. Washington D. C. 1891. 
Bolmes, G. K. „The State Control of Corporations" in Politioal Soienoe i^oar- 

terly SepU 1890 (New-York). 
Xetthewt, Metbaa Fr. U.mng9 of the Xayor <of Beeten) Trenemitting Report 

of the Special-Commission au Taxation. Boston 1891. 
Xikkelsen, M. A. Electric Stnet Lighting in Ciiieago. in Annab of Tbe Amer. 

Aoademy etc. Vol. II, Nr. 5. 1892. 
BcpMrte: 

a) Beporte (Auma!) of The Beerd of Gfee and Eleetrio Ll^fiA Oonnk- 
sioner«. (1*^ 6*^ and Boston. 

(Bis 1887 hiefs es nur Board of Gaa Commissioners etc.) 

b) Annual Report of the Inipeotor of Gas Meters and Illuminating Gas 
(KeMadraeette). Jan. 1891 (Borton). 

(Diese Berichte werden seit SO Jahren heramgegebea.) 
o) Annual Reports of the Interstate Commeroe Oomminion. Beporte 1* S, 
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d) Reports and Decimone of the InteraUte Conunetee OeoadMon VoL I 
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(Diese sind die Entscheidungen der Kommission). 

e) Report of the Special Committee an the Use of Street« by Private Cor« 
porations. City of Boston ^Maass.) Doe. 144—1890. 

f) Annnel Beporte of the Boerd of BaOroad Oomminionere M eiMe hn eette 
(e^ 1890). Boelon. (loh habe die ganze Reihe derselben studiert, 
aber habe leider nur einige davon für diese Arbeit zur Hand.) 

Toqueville, Alexis de. De la Dßmocratieen AmÖrique. STomes.Ed. Bruxelles. 1887. 
Willoughby. SUte Aotivities and Politie«, in Paper« of The Amerioen Hiato- 
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Verlag von GusUy Fischer in Je na. 

Sammlung nationalökonomischer und statistischer Abhandlungen 

des staatswissenßchaftlichen Seminars zu Halle a. S. 
herausgegeben von Dr. JoliuiineH Conrad, 

ProfoMor in Halk-. 

Die bisher orsrliioncnon Hefte «.'iithulten ; Agrarstaiistische Untersuchungen Ober den 
Cinflus« des ZuckerrDbenbaus auf die Land* und Volkswirthschaft unter boaondtircr Horiirk- 
sichti(;uTig der l'rovinz Sachspn von Dr. Gustav Humbert. Prei«: 2 Mark 80 Pf. — Beitrag 
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